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EDITORIAL/131: Von Ratten und Menschen (SB)
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Von Ratten und Menschen

Es bedarf keiner geringen, geschweige denn ausführlichen Reflexion, um
zu bemerken, daß es zwischen der Art der Ratten, ihr Überleben zu
gestalten, und der Art des Menschen, dasselbe zu tun, keinerlei
Verwandtschaft oder Ähnlichkeit gibt, wechseln doch die Ratten bei
einem grundlegenden Mangel oder einer entsprechenden Überlebensnot
einfach den Gegenstand oder im erforderlichen Fall den Ort ihrer
Ernährung, um sich andernorts und mit neuer Beute zu Lasten der
übrigen Welt ihres Fraßes zu versichern.

So setzt demgegenüber der Mensch doch viel gründlicher und
umfänglicher zugleich und mithin ergiebiger und erschöpfender an, um
sich seiner Ernährung und seines Überlebens aufs entschiedenste sicher
sein zu können, er wechselt seinen Schritt.

Ihre Schattenblick-Redaktion


3. Mai 2019
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ATOM/214: Halbwertzeit - keine Brennelementefabrik, keine Nukleartransporte ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 3. Mai 2019

LKW mit Uran erreichten Donnerstag Lingen / BBU fordert Transportverbot
und Stilllegung der Uranfabriken in Lingen und Gronau



(Bonn, Hamburg, Lingen, Gronau, 03.05.2019) Nach der Ankunft von
Lastwagen mit Urancontainern am Donnerstagabend (2. Mai 2019) in Lingen
hat der Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erneut die
sofortige Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen sowie das
generelle Verbot aller Atomtransporte gefordert.

Anti-Atomkraft-Initiativen hatten am Donnerstagmorgen die Ankunft eines
Frachtschiffes mit Nuklearmaterial in Hamburg dokumentiert. Weiteren
Beobachtungen zufolge haben gegen 14.15 Uhr zwei LKW mit weißen
Zugmaschinen und jeweils einem blauen Container mit radioaktiver Fracht
(UN-Nummer 3325) den Terminal von Eurogate in Hamburg Richtung
Zoll/Köhlbrandbrücke verlassen. Gegen 19.20 Uhr erreichten die beiden
LKW die bundesweit letzte Brennelementefabrik in Lingen (Emsland,
Niedersachsen). Mehr dazu unter [1].

In Lingen werden in der dortigen Brennelementefabrik Brennstäbe
hergestellt, die international in Atomkraftwerken zum Einsatz kommen. So
wurden in Lingen z. B. Brennstäbe für Atomkraftwerke in Belgien und der
Schweiz produziert.

In der Brennelementefabrik in Lingen hatte es im Dezember 2018 einen
Brand gegeben. Danach wurde der Anlagenbetrieb für 2 Monate gestoppt.
Der BBU und zahlreiche Initiativen und Verbände aus Niedersachsen und
anderen Regionen fordern seit geraumer Zeit mit der "Lingen-Resolution"
die sofortige Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen sowie des
AKW Lingen 2. Mehr dazu unter [2].

Am 40. Jahrestag der Inbetriebnahme der Lingener Brennelementefabrik
demonstrierten am 19. Januar 2019 in Lingen Bürgerinitiativen und
Umweltverbände für die sofortige Stilllegung der umstrittenen
Atomfabrik. Bisher gibt es keine Laufzeitbegrenzung für die Anlage.
Offiziellen Plänen zufolge soll sie auch nach der Stilllegung der
letzten bundesdeutschen Atomkraftwerke Ende 2022 weiterhin Brennstäbe
für den weltweiten Markt herstellen. "Der Betrieb der Anlage ist mit
Gefahren, Atommüll und zahlreichen Atomtransporten verbunden. Die
Transporte und die Anlage müssen gestoppt werden", betont
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz.

BBU: Auch die Uranfabrik in Gronau stoppen!

Etwa 40 Kilometer südlich von Lingen steht in Gronau (NRW) eine weitere
Uranfabrik, eine Urananreicherungsanlage, für die es bisher auch noch
keinen Stilllegungsfahrplan gibt. Auch der Betrieb der Gronauer
Uranfabrik ist mit zahlreichen Atomtransporten verbunden. Traditionell
treffen sich Anti-Atomkraft-Initiativen aus NRW, aus Niedersachsen und
aus den Niederlanden immer am ersten Sonntag im Monat zum
Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage. So auch an
diesem Sonntag, 4. Mai. 

Mehr dazu unter http://www.enschedevoorvrede.nl

An dem Betrieb der Gronauer Urananreicherungsanlage ist auch der
RWE-Konzern beteiligt. Mit den Protesten bei der diesjährigen
RWE-Hauptversammlung in Essen (3. Mai 2019) wurde auch die sofortige
Stilllegung der Gronauer Anlage gefordert.


Anmerkungen:

[1] http://www.atomtransporte-hamburg-stoppen.de/category/aktuelles

[2] https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%202019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.05.2019

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 
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KOHLEALARM/594: Klimakampf und Kohlefront - Bündnis und Protest ... (Kampagne "Ende Gelände")


Kampagne "Ende Gelände" - 3. Mai 2019

+++ Ende Gelände stellt RWE ein Ultimatum +++ Sofortiger Kohleausstieg
im Angesicht der Klimakrise +++ Europaweite Mobilisierung für
Massenaktionen des zivilen Ungehorsams +++ 



Essen - Ende Gelände unterstützt die heutigen Klimaproteste gegen die
Hauptversammlung des Konzerns RWE in Essen. Im Angesicht der Klimakrise
fordert das Klimabündnis einen sofortigen Kohleausstieg und kündigt
Massenaktionen des zivilen Ungehorsams vom 19. bis 24. Juni 2019 im
Rheinland an.

"Die Braunkohletagebaue von RWE sind eine der größten CO2 Quellen Europas
und somit einer der Orte, der die Klimakrise verursacht. Ende Gelände
stellt dem Kohlekonzern RWE ein Ultimatum bis zum 19. Juni 2019, um ihre
Kohlekraftwerke abzuschalten und die Tagebaue stillzulegen. Verstreicht
diese Frist aktionslos, werden sich aus ganz Europa tausende
Klimaaktivisten auf den Weg ins Rheinland machen. Mit unseren Körpern
werden wir uns vor die Kohlebagger stellen und die Zerstörung unserer Erde
aufhalten. Wir schauen nicht tatenlos zu, wie Konzerne unsere Zukunft
verfeuern," erklärt Kathrin Henneberger, Pressesprecherin von Ende Gelände.

"Wir haben keine Zeit mehr zu verlieren, wir müssen jetzt handeln.
Ungebremst rasen wir auf eine vier bis sechs Grad heißere Welt zu. In den
Ländern des globalen Südens ist die Klimakrise bereits jetzt grausame
Realität. Die aktuellen Auswirkungen der Klimakrise dort sind tödlich.
Kohlekonzerne wie RWE sind aber nur an kurzfristigen Profiten interessiert.
Deshalb müssen wir Klimaaktivisten Verantwortung übernehmen, mit zivilem
Ungehorsam die Notbremse ziehen und RWE's Braunkohletagebaue stilllegen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 03.05.2019

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/593: Klimakampf und Kohlefront - nicht nur die Kohle ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - 2. Mai 2019



RWE-Hauptversammlung in Essen (3. Mai 2019): Breite Proteste vor und in
der Grugahalle

Bonn, Essen - Der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass es am Freitag (3. Mai 2019) in
Essen vor und während der Hauptversammlung des Energiekonzerns RWE
zahlreiche Proteste geben wird. Der Dachverband der Kritischen
Aktionärinnen und Aktionäre organisiert neben kritischen Redebeiträgen
auf der Hauptversammlung vormittags von 08.30 Uhr bis 11.00 Uhr eine
Demonstration vor der Grugahalle. Kritisiert werden einerseits die
klima- und gesundheitsschädlichen Auswirkungen der Aktivitäten des
RWE-Konzerns in den Bereichen Kohle- und Atomenergie. Außerdem wird der
Umgang von RWE mit meschenrechtlichen Sorgfaltspflichten wie z.B. bei
Umsiedlungen in Kolumbien und Russland kritisiert. (Mehr dazu unter
[1])

Anti-Atomkraft-Initiativen, die Ärzteorganisation IPPNW und der BBU
fordern zudem vom RWE-Vorstand, die noch laufenden Atomkraftwerke des
Konzerns in Lingen und Gundremmingen sofort stillzulegen. Desweiteren
fordern sie die sofortige Stilllegung der Urananreicherungsanlage
Gronau. RWE verfügt zusammen mit EON ein Drittel der Anteile an deren
Betreiberkonzern Urenco.

Der BBU begrüßt es, dass auch Initiativen der Kampagne Fridays for
Future die Proteste bei der RWE-Hauptversammlung unterstützen. Auf der
Facebookseite der Kampagne heißt es dazu: "Nächsten Freitag findet
anlässlich der RWE Hauptversammlung eine NRW-weite Demonstration in
Essen statt! RWE hält mit der Braunkohleverstromung an einem Konzept
fest, das definitiv nicht zukunftsfähig ist. Deshalb ist es für uns
klar, dass wir Freitag in Essen unsere Stimmen erheben werden, um gegen
die Klimakrise und für die erneuerbaren Energien zu demonstrieren. Kommt
auch ihr vorbei! (Quelle: [2])

Udo Buchholz vom BBU-Vorstand betont "Die gemeinsamen Proteste sind ein
wichtiges Zeichen. Die Kohle- und Atompolitik von RWE und anderen
Energiekonzernen muss gestoppt werden. Die Zukunft gehört den
erneuerbaren Energiequellen."

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.


Anmerkungen:

[1] https://www.kritischeaktionaere.de/kohle-stoppen/irrwege-stoppen-fuer-klimagerechtigkeit-kaempfen

[2] https://www.facebook.com/fridaysforfuture.de/photos/a.2013155225443846/2212496255509741/?type=3&theater

 * 

Quelle:

BBU-Pressemitteilung, 02.05.2019

Pressemitteilung Trägerkreis der Ahaus-Demonstration

Rede von Udo Buchholz in Ahaus

Herausgeber:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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MELDUNG/199: Wo steht welches Denkmal? Eine neue Webseite gibt Auskunft (idw)


Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin - 02.05.2019

Wo steht welches Denkmal? Eine neue Webseite gibt Auskunft



Wer schuf das in Spandau stehende Denkmal für den preußischen Soldaten
Carl Klinke, der 1864 im Deutsch-Dänischen Krieg mit einem Pulversack ein
Loch in die Palisadenwand gesprengt haben soll? Wie kam es zu dem
Märchenbrunnen im Volkspark Friedrichshain? Und aus welchem Material ist
die "Spiegelwand" in Steglitz? Eine neue Webseite beantwortet diese und
andere Fragen zu über 2000 Bildwerken im öffentlichen Raum von Berlin.
"Wir wollen auf den reichen Schatz an Bildhauerei in der Stadt aufmerksam
machen und das Erlebnis von Kunst stärken", sagt Prof. Dr. Susanne Kähler,
Wissenschaftlerin an der Berliner Hochschule für Technik und Wirtschaft
(HTW Berlin).

Die Informationsplattform Bildhauerei in Berlin, kurz BiB, enthält mehr
als 2000 frei zugängliche Bildwerke im öffentlichen Raum. Dazu zählen
Plastiken, Personendenkmäler, Brunnenanlagen, mitunter auch Konzeptkunst
und Wandbilder, wenn sie hinreichend große Bedeutung haben. Nicht
aufgenommen wurden individuelle Grabmäler auf Friedhöfen. Diese Arbeiten
hätten einen anderen inhaltlichen Zugang erfordert, erklärt Prof. Dr.
Kähler, die im Studiengang Museumskunde der HTW Berlin lehrt und forscht
und das Projekt gemeinsam mit ihrer Kollegin Prof. Dr. Dorothee Haffner
und dem wissenschaftlichen Mitarbeiter Dr. Jörg Kuhn betreut.
Kooperations-partner beim Aufbau der Datenbank war der Verein für die
Geschichte Berlins.

Wer auf die Webseite geht, findet auch Geodaten, Literaturhinweise und
viele Bilder. Viele Einträge enthalten nicht nur Basisdaten, sondern auch
umfassende Objektbeschreibungen sowie eine gut dokumentierte
Objektgeschichte. Eine umfassende Zusammenarbeit mit dem Landesdenkmalamt
Berlin machte dies möglich.

Bei seiner Arbeit konnte das Team an die gleichnamige Vorgänger-Webseite
anknüpfen, die 2013 aus personellen und technischen Gründen offline gehen
musste. Eine Förderung der Senatsverwaltung für Kultur und Europa zur
Digitalisierung von Objekten des kulturellen Erbes des Landes Berlin
ermöglichte nun die Wiederbelebung.

Noch ist nicht alles flächendeckend erfasst. 2019 liegt der Schwerpunkt
auf dem Bezirk Lichtenberg und den Bildwerken aus der DDR-Zeit. Erneut
sind Studierende der HTW Berlin mit im Boot. Doch auch die Mithilfe der
Berlinerinnen und Berliner wird gerne angenommen. Bei jedem Bildwerk gibt
es ein Kommentarfeld, in das man Ergänzungen und Hinweise eintragen kann.
Die Bemerkungen werden vom Projektteam sorgfältig überprüft und nach
Möglichkeit eingearbeitet.


Weitere Informationen unter:

http://www.bildhauerei-in-berlin.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution216

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AKTION/7237: Hamburg - Hundert-Jahr-Feier der Universität, 10. Mai 2019


Universität Hamburg - 02.05.2019

Das größte Fest der Universitätsgeschichte: Hundert-Jahr-Feier der
Universität Hamburg



Am Freitag, den 10. Mai 2019, feiert die Universität Hamburg das größte
Fest ihrer Geschichte. Anlass ist die Eröffnung der Hochschule vor genau
einhundert Jahren. Die Veranstaltung beginnt mit einem Festakt, bei dem
Bundestagspräsident Dr. Wolfgang Schäuble als Alumnus der Universität die
Festrede hält. Moderiert wird die Veranstaltung von Julia Sen,
NDR-Moderatorin und Alumna. Parallel und im Anschluss findet das große
Campusfest auf dem Zentralcampus statt.

Die weiteren Redner und Ehrengäste beim Festakt sind:


	Prof. Dr. Dr. h. c. Dieter Lenzen (Präsident der Universität Hamburg)

	Dr. Peter Tschentscher (Erster Bürgermeister der Freien und Hansestadt Stadt Hamburg, Alumnus)

	Dr. Alexander Gerst (ISS-Kommandant, Alumnus, Ehrensenator der Universität)

	Professor Dr. Michael Otto (Aufsichtsratsvorsitzender der Otto Group, Ehrensenator der Universität)

	Otto Waalkes (Künstler und Alumnus)



Der Festakt beginnt um 12 Uhr im Audimax und wird live auf den Campus
übertragen. Er bildet damit den Auftakt für das Campusfest auf dem
Von-Melle-Park, der dann zur Festmeile für Universitätsmitglieder wird.
Neben Theateraufführungen, Objekt Slams und Tanzaufführungen wird es viele
Mitmachaktionen sowie Attraktionen für Jung und Alt geben. Die Deutsche
Post betreibt nur an diesem Tag eine Campusfiliale, an dem sie den
Sonderstempel "100 Jahre Universität Hamburg" vergibt.

Ab 15 Uhr startet auf der Bühne das Programm des AStA mit der norwegischen
Punk-Pop-Band Sl&oslasch;tface, den Plattdütsch-Rappern "Blowm & Maddin un
de Maudefaades" und der Deutschpopband "Dain Fadinzt".

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4463: Marbach - #LiteraturBewegt 1 "Lachen. Kabarett", 19.05.-18.08.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Mai 2019

Sonntag, 19. Mai bis Sonntag, 18. August 2019

#LiteraturBewegt 1: "Lachen. Kabarett"

Eine Improvisationsausstellung



Nie wird, so scheint es, so viel gelacht wie in Krisenzeiten. Lachen
ist menschlich, Lachen stiftet Gemeinsamkeiten, Lachen befreit. Aber
Lachen kann auch todtraurig sein oder bitterböse und gemein. Wir
spüren den Varianten des Lachens im Literaturarchiv nach: Welche
Texte begünstigen welches Lachen? Die Frage führt ins Zentrum des
Kabaretts, das an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert entsteht und
als Kulturform die Zuschauer einbezieht, Lachen provoziert und oft
zugleich das Gegenteil bewirken will: Verstörung im Angesicht der
Wirklichkeit, Aufruf zur politischen Aktion. "Lachen. Kabarett"
ist die erste Ausstellung in einer Reihe zu Literatur und
Medienwechsel.

Gefördert durch die Kulturstiftung des Bundes und das Ministerium
für Wissenschaft und Kunst des Landes Baden-Württemberg.

ERÖFFNUNG

 #LiteraturBewegt 1: "Lachen. Kabarett"

Eine Improvisationsausstellung

Gespräch mit Sandra Richter und Heike Gfrereis um 16 Uhr,

Lesung mit Max Goldt um 20 Uhr

Sonntag, 19. Mai 2019

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Nie wird, so scheint es, so viel gelacht wie in Krisenzeiten. Lachen
ist menschlich, Lachen stiftet Gemeinsamkeiten, Lachen befreit. Aber
Lachen kann auch todtraurig sein oder bitterböse und gemein. Wir
spüren den Varianten des Lachens im Literaturarchiv nach: Welche
Texte begünstigen welches Lachen? Die Frage führt ins Zentrum des
Kabaretts, das an der Wende vom 19. zum 20. Jahrhundert entsteht und
als Kulturform die Zuschauer einbezieht, Lachen provoziert und oft
zugleich das Gegenteil bewirken will: Verstörung im Angesicht der
Wirklichkeit, Aufruf zur politischen Aktion. "Lachen. Kabarett"
ist die erste Ausstellung in einer Reihe zu Literatur und
Medienwechsel.

Zur Eröffnung liest um 20 Uhr Max Goldt: »Dass Max Goldts Werk sehr
komisch ist, weiß ja nun jeder gute Mensch zwischen Passau und
Flensburg. Dass es aber, liest man genau, zum am feinsten Gearbeiteten
gehört, was unsere Literatur zu bieten hat, entgeht noch immer
vielen« (Daniel Kehlmann).

Um 16 Uhr führen Sandra Richter und Heike Gfrereis im Dialog in die
Ausstellung ein, durch die zum 42. Internationalen Museumstag von
16.30 bis 19.30 Uhr zahlreiche Mitarbeiter des DLA führen.

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Mai 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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LESUNG/4303: Bielefeld - "Lesen gegen das Vergessen" am 9. Mai 2019


Stadt Bielefeld

Lesen gegen das Vergessen



Bielefeld (bi). Auf dem Rathausvorplatz wird am Donnerstag, 9. Mai, an
die Bücherverbrennung durch die Nationalsozialisten im Jahr 1933
erinnert. Gegen das Vergessen lesen ab 17 Uhr Bielefelder Bürgerinnen
Gedichte und kurze Prosastücke von Autorinnen, deren Bücher verboten
oder verbrannt wurden. Mit der Veranstaltung "Lesen gegen das
Vergessen" geben die Stadtbibliothek und das Künstlerinnenforum bi-owl
den Autorinnen, die dem Regime zum Opfer fielen, eine Stimme und
Gehör. Das Duo Kozma-Kießlich (Gesang, Piano, Akkordeon) begleitet den
Abend musikalisch.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 2. Mai 2019

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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TAGUNG/2408: Heidelberg - Wie die Stadt zum Lernraum wird, 7.-9. Mai 2019


SRH Hochschule Heidelberg - 03.05.2019

Wie die Stadt zum Lernraum wird



Beim ersten LEARN[IN]-Symposium vom 7.-9. Mai 2019 beleuchten die SRH
Hochschule Heidelberg, die Università degla studi Firenze/Italien und die
Universidade do Minho/Portugal innovative Lernräume in den Städten und
die Schnittstellen zwischen Architektur, Stadtplanung, Landschaft und
Bildung. Die interessierte Öffentlichkeit ist dazu herzlich in die
Ludwig-Guttmann-Str. 6 in Heidelberg eingeladen.

Werkstätten, Cafés, öffentliche Plätze oder die freie Natur - so genannte
"informelle" Lernräume gewinnen in den Städten auf der ganzen Welt
zunehmend an Bedeutung. Zum ersten Symposium zum internationalen und
interdisziplinären Projekt LEARN[IN] vom 7. bis 9. Mai lädt die SRH
Hochschule Heidelberg mit ihren Kooperationspartnern Università degla
studi Firenze/Italien und die Universidade do Minho/Portugal herzlich die
interessierte Öffentlichkeit ein: "LEARN[IN] The re-definition of learning
spaces as a key factor of 21st century education: A European approach."

"Zwar findet das Lernen im 21. Jahrhundert nach wie vor meist in formellen
Lernräumen wie Klassenzimmern und Hörsälen statt, aber immer mehr
europäische Städte erkennen das große Potential ihrer verschiedenen
Bildungseinrichtungen und städtischen Möglichkeiten als wichtige Elemente
der ihrer Bildungslandschaften", erklärt Prof. Dr. Marc Kirschbaum, Leiter
des Studiengangs Architektur an der SRH Hochschule Heidelberg. "Die Stadt
wird zum Lernraum."

Das kooperative Projekt LEARN [IN] setzt hier an. Die SRH Hochschule
Heidelberg/Deutschland, die Università degla studi Firenze/Italien und die
Universidade do Minho/Portugal planen im Rahmen des Aufbaus einer
lebendigen und nachhaltigen Kooperation in einem ersten Schritt die
Durchführung eines dreiteiligen Veranstaltungskonzepts mit Studierenden,
Nachwuchswissenschaftlern und Wissenschaftlern der beteiligten
Hochschulen. Das Symposium in Heidelberg steht allen Interessierten offen.
Labs in Florenz und Guimarães folgen.

Am Beispiel der ausgewählten Städte Heidelberg, Florenz und
Guimarães, die jeweils unterschiedliche Themen für die Umsetzung von
innovativen Lernräumen bieten, werden die Schnittstellen zwischen
Architektur, Stadtplanung, Landschaft und Bildung betrachtet und Impulse
für mögliche Weiterentwicklungen gesetzt. Mit Beiträgen aus den Feldern der
Architektur, Pädagogik, Kunst, Politik und Soziologie sorgt die
Veranstaltung nicht nur für eine internationale, sondern auch
interdisziplinäre Vernetzung.

Das Projekt wird im Rahmen des Programms "Förderung des gesellschaftlichen
Dialogs / Hochschuldialog mit Südeuropa" vom DAAD gefördert: 

www.learn-in.eu

Weitere Informationen unter:

http://www.hochschule-heidelberg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1009

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

SRH Hochschule Heidelberg, 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TAGUNG/2407: Wiesbaden/Frankfurt - Lesen im Zeitalter Trumps, zur Rolle der Literaturwissenschaft heute, 15.-18.5.19


Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Lesen im Zeitalter Trumps: Internationale Konferenz zur Rolle der
Literaturwissenschaft heute

Öffentliche Tagung in Mainz mit zwei Abendveranstaltungen "What to Read in
the Age of Trump" in Wiesbaden und Frankfurt



Wann: Mittwoch, 15. Mai bis Samstag, 18. Mai 2019

Abendveranstaltungen "What to Read in the Age of Trump" am Mittwoch, 15.
Mai um 19:00 Uhr in Wiesbaden und am Samstag, 18. Mai um 18:00 Uhr in
Frankfurt (s.u.)

Wo: Dekanatssaal, Haus Recht und Wirtschaft (ReWi), Jakob-Welder-Weg 9,
Campus der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU)

Veranstalter: Obama Institute for Transnational American Studies und
English Department der St. Francis Xavier Universität, Kanada

Programm:

https://examinedlifelab.squarespace.com/program

(Tagung)

https://www.wiesbaden.de/microsite/literaturhaus/veranstaltungen/content/diskussionsrunde.php

(Abendveranstaltung Wiesbaden)

http://hlfm.de/events/books-to-read-in-the-age-of-trump/

(Abendveranstaltung Frankfurt)

Eintritt: frei

Anmeldung: Um Anmeldung wird gebeten unter lanzendo@uni-mainz.de


Informationen zur Veranstaltung:

Das Obama Institute for Transnational American Studies der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz (JGU) und das English Department der St.
Francis Xavier Universität, Kanada, laden vom 15. bis 18. Mai 2019 zu
einer internationalen Tagung mit dem Titel "Reading in the Age of Trump:
The Politics and Possibility of Literary Criticism Now" ein. Zu dieser
Fachtagung sowie den beiden Abendveranstaltungen in englischer Sprache ist
die interessierte Öffentlichkeit herzlich eingeladen.

Die Tagung wird sich insbesondere mit der aktuellen Debatte in der
Literaturwissenschaft befassen, wie Literatur heute zu lesen und
einzuordnen ist. "Seit der Jahrtausendwende ist in der anglophonen
Literaturtheorie das Bestreben nach einer Neuausrichtung zu beobachten",
erklärt Dr. Tim Lanzendörfer vom Obama Institute for Transnational
American Studies. Lanzendörfer organisiert die Tagung zusammen mit Mathis
Nilges von der St. Francis Xavier Universität. Diese postkritische
Richtung plädiert dafür, Literatur in erster Linie als eine Kunstform zu
betrachten, ihre Wirkung auf die Leser zu untersuchen und die Formsprache
zu beschreiben anstatt sie aus einem ideologischen Blickwinkel zu
beurteilen.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Tagung - Wissenschaftler und
Studierende aus Deutschland, Großbritannien, Kanada und den USA - werden
diesen Ansatz diskutieren und überlegen, warum ein solch radikaler Schnitt
gerade jetzt propagiert wird und wie dies einzuordnen ist. "Der provokant
gemeinte Titel der Tagung 'Lesen im Zeitalter Trumps' deutet an, dass sich
die Literaturwissenschaft nicht im luftleeren Raum befindet", so
Lanzendörfer. Literatur könne nicht apolitisch sein in Zeiten, in denen
das Politische immer wichtiger werde. Vor diesem Hintergrund befasst sich
die Tagung mit der Frage, welche Rolle und politische Position der
Literaturwissenschaft in den unterschiedlichen literaturtheoretischen
Ansätzen zukommt und wie sich die Literaturwissenschaft aufstellen soll in
Zeiten, in denen viele politische Gewissheiten verloren gehen.


Weiterführende Links:

http://www.obama-institute.com/

https://examinedlifelab.squarespace.com/program

(Programm der Tagung)

https://www.wiesbaden.de/microsite/literaturhaus/veranstaltungen/content/diskussionsrunde.php

(Abendveranstaltung am Mittwoch, 15. Mai in Wiesbaden)

http://hlfm.de/events/books-to-read-in-the-age-of-trump/

(Abendveranstaltung am Samstag, 18. Mai in Frankfurt)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1371: Berlin - Eine Frau wird älter mit Daniela Krien, Gabriele von Arnim, Ursula März, 21.05.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Mai 2019

Reihe o Eine Frau wird älter
Daniela Krien und Gabriele von Arnim im Gespräch mit Ursula
März
Di 21.5., 19:30 Uhr
7 EUR / erm. 4 EUR



In der dritten Ausgabe von »Eine Frau wird älter« treten diesmal die
Texte von Daniela Krien und Silvia Bovenschen in Dialog: Altern die
selbstbewussten Frauen der Gegenwart, wie sie in Daniela Kriens Roman
»Die Liebe im Ernstfall« geschildert werden, anders als die der
vorangegangenen Generation? Oder können damals wie heute alle Frauen
ab 60 getrost eine Bank überfallen, weil sie für die Gesellschaft
unsichtbar geworden sind - wie Ingrid Noll kürzlich in einem
Interview sagte? Darüber, und welche schönen und schlimmen Metaphern
die Literatur noch für das weibliche Altern bereit hält, unterhalten
sich die Autorinnen Daniela Krien, Gabriele von Arnim und Ursula
März.

»Älter werden« Daniela Krien »Die Liebe im Ernstfall« Diogenes, 2019
Silvia Bovenschen »Älter werden« S. Fischer Verlag, 2006

Nächster Termin: 20.8.2019, 19:30 Uhr Manuela Reichart und Monika
Maron im Gespräch über Leonora Carrington, »Das Hörrohr« (1976)

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Mai 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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APPELL/143: Keine Stationierung von Kurz- und Mittelstreckenraketen in Europa (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 5. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Keine Stationierung von Kurz- und Mittelstreckenraketen in Europa

IPPNW-Jahrestreffen in Stuttgart



Bei einer öffentlichen Aktion und Kundgebung am EUCOM forderte die mit dem
Friedensnobelpreis ausgezeichnete Organisation die Schließung des EUCOM.
Auf der Kundgebung erklärte der IPPNW-Vorsitzende Dr. Alex Rosen: "Nach dem
zweiten Weltkrieg hieß es 'Von Deutschland darf nie wieder Krieg ausgehen'.
Doch ob Kosovokrieg, Irakkrieg oder Ukrainekrieg - von Deutschland geht
Krieg aus."

Die Kriegsbefehlszentralen EUCOM und AFRICOM führten tödliche
Drohneneinsätze durch und sicherten die Aufrechterhaltung einer Politik der
Absicherung durch Konfrontation, heißt es in einem weiteren Beschluss der
Mitgliederversammlung. Schon heute sei Deutschland am Einsatz von
bewaffneten Drohnen beteiligt: Die Drohneneinsätze der USA im Nahen und
Mittleren Osten, im Jemen und in Nordafrika werden per Datenverbindung über
die Luftwaffenbasis in Ramstein gesteuert. Der Einsatz militärischer
Drohnen berge allein durch die permanente Überwachung und Präsenz große
Gesund-heitsgefahren für die betroffene Bevölkerung und müsse
schnellstmöglich beendet werden. Die Delegierten der Mitgliederversammlung
forderten die Bundesregierung auf, sich für ein völkerrechtliches Verbot
von Kampfdrohnen einsetzen. Die Bundeswehr dürfe nicht mit bewaffneten
Drohnen ausgerüstet werden. Notwendig sei eine umfassende politische und
gesellschaftliche Diskussion zum Thema Drohnenkriegsführung und autonome
Waffensysteme.

Beim IPPNW-Jahrestreffen wurden als Doppelspitze im Vorstandsvorsitz Dr.
Alex Rosen und Susanne Grabenhorst wiedergewählt.


Weitere Informationen sowie das Programm des Jahrestreffens vom 3.-5.
Mai 2019, in dessen Rahmen die Veranstaltung stattfindet, finden Sie
unter:

www.ippnw.de/aktiv-werden/termine/ippnw-jahrestreffen.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Mai 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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STANDPUNKT/335: Wir alle sind Julian Assange (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 4. Mai 2019

Wir alle sind Julian Assange




[image: Gruppe von Demonstranten mit Assange-Gesichtsmasken halten ein großes Banner - Bild: © Reto Thumiger, Pressenza]

"Wir alle sind Julian Assange"-Protest vor der amerikanischen
Botschaft in Berlin am 2. Mai 2019

Bild: © Reto Thumiger, Pressenza



Am ersten Verhandlungstag im Verfahren um Assanges Auslieferung vor
einem Londoner Gericht organisierte DiEM25 [1] und Demokratie in
Europa [2] einen öffentlichen Protest am Brandenburger Tor, vor der
amerikanischen und ganz in der Nähe der britischen Botschaft. Jener
beiden Länder, die die Zukunft von WikiLeaks-Gründer Julian Assange
und die der Pressefreiheit in ihren Händen halten.

Srećko Horvat, kroatischer Philosoph und Mitgründer von DiEM25
schreibt weiter in seiner Mitteilung, bei der Verhandlung am 2. Mai
geht es um mehr als um Julian Assange. Es geht um unser Recht zu
wissen. Es geht um jeden von uns und auch weil Chelsea Manning wegen
ihrer Weigerung, gegen WikiLeaks auszusagen, weiterhin im Gefängnis
ist, war der Schutz von Whistleblowern niemals wichtiger und
dringender.

Es ist sehr wahrscheinlich, dass die USA mehrere Anklagen gegen Julian
vorbereiten. Dieses Verfahren ist der Versuch, den seit langem
etablierten Quellenschutz sowie Journalisten zu kriminalisieren, die
mit der Hilfe von Whistleblowern im allgemeinen Interesse
geheimgehaltene Informationen veröffentlichen.

Zahlreiche Organisationen, die sich für Pressefreiheit einsetzen,
Nachrichtenmedien, Repräsentanten der UN, Politiker und andere
öffentliche Personen verurteilten Julians Verhaftung und mögliche
Auslieferung und warnten vor ernstzunehmenden Folgen.

Allein die Tatsache, dass Julian im Belmarsh-Gefängnis, dem
"britischen Guatanamo", in Einzelhaft gehalten werde, sei Grund genug,
am Brandenburger Tor gegen seine unmenschlichen Haftbedingungen und
gegen seine Auslieferung zu protestiern, schliesst Horvat seine
Erklärung.

Nach den Worten von Edward Snowden geht es nicht nur um "einen Mann,
der in Gefahr ist, sondern um die Zukunft der freien Presse".

An der Protest-Veranstaltung verlas Angela Richter, Regisseurin, ein
kurzes Statement von Edward Snowden, das sie speziell für diese
Demonstration aus Moskau mitgebracht hat. Ausserdem sprachen Annegret
Falter, Vorstandsvorsitzende des Whistleblower-Netzwerks e.V., Esteban
Servat, Biologe und Gründer von EcoLeaks und Srećko Horvat von
DiEM25.


Anmerkungen:

[1] https://diem25.org/main-de/

[2] https://www.deineuropa.jetzt/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/6408: Stuttgart - Kenah Cusanit "Babel", 15.05.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Mai 2019

Mittwoch, 15.05.19, 19.30 Uhr

Babel

Kenah Cusanit

Lesung und Gespräch,

Moderation: Julia Schröder



"Es war ein mesopotamisches Gelb. Wie gemacht zum Davorstehen,
Hinsehen, Aquarellieren - seine Lieblingsart, diese Gegend zu
kartieren. Schlamm als Impression, Lehm, der sich durch das Wasser
bewegte, indem er sich drehte." Kenah Cusanit Mit diesem
mesopotamischen Gelb holt uns Kenah Cusanit in ihr beeindruckendes
Debüt "Babel". 1913, unweit von Bagdad, leidet der Archäologe Robert
Koldewey ohnehin schon genug unter den Ansichten seines Assistenten
Buddensieg, doch nun quält ihn auch noch eine Blinddarmentzündung.
Die Probleme sind menschlich, doch seine Aufgabe ist biblisch: er
soll Babylon ausgraben. Zwischen Orient und Okzident bahnt sich ein
Umbruch an, der die Welt bis in unsere Gegenwart hinein erschüttern
wird. "Tatsächlich fiel mir erst bei einem Besuch im Pergamonmuseum
auf, dass man zwar viel über die altorientalischen Kulturen erfährt,
aber kaum etwas darüber, unter welchen Umständen deren Zeugnisse
überhaupt nach Berlin gelangt sind", sagt Cusanit im Gespräch über
ihren Text. "Es war also eher eine Erkenntnis, die zum Schreiben
geführt hat - die Auswirkungen der Hegemonieansprüche auf andere
Kulturen und deren materielle Aneignung." Wie Koldewey geboren im
Harz, in Blankenburg, lebt Kenah Cusanit heute in Berlin. Für ihre
Essays und Gedichte wurde die Altorientalistin und Ethnologin bereits
mehrfach ausgezeichnet.

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Mai 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TAGUNG/235: Marbach - Goethe medial, 23.-24.05.2019


Deutsches Literaturarchiv Marbach - Veranstaltungen im Mai 2019

TAGUNG

Goethe medial

Donnerstag, 23. Mai bis Freitag, 24. Mai

Deutsches Literaturarchiv Marbach, Tagungsbereich



Goethe war ein medienbewusster, mediensensitiver Autor. Die Tagung
fragt nach der Funktion unterschiedlicher Bild- und Textmedien in
seinem Leben und Werk und nach dem aktuellen Umgang mit Goethes Werken
und Sammlungen, die in zunehmendem Maße in digitalen Medien
gespeichert, präsentiert und vermittelt werden.

Mit Sebastian Böhmer, Bernhard Fischer, Alexander Honold, Barbara
Naumann, Uwe Wirth, Sophie Witt u. a. Den Abendvortrag hält Lothar
Müller über "Goethe und die Zeitungen" am 23. Mai um 19.30 Uhr.

In Verbindung mit der Goethe-Gesellschaft Schweiz und dem Deutschen
Seminar der Universität Zürich.

http://www.dla-marbach.de/forschung/tagungen/ [2]

 * 

Quelle:

DLA, Veranstaltungen im Mai 2019

Deutsche Schillergesellschaft e.V.

Deutsches Literaturarchiv Marbach

Schillerhöhe 8-10, 71672 Marbach am Neckar

Telefon +49 7144 848-0, Telefax +49 7144 848-299

E-Mail: presse@dla-marbach.de

Internet: www.dla-marbach.de
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AUSSICHTEN/8631: Und morgen, den 07. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.05.2019 bis zum 08.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8631 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]
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AKTION/098: Bamberg - Dem Mittelalter ganz nah, Sommer 2019


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 02.05.2019

Dem Mittelalter ganz nah

Veranstaltungs- und Ausflugstipps in der Region



Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Bamberger
Forschungsschwerpunktes "Kultur und Gesellschaft im Mittelalter"
beschäftigen sich mit der Rezeption des Mittelalters. Denn ob Oper, Film
oder Computerspiel: Die Epoche zwischen 500 und 1500 begegnet uns überall.
So gewinnen wir ein Bild, das nicht immer mit der damaligen Wirklichkeit
übereinstimmt. "Es gibt bestimmte Vorstellungen, wie das Mittelalter war.
Oft ist vom finsteren Mittelalter die Rede - oder aber die Epoche wird
romantisiert", erklärt Dr. Detlef Goller, Akademischer Rat am Lehrstuhl
für Deutsche Philologie des Mittelalters der Universität Bamberg. "Beides
stimmt so nicht." Detlef Goller hält für diejenigen, die dem Stand der
Mittelalter-Forschung näherkommen möchten, in den Sommermonaten einige
Veranstaltungs- und Ausflugtipps bereit.

Am 10. Mai findet in der Bamberger Treffbar des E.T.A-Hoffmann-Theaters
ein Minnesang-Marathon statt. In dieser Nacht stellen Studierende und
Lehrende der Universität Bamberg ab 18 Uhr Lieder von Walther von der
Vogelweide und weiteren alten und neuen Meistern der Minne auf
Mittelhochdeutsch vor und erläutern und kommentieren sie. Ebenfalls in
Bamberg ist noch bis 15. Juni in der Staatsbibliothek die Ausstellung "In
strahlendem Glanz. Bamberger Psalter-Handschriften des Mittelalters" zu
sehen. Gezeigt werden Codices des 9. bis 15. Jahrhunderts. "Der Bamberger
Psalter gehört zu den bedeutendsten Werken der süddeutschen Buchkunst des
Hochmittelalters", sagt Goller. Kostenlose Führungen finden jeden Dienstag
um 17 Uhr statt.

Auf der Cadolzburg bei Nürnberg können Besucherinnen und Besucher auf rund
1500 Quadratmetern Ausstellungsfläche eine Zeitreise ins Mittelalter
machen. Die Ausstellung zeigt anhand von originalen Objekten,
Reproduktionen, Inszenierungen und Medienstationen das Leben auf einer
Herrschaftsburg. Auch das Burgeninformationszentrum Altenstein lässt in 14
Stationen das Mittelalter lebendig werden. Dazu gehört eine Waffenkammer
mit Rüstungen zum Anprobieren und das sogenannte Burgenschach, das in die
unterschiedlichen Machtverhältnisse im Mittelalter in der Region einführt.

Detlef Goller empfiehlt außerdem die Großen Mittelaltermärkte auf Burg
Rabenstein, die vom 20. bis 23. Juni und 2. bis 4. August stattfinden.
Unter den vielen Mittelaltermärkten, die im Sommer stattfinden, sei dieser
besonders originalgetreu und gebe mit den zahlreichen Händlern und
Handwerkern Einblicke in ausgestorbene Berufe vergangener Zeiten.

Wer mit seinen Kindern das mittelalterliche Bamberg auf eigene Faust
entdecken möchte, kann zudem den an der Universität entwickelten
Kinderstadtführer "Die gestohlene Lanze" für 11,90 Euro im Bamberg
Tourismus & Kongress Service, Geyerswörthstraße 5, erwerben oder in der
Universitätsbibliothek ausleihen. Darin hat ein Dieb den Heiligen Georg,
der seit 700 Jahren als Ritter auf dem Bamberger Stadtwappen zu sehen ist,
um seine Lanze gebracht. Auf der Suche nach ihr führen verschiedene Rätsel
Kinder zwischen 8 und 12 Jahren zu historischen Schauplätzen der Stadt und
bringen ihnen auf altersgerechte Weise das Leben im Mittelalter nahe.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution93

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-Friedrich-Universität Bamberg, 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/738: München - "Die Quellen sprechen", 9.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

"Die Quellen sprechen"

Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch das
nationalsozialistische Deutschland 1933-1945

Donnerstag, 9. Mai 2019, 19.00 Uhr

Ort: NS-Dokumentationszentrum München, Max-Mannheimer-Platz 1



Schauspieler und Zeitzeugen lesen Dokumente zum Holocaust, verfasst
von Tätern, Opfern und Beobachtern: Ab 7. Juni 2019 wird eine weitere
Staffel der dokumentarischen Höredition "Die Quellen sprechen. Die
Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch das
nationalsozialistische Deutschland 1933-1945" auf Bayern 2 gesendet
und unter die-quellen-sprechen.de dauerhaft im Internet angeboten.


Veranstaltung am Donnerstag, 9. Mai 2019, 19.00 Uhr:

Im Rahmen des DOK.fest München werden die neuen Teile der Höredition
in einer Live-Lesung der Schauspielerin Wiebke Puls vorgestellt. Im
Anschluss spricht Mirjam Zadoff (NS-Dokumentationszentrum München) mit
Susanne Heim (Institut für Zeitgeschichte), Katarina Agathos
(Bayerischer Rundfunk) und Ulrich Lampen (Regie).

Karten zu 9 Euro (ermäßigt 7,50) über München Ticket und an der
Abendkasse.

Die BR-Redaktion Hörspiel/Dokumentation/Medienkunst realisiert seit
2013 in Zusammenarbeit mit dem Institut für Zeitgeschichte
München-Berlin "Die Quellen sprechen". Schauspieler und Zeitzeugen
lesen hunderte Originaldokumente wie Zeitungsberichte, Hilferufe,
Verordnungen, Befehle, Privatbriefe und Tagebuchaufzeichnungen.

Die Höredition basiert auf der im Verlag De Gruyter veröffentlichten
Edition "Die Verfolgung und Ermordung der europäischen Juden durch das
nationalsozialistische Deutschland 1933 - 1945", durchgeführt vom
Institut für Zeitgeschichte München-Berlin, dem Lehrstuhl für Neuere
und Neueste Geschichte der Universität Freiburg i.Br. und dem
Bundesarchiv. Sie giltals die weltweit umfassendste Sammlung und
wissenschaftliche Aufarbeitung von Dokumenten zur Judenverfolgung.

Im Juni 2019 wird die Höredition um vier neue Teile erweitert, mit
Dokumenten u.a. aus den Ländern Italien, Griechenland, Albanien,
Bulgarien, Rumänien, Slowakei. Neben der Lesung von Originalquellen
erläutern Historiker die politischen Hintergründe und diskutieren
Forschungsfragen.

Auf der Webseite die-quellen-sprechen.de ist das Material dauerhaft
verfügbar.


Informationen zur Produktion:

"Die Quellen sprechen. Die Verfolgung und Ermordung der europäischen
Juden durch das nationalsozialistische Deutschland 1933-1945"

Eine dokumentarische Höredition

Regie: Ulrich Lampen

BR in Zusammenarbeit mit dem Institut für Zeitgeschichte/Edition
"Judenverfolgung 1933-1945", 2019

BR-Podcast: Nach Ausstrahlung verfügbar im Hörspielpool


Alle Sendungen auf Bayern 2 in der Übersicht:

Freitag, 7. Juni 2019, 21.05 Uhr

Die Quellen sprechen: Deutsches Reich und Protektorat Böhmen und
Mähren Oktober 1941 bis März 1943

Samstag, 8. Juni 2019, 15.05 Uhr

Diskurs: Thies Marsen im Gespräch mit Susanne Heim, Mitherausgeberin
und Koordinatorin der Edition "Die Verfolgung und Ermordung der
europäischen Juden durch das nationalsozialistische Deutschland
1933-1945". Ulrich Gerhardt im Gespräch mit den Zeitzeugen Salomea
Genin, Detlev Landgrebe, Fred Gottlieb, Kurt Roberg, Peter-Paul
Klinger, Horst Selbiger, Hans Herzberg.

Freitag, 14. Juni 2019, 21.05 Uhr

Die Quellen sprechen: Sowjetunion mit annektierten Gebieten II

Samstag, 15. Juni 2019, 15.05 Uhr

Diskurs: Thies Marsen im Gespräch mit Bert Hoppe, Journalist,
Historiker und Bearbeiter von "Sowjetunion mit annektierten Gebieten
II". Kirsten Böttcher im Gespräch mit den Zeitzeugen Rudolf Gelbard,
Felix Lipski, Lucia Heilmann, Leon Henry Schwarzenbaum.

Freitag, 21. Juni 2019, 21.05 Uhr


Die Quellen sprechen: Slowakei, Rumänien und Bulgarien

Samstag, 22. Juni 2019, 15.05 Uhr

Diskurs: Thies Marsen im Gespräch mit den Historikerinnen und
Bearbeiterinnen von "Slowakei, Rumänien und Bulgarien": Barbara
Hutzelmann, Mariana Hausleitner, Souzana Hazan.

Freitag, 28. Juni 2019, 21.05 Uhr

Die Quellen sprechen: Besetztes Südosteuropa und Italien

Samstag, 29. Juni 2019, 15.05 Uhr

Diskurs: Thies Marsen im Gespräch mit den Historiker/-innen und
Bearbeiter/-innen von "Südosteuropa, Italien, Albanien, Jugoslawien
und Griechenland": Sara Berger, Erwin Lewin, Sanela Schmid und Maria
Vassilikou.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 6. Mai 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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VORTRAG/793: Berlin - Humboldts Expedition im Russischen Kaiserreich im Jahre 1829, 14.05.2019


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 03.05.2019

Die Macht der Wissenschaft: Humboldts Expedition im Russischen
Kaiserreich im Jahre 1829



Das Wirken des Universalgelehrten und Leopoldina-Mitglieds Alexander von
Humboldt hinterließ in der Wissenschaft und Philosophie weltweit
zahlreiche Spuren. Anlässlich des 250. Geburtstags von Alexander von
Humboldt lädt die Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina zu
einer Veranstaltung zu Humboldts Expedition im Russischen Kaiserreich 1829
ein.

"Die Macht der Wissenschaft in einer Zeit im Wandel: Brauchen wir einen
Humboldt'schen Esprit, um die Welt richtig zu verstehen?"

Dienstag, 14. Mai 2019, 15.45 - 19.00 Uhr

Akademie der Künste

Pariser Platz 4, 10117 Berlin

Die Expedition Alexander von Humboldts im Russischen Kaiserreich führte
ihn im Jahre 1829 von St. Petersburg in den Ural und das Altai-Gebirge, an
die Grenze zu China, nach Zentralasien, ans Kaspische Meer und entlang der
Wolga. Die wissenschaftlichen Erkenntnisse dieser Reise mündeten in das
1844 erschienene Buch "Asie Centrale".

Ausgehend von Humboldts Russland-Expedition möchte die Veranstaltung eine
Brücke zwischen der damaligen und der heutigen Erforschung 
Eurasiens-Zentralasiens schlagen. In Vorträgen werden aktuelle Forschungsthemen
entlang der historischen Route der Russland-Expedition vorgestellt. Im
Anschluss diskutieren Experten die Lage und die Perspektiven für die
Wissenschaftssysteme Deutschlands und Zentralasiens.

Alexander von Humboldt war ein deutscher Naturforscher und Entdecker. Er
gilt als einer der letzten großen Universalgelehrten und stand im
weltweiten Austausch mit den größten Wissenschaftlern seiner Zeit. Sein
Werk hatte großen Einfluss auf Wissenschaft und Philosophie, seine
Forschungsreisen eröffneten Einsichten in zum Teil noch unbekannte Welten.
Nach Humboldt sind zahlreiche Tiere und Pflanzen, aber auch Berge und
Städte benannt. Die Leopoldina wählte Alexander von Humboldt 1793 zu ihrem
Mitglied. Die Russische Akademie der Wissenschaften nahm ihn als
Ehrenmitglied auf.

Die Veranstaltung ist öffentlich und findet in deutscher und russischer
Sprache mit Simultanübersetzung statt. Der Eintritt ist frei. Um eine
Anmeldung bis zum 7. Mai 2019 wird gebeten.

Weitere Informationen finden unter:

http://www.leopoldina.org/humboldt1829

http://www.leopoldina.org/humboldt250

http://www.avhumboldt250.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina, 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FILM/115: Braunschweig - Fünf Kurzfilme "Leo - Kurze für Kurze" am 9. Mai 2019


Stadt Braunschweig

Kinderkino im Roten Saal zeigt fünf Kurzfilme "Leo - Kurze für
Kurze" 



Braunschweig. Ein besonderes Filmerlebnis erwartet den Kino-Nachwuchs
bei "Leo - Kurze für Kurze" am Donnerstag, 9. Mai, um 10 Uhr, um 11
Uhr und um 15 Uhr im Roten Saal im Schloss, Schlossplatz 1. Unter dem
Titel "Schräge Vögel" sind jeweils fünf Kurzfilme zu sehen. Sie sind
in Gestalt, Inhalt und Länge schon für Vorschulkinder geeignet. In den
Pausen zwischen den Filmen wird erklärt, gesungen, getrampelt und
gehüpft. Das Programm dauert inklusive Spielpausen etwa 45 Minuten und
ist für Kinder ab vier Jahren empfohlen. Eine Kartenreservierung unter
ist unter der Telefonnummer 0531/470-4848 möglich. Der Eintritt
beträgt 1,50 Euro pro Person.

Eva-Maria Schneider-Reuter, dem Publikum bekannt vom Kinderfilmfest
"Sehpferdchen" und vom "Berliner Spatzenkino", moderiert die neue
Kurzfilm-Reihe. Zusammen mit dem vom Braunschweiger Figurentheater
Fadenschein erschaffenen Löwen Leo präsentiert sie folgendes speziell
für Kinoanfänger zusammengestelltes Kurzfilmprogramm: "Der
Propellervogel" erzählt von der Begegnung dreier Spatzen mit einem
großen grauen Vogel, der von einem laut brummenden Propellerantrieb in
der Luft gehalten. Bei "Im Käfig" findet ein Bär im Käfig in einem
kleinen Vogel, der nicht fliegen kann, einen treuen Freund. In
"Island" treffen auf einer kleinen Insel ein Haufen sonderbarer
Kreaturen aufeinander. Bei "Das Flederschwein" lockt dieses mit einem
Trick das Monster Nimmersatt aus seiner unterirdischen Höhle, schickt
es auf eine endlose Reise und befreit damit seine Arbeiter. In
"Animanimals: Fledermaus" kommt diese kaum noch zum Schlafen, seit die
Vogelmama Nachwuchs bekommen hat. Da muss es doch eine Lösung geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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KREATIV/146: Mönchengladbach - "Bau mir ein Buch - der Brick Art Workshop" für junge Leute, 11. Mai


Stadt Mönchengladbach

Bau mir ein Buch: der Brick Art Workshop



In diesem Workshop können alle, die zwischen 10 und 14 Jahren sind,
unter Anleitung des Brick Art Künstlers Cole Blaq mit Lego-Steinen
Dinge rund um das Thema Buch bauen. Die Möglichkeiten reichen von
Miniatur-Bibliotheken bis zu aufgeschlagenen Büchern, aus denen die
Geschichten förmlich herauskommen. Es können Buchstützen,
transformierte Bücher und noch viel mehr entstehen - der Fantasie und
Kreativität sind keine Grenzen gesetzt. Und das Schönste ist, dass die
gebauten Objekte am Ende in der Bibliothek auf den Regalen zwischen
den Büchern in einer kleinen Ausstellung präsentiert werden können.
Einfach anmelden, Ideen, gute Laune und Bauenergie mitbringen!

Die Teilnahme am Brick Art Workshop "Bau mir ein Buch" - Teil des 
NRW-Landesprogramms "Kulturrucksack" - ist kostenlos. Der Workshop findet
am Samstag, 11. Mai von 11 bis 16 Uhr in der Stadtteilbibliothek
Rheydt, Am Neumarkt 8 (Karstadthaus), 41236 Mönchengladbach, statt.
Anmelden können sich alle zwischen 10 und 14 Jahren unter
stadtbibliothek@moenchengladbach.de mit dem Betreff: "Bau mir ein
Buch". Je schneller, je besser, denn die Plätze sind begrenzt!

Infos unter www.stadtbibliothek-mg.de und 02161 258283.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 26. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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THEATER/1414: Theater Erlangen - Immerfort in einem Wort, 18./19.5.2019


THEATER ERLANGEN

Immerfort in einem Wort

Ein Stück über das Wunder der Sprache von Karoline Felsmann (ab 4)

VORSTELLUNGEN

18.05.19 | 16.00 Uhr | Garage

19.05.19 | 15.00 Uhr | Garage



Auf dem Alpha-Beet wachsen 26 Buchstaben-Pflanzen. Doch eines Tages
stellt der Gärtner fest, dass das "O" fehlt. Aber wie sollte es ohne
das "O" weitergehen? Es bleibt dem Gärtner nichts Anderes übrig: Er
muss es finden und wenn er dafür bis nach China reisen muss. Auf
seiner langen Reise trifft der Gärtner nicht nur fantastische
Gestalten, sondern macht auch die unglaublichsten sprachlichen
Entdeckungen, bis er am Ende das "O" wieder nach Hause bringen kann.

Regie: Franziska-Theresa Schütz

Mit: Enrique Fiß, Ralph Jung

Kartenkauf:

Online über www.theater-erlangen.de

Theaterkasse:

Mo., Do.: 12.00 - 18.00 Uhr; Di., Fr.: 10.00 - 16.00 Uhr;

Mi.: geschlossen; Sa.: 11.00 - 14.00 Uhr

Die Abendkassen sind eine Stunde vor Vorstellungsbeginn geöffnet.

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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AUSSTELLUNG/9646: Cuxhaven - "WASSER.WEGE" von Sabine Schellhorn und Hiltrud Gauf, 12.5.-30.6.19


Stadt Cuxhaven

WASSER.WEGE

Die Linie verbindet. Neue Ausstellung im Schloss Ritzebüttel



Am 12. Mai um 11 Uhr eröffnet Bürgermeister Bernd Jothe die neue
Ausstellung im Schloss Ritzebüttel "WASSER.WEGE". Die Linie verbindet
die Arbeiten von Sabine Schellhorn und Hiltrud Gauf, sie ist das
zentrale Element in ihren Werken. Beide sichten die Welt sowohl aus
vertikaler als auch aus horizontaler Perspektive. Sie sind
Flaneurinnen, Chronistinnen und Archivarinnen zugleich: Sie beobachten
und dokumentieren Linien in Systemen und Strukturen, die sie in ihrem
Alltag aufspüren. Sie zeichnen die vorgefundenen Strukturen, ordnen
sie dabei neu, verwandeln sie und/oder setzen sie in andere
Sinnzusammenhänge.

Sabine Schellhorn erstellt aus Teppich oder Filz haptische
Zeichnungen. Kartographische Ansichten unbewohnter Naturschutzinseln
der Nordsee sind Inspiration für ihre INSEL-ORGANE. Die bis zu
mehreren Metern großen Cuts wirken mit ihren Verästelungen wie Organe
mit komplexen Kapillarsystemen, unterstützt wird diese Anmutung durch
die blutrote Farbe des Materials. Die weißen Filzschnitte der NEUEN
HORIZONTE oder WENDE-HORIZONTE laden dagegen zu einem Ausblick in die
Weite abstrahierter Landstriche und Uferstreifen ein. Sie zeigen kein
Abbild einer bestimmten Gegend, sondern kombinieren vielmehr die
Kernelemente von Küstenlandschaft und können - um 180 Grad gedreht -
weitere Landschafts-Perspektiven eröffnen.

Hiltrud Gauf hingegen greift als Zeichnerin auf die traditionellen
Medien zurück, sie arbeitet bevorzugt mit Bleistift oder Tuschfeder.
Ihre reduzierten Arbeiten haben oftmals einen experimentellen
Charakter, so dokumentiert sie in PEGEL 0 über ein Jahr die
Wasserstände des Rheins oder folgt zu Fuß im ARIADNE PROJEKT den
Hausnummern in Venedig wie einem roten Faden. Das SEESTÜCK ist aus
Text gewebt, der sich aus den Meldungen über Bootsunglücke von
Flüchtlingen im Mittelmeer zusammensetzt. Meist entstehen jedoch
Serien, die in ihrer Reihung vom Zusammenspiel von Wiederholung und
Variation leben. Einzeln betrachtet lösen sich die Zeichnungen vom
Thema, es entstehen neue Räume und Formen, die den Betrachtenden Raum
und Freiheit für Assoziationen lassen.

Die Ausstellung wird am 12. Mai eröffnet und ist zu den üblichen
Öffnungszeiten bis zum 30. Juni im Schloss Ritzebüttel zu sehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 25. April 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSSTELLUNG/9645: Mönchengladbach - "Die Saiten schweigen" vom 8. Mai bis zum Dezember 2019


Stadt Mönchengladbach

"Die Saiten schweigen" - Jubiläumsausstellung in der

Musikschule



"Die Saiten schweigen, aber nicht der Klang der Violine in mir" -
diesen Namen trägt die Ausstellung des Künstlers Josef Jan Michnia,
die ab Mittwoch, 8. Mai, in der Musikschule der Stadt Mönchengladbach
zu sehen sein wird. 

Eröffnet wird die Ausstellung an diesem Tag um 20
Uhr im Foyer der Musikschule an der Lüpertzenderstraße 83. Die
Kunsthistorikerin Sigrid Blomen-Rademacher wird eine Einführung in die
Ausstellung geben. Gerade vor dem Hintergrund, dass sich der Künstler
in seinen Werken auch immer wieder mit musizierenden Menschen oder
Wesen beschäftigt, schafft dabei eine perfekte Verbindung von Werk und
Ausstellungsort. Die Ausstellungseröffnung begleiten auch Schülerinnen
und Schüler der Musikschule mit einer musikalischen Umrahmung. 

Die Ausstellung geht bis Dezember 2019 und ist Teil der Feierlichkeiten
zum 60jährigen Bestehen der Musikschule der Stadt Mönchengladbach.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 30. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUFBAU/568: Für ein revolutionäres Klima


aufbau Nr. 97, Mai/Juni 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Für ein revolutionäres Klima



GREEN NEW DEAL Rekordhitze oder Umweltkatastrophen, die ökologische
Krise ist sichtbarer denn je. Darauf reagieren nicht nur Klimastreik-
und andere ökologische Bewegungen, auch reformistische Parteien und
Organisationen wollen mitmischen.



(az) Seit einigen Monaten geistert der Begriff des Green New
Deal erneut durch die reformistische und bürgerliche Linke. Besonders
in Amerika steht er hoch im Kurs. Sowohl Alexandria Ocasio-Cortez als
auch Bernie Sanders wollen damit auf die anhaltende Klimakrise
reagieren. In Anlehnung an Franklin D. Roosevelt New Deal von
1933-1938, der mit staatlichen Investitionen die Wirtschaftskrise
aufzufangen versuchte, soll ein in seinem Umfang nicht genau
definierter Green New Deal durch neue Gesetze und Reformen, vor allem
aber durch staatliche Investitionen eine Abkehr von fossilen
Energieträgern und eine ökologischere Gesellschaft ermöglichen.

Auch anderswo wird über grünere Formen des Kapitalismus debattiert. In
Europa tut sich beispielsweise die durch Yanis Varoufakis bekannt
gewordene Gruppe Diem 25 hervor. Sie tritt zu der kommenden Europawahl
mit einem «bahnbrechenden Programm zur Veränderung der EU» an, das
insbesondere auf einem Green New Deal fusst. 500 Milliarden sollen, so
der Plan, jährlich durch europäische Investitionsfonds bereitgestellt
werden, um die EU umweltfreundlicher und sozialer zu machen. Andere
denken etwas kleiner: «Ein Green New Deal für Basel», fordert
beispielsweise ein nicht nur ernst gemeinter Kommentar in der BZ
Basel. 63 Milliarden Franken sollen es sein, die der Bundesrat für
Klimaprogramme bereitstellen soll, exakt so viel wie für die Rettung
der UBS bezahlt wurde.


Der Traum des grünen Kapitalismus

Eingeführt wurde der Begriff des Green New Deal 2007 in einem
Kommentar in der New York Times. In den folgenden Jahren wurde vor
allem in den USA und in Deutschland darüber debattiert. Auch
etablierte Partei versuchten, den Green New Deal für sich zu
entdecken. 2011 publizierte beispielsweise die der SPD zugehörige
Friedrich-Ebert-Stiftung einen Bericht über einen «weltweiten Green
New Deal». 2013 veröffentlichte auch die der Grünen Partei
nahestehende Heinrich-Böll-Stiftung einen Bericht mit dem Titel «Auf
dem Weg zu einem Green New Deal». In beiden Fällen geht es um die
Idee, durch «grüne Konjunkturpakete gleichermassen das
Wirtschaftswachstum anzukurbeln und den fortschreitenden Klimawandel
zu bremsen» und «die scheinbar widersprüchlichen Bereiche Ökologie und
Ökonomie zu vereinen» (Friedrich-Ebert-Stiftung).

Die Resonanz auf solche Vorschläge blieb meist begrenzt. Mit der
Popularität von Alexandria Ocasio-Cortez und dem beginnenden
amerikanischen Wahlkampf scheint die Debatte nach der ersten Hochphase
zwischen 2007 und 2009 wieder an Fahrt zu gewinnen. Mit dem Green New
Deal hat man auf Seiten der parlamentarischen Linken nach jahrelanger
Suche nach einem grossen Projekt endlich wieder einmal die
Möglichkeit, eine Debatte mitbestimmen zu können - und das wirkt
weltweit ansteckend. Wie allerdings durch neue Finanzierungsformen der
dem Kapitalismus innewohnende Widerspruch zwischen Natur und Ökonomie
tatsächlich aufgelöst werden soll, bleibt eine unbeantwortete Frage
bürgerlicher als auch reformistischer Ansätze.


Kapitalismus und Ressourcenverbrauch

Nicht alle politischen Kräfte verknüpfen mit dem Green New Deal
dieselben Vorstellungen. Den links-bürgerlichen VertreterInnen geht es
vor allem um wirtschaftliche Wachstumsanreize, die zugleich ökologisch
sein sollen. Implizit versteht man Klimawandel und Umweltzerstörung
als technische Probleme, die mit den richtigen Technologien und
Investitionsansätzen gelöst werden können. Korrekt ist dies leider
nicht, wie sich leicht erklären lässt: Kapitalismus, als ein System,
das auf Kapitalakkumulation und Wachstum setzt, wirkt expansiv. Es
verbraucht auch dann mehr und mehr Ressourcen, wenn es sich
technologisch weiterentwickelt und effektivere Produktionsmethoden
entwickelt. Als «Jevons' Paradoxon» ist dieser Mechanismus in der
Wirtschaftswissenschaft bekannt. So stellte der englische Ökonom
William Stanley Jevons bereits 1885 fest, dass neue Dampfmaschinen
zwar effizienter Kohle verarbeiten, jedoch insgesamt nun mehr Kohle
verbraucht wird. Dasselbe gilt auch für die kapitalistische
Energiegewinnung der letzten hundertfünfzig Jahre. Der Kapitalismus
hat unzählige Technologien entwickelt, die beispielsweise Rohstoffe
oder Energie effektiver verarbeiten beziehungsweise nutzen als ihre
Vorgänger. Insgesamt allerdings brauchte er mehr und mehr Ressourcen.


Vorbild New Deal

Der New Deal der 1930er Jahre dient nicht nur als wortstarker
Namensgeber, es finden sich darin auch wichtige Parallelen. In einer
Situation der eklatanten Krise als auch der offenen Klassengegensätze
reformierte der New Deal die amerikanische Wirtschaft langfristig.
Dank dem New Deal verstand es der Kapitalismus, seine eigenen Grenzen
in ein System zu transformieren, das weniger explosiv und langfristig
produktiv wirkte. Oberflächlich harmonisierte Klassengegensätze,
Hebung des Lohnniveaus und gewisse Wettbewerbseinschränkungen machten
aus dem Überlebensmodus eine prosperierende Phase der
Kapitalakkumulation.

In Erinnerung an die letzte grosse Finanzkrise soll ein Green New Deal
dem Kapitalismus zugleich ein wirtschaftliches wie ökologisches
Überleben ermöglichen, indem staatliche Investitionen neue
Akkumulationsräume generieren. Ein Green New Deal versteht die
ökologischen wie ökonomischen Krisen als Auslöser neuer
Wachstumsmotoren, beispielsweise indem über die neuen
Umwelt-Technologien neue Märkte entstehen. Schon jetzt laufen
Investoren Sturm, um frühzeitig in die möglichen Profiteure
investieren zu können. Dass mit erneuerbaren Energien, wie
beispielsweise der Solarenergie, auch gleich noch die Abhängigkeit von
Ressourcen anderer Länder sinkt, ist ein zusätzlicher Nebeneffekt, den
man in führenden imperialistischen Staaten durchaus wahrgenommen hat.
Für solche positiven Effekte ist der der Kapitalismus wie schon in den
1930er Jahren bereit, bestimmte progressive Forderungen einer
wachsenden sozialen Bewegung in sein System einzubauen.


Kommodifizierung der Umwelt

Den linkeren VertreterInnen eines Green New Deals muss man zugute
halten, dass sie den Ernst der Lage erkennen, zusätzlich zu den
Reformen auch Massenmobilisierungen fordern und ein gewisses
Verständnis dafür haben, dass die kapitalistische Wirtschaft Ursache
klimatischer Veränderungen ist. Entsprechend verbalradikal fordern
einige amerikanische VertreterInnen eines Green New Deals auch die
Verstaatlichung bestimmter Unternehmen. Zu einem fairen Preis versteht
sich, denn Enteignungen fordern will man dann doch nicht. Letztlich
dreht sich die Frage um die Befürwortung beziehungsweise um die Kritik
eines linkeren Green New Deal also um den alten Streit zwischen
reformistischen und revolutionären Ansätzen. Die einen wollen eine
ökologischere Zukunft, indem sie Anpassungen innerhalb dieses Systems
einfordern. Dafür gehen sie in Parlamente und ringen wortreich um
Kompromisse. Andere, wie wir, gehen davon aus, dass dieses System
keinen nachhaltigen Umgang mit der Natur ermöglichen kann und es
sinnfrei ist, sich immer wieder von neuem dieselben Hoffnungen auf
Reformen zu machen.

Das Problem mit dem Green New Deals geht allerdings über diese
Grundproblematik hinaus. Der Glaube daran, dass ökonomische
Investitionsansätze und Regelungen am kapitalistischen
Ressourcenverschleiss etwas ändern können, missachtet deren
Mechanismus. Ein Beispiel hierfür ist der auch von der SP Schweiz
propagierte Emissionshandel. Der Markt für den CO2-Ausstoss soll
Anreize liefern, weniger davon zu produzieren. In der Realität
funktioniert dies allerdings nicht. Zu den Profiteuren im Handel mit
Emissionsrechten gehören Unternehmen, die zugleich die grössten
Umweltverschmutzer sind. Die deutsche Schwerindustrie beispielsweise
erhielt jahrelang derart viele CO2-Zertifikate, dass sie vorige
Papiere am Ende des Jahres verkaufen konnten. Auch am weltweiten
CO2-Ausstoss hat der Handel mit Emissionspapieren nicht viel
verändert. Es ist dies nicht nur ein praktisches Problem, sondern auch
ein Grundproblem: Wer die Natur kommodifiziert und in einen weltweiten
Markt integriert, verstärkt diejenigen Mechanismen, die überhaupt erst
zur ökologischen Krise geführt haben.


Antikapitalistisch und Klassenkämpferisch

Seit Jahrzehnten versprechen Projekte und gross angekündigte
Reformagenden die Eindämmung systembedingter Umweltschäden und der
Klimaerwärmung. Geändert hat sich nichts. Trotz Emissionshandel,
Klimaverträgen und neusten Technologien steigt der CO2-Ausstoss
weiter. Wieso es ausgerechnet beim neusten Vorschlag um den Green New
Deal anders sein soll, kann auch niemand erklären. Die Ablehnung
reformistischer Ansätze heisst nicht, dass wir nicht daran glauben,
Reformen durch Druck von unten erreichen zu können. Gerade die
aktuelle Klimastreik-Bewegung zeigt, dass es durch die Masse auf der
Strasse möglich ist, ein Thema auf die politische Agenda zu setzen.
Für eine tatsächliche Veränderung der weltweiten Klimapolitik braucht
es allerdings einen revolutionären Wandel. Und das bedeutet
Konfrontation, sowohl mit jenen Kapitalfraktionen und ihren
politischen VertreterInnen, die weiterhin ihre umweltschädlichen
Betriebe bewirtschaften und fossile Energieträger fördern, als auch
mit jenen, die über den technologischen Wandel von der Naturausbeutung
profitieren.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 
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GLEICHHEIT/6863: Demonstration gegen Auslieferung von Julian Assange an die USA


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Demonstration gegen Auslieferung von Julian Assange an die USA

Von Robert Stevens

4. Mai 2019



WikiLeaks-Gründer Julian Assange protestierte am Donnerstag aufs Schärfste
gegen die Versuche der US-Regierung, seine Auslieferung durch
Großbritannien zu veranlassen. Er war dem Amtsgericht Westminster in London
per Videostream aus dem Gefängnis Belmarsh zugeschaltet.

Assange erklärte den Anwesenden im Gerichtssaal: "Ich werde mich keiner
Auslieferung fügen, weil ich einen Journalismus betrieben habe, der viele
Auszeichnungen gewonnen und viele Menschen geschützt hat."

Richter Michael Snow schnappte zurück: "Ich werte das als Ablehnung."

Vor dem Gebäude hatten sich mehr als 100 Menschen zu einer Demonstration
versammelt, darunter Anhänger des Julian Assange Defence Committee, das
sieben Jahren lang vor der ecuadorianischen Botschaft in London eine
Mahnwache abgehalten hat. Auch Mitglieder und Anhänger der Socialist
Equality Party und der International Youth and Students for Social Equality
nahmen teil.

Am Vortag war Assange in einem Schauprozess vor dem Strafgericht Southwark
wegen Verstoßes gegen Kautionsauflagen zu 50 Wochen Gefängnis verurteilt
worden. Das Urteil blieb damit nur zwei Wochen unter der möglichen
Höchststrafe. Assanges angebliches Verbrechen besteht darin, dass er vor
sieben Jahren politisches Asyl in der ecuadorianischen Botschaft beantragt
hatte, um der Auslieferung an die USA zu entgehen.

Seit er am 11. April in der ecuadorianischen Botschaft rechtswidrig
festgenommen wurde, sitzt Assange im Gefängnis Belmarsh ein, das als
"britisches Guantanamo" bezeichnet wird.

Erst vor drei Wochen hatte Richter Snow Assange als "Narzissten"
beschimpft. Mehrere hochrangige US-Politiker hatten die Todesstrafe für
Assange befürwortet. Während Assange also zu Recht um sein Leben fürchtet,
erklärte Snow kaltblütig, er solle "in die USA gehen" und "sein Leben
weiterleben".

Am Donnerstag kündigte Snow an, dass das Auslieferungsverfahren "viele
Monate" dauern werde. Im Bemühen, die intensiven Bemühungen um Assanges
Auslieferung herunterzuspielen, erklärte er außerdem: "Am 30. Mai wird eine
weitere rein verfahrensrechtliche Anhörung stattfinden. Ich gehe davon aus,
dass dort noch weniger passieren wird."

Am 12. Juni werde eine wichtigere Anhörung stattfinden. Bis dahin müssten
die USA den britischen Gerichten alle notwendigen Dokumente für Assanges
Auslieferung vorlegen.

Die britische Tory-Regierung und die Justiz tun alles in ihrer Macht
Stehende, um die Auslieferung des mutigen Journalisten zu ermöglichen,
obwohl er lediglich eines Verstoßes gegen Kautionsauflagen für schuldig
befunden wurde.

Die Anhörung am Donnerstag dauerte nur zehn Minuten. Der Vertreter der
US-Regierung, Ben Brandon, legte offen, warum Washington unbedingt Assanges
Auslieferung herbeiführen will. Er behauptete, Assange habe der
Whistleblowerin Chelsea Manning dabei geholfen, sich einen Code zu
beschaffen, der ihr Zugang zu "großen Mengen an vertraulichen Dokumenten"
verschaffte. Diese habe sie an WikiLeaks weitergegeben.

Laut Brandon befanden sich darunter 90.000 Berichte über den
Afghanistankrieg, 400.000 Berichte über den Irakkrieg, 800 Beurteilungen
von Häftlingen in Guantanamo Bay und 250.000 Telegramme des
US-Außenministeriums. Er behauptete, Assange habe "aktiv versucht, das
Passwort [des geschützten Computers] zu knacken und Manning dazu ermutigt,
ihm weitere Informationen zu liefern".

Auch Manning sitzt seit ihrer Verhaftung am 8. März im Gefängnis. Am 22.
April hatte ein zentrales Berufungsgericht ihren Antrag abgelehnt, gegen
Kaution freigelassen zu werden. Das Gericht bestätigte die Verurteilung
Mannings zu Beugehaft, weil sie sich geweigert hatte, vor einer Grand Jury
auszusagen, deren einziger Zweck darin besteht, ein Verfahren gegen Assange
zu ermöglichen.

Um Assanges Auslieferung zu beschleunigen, wird alles getan, um öffentliche
Kritik am verbrecherischen Vorgehen von Politik und Justiz in
Großbritanniens zu unterbinden.

Die Anhörung am Donnerstag fand in einem winzigen Gerichtssaal statt.
Dutzenden von Assanges Anhängern und andere Personen, die teilweise
stundenlang gewartet hatten, wurde der Zutritt verweigert. Nur die
offiziellen Medien hatten Zugang. Einige versuchten, Fotos und Videos von
denjenigen zu machen, denen der Eintritt verweigert wurde; allerdings
wurden sie angewiesen, die Dateien sofort zu löschen.

Als die Menschen Einlass forderten, um herauszufinden, wie Assange
behandelt wird, blockierte ein Gerichtsdiener die Tür und erklärte: "Sie
können von den Medien da drin erfahren, was passiert ist." Der Gerichtssaal
war derart klein, dass selbst einige der Eingelassenen stehen oder auf dem
Boden sitzen mussten. Und das bei einem Fall, in dem es um den wichtigsten
politischen Gefangenen der Welt geht.

Emmy Butlin vom Julian Assange Defence Committee gehörte zu denjenigen, die
in den Gerichtssaal wollten. Gegenüber den Demonstranten draußen erklärte
sie: "Das hier wirkt immer mehr wie ein Geheimprozess vor einem
Geheimgericht. Wir müssen Widerstand leisten!"

Assanges Auslieferung an die USA ist von entscheidender Bedeutung für die
Pläne der imperialistischen Großmächte, WikiLeaks zum Schweigen zu bringen.
Die Plattform hat zahllose Kriegsverbrechen und Angriffe auf die
demokratischen Rechte der Weltbevölkerung enthüllt.

Unter den Demonstranten vor dem Gebäude befanden sich Dutzende Vertreter
der Gelbwesten, die aus mehreren französischen Städten angereist waren. Am
Tag zuvor hatten sie an Maiveranstaltungen teilgenommen, u.a. in Paris.

Abgesehen von britischen Arbeitern und Jugendlichen waren auch
Demonstranten aus Dänemark und Spanien gekommen, um sich solidarisch zu
erklären. Die Dankbarkeit von Millionen Menschen gegenüber der Arbeit von
Assange und WikiLeaks wurde deutlich, als die Teilnehmer Parolen auf
Englisch, Französisch und Spanisch skandierten: "Thank you, WikiLeaks",
"Merci WikiLeaks", "Gracias WikiLeaks", "Liberté, Julian Assange", "Es gibt
nur eine Entscheidung: keine Auslieferung!", "Meinungsfreiheit, Freiheit
für Assange" und "USA und Großbritannien: Hände weg von Assange!" Eine der
eindringlichsten Forderungen war: "Amerikaner: Verteidigt Julian Assange".

Nach der Anhörung besetzten die Demonstranten für kurze Zeit die
geschäftige Marylebone Road direkt vor dem Gerichtsgebäude.

WikiLeaks-Chefredakteur Kristinn Hrafnsson erklärte nach der Anhörung im
Gespräch mit der Presse: "Der Kampf hat gerade erst begonnen. Er wird lang
und hart sein." Er erklärte weiter, Assange lebe im Gefängnis Belmarsh
unter "schrecklichen" Bedingungen: Er müsse 23 Stunden am Tag in seiner
Zelle bleiben, das "nennen wir im Allgemeinen Isolationshaft".

Hrafnsson erklärte gegenüber World Socialist Web Site: "Heute hat die
US-Regierung bis zum Ende des Monats Zeit bekommen, um weitere
Informationen vorzulegen. Dann werden wir erfahren, was sie außer den
lächerlichen Vorwürfen aus den bisher vorgelegten Dokumenten noch auf den
Tisch legen werden.

Ich benutze das Wort 'lächerlich', weil die bisherigen Anklagepunkte der
USA nur eine Beschreibung von normaler journalistischer Tätigkeit sind.
Obwohl das US-Justizministerium in seiner Presseerklärung von Hacking
spricht, gab es kein Hacking. Es ist eine Absurdität, dass Julian Assange
morgen, am Internationalen Tag der Pressefreiheit, im Gefängnis Belmarsh
sitzt.

Heute dominiert die Entlassung von [Verteidigungsminister] Gavin Williamson
wegen Weitergabe von Informationen die Schlagzeilen der britischen Medien.
Es wird viel darüber diskutiert, ob er Dokumente weitergegeben hat, was
seine Motive waren, etc. Das ist nicht meine Sorge. Doch was ich
bemerkenswert fand, war die Tatsache, dass niemand das grundlegende Recht
des Daily Telegraph in Frage stellte, diese Informationen zu
veröffentlichen.

Niemand stellt das in Frage. Niemand bezweifelt, dass es richtig ist, wenn
ein Medienunternehmen Informationen veröffentlicht, auch wenn die Leute
vielleicht das Motiv der Person hinterfragen, die sie ihm zugespielt hat.
Warum fordern die Leute nicht, dass der Herausgeber des  Daily
Telegraph Julian Assange in Belmarsh Gesellschaft leistet?"

Über die Folgen von Assanges fortgesetzter willkürlicher Inhaftierung für
die Arbeit von WikiLeaks erklärte Hrafnsson: "Momentan konzentrieren wir
uns darauf, für die Freiheit unseres Herausgebers zu kämpfen, aber die
Arbeit wird weitergehen."

Jennifer Robinson, eine von Assanges Rechtsanwälten, appellierte erneut an
die australische Regierung, zum Schutz ihres Staatsbürgers zu
intervenieren. Gegenüber AAP erklärte sie: "Wir wollen, dass die höheren
politischen Ebenen aktiv werden und Julian Assange diplomatischen Schutz
erhält.

Wir fordern die australische Regierung seit 2010 auf, sich um die
Zusicherung zu bemühen, dass er vor der Auslieferung an die USA geschützt
wird. Genau damit ist er jetzt konfrontiert, und wir wollen, dass die
australische Regierung sich für ihn einsetzt."

Nur eine internationale Massenbewegung der Arbeiter und Jugendlichen kann
die Freiheit von Assange und Manning garantieren. Alle, denen etwas an der
Verteidigung grundlegender demokratischer Rechte liegt, müssen weltweit
Proteste organisieren.
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Syriza-Regierung ordnet Zwangsräumung von Flüchtlingen und Asylsuchenden an

Von John Vassilopoulos

4. Mai 2019



Hunderte Menschen versammelten sich am 22. April auf dem zentralen Platz
von Mytilene, der Hauptstadt der Insel Lesbos, um in einem stillen Protest
dem ersten Jahrestag des brutalen Angriffs von Rechtsextremen [1] auf
hauptsächlich afghanische Flüchtlinge zu gedenken.

2018 hatten Asylsuchende, darunter Frauen und Kinder, auf diesem Platz
gegen ihre Internierung im Lager Moria und die Verzögerung ihrer
Asylanträge protestiert, als sie von einem faschistischen Mob von etwa 200
Mann attackiert wurden. Der Angriff fand unter den Augen der lokalen
Polizei statt, die Berichten zufolge Anweisung hatte, nicht gegen die
Schläger vorzugehen, sondern sie lediglich aufzulösen. So konnte der Mob
einen Polizeikordon durchbrechen und Steine, Flaschen und Fackeln auf die
Flüchtlinge werfen. 35 Menschen wurden verletzt.

Der diesjährige Protest wurde von "Demokratisches Mytilene" organisiert,
einer lokalen Koalition pseudolinker Gruppen, die sich hauptsächlich aus
Mitgliedern von Syriza und Volkseinheit zusammensetzt und Anfang dieses
Jahres als Wahlbündnis für die bevorstehenden Kommunalwahlen gegründet
wurde. Das Bündnis erklärte, dass "die Schuldigen sowie ihre moralischen
Anstifter ein Jahr nach den Ereignissen jener Tage ungestraft bleiben. Mit
ihrem Handeln vergiften sie jedoch weiterhin die Gesellschaft, spalten die
Bürger und schüren mit ihren Lügen Hass."

Tatsächlich ist aber Syriza der wichtigste "moralische Anstifter".

In dem Maße, wie die herrschenden Eliten Europas immer offener die
rechtsextreme Politik übernehmen und faschistische Bewegungen ermutigen,
ist Syriza nur allzu gerne bereit, ihre Dienste zur Verfügung zu stellen.

In den vier Jahren seit ihrer Machtübernahme im Januar 2015 hat Syriza
nicht nur die zentrale Rolle bei der Fortsetzung und Vertiefung der von der
EU diktierten Sparmaßnahmen gespielt, die Millionen Griechen ins Elend
getrieben haben. Sie steht auch an der Spitze der Angriffe gegen
Flüchtlinge, Asylbewerber und Migranten durch die Europäische Union (EU) .

Zur Zeit sind mehr als 70.000 Flüchtlinge in Griechenland in überfüllten
Lagern auf dem Festland und den Inseln interniert. Das ist die Folge des
schmutzigen Abkommens zwischen der EU und der Türkei im Jahr 2016, das
vorsieht, alle Flüchtlinge, die aus der Türkei nach Griechenland kommen,
bis zur Bearbeitung ihres Falls zu internieren. Das Ziel ist, sie am Ende
wieder in die Türkei abzuschieben. Dafür hat Athen mehr als 2 Milliarden
Euro von der EU erhalten, und die Türkei soll 6 Milliarden Euro erhalten.

Über 7.000 Flüchtlinge befinden sich im Lager Moria, das nur eine Kapazität
für rund 2.000 Menschen hat.

Ein Oxfam-Bericht [2], der diesen Januar erschien, enthüllt die
schrecklichen Zustände in Moria und stützt sich dabei auf
Augenzeugenberichte von Helfern und internierten Flüchtlingen.

Sonia Andreu, die auf Lesbos den Zufluchtsort "Bashira" für
schutzbedürftige Asylbewerberinnen leitet, bezeichnet Moria als "Hölle".

"Ich kenne Frauen, die nur vier Tage nach einer Kaiserschnittgeburt mit
ihren Neugeborenen nach Moria zurückgebracht wurden", schildert sie
gegenüber Oxfam. "Sie sollen sich von der Geburt unter schmutzigen,
ungesunden Bedingungen erholen."

"Es ist wirklich schwierig, einen Arzt aufzusuchen", sagt Shala, eine
afghanische Geflüchtete, die Mitte vierzig ist. "Es gibt nur einen Arzt für
das ganze Lager. Du musst auf dem Totenbett liegen, bevor sie deine
Probleme ernst nehmen."

Laut Oxfam gab es den ganzen November über überhaupt keinen Arzt, nachdem
der Lagerarzt gekündigt hatte.

Der Bericht hebt auch die unhygienischen Bedingungen hervor, die durch die
Überbelegung entstehen. "70 Menschen müssen sich eine Toilette teilen,
deshalb ist die Hygiene sehr schlecht", sagt John, ein NGO-Mitarbeiter auf
Lesbos. "Es gibt viele kleine Kinder und Babys im Lager. Manchmal haben die
Leute nicht einmal ein Zelt - und der Winter kommt. Im Olivenhain gibt es
Schlangen, Skorpione und Ratten."

Drei Tage vor dem stillen Protest auf Lesbos hatten 60 Flüchtlinge ein
Lager am Syntagma-Platz in Athen gegenüber dem griechischen Parlament
errichtet. Sie hatten selbstgemachte Plakate dabei, auf denen sie die
unmenschliche Behandlung anprangerten: "Vom Polizeistaat vertrieben", heißt
es auf einem, "Warum müssen wir in Zelten leben, wenn es so viele leere
Gebäude gibt?" auf einem anderen.

Sie protestierten gegen die jüngste Zwangsräumung am 18. April. Behelmte
und maskierte Bereitschaftspolizisten hatten die Hausbesetzungen
"Clandestina" und "Cyclopi" im Athener Stadtteil Exarchia beendet und die
Flüchtlinge vertrieben. 68 Menschen, darunter 25 Kinder, hatten etwa ein
Jahr lang in den besetzten Häusern gelebt. Nur eine Woche zuvor, am 11.
April, wurden die Hausbesetzungen "Azadi" und "Babylonia", ebenfalls in
Exarchia, von rund 200 Bereitschaftspolizisten geräumt. Mit den
Vertreibungen an den vier Standorten verloren schätzungsweise 200 bis 300
Flüchtlinge ihr Obdach.

In einem Beitrag auf Infomobil, einem Blog, der über die Notlage von
Flüchtlingen in Griechenland berichtet, beschrieb eine Mutter von drei
Kindern ihre Vertreibung aus Clandestina: "Ich schlief mit meinen Kindern.
Als ich plötzlich aufwachte, sah ich vor meinen Augen Waffen. Überall war
Polizei. Ich habe versucht, unsere wichtigsten Sachen zusammen zu sammeln.
Die Polizei brüllte: 'Schnell, schnell!' Zwei meiner Kinder haben
Herzprobleme. Eines hat Asthma."

Ein anderer Flüchtling und ehemaliger Bewohner von Clandestina erzählte
Infomobil: "Alles, was ich hatte, ist jetzt in diesem verschlossenen
Gebäude: Meine Steuernummer, meine Sozialversicherungsunterlagen,
medizinische Papiere... Ich bin wieder bei Null. Sie haben uns nichts
mitnehmen lassen."

Das Ministerium für Migrationspolitik gab eine Erklärung ab, die die ganze
Verachtung der Regierung für die Flüchtlinge zum Ausdruck bringt. Darin
heißt es, die Geflüchteten hätten "ein negatives Bild von sich selbst in
der griechischen Öffentlichkeit hervorgerufen", weil sie sich weigerten,
den Syntagma-Platz zu verlassen.

Das Syntagma-Camp wurde am 20. April geräumt, nachdem man die
protestierenden Flüchtlinge Berichten zufolge auf verschiedene Haftzentren
im ganzen Land verteilt hatte.

Der Bezirk Exarchia befindet sich seit Wochen unter einer nahezu
dauerhaften Belagerung durch den Staat. Syriza ordnet diese
Polizeioperationen an, um sich als verantwortungsbewusste 
Law-and-Order-Partei zu präsentieren. Die stellvertretende Ministerin für Bürgerschutz
Katerina Papakosta-Sidiropoulou kommentierte die Räumungen in den sozialen
Medien: "Bravo an die griechische Polizei für die jüngste, gut organisierte
Operation in Exarchia. Die Polizisten haben Schachmatt gesetzt. Sie haben
bewiesen, dass sie nicht auf den Monat August [die Urlaubssaison] warten,
um die Sicherheit der Bürger zu gewährleisten."

Die Zwangsräumungen in Exarchia sind der Höhepunkt einer monatelangen
Kampagne in den griechischen Medien über mutmaßliche kriminelle Aktivitäten
in dem Stadtteil. So wurde behauptet, angebliche Migrantenbanden würden
zusammen mit anarchistischen Gruppen, die seit langem im Bezirk präsent
sind, Schmuggel und Drogenhandel betreiben. Diese Berichte haben nur ein
Ziel: Flüchtlinge und Asylbewerber zu dämonisieren. Sie werden begleitet
von dem üblichen Law-and-Order-Geschrei nach einem harten Vorgehen gegen
die "No-Go-Zone" in Exarchia.

Hinter den Zwangsräumungen stehen größere wirtschaftliche Interessen. Der
Bezirk ist Teil der kürzlich vorgestellten Pläne zur Erneuerung des
Stadtzentrums. Im Februar schrieb die Wirtschaftszeitung capital.gr:
"Anaplasi PLC, deren Ziel es ist, Arbeiten zur Stadterneuerung
durchzuführen, überprüft in Zusammenarbeit mit der Metro Attika drei neue
Möglichkeiten, um einen geeigneten Ort für eine Metro-Haltestelle in
Exarchia zu finden. Das Ziel ist es, den öffentlichen Raum auf dem 
Exarchia-Platz zu erhalten, der aber heute ein Anziehungspunkt für kriminelle
Aktivitäten ist."

Viele Investoren betrachten Exarchia und andere heruntergekommene Gebiete
in der Athener Innenstadt als Goldgrube und wollen dort Immobilien
erwerben. Auf in.gr erklärte Lefteris Potamianos, Präsident des
Immobilienmaklerverbandes Athen-Attika, dass die Immobilienpreise im Bezirk
im vergangenen Jahr um 30 Prozent gestiegen sind: "Das sind nicht nur
Wohnungen, sondern seltsamerweise auch ganze Häuserblöcke, die aufgekauft
wurden und für Airbnb-Wohnungen oder Hotels vorgesehen sind. Diese Verkäufe
erfolgten alle im letzten Jahr."


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/05/21/syri-m21.html

[2] https://www.oxfam.de/system/files/oxfam-bericht_englisch_vulnerable-and-abandoned.pdf

Siehe auch:

Griechenland: Syriza-Regierung mobilisiert Bereitschaftspolizei gegen
Flüchtlinge [19. April 2019]

https://www.wsws.org/de/articles/2019/04/19/grie-a19.html
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Asylfürsorge gefährdet Kindeswohl

von Siro Torresan



Die Kürzungen der Leistungen bei vorläufig aufgenommenen Personen
trifft vor allem Kinder und Jugendliche. Die gesellschaftlichen und
finanziellen Folgen werden längerfristig höher wiegen, als die
aktuellen Einsparungen. Zu diesem Schluss kommt die Studie der
Monitoringstelle map-F.


Am 24. September 2017 entschieden die Stimmberechtigten im
Kanton Zürich, dass vorläufig aufgenommene Personen
(F-Ausländer*innen-Status) von der Sozialhilfe ausgeschlossen und nach
den wesentlich tieferen Ansätzen der Asylfürsorge unterstützt werden
sollen. Gegen diese erneute Änderung formierte sich während des
Abstimmungskampfes das "Integrationsstopp Nein!"-Komitee. Nach der
verlorenen Abstimmung gründeten Mitglieder dieses Komitees die
Monitoring- und Anlaufstelle für vorläufig aufgenommene Personen
map-F. Als Monitoringstelle sammelt map-F möglichst umfassende
Informationen über die neue Situation in den verschiedenen Gemeinden
des Kantons und versucht durch ihre Veröffentlichung einen Beitrag zu
mehr Transparenz zu leisten.

Die Monitoring- und Anlaufstelle map-F stellt nun in ihrem zweiten
Bericht zu betroffenen Kindern und Jugendlichen fest, dass "die
Kürzung das Kindeswohl gefährdet und den schulischen Lernerfolg sowie
den Berufseinstieg massiv erschweren." Und die Anlaufstelle kommt zum
Schluss: "Die gesellschaftlichen und finanziellen Folgen werden
längerfristig höher wiegen, als die aktuellen Einsparungen."


Einsparungen auf Kosten der Perspektiven

Familien, welche schon seit Jahren in der Schweiz leben, müssen in
Kollektivunterkünfte umziehen. Beengende, isolierte Wohnsituationen
beeinträchtigen die psychische Entwicklung und verunmöglichen Erholung
- mit negativen Folgen auf Schule und Beruf. Familienbudgets, die
teils gerade noch rund 3 Franken pro Person und Tag fürs Essen
ermöglichen, gefährden die Gesundheit. Gestrichene Krippen- und
Spielgruppenplätze erhöhen den sprachlichen Rückstand schon in der
frühen Kindheit. Knappe Familienbudgets machen Mitgliedschaften in
Sportverein, Nachhilfeunterricht und ÖV-Abos unerschwinglich.
Unbegleitete Minderjährige mit Status F sind von der Kürzung besonders
betroffen: Obwohl sie eine besonders verletzliche Personengruppe
darstellen, wurde ihnen zum Beispiel Geld für Kleider gestrichen oder
gekürzt. Der finanzielle Druck und der erschwerte Zugang zu
weiterführender Bildung und Berufseinstieg zwängt Jugendliche in
Hilfsarbeiterjobs. Die Kürzungen stellen für diese jungen Menschen
also Weichen, die sie ins gesellschaftliche Abseits führen.

Da die Gemeinden frei über die Höhe der Asylfürsorge bestimmen, sind
den Kürzungen kaum Grenzen gesetzt. Schon der UN-Kinderrechtsausschuss
hat 2015 von der Schweiz Mindeststandards bei der Betreuung und
Versorgung von Kindern aus dem Migrations- und Asylbereich verlangt.
Map-F unterstreicht, dass "ohne Mindeststandards das Kindeswohl und
die UNO-Kinderrechte der Gefahr systematischer Missachtung
ausgeliefert sind." Zudem brauche es im Kanton ein umfassendes,
behördenübergreifendes Integrationskonzept von der frühen Kindheit bis
ins junge Erwachsenenalter. Und map-F hält unmissverständlich fest:
"Die neuen Integrationshürden für vorläufig aufgenommene Kinder und
Jugendliche laufen den Zielen der Integrationsagenda Schweiz diametral
entgegen."
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DOKUMENTATION/1627: BR - Vom Bergfieber gepackt, 8.5.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 18. April 2019

Vom Bergfieber gepackt

Buch und Regie: Frédéric Favre

DoX-Der Dokumentarfilm im BR

Mittwoch, 8. Mai 2019 um 22.45 Uhr



Die "Patrouille des Glaciers" ist ein internationales, von der
Schweizer Armee organisiertes Skibergsteigerrennen, an dem auch zivile
Sportler teilnehmen dürfen. Über dreieinhalb Jahre lang hat der
Filmemacher Frédéric Favre drei Teilnehmer während des Trainings, bei
der mentalen Vorbereitung und beim Rennen mit der Kamera begleitet.
Die BR/ARTE-Koproduktion "Vom Bergfieber gepackt" wird als deutsche
Erstausstrahlung auf dem Sendeplatz DoX-Der Dokumentarfilm im BR
Fernsehen am Mittwoch, 8. Mai 2019 um 22.45 Uhr gezeigt und ist danach
30 Tage in der BR Mediathek abrufbar.

In den Schweizer Bergen, zwischen Zermatt und Verbier, findet der
härteste Teamwettkampf der Welt statt - das Skibergsteigerrennen
"Patrouille des Glaciers". Dabei ist nicht das Rennen die eigentliche
Herausforderung, sondern der Weg dorthin. Denn der bedeutet ein Jahr,
in dem es nichts als das Training gibt, und in dem die Teilnehmer an
ihre physischen und mentalen Grenzen gehen.

Menschen, die sich Gefahren und Extremsituationen aussetzen,
faszinieren und polarisieren. Es stellt sich die Frage, was treibt sie
an? Was ist ihre Motivation? Der Dokumentarfilm "Vom Bergfieber
gepackt" versucht dieses Phänomen zu ergründen, und geht der Frage
nach, warum manche Menschen solche Grenzerfahrungen brauchen und
bereit sind, dafür alles aufzugeben.

Ein Jahr lang begleitet der Film drei Teilnehmer des "Patrouille des
Glaciers" und ihre Teams während der Vorbereitung auf den Wettkampf
und am Tag des Rennens. Die Kamera ist ganz nah an den Protagonisten
dran und macht spürbar, was den Reiz am Extremsport ausmacht, und was
letztlich zur Obsession führt.

Der Film wurde mit dem Berner Filmpreis ausgezeichnet.

Redaktion: Carlos Gerstenhauer (BR), Matthias Leybrand (BR), Sonja
Scheider (BR/ARTE), Urs Augstburger (SRF), Irène Challand (RTS)

Produktion: Lomotion AG in Koproduktion mit BR/ARTE, SRF und RTS,
gefördert von Bundesamt für Kultur, Berner Filmförderung, Cinéforum,
Suissimage Kulturfonds, Schweizer Alpenclub SAC

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18. April 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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DOKUMENTATION/1626: WDR - Wie Künstliche Intelligenz unsere Gesellschaft verändert, 7.5.12019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 3. Mai 2019

Wie Künstliche Intelligenz unsere Gesellschaft verändert

Zweite Dokumentation mit Ranga Yogeshwar am 7. Mai im WDR



Welche Rolle spielt Künstliche Intelligenz (KI) bei der Verbreitung
von Fake News? Wie sieht unsere Zukunft mit Robotern aus? Welche
Herausforderungen kommen mit der Entwicklung autonomer Waffen auf uns
zu? Wie gehen Kinder mit KI um? Mit diesen und weiteren Themen
beschäftigen sich Ranga Yogeshwar und Tilman Wolff in ihrer zweiten
Dokumentation zu Künstlicher Intelligenz, die das WDR Fernsehen am
Dienstag, 7. Mai 2019, um 21 Uhr zeigt. Für "Der große Umbruch - Wie
Künstliche Intelligenz unsere Gesellschaft verändert" sind die beiden
Wissenschaftsjournalisten zu den weltweiten Hot-Spots der KI-Forschung
gereist.

Am MIT in Boston trafen sie Prof. Sinan Aral von der Sloan School of
Management. Aral und sein Team haben in der bislang größten weltweiten
Studie untersucht, wie sich Fake News ausbreiten. Er sagt: "Falsche
Nachrichten bewegen sich mit Blitzgeschwindigkeit durch unsere
digitale Gesellschaft, während die Wahrheit sich wie ein tropfender
zähflüssiger Zuckersirup sehr langsam von Person zu Person
ausbreitet."

Durch Künstliche Intelligenz droht ein neues Kapitel des Wettrüstens.
Intelligente Bilderkennung, automatische Zielerfassung - die
KI-Techniken sind bereits verfügbar. Tilman Wolff und Ranga Yogeshwar
besuchten den Yale-Professor Wendell Wallach. Der renommierte Ethiker
spricht sich für ein konsequentes Verbot dieser Waffen aus: "Maschinen
entscheiden nicht über Leben und Tod, das tun wir Menschen. Wenn wir
diese Tür öffnen und den Maschinen diese Entscheidung überlassen, dann
untergraben wir das Grundprinzip der Verantwortlichkeit. Tödliche
autonome Waffensysteme oder autonome Fahrzeuge sind nur die Spitze des
Eisbergs. Darunter verbergen sich autonome Systeme. Diese autonomen
Systeme bedrohen das grundlegende Prinzip, dass es einen
Verantwortlichen gibt. Ich kann mir nichts Dümmeres vorstellen als
eine Menschheit, die einen Weg beschreitet, bei der sie das Prinzip
Verantwortung aufweicht, wo wir so weit gehen, dass niemand mehr
verantwortlich ist, wenn etwas Schreckliches geschieht."

Nach der Generation Internet startet die Generation KI: In Berlin
trafen Ranga Yogeshwar und Tilman Wolff die Wissenschaftlerin Stefania
Druga. Sie untersucht, wie Kinder mit Künstlicher Intelligenz umgehen
und sagt: "Das Ziel meiner Forschung ist, sowohl den Kindern als auch
den Eltern ein Grundverständnis für Künstliche Intelligenz zu
vermitteln. Zuhause können sie dann gemeinsam darüber sprechen und
Fragen stellen. Für Familien ist es wichtig, zu verstehen wie
Künstliche Intelligenz funktioniert, so können sie die Technologie
sinnvoll nutzen."

"Der große Umbruch - Wie Künstliche Intelligenz unsere Gesellschaft
verändert" ist ein Film von Tilman Wolff und Ranga Yogeshwar,
Redaktion: Monika Grebe (WDR, Federführung) und Christian Kossin
(NDR), produziert von der Beckground TV & Filmproduktion GmbH.


KI-Schwerpunkte bei WDR 5 und phoenix

Begleitend zur Dokumentation wird sich auch der Radiosender WDR 5 mit
Künstlicher Intelligenz beschäftigen. Vom 6. bis zum 10. Mai steht im
Hörfunk-Magazin "Quarks" täglich zwischen 15.05 und 17.00 Uhr ein
anderer Aspekt des breiten Themas im Fokus. Im Gespräch mit Ranga
Yogeshwar geht es unter anderem darum, wann KI-gesteuerte Autos auf
die Straße kommen und was KI in der Medizin leisten kann. Darüber
hinaus können Hörerinnen und Hörer live über ihre Zukunftsängste und
Hoffnungen im Zusammenhang mit Künstlicher Intelligenz diskutieren.

Auch phoenix widmet sich am 21. Mai 2019 dem Thema: Der Ereignis- und
Dokumentationskanal von ARD und ZDF zeigt ab 20.15 Uhr die beiden
Dokumentationen von Tilman Wolff und Ranga Yogeshwar und sendet im
Anschluss um 21.45 Uhr eine "phoenix runde" zur Künstlichen
Intelligenz, in der Ranga Yogeshwar einer der vier Gäste von Alexander
Kähler ist.

Der erste Film der beiden Autoren zum Thema Künstliche Intelligenz
lief bereits am 8. April im Ersten und ist jederzeit in der Mediathek
zu sehen:

Der Film in der Mediathek

https://www.daserste.de/information/reportage-dokumentation/dokus/videos/der-grosse-umbruch-video-102.html


Die Sendetermine im Überblick


WDR Fernsehen

Dienstag 7. Mai, 21 Uhr bis 21.45 Uhr: 

"Der große Umbruch - Wie Künstliche Intelligenz unsere Gesellschaft
verändert"


phoenix

Dienstag, 21. Mai, 20.15 bis 21.00 Uhr: 

"Der große Umbruch - Wie Künstliche Intelligenz unser Leben verändert"

Dienstag, 21. Mai, 21.00 bis 21.45 Uhr: 

"Der große Umbruch - Wie Künstliche Intelligenz unsere Gesellschaft
verändert"

Dienstag, 21. Mai, 21.45:

"phoenix runde" mit Ranga Yogeshwar


ONE

Sonntag, 12. Mai, 10.45 bis 11.30 Uhr:

"Der große Umbruch - Wie Künstliche Intelligenz unser Leben verändert"

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 3. Mai 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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FEATURE/1239: Deutschlandfunk Kultur - Sieger und Besiegte 1949, 8.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

"Das Licht Goethes (...) erhellt nicht unsere Zukunft"
Sieger und Besiegte 1949

Von Winfried Sträter

Zeitfragen. Feature

Mittwoch, 8. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Bei der Europawahl 2019 haben die Verfechter der europäischen Einigung
erstmals ernsthafte Konkurrenz. In fast allen EU-Staaten sind
Nationalisten wieder zu einer relevanten politischen Kraft geworden,
in manchen regieren sie. Die Warnung, dass ein Zerfall der EU in
Nationen und ihre Nationalismen neue Kriegsgefahr bedeuten kann, ist
nicht mehr so abstrakt wie noch während der Kanzlerschaft des
überzeugten Europäers Helmut Kohl. Vor 70 Jahren, als mit der
Verabschiedung des Grundgesetzes und der Gründung der beiden deutschen
Staaten die Nachkriegsordnung Gestalt annahm, war Krieg das soeben
überwundene Grauen. Spiegel-Chef Rudolf Augstein schrieb 1949: "Das
Licht Goethes strahlt so hell wie nur je, aber es erhellt nicht unsere
Zukunft - Wir werden uns vielleicht in Ehren an eine Aufgabe
heranmachen, die so gut wie unlösbar ist."

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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FEATURE/1238: Deutschlandfunk Kultur - Tageszeitungen vor dem Aus?, 7.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tageszeitungen vor dem Aus?

Wege und Irrwege aus der Zeitungskrise

Von Rainer Link

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 7. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Seit dem Jahr 2000 hat sich die Gesamtauflage der deutschen
Tagespresse nahezu halbiert. Die Zahl der Abonnenten sinkt weiter, die
Kioskverkäufe gehen zurück, parallel dazu sinken auch die
Anzeigenerlöse. Entscheidender Grund für diese Entwicklung ist das
Internet. Hier gibt es Nachrichten größtenteils umsonst und zeitnaher.
Werden gedruckte Zeitungen künftig nur noch von älteren Menschen aus
dem vordigitalen Zeitalter gekauft? Die Zeitungsbranche kämpft ums
Überleben. Welche thematischen Neuorientierungen brauchen
Tageszeitungen, um in der Konkurrenz zum schnellen Internet bestehen
zu können? Welche Geschäftsmodelle für reine Online Zeitungen sind
vorstellbar?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1886: Deutschlandfunk - Von der Bühne ins Internet, 8.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Von der Bühne ins Internet

Wie das Internet Kabarett und Comedy verändert

Von Jana Fischer und Jan Lukas Winter

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 8. Mai 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Das Internet ist für uns alle Neuland." Der berühmte Satz von Angela
Merkel war seinerzeit eine Steilvorlage für politisches Kabarett. Aber
tatsächlich schafft das Netz auch für die Szene selbst viele
Herausforderungen. Früher konnten Zuschauer Comedy und Kabarett
entweder live erleben oder in Funk und Fernsehen verfolgen. Heute
bietet sich online eine ganze Reihe neuer Ausspielwege. Welche Chancen
bieten diese neuen Kanäle, welche Risiken bergen sie? Inwiefern
beeinflussen sie auch die Inhalte? Welche Auswirkungen hat das
Internet für die Kleinkunstbühnen? Einschätzungen und Antworten gibt
es von Künstlerinnen und Künstlern wie Markus Barth, Sarah Bosetti
oder Jan Philipp Zymny.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/2881: Deutschlandfunk - Heinrich Schütz im Panoramablick, 7.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Heinrich Schütz im Panoramablick

Hans-Christoph Rademann und sein Dresdner Kammerchor legen die erste
Schütz-Gesamteinspielung vor

Von Bernd Heyder

Musikszene

Dienstag, 7. Mai 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Innerhalb von knapp zehn Jahren hat der viel gefragte Dirigent
Hans-Christoph Rademann mit seinem Dresdner Kammerchor sämtliche Werke
von Heinrich Schütz eingespielt, in 20 Folgen auf 28 CDs. Selbst auf
ausgewiesene Spezialisten für die Musik des 17. Jahrhunderts wartet
noch so manche Überraschung unter den prachtvollen geistlichen
Konzerten von Schütz für Singstimmen und Instrumente, seinen
oratorischen Vertonungen nach Luthers Bibelübersetzung, seinen bald
madrigalistischen, bald ariosen Ausdeutungen italienischer,
lateinischer und deutscher Verse. Die "Musikszene" stellt Rademanns
Projekt vor, wirft aber auch Seitenblicke auf weitere Annäherungen an
das Phänomen Schütz in Dresden und andernorts.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 30. April 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





DERMATOLOGIE/747: Neue Therapiestrategien bei Hautkrebs in Deutschland (idw)


Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

Neue Therapiestrategien bei Hautkrebs in Deutschland

Vorstellung auf der 50. Tagung der Deutschen Dermatologischen Gesellschaft



Berlin, 1. Mai 2019 - Aktuelle Statistiken des Robert Koch Institutes
zeigen, dass die Neuerkrankungszahlen von Hautkrebs in Deutschland
jährlich weiter ansteigen. Dies gilt sowohl für den sogenannten schwarzen
Hautkrebs (malignes Melanom) als auch für den hellen Hautkrebs
(Plattenepithelkarzinom und Basalzellkarzinom). Dennoch bleibt die
Sterberate (Mortalitätsrate) beim malignen Melanom der Haut stabil. Beim
sogenannten hellen Hautkrebs ist die Sterblichkeit sogar gesunken. Beides
ist ein Indiz dafür, dass die Hauttumore frühzeitiger und damit in einem
prognostisch günstigeren Stadium entdeckt werden. Zudem konnten
insbesondere beim schwarzen Hautkrebs, aber auch beim hellen Hautkrebs, in
den vergangenen zwei Jahren weitere therapeutische Fortschritte erzielt
werden. (Quelle: Krebs in Deutschland für 2013/2014, Robert Koch Institut
und Gesellschaft der epidemiologischen Krebsregister in Deutschland e.V.,
2017:

https://www.krebsdaten.de/Krebs/DE/Content/Publikationen/Krebs_in_Deutschland/kid_2017/krebs_in_deutschland_2017.pdf?__blob=publicationFile)

Neue Therapiestrategien bei schwarzem Hautkrebs

Zu den wichtigsten Neuerungen in der Therapie von schwarzem Hautkrebs
zählt die Zulassung neuer adjuvanter Therapiestrategien bei einem
fortgeschrittenen Melanom. Adjuvante Therapien erfolgen im Anschluss an
die operative Entfernung des Primärtumors und sämtlicher Metastasen. Dies
bezieht sich vor allem auf die Tumorstadien III und IV. In diesen Stadien
hat der Patient zwar keine messbaren Metastasen mehr, aber ein extrem
hohes Risiko auf ein Rezidiv. Um einen solchen Rückfall (Rezidiv) zu
vermeiden, wurden zwei unterschiedliche Therapieprinzipien zugelassen und
in den Kliniken begonnen: Zum einen die Behandlung mit einem Antikörper
gegen das PD1-Molekül, der das körpereigene Immunsystem gegen den Tumor
mobilisiert. "Unsere dermatologischen Studien zeigen hier eine
50-prozentige Senkung des Rückfallrisikos bei unseren Patientinnen und
Patienten", resümiert Prof. Dr. med. Alexander Enk. (Quelle für PD-1:
Adjuvant Nivolumab versus Ipilimumab in Resected Stage III or IV Melanoma,
Weber Jeffrey, N Engl J Med 2017,

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa1709030; Quelle für MEK:

Adjuvant Dabrafenib plus Trametinib in Stage III BRAF-Mutated Melanoma,
Georgina V. Long, N Engl J Med 2017,

https://www.nejm.org/doi/full/10.1056/NEJMoa1708539)

Antagonisten reparieren Melanome

Eine weitere Therapiestrategie ist der Einsatz sogenannter
MEK/BRAF-Antagonisten bei bestimmten Mutationsmustern im Melanom. Über eine
molekulare Testung muss zunächst festgestellt werden, ob beim Patienten
eine entsprechende Mutation vorliegt. Die Antagonisten reparieren quasi
diese Mutationen. Auch hier wird das Rückfallrisiko der Patienten
erheblich gesenkt. Die Behandlung kann in Tablettenform erfolgen. Beide
Therapiestrategien sind ausgesprochen wirksam und stellen einen weiteren
therapeutischen Durchbruch bei der Behandlung von Patienten mit einem
malignen Melanom dar. Eine Weiterentwicklung dieser adjuvanten
Therapiestrategien sind die neoadjuvanten Strategien. Sie befinden sich
derzeit in klinischen Tests.

Neoadjuvante Strategien - Antikörper gegen Hautkrebs

Neoadjuvante Strategien kommen in fortgeschrittenen Tumorstadien zum
Einsatz. Hierbei wird ein Patient zunächst medikamentös mit den
Antikörpern gegen das PD1-Molekül und das CTLA4-Molekül behandelt. Erst im
Nachgang werden die gegebenenfalls noch vorhandenen Restbefunde des Tumors
operativ entfernt. Diese Behandlungsstrategie hat sich als günstiger
erwiesen. Denn sie wartet nach einer operativen Tumorbehandlung nicht erst
die Weiterentwicklung des Tumors oder die Bildung von Metastasen
(Tumorprogress) ab.

Innovative Therapien im fortgeschrittenen Tumorstadium

Vor allem für das Stadium IV (fortgeschrittenes Tumorstadium) sind derzeit
weitere moderne Therapien insbesondere im Sinne der neuen
Antikörper-Therapien, beispielsweise anti-LAG3, an den großen deutschen
Hauttumorzentren in der klinischen Prüfung.

Neue Perspektiven für die Risikogruppe der Outdoorworker

Nach der Anerkennung des Plattenepithelkarzinoms (heller Hautkrebs) als
Berufskrankheit bei den sogenannten Outdoorworkern werden zunehmend
Krankheitskosten durch die Berufsgenossenschaften übernommen. Für die
Behandlung stehen inzwischen neue Therapiemöglichkeiten auch für die
metastasierten Stadien des Plattenepithelkarzinoms zur Verfügung.
Ähnlich wie beim Melanom basieren die Therapien auf Antikörperstrategien
(PD1, PDL1). Sie sollen das körpereigene Immunsystem gegen die Tumorzellen
mobilisieren und damit helfen, auch metastasierte Tumoren zur Abheilung
oder unter Kontrolle zu bringen. Diese neuen Therapieansätze werden
derzeit in klinischen Studien weiter überprüft. "Wir rechnen mit einer
baldigen Zulassung einiger dieser Antikörper für die Behandlung des
metastasierten Plattenepithelkarzinoms", hofft Prof. Dr. Enk.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/-YCL25hono0

https://www.derma.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DERMATOLOGIE/746: Notwendigkeit und Bedeutung der Proktologie in der Dermatologie (idw)


Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

Notwendigkeit und Bedeutung der Proktologie in der Dermatologie

Die Folge von Wartezeiten in der Hautarztpraxis für die Proktologie



Berlin, 1. Mai 2019 - Die Dermatologie ist ein Fachbereich mit
vielfältigen Überlappungen in andere medizinische Bereiche. Die Kompetenz
von Hautärztinnen und Hautärzten liegt im Verständnis der Pathogenese, in
der Diagnostik und Behandlung der Haut sowie von sexuell übertragbaren
Erkrankungen.

Grenzen und Auswirkungen der Selbstmedikation

Im anogenitalen Bereich (After und Geschlechtsteile) kann diese
Beurteilung aufgrund der speziellen Terrainbedingungen zur diffizilen
Herausforderung werden. Denn durch die lokale Feuchtigkeit stellen sich
klassische Dermatosen in Struktur und Form etwas anders dar. Zudem
verzögert sich der Zeitpunkt der ärztlichen Vorstellung durch das
Schamgefühl der Patientinnen und Patienten. Die Betroffenen wenden
zunächst verschiedenste "Hausrezepte" an, die das Krankheitsbild häufig
negativ beeinflussen. All dies beeinflusst das klinische Bild, sodass
andere ärztliche Disziplinen auf die dermatologische Expertise angewiesen
sind.

Fächerübergreifende Proktologie

Die meisten proktologischen Symptome sind direkt oder indirekt auf
Hautveränderungen zurückzuführen, deren Verursachung auch der
chirurgischen oder internistischen Beurteilung und Therapie bedarf. "Die
Kenntnis der anatomischen Verhältnisse, der Krankheitsbilder und vor allen
die Fähigkeit, mittels proktologischer Untersuchungen die Ursachen
voneinander abzugrenzen und Ko-Faktoren zu berücksichtigen, wird von den
Dermatologinnen und Dermatologen erwartet", berichtet Dr. med. Gerhard
Weyandt, Chefarzt und Leiter des Hautkrebszentrums am Klinikum Bayreuth.

Kernkompetenz der Dermatologie

Auf dem Gebiet der Proktologie kann die Dermatologie ihre Kernkompetenz
beweisen, indem sie auch bei multifaktoriellen Krankheitsbedingungen,
neben der korrekten Diagnosestellung, durch eine differenzierte lokale und
gegebenenfalls systemische Behandlung Abheilung und Beschwerdefreiheit
erzielt.

Folge von Wartezeiten in der Hautarztpraxis für die Proktologie

Die aktuellen dermatologischen Versorgungsstrukturen bringen für
Patientinnen und Patienten mit proktologischen Beschwerden häufig lange
Wartezeiten mit sich, die dem raschen Verlauf der Krankheitsbilder nicht
gerecht werden. Als Begründung wird der hohe zeitliche und instrumentelle
Aufwand für proktologische Untersuchungen bei unzureichender Vergütung
genannt. Die Ausrichtung auf alternative dermatologische Schwerpunkte in
der Weiterbildung und mangelnde Erfahrung bedingen zudem ein reduziertes
Leistungsangebot von Hautarztpraxen für eine gesamtproktologische
Beurteilung. Dies alles führt dann zu einer Weiterüberweisung an
chirurgische oder internistische Fachkolleginnen und Fachkollegen, denen
in Folge auch die Diagnostik und Therapie des dermatologischen
Krankheitsbildes überlassen werden.

Mit der Zeit führt diese Entwicklung unweigerlich zum Verlust eines
Kompetenzanspruchs des dermatologischen Fachgebietes im Teilbereich
Proktologie und im nächsten Schritt konsequenterweise zum Verlust des
Teilgebietes. In der Deutschen Gesellschaft für Koloproktologie machen
sich bereits heute chirurgische, internistische und gynäkologische
Fachkolleginnen und Fachkollegen zu Sachwaltern dermatologischer
Problemstellungen. "Sollten solche Tendenzen auch andere Teilgebiete der
Dermatologie erfassen, so würde dies einem sukzessiven Rückzug unseres
Faches aus der medizinischen Versorgung gleichkommen und irgendwann die
Frage nach Notwendigkeit und Bedeutung des Faches Dermatologie im
gesamtmedizinischen Kontext stellen", befürchtet Dr. Weyandt. Eine
Entwicklung, die durch gute Weiterbildung und damit Kompetenzzuwachs sowie
der Förderung des Interesses an der Proktologie zu vermeiden sei.


Weitere Informationen finden Sie unter

https://youtu.be/-YCL25hono0

https://www.derma.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1999

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Dermatologische Gesellschaft e.V. (DDG) - 01.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





NEUROLOGIE/1004: Multiple Sklerose - Möglicher Biomarker für frühes Fortschreiten von Behinderung gefunden (idw)


Krankheitsbezogenes Kompetenznetz Multiple Sklerose - 02.05.2019

Multiple Sklerose: Möglicher Biomarker für frühes Fortschreiten von Behinderung gefunden



Der Krankheitsverlauf von Multipler Sklerose (MS) ist sehr unterschiedlich
und ein verlässlicher Biomarker, der die Entwicklung der Behinderung
vorhersagt, fehlt bisher. Eine Arbeitsgruppe an der Technischen
Universität München (TUM) hat nun in einem Forschungsprojekt des
Krankheitsbezogenen Kompetenznetz Multiple Sklerose (KKNMS) gezeigt, dass
erhöhte Werte bestimmter Antikörper im Nervenwasser Anzeichen für eine
frühere und schnellere Behinderung sind.

Bei der Diagnose von MS wird standardmäßig Nervenwasser mit Hilfe einer
sogenannten Lumbalpunktion entnommen. Die Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler um Prof. Bernhard Hemmer, Direktor der Neurologischen
Klinik und Poliklinik des Klinikums rechts der Isar der TUM und
KKNMS-Vorstand, untersuchten Nervenwasserproben von 637 MS-Patientinnen und
Patienten, die regelmäßig über vier Jahre lang hinsichtlich ihrer
Behinderung untersucht wurden. Die Daten für die Untersuchung lieferte die
Nationale MS-Patientenkohorte des KKNMS, in die seit 2010 1.376 Patienten
aus 18 Studienzentren eingeschlossen wurden. Ihre Daten und Bioproben
werden zum Zeitpunkt des Studieneinschlusses, ein Jahr später und dann
alle zwei Jahre erhoben.

Die Arbeitsgruppe konnte nun zeigen, dass erhöhte Werte eines bestimmten
Antikörpers im Nervenwasser, dem Immunglobulin G (IgG), mit einem höheren
Risiko einer Zunahme der Behinderung in Verbindung stand und zwar
unabhängig vom Auftreten von Schüben und von der Behandlung mit
verlaufsmodifizierenden Therapien. Die Verschlechterungen traten bei
Patienten mit erhöhten Antikörperkonzentrationen im Nervenwasser außerdem
zu einem früheren Zeitpunkt auf als bei Patienten mit normalen
Antikörperkonzentrationen. Eine erhöhte Antikörperkonzentration im
Nervenwasser zeigte eine Bildung dieser Antikörper im zentralen
Nervensystem an, was man als intrathekale IgG-Synthese bezeichnet. Vier
Jahre nach Studienbeginn hatten 28,4% der Patienten mit intrathekaler
IgG-Synthese und nur 18,1% der Patienten ohne sie eine Verschlechterung ihres
EDSS-Werts, der das Ausmaß der Behinderung misst.

"Unsere Daten zeigen, dass ein Standard-Laborparameter aus dem
Nervenwasser auch für die Abschätzung des längerfristigen Verlaufs von
Bedeutung ist. Die Kenntnis solcher Parameter hilft uns, die Prognose des
Patienten besser einzuschätzen und damit eine bessere Grundlage für
fundierte Therapieentscheidungen zu haben", erklärt Prof. Dr. Bernhard
Hemmer das Ergebnis der Studie. Verbindungen zwischen anderen
Routineliquorparametern und einer Verschlechterung des Behinderungsgrads
wurden untersucht, konnten aber nicht gefunden werden.

Die in der KKNMS-Kohorte gesammelten Proben und Daten können auf Antrag
auch von Forschern außerhalb des Netzwerks genutzt werden. Details zur
Nutzung und zum Antrag finden Sie unter 

https://www.kompetenznetz-multiplesklerose.de/forschung/fabio/


Originalpublikation:

Christiane Gasperi, Anke Salmen, Gisela Antony, Antonios Bayas, Christoph
Heesen, Tania Kümpfel, Ralf A. Linker, Friedemann Paul, Martin Stangel,
Björn Tackenberg, Florian Then Bergh, Clemens Warnke, Frank Weber, Heinz
Wiendl, Brigitte Wildemann, Uwe K. Zettl, Ulf Ziemann, Frauke Zipp,
Hayrettin Tumani, Ralf Gold, Bernhard Hemmer: Association of Intrathecal
Immunoglobulin G Synthesis With Disability Worsening in Multiple
Sclerosis, Jama Neurology, April 29, 2019

DOI: 10.1001/jamaneurol.2019.0905

https://jamanetwork.com/journals/jamaneurology/article-abstract/2731584


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1457
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Krankheitsbezogenes Kompetenznetz Multiple Sklerose - 02.05.2019
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UROLOGIE/339: Apalutamid bei Prostatakarzinom - Hinweis auf beträchtlichen Zusatznutzen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 02.05.2019

Apalutamid bei Prostatakarzinom: Hinweis auf beträchtlichen Zusatznutzen

Studie zeigt deutliche Verlangsamung der symptomatischen Progression



Profitieren erwachsene Männer mit nicht metastasiertem
kastrationsresistentem Prostatakarzinom, die ein hohes Risiko für die
Entwicklung von Metastasen aufweisen, von einer Behandlung mit Apalutamid
- oder tun sie besser daran, lediglich ihre konventionelle
Androgendeprivationstherapie fortzusetzen? Dieser Frage ist das Institut
für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) in einer
frühen Nutzenbewertung nachgegangen. Die Analyse der Daten aus der noch
laufenden randomisierten kontrollierten Studie SPARTAN ergab einen Hinweis
auf einen beträchtlichen Zusatznutzen des neuen Wirkstoffs.

Vor allem bei einem wichtigen patientenrelevanten Endpunkt zeigen sich
deutliche Vorteile: bei der symptomatischen Progression. Dieser aus
mehreren Komponenten zusammengesetzte Endpunkt wurde in der Studie
sorgfältig erhoben - wenn auch auf Basis einer Definition, die eine
Quantifizierung des Vorteils verhindert: Patienten, die sich trotz
entsprechender Symptome gegen eine neue systemische Krebstherapie
entschieden hatten, könnten aus der Statistik herausgefallen sein, denn
erfasst wurden nur Fälle, in denen eine solche Therapie tatsächlich
begonnen wurde. So definiert, trat eine symptomatische Progression im
Vergleichsarm der Studie etwa doppelt so häufig auf wie im Apalutamid-Arm.

Eindeutig patientenrelevant

"In der Vergangenheit haben wir die Art und Weise, wie Progression in
onkologischen Studien definiert und erhoben wurde, oft kritisiert", so
Stefan Lange, stellvertretender Leiter des IQWiG. "Hier sind die
Studienautoren ganz anders vorgegangen: Anstelle bloßer Messwerte, etwa
eines Tumorwachstums um soundsoviel Millimeter, wurden pathologische
Frakturen und Kompressionen des Rückenmarks ermittelt sowie Symptome, die
einen chirurgischen Eingriff, eine neue systemische Krebstherapie oder
eine Strahlentherapie nötig machten. Das ist eindeutig patientenrelevant."

Einige Nebenwirkungen traten unter Apalutamid deutlich häufiger auf als im
Vergleichsarm der Studie. Diese Nachteile wiegen den Vorteil bei der
symptomatischen Progression aber nicht auf.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertung ist Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der Gemeinsame
Bundesausschuss (G-BA) verantwortet. Nach Publikation der Dossierbewertung
führt der G-BA ein Stellungnahmeverfahren durch und fasst einen
abschließenden Beschluss über das Ausmaß des Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertung des IQWiG gibt
folgende Kurzfassung. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 02.05.2019
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DIAGNOSTIK/599: Alzheimer sehr früh erkennen im Blut (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 02.05.2019

Alzheimer sehr früh erkennen im Blut



Die Alzheimerkrankheit, häufigste Ursache für Demenz, kann mit derzeitigen
Techniken erst erkannt werden, wenn sich die typischen Plaques im Gehirn
gebildet haben. Aber dann scheint keine Therapie mehr möglich. Die ersten
Veränderungen durch die Alzheimerkrankheit finden auf Proteinebene schon
bis zu 20 Jahre früher statt. Mit einem an der Ruhr-Universität Bochum
(RUB) entwickelten zweistufigen Verfahren kann die Erkrankung allerdings
schon früher erkannt werden. Die Bochumer Forscher berichten in der
März-2019-Ausgabe der Fachzeitschrift "Alzheimer's and Dementia:
Diagnosis, Assessment and Disease Monitoring".

"Damit ist ein neuer Weg für sehr frühe Therapieansätze geebnet, bei dem
die bisher erfolglosen Medikamente und einstigen Hoffnungsträger
vielleicht doch noch wirken könnten", so Prof. Dr. Klaus Gerwert vom
Lehrstuhl für Biophysik der RUB.

Protein faltet sich falsch

Schon lange vor den ersten Symptomen faltet sich das Protein Amyloid-Beta
bei Alzheimerpatienten auf krankhafte Weise falsch. Diese Fehlfaltung
konnte ein Forscherteam unter Leitung von Klaus Gerwert mittels eines
einfachen Bluttests diagnostizieren und damit im Mittel acht Jahre vor dem
Auftreten erster klinischer Symptome die Erkrankung feststellen. Für die
klinische Anwendung war der Test allerdings noch nicht geeignet, denn er
erkannte zwar 71 Prozent der Alzheimerfälle in symptomlosen Stadien,
jedoch wurden neun Prozent der Studienteilnehmerinnen und -teilnehmer
falsch positiv diagnostiziert. Um die Anzahl der korrekt erkannten
Alzheimerfälle zu erhöhen und die der falsch positiven Diagnosen zu
reduzieren, arbeiteten die Forscher mit Hochdruck an einer Optimierung des
Tests.

Zweiter Biomarker

Das ist ihnen jetzt mit dem zweistufigen Diagnostikverfahren gelungen.
Dabei nutzen sie den ursprünglichen Bluttest zur Identifizierung von
Hochrisiko-Personen. Bei allen Probanden, die in diesem Test positiv auf
die Alzheimerkrankheit getestet wurden, nehmen sie einen weiteren
demenzspezifischen Biomarker dazu, das Tau-Protein. Zeigen beide Biomarker
ein positives Ergebnis, ist die Alzheimererkrankung hoch wahrscheinlich.
"Durch die Kombination beider Messungen wurden in unserer Studie 89 von
100 Alzheimererkrankte richtig erkannt", fasst Klaus Gerwert zusammen.
"Die falsch positiv getesteten Gesunden konnten wir sogar auf 3 von 100
reduzieren." Die zweite Messung erfolgt an Nervenwasser, das dem
Rückenmark entnommen wird, dem sogenannten Liquor.

"Jetzt können neue klinische Studien mit Probanden in sehr frühen
Krankheitsstadien starten", so Gerwert. Er hofft, dass die vorhandenen
therapeutischen Antikörper vielleicht doch noch greifen. "Kürzlich sind
zwei sehr große vielversprechende Studien gescheitert - nicht zuletzt,
weil die Therapie vermutlich zu spät begonnen wurde. Der Test eröffnet ein
neues Behandlungsfenster."

"Sobald sich die Amyloid-Plaques gebildet haben, scheint die Erkrankung
nicht mehr therapierbar zu sein", so Dr. Andreas Nabers,
Arbeitsgruppenleiter und Mitentwickler des Alzheimersensors. "Sollte es
uns nicht gelingen, Alzheimer aufzuhalten, droht unserer alternden
Gesellschaft eine enorme Belastung."

Sensortest ist einfach und robust

Der Bluttest wurde am Lehrstuhl für Biophysik der RUB zu einem voll
automatisierten Verfahren ausgebaut. "Der Sensor ist einfach zu nutzen,
robust gegen Konzentrationsschwankungen von Biomarkern und
standardisiert", erklärt Andreas Nabers. "Wir arbeiten jetzt intensiv
daran, auch den zweiten Biomarker, das Tau-Protein, im Blut zu
detektieren, um künftig ein rein blutbasiertes Testverfahren anzubieten",
so Klaus Gerwert.

Originalpublikation:

Andreas Nabers, Henning Hafermann, Jens Wiltfang, Klaus Gerwert: Aβ and
tau structure-based biomarkers for a blood- and CSF-based two-step
recruitment strategy to identify patients with dementia due to Alzheimer's
disease, in: Alzheimer's and Dementia: Diagnosis, Assessment and Disease
Monitoring, 2019

DOI: 10.1016/j.dadm.2019.01.008

Weitere Informationen finden Sie unter

https://news.rub.de/presseinformationen/wissenschaft/2018-04-06-proteinforschung-bluttest-zeigt-frueh-das-alzheimer-risiko

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2
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ERNÄHRUNG/1478: Kombination aus Ernährung und Bakterien hemmt Krebswachstum (idw)


Universität Luxemburg - Université du Luxembourg - 02.05.2019

Kombination aus Ernährung und Bakterien hemmt Krebswachstum



Forscher der Universität Luxemburg haben entdeckt, dass eine bestimmte
Kombination aus Ernährungsfaktoren und Darmbakterien das Wachstum von
Dickdarmkrebs verlangsamen kann. Die Ergebnisse wurden in der angesehenen
Open-Acess-Fachzeitschrift Cell Reports veröffentlicht und könnten genutzt
werden, um die Wirksamkeit von Chemotherapien zu steigern und ihre
Nebenwirkungen zu verringern.

Die Ernährung kann sich maßgeblich auf das Mikrobiom eines Menschen
auswirken, d. h. auf die Population von Mikroorganismen wie Bakterien im
menschlichen Darm. Es ist bekannt, dass die Ernährungsgewohnheiten über
komplexe metabolische Interaktionen zur Krebsprävention beitragen.
Insbesondere eine ballaststoffreiche Ernährung kann das Risiko für
bestimmte Krebsarten wie Dickdarmkrebs senken. Während die Bedeutung von
Ernährungsgewohnheiten für die Krebsprävention bekannt ist, ist ihr
Einfluss auf das Wachstum und die Behandlung von Tumoren bislang
weitgehend unerforscht.

Ein Team von Forschern des Luxembourg Centre for Systems Biomedicine
(LCSB) und der Life Sciences Research Unit (LSRU) an der Universität
Luxemburg hat eine Kombination von Präbiotika, wie Ballaststoffe, und
Probiotika, wie bestimmte nützliche Bakterien, entdeckt, die im
Zusammenspiel die Ausprägung von Genen hemmen, die Krebswachstum und
Medikamentenresistenz fördern. Die Kombination führt zu metabolischen
Veränderungen, die das Wachstum von Krebszellen verlangsamen und die
Behandlung von Krankheiten wie Dickdarmkrebs unterstützen können.

Um die Interaktionen zwischen Ernährung, Mikrobiom und Mensch zu
untersuchen, haben die Forscher mit HuMiX ("Human-Microbial
X(cross)-talk") gearbeitet, einem einzigartigen In-Vitro-Model des Darms
("Gut-on-a-Chip"). Dieses erlaubt die Kultivierung von menschlichen
Darmzellen zusammen mit den Bakterien unter realen Bedingungen. In ihrer
Studie haben die Forscher die Effekte von Ernährungsgewohnheiten und
spezifischen Probiotika auf Dickdarmkrebszellen untersucht.

Während eine ballaststoffreiche Ernährung oder eine probiotische
Behandlung allein keinen Erfolg hatte, konnte mit einer Kombination aus
beiden Ansätzen förderliche Effekte erzielt werden. Die Forscher
integrierten ein computerbasiertes metabolisches Modell des Zusammenspiels
von Ernährung, Wirt und Mikrobiom. So simulierten sie die Effekte der
Kombination beider Behandlungsansätze: Gene, die mit Dickdarmkrebs und
Medikamentenresistenzen in Verbindung stehen, wurden herunterreguliert und
die Fähigkeit zur Selbsterneuerung der Krebszellen gehemmt. Durch
sorgfältige molekulare Analysen identifizierten sie des Weiteren die
Zusammensetzung der aus dieser Kombination entstehenden Moleküle und
konnten so den Mechanismus beschreiben, der für die beobachteten positiven
Effekte verantwortlich ist.

"Krebspatienten erhalten derzeit im Rahmen ihrer Chemotherapie keine
evidenzbasierten, personalisierten Ernährungsempfehlungen. Unsere
Ergebnisse legen nahe, dass sich die Interaktionen zwischen Ernährung und
Mikrobiom zur Unterstützung der Krebsbehandlung ausnutzen lassen",
erläutert Dr. Kacy Greenhalgh, Postdoc in der Eco-Systems Biology Group im
LCSB und Erstautorin der Studie. "Ich hoffe, dass unsere Ergebnisse
Patienten und medizinische Fachkräfte in den entsprechenden Gebieten
erreichen und Krebsbehandlungspläne in Zukunft häufiger durch
personalisierte Ernährungsempfehlungen ergänzt werden."

"Das gilt vor allem für Dickdarmkrebs, wo die Bedeutung des Mikrobioms im
Verlauf der letzten Jahre mehr und mehr erkannt wurde. Ein umfassenderes
Verständnis der Interaktion zwischen Mikrobiom und Wirt könnte zu neuen
Behandlungsstrategien für Patienten mit Dickdarmkrebs führen", fügte Dr.
Elisabeth Letellier hinzu, Hauptuntersuchungsleiterin in der Molecular
Disease Mechanisms Group in der LSRU.

Das Forschungsprojekt wurde dank der Zusammenarbeit verschiedener Gruppen
in der Universität Luxemburg zu einem erfolgreichen Abschluss gebracht.
"Die Aufdeckung der komplexen Interaktionen zwischen Wirt, Ernährung und
Mikrobiom und ihrer Auswirkungen auf die Gesundheit und bestimmte
Krankheiten erfordert die enge Zusammenarbeit zwischen Experten aus
verschiedenen Feldern. Eine interdisziplinäre Herangehensweise war von
höchster Bedeutung, um die komplexen molekularen Prozesse zu verstehen,
die für die förderlichen biologischen Effekte verantwortlich sind",
kommentiert Associate Professor Paul Wilmes, Leiter der Eco-Systems
Biology Group am LCSB und Senior Author der Studie.

Die Studie wurde vom Luxembourg National Research Fund (FNR), der
Universität Luxemburg und dem Personalised Medicine Consortium (PMC)
finanziert.


Originalpublikation:

Cell Reports Volume 27, ISSUE 5, April 30, 2019: Integrated In Vitro and
In Silico Modeling Delineates the Molecular Effects of a Synbiotic Regimen
on Colorectal-Cancer-Derived Cells

Open AccessDOI: https://doi.org/10.1016/j.celrep.2019.04.001

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
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VORSORGE/807: Impfquoten bei Schulanfängern weiterhin zu niedrig (idw)


Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 02.05.2019

Impfquoten bei Schulanfängern weiterhin zu niedrig



Die Impflücken bei Masern sind weiterhin zu groß. Das geht aus neuen
Auswertungen zu Impfquoten hervor, die das Robert Koch-Institut (RKI) am
2. Mai 2019 im Epidemiologischen Bulletin veröffentlicht hat. Zwar haben
97,1 Prozent der Schulanfänger die erste Impfung bekommen. Aber bei der
entscheidenden zweiten Masernimpfung gibt es große regionale Unterschiede,
so dass auf Bundesebene die gewünschte Impfquote von 95 Prozent noch immer
nicht erreicht wird. Die BZgA weist darauf hin, dass es auch bei den nach
1970 Geborenen viele Impflücken gibt und rät, den eigenen Impfstatus zu
überprüfen.

Die Impflücken bei Masern sind weiterhin zu groß. Das geht aus neuen
Auswertungen zu Impfquoten hervor, die das Robert Koch-Institut (RKI) am
2. Mai 2019 im Epidemiologischen Bulletin veröffentlicht hat. Zwar haben
97,1 Prozent der Schulanfänger die erste Impfung bekommen. Aber bei der
entscheidenden zweiten Masernimpfung gibt es große regionale Unterschiede,
so dass auf Bundesebene die gewünschte Impfquote von 95 Prozent noch immer
nicht erreicht wird. Nach den neuen Daten des RKI sind gut 93 Prozent der
Schulanfänger 2017 zweimal gegen Masern geimpft. Die Impfungen gegen
Diphtherie, Tetanus, Keuchhusten oder auch gegen Kinderlähmung haben bei
den Schulanfängern bereits im dritten Jahr in Folge abgenommen. Die Daten
zeigen, dass gemeinsame Anstrengungen der am Impfsystem beteiligten
Akteure notwendig sind, um hohe Impfquoten zu erreichen und zu halten.
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Trotz aller Aufklärungskampagnen
sind die Impfquoten in den vergangenen Jahren nicht entscheidend
gestiegen. Deshalb muss die Masern-Impfung in Kindergärten und Schule
verpflichtend werden. Denn wer sich impft, schützt nicht nur sich selbst,
sondern auch die Gemeinschaft. 95 Prozent der Bevölkerung müssen gegen
Masern geimpft sein, damit diese hochansteckende Viruserkrankung
ausgerottet werden kann. Das ist unser Ziel."

Dem Robert Koch-Institut wurden für 2018 insgesamt 543 Masernerkrankungen
übermittelt, im laufenden Jahr sind es bereits mehr als 300 Fälle. "Fast
die Hälfte der Erkrankten sind junge Erwachsene, das weist auf die großen
Impflücken in diesen Altersgruppen hin", betont Lothar H. Wieler,
Präsident des Robert Koch-Instituts. Die Ständige Impfkommission empfiehlt
für die nach 1970 Geborenen, die Impfung nachzuholen, wenn im Impfpass
keine oder nur eine Masernimpfung aus der Kindheit vermerkt ist oder der
Impfstatus unklar ist. "Fachübergreifendes Impfen sollte unabhängig von
Bundesland und Krankenkasse Normalität sein, Betriebsärzten das Impfen
erleichtert werden und auch automatisierte Impferinnerungen sollten
Standard sein. Wenn dann noch niedrigschwellig Impfungen aktiv angeboten
werden, bin ich überzeugt davon, dass die Impfquoten steigen",
unterstreicht Wieler.

Dr. Heidrun Thaiss, Leiterin der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung (BZgA), betont die Wichtigkeit, Impflücken im Kindesalter, aber
auch bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen, zu schließen: "Zum Schutz
vor Masern ist nicht nur der rechtzeitige Aufbau des Impfschutzes bis zum
Ende des zweiten Lebensjahres von Bedeutung, sondern auch Erwachsene, die
nach 1970 geboren sind, sollten ihren Impfschutz gegen Masern überprüfen
lassen. Daher richten wir uns mit unseren Informationsmaßnahmen gezielt an
Eltern und an nach 1970 geborene Erwachsene. Zudem bieten wir
Multiplikatoren Informationsmaterialien an, um das öffentliche Bewusstsein
für das Thema Impfen zu stärken. Ergebnisse der bundesweiten
Repräsentativbefragung der BZgA zeigen, dass vor allem die Ärzteschaft bei
der Aufklärung zu gesundheitsrelevanten Themen eine Schlüsselrolle
einnimmt: So halten nahezu alle Befragten (97 Prozent) ein persönliches
Gespräch mit einer Ärztin oder einem Arzt für geeignet, um sich über
Impfungen im Kindes- und Erwachsenenalter zu informieren. Daher sollte
jeder Kontakt zum Gesundheitssystem genutzt werden, um den Impfstatus zu
kontrollieren und Impfungen aktiv anzubieten."

Das Robert Koch-Institut hat anlässlich der diesjährigen Impfwoche am 30.
April 2019 eine nationale Konferenz zur "Elimination der Masern- und
Röteln in Deutschland" veranstaltet. Ein Schwerpunkt stellte die Qualität
der Surveillance dar. Eine gute Überwachung des Krankheitsgeschehens ist
eine Voraussetzung, um Infektionsketten schnell erkennen und unterbrechen
zu können. Zudem ist die Qualität der Surveillance ein zentrales Kriterium
der Weltgesundheitsorganisation zur Verifizierung der Elimination. Ein
Staat muss belegen können, dass ein Masernstamm nicht länger als zwölf
Monate im Land zirkuliert. Das Nationale Referenzzentrum für Masern ist am
Robert Koch-Institut angesiedelt, ebenso wie die vom Bundesministerium für
Gesundheit berufene Nationale Verifizierungskommission Masern/Röteln
(NAVKO), die jährlich einen Bericht zum Stand der Masern-Elimination
erstellt. Die zentrale Empfehlung der Kommission in ihrem jüngsten Bericht
vom September 2018: "Angesichts der unbefriedigenden Situation bei der
Masern- und Rötelelimination regt die NAVKO ein personell und finanziell
stärkeres Engagement aller Beteiligten am Impfwesen in Deutschland an."


Weitere Informationen unter

www.bundesgesundheitsministerium.de/Impfungen

www.rki.de

www.impfen-info.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Bundeszentrale für gesundheitliche Aufklärung - 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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POLITIK/1943: Mecklenburg-Vorpommerns Politiker wünschen sich die ausschließliche Fernbehandlung ... (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Fernbehandlung

Landespolitik wird ungeduldig

von Dirk Schnack



Mecklenburg-Vorpommerns Politiker wünschen sich die ausschließliche
Fernbehandlung und setzen die Ärztekammer unter Druck.


Die Mehrheit der Landesärztekammern in Deutschland hat im
vergangenen Jahr ihre Berufsordnungen geändert und ist der geänderten
Musterberufsordnung gefolgt, die im Mai 2018 auf dem Deutschen
Ärztetag beschlossen wurde. Schleswig-Holstein hatte bekanntlich die
Berufsordnung schon zuvor geändert. Mecklenburg-Vorpommern dagegen hat
sich auch kurz vor Beginn des nächsten Deutschen Ärztetages noch nicht
für eine Änderung entschieden, und das scheint die Politiker der
regierenden SPD und CDU ungeduldig zu machen.

Der Schweriner Landtag hat im März mit den Stimmen der regierenden SPD
und CDU einen umstrittenen Antrag dieser beiden Parteien angenommen.
Damit wird die Landesregierung zu Gesprächen mit der Ärztekammer des
Landes aufgefordert, in denen sie auf eine Änderung der Berufsordnung
hinwirken soll. Ziel ist, die ausschließliche Fernbehandlung im
Nordosten zu ermöglichen.

Die Ärztekammer Mecklenburg-Vorpommern, die schon vor der Abstimmung
den Antrag kritisiert hatte, reagierte ablehnend. Den Antrag empfindet
der Vorstand als unangemessen und als Einmischung in innerärztliche
Angelegenheiten. Eine "übereilte Anpassung der Berufsordnung" lehnt
der Vorstand weiterhin ab. "Telemedizin ist in Mecklenburg-Vorpommern
nicht verboten, sondern lässt eine Beratung und Behandlung im Rahmen
der Verlaufskontrolle bereits zu, setzt aber einen persönlichen
Arzt-Patienten-Kontakt voraus", klärte die Kammer auf. Zur Frage, ob
das Thema auf der Kammerversammlung am 27. April eine Rolle spielen
könnte, hieß es Mitte März: "Derzeit erscheint es unmöglich."

Landesgesundheitsminister Harry Glawe (CDU), der nicht persönlich an
der Landtagsdebatte teilnahm, warb dagegen für die Aufhebung des
ausschließlichen Fernbehandlungsverbotes: "Gerade unser Land als
Flächenland sollte offen für ein Konzept wie die Fernbehandlung sein."
Es gehe nicht darum, Fernbehandlung zum Regelfall zu machen, sondern
praktikable Lösungen für Einzelfälle zu schaffen, so Glawe. "Hierzu
ist es notwendig, auch die Bedenken auszuräumen, die im Wesentlichen
auf ungeklärten Haftungsfragen beruhen." Glawe erwartet, dass sich die
Entwicklung in der Telemedizin "rasant fortsetzt", und diese
Entwicklung werde nicht an den Landesgrenzen Mecklenburg-Vorpommerns
haltmachen.

Der gesundheitspolitische Sprecher der CDU, Sebastian Ehlers, sagte:
"Wir dürfen die Telemedizin in Deutschland nicht Google oder Apple
überlassen." Er hält es insbesondere in Flächenländern für
erforderlich, Hürden für die Telemedizin abzubauen; hierzu solle der
Landtagsbeschluss beitragen. Er räumte aber auch ein, dass der
"wichtigste Schritt für flächendeckende Telemedizin ein rascher und
flächendeckender Ausbau von Breitband und Mobilfunknetzen" ist.

Jörg Heydorn von der SPD warb für den Antrag mit den Worten: "Das Ziel
ist nicht, den Arzt zu ersetzen, sondern zu entlasten und zu
unterstützen." Nutzung der Telemedizin bedeutet für ihn nicht Ersatz
der Arztpraxis, sondern Ergänzung der medizinischen Leistungen. Die
Landesregierung solle mit der Landesärztekammer darüber sprechen, "wie
auch unser Bundesland von den Chancen der Telemedizin profitieren
kann".

Torsten Koplin von der Oppositionspartei Die Linke kritisierte dagegen
den Druck, den die Parteien mit dem Antrag auf die Ärzteschaft
ausübten, bevor diese ihren Diskussionsprozess abgeschlossen habe:
"SPD und CDU haben es nicht einmal für notwendig erachtet, vorher mit
der Ärztekammer darüber zu reden." Koplin warnte davor, virtuelle
Sprechstunden als Allheilmittel zu betrachten, "mit dem alle Probleme
der medizinischen Versorgung in einem Flächenland wie
Mecklenburg-Vorpommern gelöst werden können". Er verwies auch auf die
noch fehlenden technischen Voraussetzungen in Teilen des Bundeslandes
und sprach von einem Eingriff in das Selbstbestimmungsrecht der
Ärzteschaft.

Die Leiterin der Landesvertretung der Techniker Krankenkasse, Manon
Austenat-Wied, dagegen meinte: "Das sogenannte Fernbehandlungsverbot
ist einfach nicht mehr zeitgemäß. Es schränkt uns ein, mit weiteren
Angeboten die Versorgungsprobleme in der ländlichen Region zu
beseitigen."

Wie sich die beiden Regierungsparteien die von ihnen erwünschte
"Hinwirkung" auf eine Änderung der ärztlichen Berufsordnung
vorstellen, wurde im Antrag nicht näher erläutert. Die Politiker
formulierten aber neben dem schon vorweggenommenen Ergebnis klare
Erwartungen, etwa dass die Ärztekammer sich "in einem intensiven
Diskussionsprozess mit diesem Thema und der Stärkung der
Anwendungsmöglichkeiten im Bereich Telemedizin befasst".

Der Vorstand der Ärztekammer in Rostock hat nach Angaben von
Vizepräsident Dr. Wilfried Schimanke emotional über den Antrag der
Regierungsparteien diskutiert, weil man ihn als "Einmischung in
innerärztliche Angelegenheiten" ansieht. "Der Antrag hat uns auch
überrascht, weil sich die Landespolitik bislang sehr zurückgehalten
hat", sagte Schimanke. Er persönlich vermutet, dass die Politiker vor
dem Hintergrund der 2019 anstehenden Europa- und Kommunalwahlen der
Öffentlichkeit den Eindruck vermitteln möchten, sie kümmerten sich um
das Thema Gesundheitsversorgung. Schimanke sieht aber die Politik am
Zug: "Es ist fraglich, ob Fernbehandlung im ländlichen Raum in
Mecklenburg-Vorpommern flächendeckend funktionieren würde. Dafür fehlt
die technische Infrastruktur. Die Politik hat ihre Hausaufgaben nicht
gemacht", sagte Schimanke.

Die Kammerversammlung der Nachbarkammer hatte sich im vergangenen Jahr
mit der ausschließlichen Fernbehandlung beschäftigt und entschieden,
vor einer Änderung der Berufsordnung das Thema im Satzungs- und
Berufsordnungsausschuss intensiver zu beraten. Außerdem hat man in der
konstituierenden Kammerversammlung im Januar einen Telematikausschuss
gegründet.

Ein anderer Part aus dem Antrag von SPD und CDU betrifft die
Honorierung telemedizinischer Leistungen. Er sieht vor, dass die
Landesregierung Mecklenburg-Vorpommern sich auf Bundesebene dafür
einsetzt, die Anwendung und Abrechenbarkeit telemedizinischer
Anwendungen auszubauen und die E-Health-Initiative fortzuführen.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201904/h19044a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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FORSCHUNG/799: Ein Pflaster für das Herz - Gewebeflicken sollen Kontraktionskraft nach Herzinfarkt verbessern (idw)


Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 02.05.2019

Ein Pflaster für das Herz: Gewebeflicken sollen Kontraktionskraft nach Herzinfarkt verbessern



Jedes Jahr erleiden rund 200.000 Menschen in Deutschland einen
Herzinfarkt. Dank guter Notfallversorgung überleben heute mehr als drei
Viertel von ihnen. An ihrem Herzmuskel bleiben jedoch oft geschädigte
Bereiche zurück, die ihre Kontraktionskraft dauerhaft verloren haben.
Forscher arbeiten nun daran, dieses lädierte Gewebe mit sogenannten
Herzpflastern - im Labor gezüchteten Gewebeflicken, die aus
kontraktionsfähigen Herzmuskelzellen bestehen - zu überbrücken.
Entwicklung und Einsatzmöglichkeiten der Streifen diskutieren Experten auf
der Mittags-Pressekonferenz am 07. Mai 2019 im Rahmen der 125.
Jahrestagung der Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin e.V (DGIM) in
Wiesbaden.

Wird der Herzmuskel - etwa durch einen Infarkt - geschädigt, bleibt
grundsätzlich verletztes Gewebe zurück. Herzmuskelzellen von Erwachsenen
sind nicht in der Lage, sich zu teilen und neues Gewebe zu bilden. Der
dauerhafte Funktionsausfall belastet den verbliebenen Herzmuskel und führt
bei rund einem Viertel der Infarktpatienten zu einer chronischen
Herzschwäche. "Unter dieser sogenannten Herzinsuffizienz leiden sehr viele
Patienten in Deutschland. Umso wichtiger ist es, dass die Forschung hier
vorangetrieben wird", sagt Professor Dr. med. Claus F. Vogelmeier,
Kongresspräsident der diesjährigen Jahrestagung der DGIM. Dabei nehme das
Deutsche Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK) eine besondere Rolle
ein. Die Deutschen Zentren für Gesundheitsforschung hat Vogelmeier zu
einem Schwerpunkt des 125. Internistenkongresses gemacht. Alle fünf
Zentren präsentieren dort ihre aktuelle Forschung.

Derzeit arbeiten etliche Labore weltweit mit verschiedenen Stammzellen,
aus denen sich Herzmuskelzellen gewinnen lassen. Diese Zellen lassen sich
entweder direkt in den Herzmuskel spritzen oder auf einem Gerüst aus
Collagen oder Fibrin zu einem spontan schlagenden Herzmuskelflicken
vorzüchten. Diese auch als "Engineered heart tissue" (EHT) bezeichneten
Gewebe werden in einem chirurgischen Eingriff auf die Oberfläche des
Herzens aufgenäht, wachsen an und bilden neues Herzgewebe. "Das Aufbringen
dieser Pflaster ist zwar aufwändiger als die Zellinjektion, hat aber
mehrere Vorteile", erklärt Professor Dr. med. Thomas Eschenhagen,
Vorstandsvorsitzender des DZHK und Institutsdirektor am Zentrum für
Experimentelle Medizin des Universitätsklinikums Hamburg-Eppendorf. Er hat
das prinzipielle Tissue-Engineering-Verfahren bereits vor 25 Jahren
gemeinsam mit Kollegen aus den USA entwickelt. Zum einen würden keine
Zellen abgeschwemmt, wodurch sich die Effizienz deutlich erhöhe; zum
anderen gebe es, anders als nach einer Zellinjektion, keine
Herzrhythmusstörungen; und drittens lasse sich die Kontraktionskraft des
neuen Gewebes bereits vor der Implantation testen.

Sowohl die Injektion von Herzmuskelzellen, als auch das Aufbringen von
Herzpflastern sind bereits erfolgreich bei verschiedenen Tierarten
getestet worden. "Zum Teil ließen sich beeindruckende Mengen von neuem
Herzmuskelgewebe nachweisen", sagt Eschenhagen. Bis auf
Herz-Rhythmusstörungen, zu denen es nach einer Zellinjektion vorübergehend
kommen könne, seien keine schwerwiegenden Nebenwirkungen aufgetreten -
insbesondere keine Tumoren, die als gefürchtetes Risiko bestimmter
Stammzellenarten gelten. Zwar sind noch einige Fragen offen - etwa die
nach dem Langzeitverlauf eines derartigen Eingriffs sowie nach der
mechanischen und elektrischen Ankopplung des neuen Gewebes an den
Herzmuskel. Auch wird noch nach Zelllinien geforscht, die nicht abgestoßen
werden und daher keine Immunsuppression erfordern. "Diesen Fragen gehen
einige der vom DZHK geförderten Projekte derzeit noch nach", sagt
Eschenhagen. Dennoch sind die Mediziner zuversichtlich, schon in
absehbarer Zeit Patienten mit den neuen Zellen behandeln, und ihre
Herzfunktion wieder verbessern zu können. Bereits im kommenden Jahr sollen
in einer DZHK-Studie erste Herzpflaster an Patienten mit schwerer
Herzinsuffizienz getestet werden, die ansonsten auf ein Spenderherz
angewiesen wären.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgim.de

https://dgim2019.de/eckdaten/presse/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1248
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Deutsche Gesellschaft für Innere Medizin e. V. - 02.05.2019
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FORSCHUNG/798: Neue Erklärung für Lippen-Kiefer-Gaumenspalten (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 02.05.2019

Neue Erklärung für Lippen-Kiefer-Gaumenspalten



Ein Gen mit dem Namen TP63 kann zur Entstehung von
Lippen-Kiefer-Gaumenspalten beitragen. Eine gemeinsame Studie der Universitäten Bonn und
Pennsylvania zeigt nun, auf welchem Wege das geschieht. Die Ergebnisse
sind in der Zeitschrift Science Advances erschienen.

Eines von 700 Neugeborenen kommt mit einer Lippen-Kiefer-Gaumenspalte zur
Welt. Ursache ist eine Entwicklungsstörung in den ersten Wochen der
Embryonalentwicklung. Dadurch verwachsen Teile des Gesichts oder Gaumens
nicht wie vorgesehen miteinander.

Seit längerem ist bekannt, dass Mutationen des Gens TP63 besonders schwere
Formen dieser Störung auslösen können. Die Betroffenen leiden nicht nur
unter der Spaltenbildung im Gesichtsbereich, sondern gleichzeitig unter
Fehlbildungen der Extremitäten und Erkrankungen im Haut-, Haar- und
Zahnbereich. Mediziner sprechen bei einer solchen Kombination vieler
Merkmale von einem Syndrom. Ursprünglich nahm man an, dass TP63 nur bei
der Entstehung dieser "syndromalen" Form der Lippen-Kiefer-Gaumenspalte
eine Rolle spielt.

"In den letzten zwei Jahren mehren sich jedoch die Hinweise darauf, dass
das nicht stimmt", erklärt Dr. Kerstin Ludwig vom Institut für
Humangenetik des Universitätsklinikums Bonn. "Wir konnten in unserer
Arbeit nun erstmals zeigen, dass TP63 tatsächlich ein Bindeglied zwischen
der syndromalen und der isolierten Form darstellt, und wie es in die
Gesichtsentwicklung eingreift."

Die Studie ist das Ergebnis einer internationalen Kooperation: Forschern
der Universität von Pennsylvania ist es gelungen, menschliche Zellen in
Kultur zu Gesichtszellen zu "programmieren". Dadurch konnte das Team die
Wirkung von TP63 auf genau diesen Zelltyp analysieren. Diese Daten wurden
anschließend von den Bonner Forschern mit genetischen Daten großer
Patientenkohorten verschnitten. "Wir konnten dabei zeigen, dass TP63 die
Aktivität einer ganzen Reihe von Genen erhöht, die bei der Entstehung von
isolierten Formen der Lippen-Kiefer-Gaumenspalten eine Rolle spielen",
sagt Ludwig.

TP63 löst den Knoten

TP63 verändert dazu die Struktur des Chromatins - so nennt man den Komplex
aus DNA und verschiedenen Proteinen. Normalerweise bildet der
Chromatin-Faden im Zellkern ein kompaktes Knäuel. Wenn TP63 sich an den Faden
heftet, lockert sich das Knäuel an dieser Stelle aber etwas. Zusammen mit
anderen Modifikationen kann das dafür sorgen, dass ein bestimmtes Gen in
dieser Region verstärkt abgelesen wird.

"Nach heutigem Kenntnisstand reguliert TP63 auf diese Weise mehrere
Tausend Stellen in unserem Erbgut", erklärt Ludwigs Mitarbeiterin Dr.
Julia Welzenbach. "Darunter sind 17, von denen man aufgrund großer
genetischer Studien bereits weiß, dass sie an der Entstehung von Spalten
beteiligt sind, sowie eine Vielzahl weiterer Regionen, deren Beteiligung
bisher noch unbekannt war."

Die große Zahl der von TP63 aktivierten Regionen zeigt, wie wichtig TP63
beim Menschen ist. Wenn es durch eine Mutation in seiner Funktion stark
beeinträchtigt wird, betrifft dieser Defekt daher in aller Regel eine
Vielzahl von Organen. Das erklärt, warum TP63 ursprünglich nur mit der
syndromalen Form der Lippen-Kiefer-Gaumenspalte in Verbindung gebracht
wurde. "Bei der nicht-syndromalen Ausprägung ist seine Aktivität dagegen
lediglich in sich entwickelnden Gesichtszellen gestört", erklärt Ludwig.

Mit dem jetzt etablierten Zellsystem steht den Wissenschaftlern nun ein
Werkzeug zur Verfügung, mit dem sie die biologischen Ursachen dieser
Entwicklungsstörung detaillierter untersuchen können. "Wir können
beispielsweise die Auswirkung verschiedener Umweltfaktoren auf die
TP63-Aktivität in Gesichtszellen testen", hofft die Leiterin der
Emmy-Noether-Nachwuchsgruppe für Kraniofaziale Genomik. Man weiß, dass
Umgebungseinflüsse das Risiko für eine Gesichtsfehlbildung erhöhen können.
Daher ergeben sich aus solchen Tests langfristig möglicherweise
Empfehlungen für eine bessere individuelle Prophylaxe. Das gilt
insbesondere bei Familien, in denen bereits Fälle mit einer
Lippen-Kiefer-Gaumenspalte aufgetreten sind, die also eine genetische Vorbelastung
aufweisen.


Originalpublikation:

Enrique Lin-Shiao, Yemin Lan, Julia Welzenbach, Katherine A. Alexander,
Zhen Zhang, Michael Knapp, Elisabeth Mangold, Morgan Sammons, Kerstin U.
Ludwig und Shelley L. Berger: p63 establishes epithelial enhancers at
critical craniofacial development genes; Science Advances; DOI:
10.1126/sciadv.aaw0946

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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HERZ/1170: Neue Genmutation entdeckt, die Herzmuskelerkrankung auslöst (idw)


Universitätsklinikum Würzburg, Kirstin Linkamp, Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg DZHI, 02.05.2019

Neue Genmutation entdeckt, die Herzmuskelerkrankung auslöst



Brenda Gerull und Ruping Chen vom Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz
Würzburg (DZHI) haben eine neue Genmutation als Auslöser für eine
dilatative Kardiomyopathie gefunden. Die Mutation im Kernmembranprotein
LEMD2 verursacht nicht nur Herzrhythmusstörungen, die im plötzlichen
Herztod münden können, sowie eine Herzschwäche, sie geht auch mit einem
Katarakt im frühen Kindesalter einher. Das "Journal of the American
College of Cardiology (JACC): Basic To Translational Science" berichtet
über die Entdeckung des Alterungsgens und seine molekularen Folgen.
Außerdem wurde Ruping Chen beim DGK-Kongress mit dem Hans Blömer-Young
Investigator Award für Klinische Herz-Kreislaufforschung geehrt.

Rund 50 Gene wurden bislang als Auslöser für eine dilatative
Kardiomyopathie (DCM) gefunden. Mit der Entdeckung des LEMD2-Gens haben
die Kardiogenetikerin Brenda Gerull und ihre wissenschaftliche
Mitarbeiterin Ruping Chen vom Deutschen Zentrum für Herzinsuffizienz
Würzburg (DZHI) das Spektrum der genetischen Ursachen für die Herzschwäche
erweitert. Die Mutation im Kernmembranprotein LEMD2 verursacht nicht nur
Herzrhythmusstörungen, die im plötzlichen Herztod münden können, sowie
eine Herzschwäche, sie geht auch mit einem Katarakt im frühen Kindesalter
einher. Diese Linsentrübung ist üblicherweise eine Erkrankung des hohen
Lebensalters. Über die Entdeckung des veränderten "Alterungsgens" und
dessen molekulare Folgen haben die Forscher einen wertvollen Beitrag zum
weiteren Verständnis genetischer Kardiomyopathien geleistet, dem jetzt ein
Artikel im "Journal of the American College of Cardiology (JACC): Basic To
Translational Science" gewidmet ist. Zeitgleich wurde Ruping Chen gerade
für ihre weiterführenden Untersuchungen zur Rolle des Kernmembranproteins
im Modellsystem beim DGK-Kongress in Mannheim mit dem 2. Platz beim Hans
Blömer-Young Investigator Award für Klinische Herz-Kreislaufforschung
ausgezeichnet.

"Es ist schon etwas länger bekannt, dass LEMD2 eine Linsentrübung im
frühen Kindesalter auslöst, die landläufig als grauer Star bekannt ist.
Wir haben nun herausgefunden, dass diese Mutation im LEMD2 neben dem
Katarakt auch eine schwere Form der Kardiomyopathie verursacht, ähnlich
der Mutationen im sogenannten Lamin-Gen. Interessanterweise können beide
Proteine im veränderten Zustand auch zu Frühalterungskrankheiten führen,
zu denen die Progerie gehört", berichtet Professorin Dr. Brenda Gerull,
Leiterin des Departments Kardiovaskuläre Genetik am Deutschen Zentrum für
Herzinsuffizienz Würzburg (DZHI). "Patienten mit dem Gendefekt bilden
Narben im Herzmuskelgewebe aus, die dann zu den gefürchteten
Herzrhythmusstörungen schon bei jungen Erwachsenen führen können", erklärt
die Forscherin und zeigt dabei auf die hellen Stellen eines MRT-Bildes vom
Herzen. Zur Erläuterung der Veränderungen auf zellulärer Ebene greift sie
zu einer elektronenmikroskopischen Aufnahme mit bizarr aussehenden
Zellkernen: "Sowohl das Herzmuskelgewebe von Betroffenen als auch deren
Hautzellen weisen veränderte Zellkerne auf, wobei das in der Peripherie
des Zellkerns liegende Heterochromatin stark kondensiert und verklumpt
erscheint." Weitere Untersuchungen an den Fibroblasten haben gezeigt, dass
die Zellen schneller altern, der Zellzyklus verlangsamt abläuft und die
Profileration eingeschränkt ist, sich also die Zellen langsamer teilen.

Die Funktion des humanen LEMD2 Proteins, welches im Zellkern eine wichtige
Rolle zu spielen scheint, ist noch nicht gut untersucht, weist aber
Homologien zu der seit langem bekannten Gruppe anderer veränderter
Kernmembranproteine auf, die zu Laminopathien führen. Obwohl an
Laminopathien schon länger geforscht wird, sind die komplexen Mechanismen
immer noch nicht vollständig verstanden. Eine Fokussierung auf das neu
entdeckte LEMD2 könnte das Puzzle vervollständigen und dabei helfen, die
Mechanismen, die zu dieser speziellen Form der arrhythmischen
Kardiomyopathie führen, zu verstehen und entsprechende therapeutische
Ansätze im Gesamtkomplex dieser Proteine zu finden.

Ruping Chen, seit zwei Jahren Postdoc im Department Kardiovaskuläre
Genetik und spezialisiert auf Alterungsforschung, hat bereits einen
wichtigen Schritt gemacht, und erste Einblicke in die Mechanismen der
neuen Genmutation beim Menschen als auch bei Mäusen bekommen. Mit der
CRISPR/Cas9-Technologie wurde die humane Mutation in ein Mausmodell
eingebracht und schon nach wenigen Wochen hat die Biomedizinerin Ruping
Chen Veränderungen am Herzen, im Sinne einer Kardiomyopathie, entdeckt.
Ihre Arbeit wurde beim DGK-Kongress (Deutsche Gesellschaft für Kardiologie
- Herz-Kreislaufforschung e. V.) in Mannheim Ende April 2019 mit dem 2.
Platz beim Hans-Blömer-Young Investigator Award für Klinische
Herz-Kreislaufforschung ausgezeichnet.

Die Wissenschaftlerin und Mutter eines sechs Monate alten Sohnes freut
sich sehr über diese Ehrung, konzentriert sich aber schon auf die nächsten
Schritte: "Wir wissen jetzt, dass die Mutation verschiedene Phänotypen
hervorruft, sowohl beim Menschen als auch bei Mäusen. Nun gilt es, die
molekularen Mechanismen der arrhythmischen Kardiomyopathie zu
charakterisieren, die eine LEMD2-Mutation verursacht. Ein Hinweis könnte
oxidativer Stress sein. Dazu werden wir mit unseren Kollegen im Department
Translationale Forschung am DZHI mitochondriale Messungen durchführen."

Originalpublikation:

*Link zum JACC-Beitrag:

http://basictranslational.onlinejacc.org/content/4/2/204

Der Artikel wurde veröffentlicht in "JACC: Basic to Translational
Science", Volume 4, Ausgabe 2, April 2019; Nelly Abdelfatah, Ruping Chen,
Henry J. Duff, Colette M. Seifer, Ilan Buffo, Cathleen Huculak, Stephanie
Clarke, Robin Clegg, Davinder S. Jassal, Paul M.K. Gordon, Carole Ober,
Care4Rare Canada Consortium, Patrick Frosk and Brenda Gerull,
"Characterization of a Unique Form of Arrhythmic Cardiomyopathy Caused by
Recessive Mutation in LEMD2", Seite 204-221, copyright Elsevier.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dzhi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1764

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Würzburg, Kirstin Linkamp, Deutsches Zentrum für Herzinsuffizienz Würzburg DZHI, 02.05.2019
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INFEKTION/1806: Was alle Eltern über Masern wissen sollten (idw)


Stiftung Kindergesundheit - 02.05.2019

Was alle Eltern über Masern wissen sollten

Stiftung Kindergesundheit informiert über die oft unterschätzten Risiken
einer besonders ansteckenden Infektionskrankheit



Die Gefahr wächst, mit Masern angesteckt zu werden. Laut
Weltgesundheitsorganisation WHO liegt die Zahl der in den ersten drei
Monaten dieses Jahres gemeldeten Fälle um 300 Prozent höher als im
Vorjahr. Die Stiftung Kindergesundheit hat deshalb in einer aktuellen
Stellungnahme die wichtigsten Fakten zusammengestellt, die alle Eltern
über Masern kennen sollten.

"Viele junge Eltern sind sich der Gefährlichkeit dieser Krankheit nicht
mehr bewusst", sagt der Münchner Kinder- und Jugendarzt Professor Dr.
Berthold Koletzko, Vorsitzender der Stiftung Kindergesundheit. "Früher,
als es noch keine Impfung gegen Masern gab, kannte man viele Menschen, die
durch eine Maserninfektion schwere Schäden und Behinderungen davongetragen
haben. Wir Ärzte sehen solche Fälle immer noch in unseren Krankenhäusern.
Die jüngere Elterngeneration kennt jedoch kaum noch diese Risiken. Wir
müssen deshalb den vielen, sachlich meist falschen, aber beständig
wiederholten Behauptungen von Impfkritikern im Internet mit seriösen
Informationen begegnen".

Woran erkennt man Masern?

Masern verlaufen in zwei Phasen. Die ersten Anzeichen sind noch untypisch:
Das Kind fühlt sich unwohl, hat Schnupfen und Reizhusten, verquollene und
rote Augen und Halsschmerzen. Das Fieber steigt leicht an. Zwei bis drei
Tage später zeigen sich auf der Mundschleimhaut gegenüber den Backenzähnen
Kalkspritzern ähnliche grauweiße Flecken. Wenn die Flecken da sind, folgt
mit großer Sicherheit ein bis drei Tage später auch der Hautausschlag.

Die Flecken sind anfangs klein und hellrot, werden dann immer größer und
zahlreicher, verfärben sich bläulich und fließen mehr und mehr zu
größeren, geröteten Flecken zusammen. Während des Ausschlags sind auch die
Schleimhäute der Augen, der Nase, der Mundhöhle und der Atemwege
entzündet. Babys und kleine Kinder können außerdem mit Durchfall und
Erbrechen reagieren. Fieberwerte um 40 Grad sind keine Seltenheit.

Wie groß ist die Gefahr einer Ansteckung?

Masern sind eine der ansteckendsten Infektionskrankheiten. Die Viren
werden meist durch die Luft durch sehr feine Tröpfchen übertragen. Nahezu
jeder Mensch, der noch keine Masern durchgemacht hat, wird von einem mit
Masern Infizierten mit 98-prozentiger Sicherheit angesteckt, selbst aus
einigen Metern Entfernung. Masernkranke sind schon vier Tage vor dem
Erscheinen des typischen Ausschlags ansteckend. Einen Schutz vor
Ansteckung bietet nur die Impfung.

Welche Komplikationen sind bei Masern möglich?

Im frühen Kindesalter besteht vor allem die Gefahr von Lungenentzündungen
(Masernpneumonie), Mittelohrentzündungen (Otitis media), Vereiterungen der
Nebenhöhlen und Entzündungen der Augen. Häufig kommt es auch zu
Entzündungen des Kehlkopfes. Am meisten gefürchtet ist aber die
Masernenzephalitis (Gehirnentzündung) mit Krampfanfällen und
Bewusstseinsstörungen. Sie führt häufig zu bleibenden Hirnschäden,
manchmal sogar zum Tod.

Eine weitere schwere Komplikation tritt wesentlich seltener auf, verläuft
aber in jedem Falle tödlich: Die so genannte subakute sklerosierende
Panenzephalitis (SSPE). Diese Krankheit setzt schleichend, oft erst Jahre
nach der Masernerkrankung ein, führt zu einem fortschreitendem Abbau des
Gehirns und seiner Funktionen, und schließlich bei allen Betroffenen zum
Tod - eine Heilung ist nicht möglich.

Bedrohen Masern nur kleine Kinder?

Kinder unter zwei Jahren erkranken besonders häufig an Masern, deshalb
gilt das Leiden als Kinderkrankheit. Der Begriff ist aber irreführend:
Auch Jugendliche und Erwachsene, welche die Masern nicht durchgemacht
haben und nicht geimpft sind, können erkranken. Von einer reinen
"Kinderkrankheit" kann deshalb nicht mehr die Rede sein.

Die Masern-Impfung schützt nicht nur vor Masern!

Masernviren entfalten im Organismus zwei einander widersprechende
Wirkungen auf das Immunsystem. Dieser Widerspruch wird als
"Masern-Paradoxon" bezeichnet. Seine Entstehungsweise ist noch nicht genau
geklärt.

Zum einen lösen die Viren eine gezielte Immunabwehr gegen sich selbst aus.
Das ist der Grund, weshalb nach einer durchgemachten Maserninfektion ein
lebenslanger Schutz vor der Krankheit besteht.

Zum anderen bewirken sie aber auch eine generelle Schwächung des
Immunsystems, die mehrere Wochen bis Monate nach dem Ende der eigentlichen
Erkrankung dauern kann. In dieser Zeit besteht eine erhöhte Anfälligkeit
für Infektionen mit anderen Viruskrankheiten, sowie Bakterien, Pilzen oder
Parasiten. Das bedeutet: Sonst eher harmlose Infektionen können nach
Masern gefährlich werden. Dieser Vorgang könnte die häufigen Todesfälle
durch andere Erreger nach einer Masernerkrankung erklären. Vor allem in
der Dritten Welt sterben viele Masernkranke an anderen, zusätzlichen
Infektionen.

Durch die Impfung gegen Masern wird dagegen das Immunsystem nicht
beeinträchtigt: Es kann also weiterhin feindliche Erreger erkennen und
bekämpfen, bevor sie Schaden anrichten. So entfaltet die gut verträgliche
und effektive Impfung eine zusätzliche Wirkung: Epidemiologen
registrierten nach Einführung der Masernimpfung auch in europäischen
Ländern nicht nur einen enormen Rückgang von Masern, sondern auch eine
Halbierung der Todesfälle durch andere Infektionskrankheiten.

Eine aktuelle Untersuchung der Daten von fast 300.000 Kindern in Dänemark
ergab: Kinder mit einer abgeschlossenen Grundimmunisierung mussten danach
wesentlich seltener wegen einer Infektion für zwei oder mehr Tage in einem
Krankenhaus behandelt werden. Die Masern-Impfung verhindert also nicht nur
die durch die Masern verursachten Komplikationen, sondern schützt auch das
Immunsystem.

Warum müssen Masern gemeldet werden?

Masernerkrankungen müssen aus gutem Grund unverzüglich an das zuständige
Gesundheitsamt gemeldet werden: Es ist äußerst wichtig, die Ausbreitung
der Krankheit zu verhindern. So können die Behörden umgehend wichtige
Maßnahmen zum Schutz anderer Menschen einleiten: Sie informieren die
möglicherweise betroffenen Kitas, Schulen, Kliniken, Ärzte und die
Bevölkerung.

Die Meldepflicht dient insbesondere dem Schutz von Menschen, bei denen
keine Impfung gegen Masern durchgeführt werden kann, zum Beispiel
Schwangere oder Menschen, die aufgrund einer so genannten Kontraindikation
nicht geimpft werden können, zum Beispiel bei einer angeborenen
Immunstörung oder weil sie wegen einer bösartigen Krankheit eine
immunitätsunterdrückende Behandlung erhalten. Auch junge und deshalb nach
den Empfehlungen der Ständigen Impfkommission STIKO noch nicht vollständig
geimpfte Babys und kleine Kinder im ersten und zweiten Lebensjahr müssen
vor einer Ansteckung geschützt werden, betont die Stiftung
Kindergesundheit.

Können Masern tödlich enden?

Leider ja. Weltweit gehören die Masern immer noch zu den führenden
Todesursachen bei Kindern unter fünf Jahren. Sie verursachen laut
Weltgesundheitsorganisation (WHO) etwa 130.000 bis 160.000 Todesfälle pro
Jahr. Im Jahr 2018 traten in 10 Ländern Europas 72 Sterbefälle in
Verbindung mit Masern auf: in Albanien 3, in Frankreich 3, in Georgien 3,
in Griechenland 2, in Italien 7, in Kirgisistan 2, in Rumänien 22, in der
Russischen Föderation 1, in Serbien 14 und in der Ukraine 15. 61 Prozent
dieser Sterbefälle betrafen Kinder unter zehn Jahren. Über 58.000
masernkranke Personen waren so schwer erkrankt, dass sie in einem
Krankenhaus behandelt werden mussten.

Welche Nebenwirkungen kann die Impfung haben?

Der meist verwendete kombinierte MMR-Impfstoff enthält abgeschwächte
lebende Masern-, Röteln- und Mumpsviren sowie Stoffe zur Stabilisierung
und Konservierung des Impfstoffs. Er enthält kein Quecksilber und kein
Aluminium.

Wie nach jeder Impfung ist eine vorübergehende Lokalreaktion an der
Einstichstelle möglich: Schmerz, Rötung, Schwellung. Gelegentlich können
Fieber, rote Hautflecken oder eine Schwellung der Speicheldrüsen
auftreten. Sehr selten kann hohes Fieber zu einem Fieberkrampf führen, der
in der Regel harmlos ist. Noch seltener kann die MMR-Impfung eine
vorübergehende Abnahme der Blutplättchen zur Folge haben. Schwere
Nebenwirkungen wie eine Hirnentzündung sind extrem selten. Bei Frauen, die
sich nach der Pubertät impfen lassen, treten gelegentlich vorübergehende
Gelenkschmerzen auf. Schwerwiegende Komplikationen infolge von Masern
treten jedoch eindeutig häufiger auf als unerwünschte Nebenwirkungen der
Impfung, betont die Stiftung Kindergesundheit.

Was bedeutet eigentlich Gemeinschaftsschutz?

"Es geht dabei um den Schutz für alle", sagt Professor Berthold Koletzko.
"Eine Impfung schützt nicht nur das geimpfte Kind selbst vor einer
Ansteckung: Da dieses Kind die Krankheit nicht mehr verbreitet, kann es
andere Menschen nicht in Gefahr bringen. So werden auch noch nicht
geimpfte Babys und unfreiwillig nichtgeimpfte Kinder und Erwachsene
mitgeschützt".

Auch Epidemien werden so verhindert: Wenn genügend Menschen geimpft sind
(es sollten mindestens 95 Prozent sein), reißt die Übertragungskette ab
und die Krankheit kann sich nicht weiter verbreiten. Die Impfung kann
deshalb als ein Akt der Solidarität betrachtet werden. Nach Berechnungen
der WHO hat die Impfung gegen Masern seit dem Jahr 2000 mehr als 21
Millionen Leben gerettet.

Der dafür oft verwendete Fachbegriff "Herdenimmunität" ist allerdings
unglücklich gewählt: Menschen sind nun einmal keine Herde. Fachleute
sollten statt von "Herdenimmunität" besser von "Gemeinschaftsschutz"
sprechen, empfiehlt die Stiftung Kindergesundheit. Das würde viel stärker
die Sinnhaftigkeit von Impfungen betonen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1021
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Stiftung Kindergesundheit - 02.05.2019
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FORSCHUNG/265: Forscher entdecken 20 neue Gene zur bipolaren Störung (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 02.05.2019

Forscher entdecken 20 neue Gene zur bipolaren Störung



Erst himmelhoch jauchzend und dann wieder zu Tode betrübt. Bei Menschen
mit einer bipolaren Störung wechseln sich manische und depressive Episoden
ab. Ein internationales Forscherkonsortium unter federführender
Beteiligung des Universitätsklinikums Bonn und der Universitäten Marburg
und Basel hat in einer groß angelegten Studie 20 neue Gene in Zusammenhang
mit dieser Erkrankung entdeckt. Die Ergebnisse sind nun im Fachjournal
"Nature Genetics" veröffentlicht.

Menschen mit einer bipolaren Störung durchlaufen eine wahre Achterbahn der
Emotionen: Im extremen Wechsel erleben sie manische Phasen mit Größenwahn,
gesteigertem Antrieb und vermindertem Schlafbedürfnis. Dem folgen
depressive Episoden mit stark gedrückter Stimmung bis hin zu
Suizidgedanken. Rund ein Prozent der Bevölkerung erkrankt im Lauf seines
Lebens an dieser manisch-depressiven Krankheit. Die Ursachen sind noch
nicht vollständig verstanden, jedoch spielen genetische Faktoren eine
wichtige Rolle. "Es sind viele verschiedene Gene an der
Krankheitsentstehung beteiligt", sagt Dr. Andreas Forstner, einer der
Erstautoren, der über Jahre hinweg am Institut für Humangenetik des
Universitätsklinikums Bonn an der Studie arbeitete und vor kurzem als
Arbeitsgruppenleiter an die Universität Marburg gewechselt ist.

Rund 280 Wissenschaftler weltweit bearbeiteten gemeinsam diese Studie zu
den genetischen Ursachen der bipolaren Störung, darunter auch Prof. Dr.
Marcella Rietschel vom Zentralinstitut für Seelische Gesundheit Mannheim
und Prof. Dr. Thomas G. Schulze vom Klinikum der Universität München
(LMU), die für den deutsch-schweizer Verbund die klinische Leitung inne
hatten. In zwei Schritten wurde das Erbgut von fast 30.000 Patienten
untersucht und mit etwa 170.000 Kontrollpersonen verglichen. "Es handelt
sich dabei um die größte genomweite Assoziationsstudie bei Patienten mit
bipolarer Störung", sagt Prof. Dr. Markus Nöthen, Direktor des Instituts
für Humangenetik des Bonner Uniklinikums. Gemeinsam mit
Kooperationspartnern haben die Bonner Forscher die Daten von rund 2.800
Patienten und knapp 5.900 Kontrollpersonen beigesteuert.

30 DNA-Regionen stehen mit der Erkrankung in Zusammenhang

Im Erbgut der Patienten entdeckte das internationale Team des Psychiatric
Genomics Consortiums insgesamt 30 Regionen, die mit der Erkrankung in
Zusammenhang stehen. "Davon waren 20 der auf der DNA identifizierten Loci
Neuenddeckungen in Bezug auf die bipolare Störung", sagt Prof. Dr. Sven
Cichon vom Institut für Medizinische Genetik und Pathologie des
Universitätsspitals Basel und Department Biomedizin der Universität Basel.
Die in den identifizierten Regionen gelegenen Gene kodieren beispielsweise
für Ionenkanäle, die das Aktionspotenzial von Neuronen beeinflussen
können. Darüber hinaus liegen nun erstmals Hinweise vor, dass auch die
Insulinregulation und das Endocannabinoidsystem bei der
Krankheitsentstehung beteiligt sein könnten. Letzteres steht mit der
Schmerzregulation in Zusammenhang.

Die Wissenschaftler konnten nun auch zwei Unterarten der bipolaren Störung
genetisch unterscheiden. Während der Typ I mit ausgeprägteren manischen
und depressiven Phasen auf genetischer Ebene eher mit Schizophrenie in
Zusammenhang zu stehen scheint, deutet der "milder" verlaufende Typ II
eher auf eine Verwandtschaft mit der Depression hin.

Diese Indizien weisen den Weg zu potenziellen Ansatzpunkten für neue
Therapien. "Je genauer wir die biologischen Grundlagen der Erkrankung
verstehen, desto besser können neue Medikamente entwickelt werden", sagt
Forstner. "Aber bis dahin ist es noch ein weiter Weg."


Originalpublikation:

Genome-wide association study identifies 30 Loci Associated with Bipolar
Disorder, Nature Genetics

DOI-Nummer: 10.1038/s41588-019-0397-8

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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MELDUNG/083: Fachkräftemangel in der Pflege (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 4/2019

Nachrichten

Fachkräftemangel in der Pflege



In mehr als zwei Dritteln (69 Prozent) der Pflegeeinrichtungen in
Schleswig-Holstein herrscht derzeit Fachkräftemangel. 81 Prozent der
Einrichtungen setzen auf Ausbildung im eigenen Betrieb, um dem Mangel
entgegenzuwirken.

Diese Ergebnisse des "Branchenchecks Pflegekräfte" veröffentlichte
vergangenen Monat das schleswig-holsteinische Sozialministerium, das
zusammen mit weiteren Organisationen bei der Fachhochschule Kiel eine
Befragung zur Situation der Pflege im Norden in Auftrag gegeben hatte.
249 Pflegeeinrichtungen und 706 Mitarbeiter beteiligten sich.

Als wichtige Faktoren für eine ausreichende Zahl an Fachkräften im
eigenen Betrieb sehen die Einrichtungen eine strategische
Personalentwicklung zur Gewinnung und Bindung motivierten Personals,
eine gute Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln und
Unterstützung bei der Kinderbetreuung.

Hauptmerkmale für eine als negativ empfundene Arbeitsumgebung und
Arbeitsbelastung sind laut Umfrage aus Sicht der Mitarbeiter hohe
Fluktuation, ein hoher Anteil an Kollegen aus Zeitarbeitsfirmen und
Überforderung. Positiv kommen bei ihnen ein verlässlicher Dienstplan,
schlanke Dokumentation, strategische Personalentwicklung, laufender
Austausch mit der Leitungsebene und betriebliche Gesundheitsförderung
an.

Schleswig-Holsteins Sozialminister Dr. rer. pol. Heiner Garg forderte
als Konsequenz aus den Ergebnissen die Einrichtungsleitungen auf, gute
Arbeitsbedingungen zur Chefsache zu machen. Die Politik sieht er
gefordert, weiter für bessere Rahmenbedingungen für Pflegekräfte wie
etwa faire Bezahlung zu sorgen. Zusammen mit dem Kieler
Wirtschaftsministerium ist außerdem ein runder Tisch geplant, an dem
Mitarbeiter und Leiter von Pflegeeinrichtungen konkrete
Handlungsstrategien erarbeiten sollen. (PM/RED)


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 4/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201904/h19044a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

72. Jahrgang, April 2019, Seite 4
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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MELDUNG/213: BVMed-Taschenbuch "Medizinprodukterecht" aktualisiert erschienen (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 2. Mai 2019

BVMed-Taschenbuch "Medizinprodukterecht" aktualisiert erschienen



Berlin | Der BVMed hat sein Taschenbuch "Medizinprodukterecht" neu
aufgelegt. Die kompakte Rechtstexte-Sammlung enthält neben einer
Einleitung in das Medizinprodukterecht die Texte des
Medizinprodukte-Gesetzes (MPG) und aller ausführenden
MPG-Verordnungen, das Heilmittelwerbegesetz (HWG) sowie die
maßgeblichen EU-Richtlinien und EU-Verordnungen. Das Taschenbuch kann
unter 
 
www.bvmed.de/taschenbuch 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/publikationen/broschueren-medizinprodukterecht/taschenbuch-medizinprodukterecht/bvmed-taschenbuch-medizinprodukterecht) 

bestellt werden.

Das Taschenbuch "Medizinprodukterecht" kostet je nach Bestellmenge 12,45 Euro (Einzelexemplar), 9,80 Euro (ab 10 Exemplare) oder 7,90 Euro (ab 50 Exemplare), jeweils zuzüglich Versandkosten und 7
Prozent Mehrwertsteuer.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 30/19

https://www.bvmed.de/bvmed-taschenbuch-medizinprodukterecht-aktualisiert-erschienen

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 30/19 vom 2. Mai 2019

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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AKTION/999: Hannover - Kardiologen informieren rund um das Thema Herzinsuffizienz, 11.05.2019


Medizinische Hochschule Hannover - 02.05.2019

Ambulante Hilfe: Herzschwäche früh erkennen und behandeln

MHH bietet modernste ambulante Therapiemöglichkeiten - oft reichen
Medikamente / Aktionstag am 11. Mai 2019: Experten informieren in der
Innenstadt



Herzinsuffizienz, auch Herzschwäche genannt, ist eine Volkskrankheit. Rund
zwei Millionen Menschen in Deutschland leiden daran. Sie ist der häufigste
Grund für die Aufnahme in ein Krankenhaus. Dennoch bleibt eine chronische
Herzinsuffizienz oft lange Zeit unentdeckt. Meist beginnen die Beschwerden
schleichend, sodass sie von den Betroffenen gar nicht als Symptome einer
Krankheit wahrgenommen werden. "Herzinsuffizienz ist eine ernstzunehmende
Erkrankung. Je früher sie erkannt und behandelt wird, desto besser ist die
Prognose für die Patienten. In einigen Fällen kann sich das Herz sogar
komplett erholen", erklärt Professor Dr. Johann Bauersachs, Direktor der
Klinik für Kardiologie und Angiologie der Medizinischen Hochschule
Hannover (MHH). Die Herzinsuffizienz-Ambulanz der Klinik ist in der MHH
die erste Anlaufstelle für Patientinnen und Patienten mit
Herzinsuffizienz.

Bei einer Herzinsuffizienz pumpt das Herz weniger effektiv als normal. Das
Blut wird schlechter durch den Körper transportiert und der Organismus
nicht ausreichend mit Sauerstoff versorgt. Die Betroffenen leiden dadurch
beispielsweise an Atemnot, geschwollenen Beinen, Gewichtszunahme,
Übelkeit, Leistungsschwäche und Müdigkeit. Der Schweregrad und auch die
Ursache einer Herzinsuffizienz können sehr unterschiedlich sein. "In der
Herzinsuffizienz-Ambulanz gehen wir der Erkrankung mit modernsten
Untersuchungsmethoden auf den Grund und erstellen für jeden Betroffenen
ein individuelles Therapiekonzept", erläutert Professor Dr. Udo Bavendiek,
Leiter der Ambulanz. Er betreut die Patientinnen und Patienten gemeinsam
mit Dr. Anja Hänselmann, Dr. Dominik Berliner und spezialisierten
Pflegekräften.

Zu den Gründen einer Herzinsuffizienz können Durchblutungsstörungen in den
Herzkranzgefäßen, Herzmuskelerkrankungen und Funktionsstörungen der
Herzklappen gehören", sagt Dr. Hänselmann. "Bestimmte Krebsmedikamente
können die Erkrankung ebenfalls auslösen." In den vergangenen Jahren ist
die Herzinsuffizienz immer stärker in den wissenschaftlichen Fokus
gerückt. Neue Erkenntnisse führten zu neuen Behandlungsmöglichkeiten. An
dem Fortschritt ist die Klinik für Kardiologie und Angiologie aktiv
beteiligt - zum Beispiel mit einer großen Studie zur Wirksamkeit des
Digitalis-Glykosids Digitoxin auf das Überleben und auf die Rate von
Krankenhaus-Aufnahmen bei über 2.000 Patientinnen und Patienten mit
Herzinsuffizienz.

"Die Grundlage jeder Therapie ist die medikamentöse Behandlung", erklärt
Oberarzt Dr. Berliner. "So soll die Herzinsuffizienz kompensiert und die
Lebensqualität der oft sehr geschwächten Patientinnen und Patienten
gesteigert werden." Oft kann sich der Zustand durch Medikamente schon
erheblich verbessern und die Betroffenen können dann von ihrem Kardiologen
vor Ort weiter betreut werden.

Das ist auch bei Patient Frank B. (45) der Fall. Der selbstständige
Raumausstatter aus Dinklage wird mittlerweile wieder von seinem Hausarzt
betreut und muss nur noch alle drei bis sechs Monate in die
Herzinsuffizienz-Ambulanz der MHH. Mit Schrecken erinnert er sich an den
November 2017, als die Beschwerden auftraten und eine Herzinsuffizienz
diagnostiziert wurde. Da lag die Pumpleistung seines Herzens bei nur noch
17 Prozent - normal sind 60 bis 70 Prozent. Frank B. bekam Medikamente und
eine LifeVest, einen äußerlich tragbaren Defibrillator, der kontinuierlich
das Herz überwacht und den Patienten im Notfall mit einem Elektroschock
vor dem plötzlichen Herztod bewahren soll. "Als mir ein Herzchirurg
vorschlug, einen Defibrillator zu implantieren, wollte ich eine zweite
Meinung einholen", sagt der Vater von zwei Kindern.

So kam er im Dezember 2017 in die Herzinsuffizienz-Ambulanz der MHH. "Dort
habe ich mich von Anfang an gut aufgehoben gefühlt", betont der Patient.
Eine Gewebeentnahme des Herzmuskels ergab, dass eine Herzmuskelentzündung
die Ursache seiner Herzinsuffizienz ist. Er bekam mehrere Medikamente.
Durch die Wirkstoffkombination sollte das Herz entlastet werden und sich
langsam wieder erholen. Dabei steigerten die Kardiologen die Dosis nach
und nach. Es funktionierte: "Über die Monate nahm die Pumpleistung stetig
zu. Mittlerweile liegt sie bei 50 Prozent", sagt Frank B. erleichtert. Um
die Therapie selbst aktiv zu unterstützen, hat er aufgehört zu rauchen,
ernährt sich gesund und macht gemäßigten Ausdauersport. "Ich möchte bis
Ende des Jahres auf 60 Prozent kommen", sagt er ehrgeizig. Die LifeVest
konnte er nach sechs Monaten ablegen, die Medikamente nimmt er weiter. In
sein Leben kehrt wieder etwas Normalität ein. So viel arbeiten wie früher
wird er jedoch nie wieder können. "Ich habe meinen Betrieb aber so
umstrukturiert, dass es auch mit weniger persönlichem Arbeitseinsatz
funktioniert."

"Patienten, denen eine medikamentöse Therapie allein nicht hilft, können
wir ergänzend unterschiedliche Geräte implantieren", erläutert Professor
Bauersachs. Für diese Fälle stehen spezielle Herzschrittmacher und andere
elektrische Impulsgeber zur Verfügung, um die Pumpleistung des Herzens zu
verbessern. Auch Patienten mit sehr schwerer oder akuter Herzinsuffizienz
können in der MHH schnell versorgt werden. Dafür gibt es die sogenannte
Heart Failure Unit (HFU). Diese Station betreiben die Kardiologen
gemeinsam mit den Herzchirurgen von der Klinik für Herz-, Thorax-,
Transplantationschirurgie und Gefäßchirurgie. Die Patienten werden also
von einem interdisziplinären Team betreut und profitieren von einer
breiten fachlichen Kompetenz.

Infostand in der Innenstadt

Mit den Heart Failure Awareness Days der Europäischen Gesellschaft für
Kardiologie wird alljährlich die Öffentlichkeit auf die Herzinsuffizienz
aufmerksam gemacht. Die Klinik für Kardiologie und Angiologie beteiligt
sich am 11. Mai 2019 mit einem Informationsstand am Platz der Weltaussellungen
in der Innenstadt von Hannover an der Aktion. Von 10 bis 14 Uhr beantworten
die Kardiologen dort gemeinsam mit Kollegen aus der Herzchirurgie die
Fragen der Besucher und informieren sie rund um das Thema Herzinsuffizienz
- angefangen bei den Symptomen und Warnsignalen, über medikamentöse,
interventionelle und operative Behandlungsmethoden bis hin zu Tipps zur
gesunden Lebensweise bei Herzinsuffizienz.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / VERANSTALTUNGEN





AKTION/998: Mainz - "CRISPR/Cas - Der designte Mensch?", Öffentliche Diskussionsveranstaltung am 15.05.2019


Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 02.05.2019

CRISPR/Cas - Der designte Mensch?

Öffentliche Diskussionsveranstaltung am Institut für Molekulare Biologie
(IMB)



Wann: Mittwoch, 15. Mai 2019, 17 bis 19 Uhr

Wo: Institut für Molekulare Biologie (IMB)

Ackermannweg 4, 55128 Mainz

Veranstalter: 

Kooperationsveranstaltung des IMB, der Akademie der
Wissenschaften und der Literatur Mainz, des Obama Institute for
Transnational American Studies und der Evangelisch-Theologischen Fakultät
der Johannes Gutenberg-Universität Mainz (JGU)

Programm: 

https://www.imb.de/seminars-meetings/meetings/crisprcas-der-designte-mensch/

Eintritt: frei

Anmeldung: 

Um Anmeldung wird gebeten bis 8. Mai 2019 an events@imb.de oder veranstaltungen@adwmainz.de

Informationen zur Veranstaltung:

Mit CRISPR/Cas sind weitreichende Modifikationen im Erbgut möglich
geworden. Das verspricht zum einen Heilung für schwere Krankheiten,
zum anderen weckt es Begehrlichkeiten nach dem genetisch perfekten
Menschen und macht CRISPR/Cas zu einer umstrittenen Methode. Diese
Fragen treiben Lebens- und Geisteswissenschaften in gleicher Weise um.
Bei der öffentlichen Diskussionsveranstaltung wird das Thema nach
kurzen Vorträgen in einer breiten Runde diskutiert.

Die Organisatoren der Veranstaltung sind Prof. Dr. Christof Niehrs,
Gründungsdirektor und wissenschaftlicher Direktor des Instituts für
Molekulare Biologie (IMB), Mainz, und Mitglied der Akademie der
Wissenschaften und der Literatur, Prof. Dr. Mita Banerjee, Professorin
am Obama Institute for Transnational American Studies der JGU und
Co-Sprecherin des DFG-Graduiertenkollegs "Life Sciences Life Writing",
sowie Prof. Dr. Ruben Zimmermann, Professor an der
Evangelisch-Theologischen Fakultät der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz und Mitglied im Leitungsteam des Forschungszentrums "Ethik in
Antike und Christentum" (e/αc).

Weiterführende Links:

https://www.imb.de/

(Institut für Molekulare Biologie (IMB))

http://www.obama-institute.com/

(Obama Institute)

http://www.ethikmainz.de/

(Ethik in Antike und Christentum)

https://www.imb.de/fileadmin/user_upload/2019_05_15_IMB_DesignterMensch.pdf

(Programm)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz - 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2756: Braunschweig - Afrikanisches Trommelkonzert am 10. Mai 2019


Stadt Braunschweig

Afrikanisches Trommelkonzert im Städtischen Museum



Braunschweig. Im Rahmen der aktuellen Ausstellung "Ruth Baumgarte -
Vision Afrika. Turn of the Fire" im Städtischen Museum Braunschweig,
Haus am Löwenwall, Steintorwall 14, findet am Freitag, 10. Mai, um 19
Uhr ein Konzert der Trommelgruppe "Metro - mit einander trommeln" aus
Salzgitter statt. Sie interpretieren die traditionelle Trommelmusik
des afrikanischen Volks der Malinke. Die Vorstellung ist im
Eintrittspreis für das Museum enthalten. Weitere Informationen unter
der Telefonnummer 470-4521.

Die im Jahr 1999 gegründete Gruppe "Metro" erzählt unter anderem
Geschichten von dem langbeinigen Vogel aus dem Meer ("BalaKulandyan")
und von dem Stern "Lolo", der befragt wird, um die Zukunft
vorauszusagen. Das Ensemble besteht aus Anke und Lea Abraham, Thomas
Achilles, Astrid Besinger Riedel, Kathrin Flaam, Frank Härdter,
Kerstin Kautz, Ines Krönert, Peter Oelmann, Inez Seidel, Britta
Wassmann, Ulrike Thomas, Saskia Witt und Dorothea Wöhler.

Noch bis zum 7. Juli 2019 zeigt das Städtische Museum Braunschweig die
Ausstellung "Ruth Baumgarte - Vision Afrika. Turn of the Fire".
Präsentiert wird der expressive Afrika-Zyklus der international
renommierten Künstlerin Ruth Baumgarte. Rund 70 Ölbilder, Aquarelle
und Zeichnungen sind in der Ausstellung zu sehen.

Das Städtische Museum, Haus am Löwenwall, ist dienstags bis sonntags
von 10 bis 17 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt fünf Euro für
Erwachsene, Ermäßigung (für Schüler, Studierende, Auszubildende,
Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des "Braunschweig
Passes") 2,50 Euro. Kinder von sechs bis 16 Jahren zahlen zwei Euro.
Schulklassen und Kinder bis sechs Jahren haben im Städtischen Museum
freien Eintritt. Das Städtische Museum ist uneingeschränkt
barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglicht einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9058: Aus aller Welt - 06.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Präsidentschaftswahl in Nordmazedonien - Regierungskandidat gewinnt

In Nordmazedonien hat der von den regierenden Sozialdemokraten
unterstützte Stevo Pendarovski die Stichwahl um das Präsidentenamt
gewonnen. Nach Informationen der staatlichen Wahlkommission kam
Pendarovski auf 52 Prozent der Stimmen. Für seine von der
nationalistischen Oppositionspartei VMRO-DPMNE gestützte Rivalin
Gordana Siljanovska-Davkova votierten 44 Prozent. Die Wahlbeteiligung
lag bei 46 Prozent. Die Abstimmung galt als Testwahl für die
Regierung des Sozialdemokraten Zoran Zaev, nachdem sich die frühere
jugoslawische Republik Mazedonien im Februar in Nordmazedonien
umbenannt hatte, um einen Versöhnungsprozeß zwischen den slawischen
Mazedoniern und Griechenland einzuleiten.

6. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9058: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffneter Raubüberfall in Oberursel

Im hessischen Oberursel nahe Frankfurt haben Unbekannte eine
Gaststätte überfallen. Laut Polizeiangaben betraten fünf maskierte
Männer nach dem offiziellen Ladenschluß am frühen Montagmorgen das
Lokal und bedrohten die Angestellten mit einer automatischen Waffe.
Die Täter versprühten Reizgas und forderten Bargeld. Anschließend
flohen die Männer mit einer Beute von etwa 8.000 Euro. Von ihnen
fehlt bislang jede Spur. Die Polizei sucht Zeugen.

6. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9055: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA entsenden Flugzeugträger als klare Botschaft an den Iran

Das Pentagon verlegt den Flugzeugträger USS Abraham Lincoln mit einer
Gruppe von Bomberflugzeugen in den Mittleren Osten. Der Nationale
Sicherheitsberater im Weißen Haus, John Bolton, sprach von einer
klaren und unmißverständlichen Botschaft an die iranische Regierung,
daß jeder Angriff auf die Interessen der Vereinigten Staaten oder auf
deren Verbündete mit unerbittlicher Kraft beantwortet werde. Das
Parlament in Teheran hatte das für die US-Truppen im Nahen Osten
zuständige amerikanische Zentralkommando Centcom auf die Liste der
Terrororganisation gesetzt. Die iranische Regierung reagierte damit
auf weitere Strafmaßnahmen der US-Regierung, darunter die Einstufung
der Eliteeinheit der iranischen Streitkräfte als ausländische
Terrororganisation. 

6. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9057: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Hessen-SPD nominiert Faeser als Nachfolgerin von Schäfer-Gümbel

In Hessen hat sich der Landesvorstand der SPD für die derzeitige
Generalsekretärin Nancy Faeser als Nachfolgerin des scheidenden
Parteichefs Thorsten Schäfer-Gümbel ausgesprochen. Die 48jährige
Politikerin wurde am Sonntagabend bei einer Klausurtagung des
Vorstands in Butzbach ohne Gegenstimme für den Posten nominiert. Das
teilte die hessische SPD am Montag mit. Die Wahl soll im Herbst
stattfinden. Schäfer-Gümbel will im Oktober seine politischen Ämter
aufgeben und als Arbeitsdirektor zur Gesellschaft für Internationale
Zusammenarbeit wechseln. Er zieht damit die persönlichen Konsequenzen
aus der Niederlage bei der Landtagswahl im vergangenen Oktober.

6. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9056: Tragisches und Kurioses - 06.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mehr als 40 Tote nach Notlandung in Moskau

Ein Passagierflugzeug vom Typ Suchoi Superjet-100 der russischen
Fluggesellschaft Aeroflot ist nach einer Bruchlandung auf dem
Moskauer Flughafen Scheremetjewo in Flammen aufgegangen. Von den 78
Menschen an Bord der Maschine kamen mindestens 41 bei dem Unglück ums
Leben. Das Flugzeug war bei der Notlandung hart auf der Landebahn
aufgeschlagen, wobei die Triebwerke Feuer gefangen hatten. Die genaue
Unglücksursache war zunächst unbekannt. Die Fluggesellschaft geht
bislang von einem Technikfehler aus.

6. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8141: Aus Forschung und Technik - 06.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



DLR testet neuartiges Lebenshaltungssystem auf der Raumstation

Das Frachtraumschiff Dragon des kommerziellen
US-Raumfahrtunternehmens SpaceX hat am Montag die Internationale
Raumstation ISS erreicht. Wie aus einer Mitteilung der NASA
hervorgeht, fing der kanadische Astronaut David Saint-Jacques die
Versorgungskapsel mit einem Roboterarm ein und machte sie an das
US-Kopplungsmodul Harmony fest. An Bord des Frachters befinden sich
rund 2,7 Tonnen Vorräte und Ausrüstung, darunter auch ein
Photobioreaktor-Experiment des Deutschen Zentrums für Luft- und
Raumfahrt (DLR). In dem Photobioreaktor leben Süßwasseralgen der
Spezies Chlorella vulgaris. In dem Versuch wandeln die eßbaren Algen
auf der Orbitalstation verbrauchte Luft mittels Photosynthese in
Sauerstoff um.

6. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8154: Aus aller Welt - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Zahlreiche Tote bei Explosion von Tanklastzug in Niger

Bei einer Tankstelle in der Nähe des Flughafens von Niamey, der
Hauptstadt des westafrikanischen Staates Niger, ist ein Tanklastzug
umgekippt. Als sich zahlreich Menschen versammelt hatten, um das
Benzin aufzufangen, explodierte der Treibstoff. Innenminister Mohamed
Bazoum meldete über Twitter, 55 Menschen seien bei dem Unglück
getötet und mindestens 37 verletzt worden. Die Verletzten habe man in
Krankenhäuser gebracht.

6. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8113: Medizin und Gesundheitswesen - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Ebola-Zahlen steigen wieder im Kongo

Eine Zeit konnte man den Eindruck gewinnen, die Seuchenwächter der
Weltgesundheitsorganisation WHO hätten die Ebola-Ausbruch im Osten
des Kongos in den Griff bekommen. Offenbar war das ein Irrtum. Wie
dpa meldete, steigt die Zahl neuer Erkrankungsfälle wieder deutlich.
So zählten die Behörden Ende März etwa 1000 Krankheitsfälle,
inzwischen sind es rund 1500. Die Zahl der Todesopfer stieg derweil
von 630 auf rund 970. Das entspricht jeweils einem Anstieg von rund
50 Prozent. Als Grund gibt die WHO an, daß die Helfer, die den
Ausbruch in den Provinzen Nord-Kivu und Ituri bekämpfen, immer wieder
von den zahlreichen Milizen in der Region angegriffen werden. Erst
letzte Woche soll ein WHO-Arzt in Butembo getötet worden sein.

6. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8142: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Anwaltsbesuch unterbricht Isolationshaft von Abdullah Öcalan

Der Mitbegründer der Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), Abdulla Öcalan,
wird von der türkischen Justiz seit zwanzig Jahren in fast völliger
Isolation auf der Insel Imrali im Marmarameer gefangengehalten. Er
ist unter dem Vorwurf des Hochverrats zu lebenslanger Freiheitsstrafe
verurteilt worden. Seit 2011 hat Öcalan seine Anwälte nicht mehr
getroffen. Erst am Donnerstag vergangenen Woche wurden zwei Anwälte
für rund eine Stunde zu ihm gelassen. Nach dem niedergeschlagenen
Militärputsch 2016 hatte Öcalan niemanden mehr empfangen dürfen. Erst
im Januar dieses Jahres bekam er Besuch von seinem Bruder Mehmet,
nachdem die Abgeordnete Leyla Güven von der prokurdischen
Demokratischen Partei der Völker und mehr als 300 weitere Häftlinge
aus Protest gegen Öcalans Isolationshaft in den Hungerstreik getreten
waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8065: Sprache, Kunst und Medium - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Alter Hamburger Elbtunnel nach der Sanierung ohne Autos

Nach einer über achtjährigen Teilrenovierung ist in St. Pauli der Alte
Elbtunnel für Fußgänger wieder freigegeben. Autos dürfen die 
Fahrstühle aber nur noch rund fünf Wochen benutzen, dann soll auch die 
marode Weströhre in Angriff genommen werden.

Der 1911 eröffnete Tunnel verband die Stadtseite mit dem Freihafen. Er
wurde früher täglich von Tausenden Hafen- und Werftarbeitern benutzt,
die die knapp 450 Meter langen Röhren meistens zu Fuß zurücklegten. Es
konnten aber auch Pferdegespanne und später Autos die jeweils zwei 
großen Lastenfahrstühle benutzen. Zuletzt nutzten nur noch gut 100 
Autos pro Tag den Alten Elbtunnel.

6. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8132: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



USA verlegen Flugzeugträger und Bomberstaffel in Richtung Iran

Die US-Streitkräfte verlegen den Flugzeugträger USS Abraham Lincoln
und eine Bomberstaffel in die vom Streitkräftekommando CENTCOM
kontrollierte Region von Syrien bis Pakistan. In dem Zusammenhang
drohte der US-Sicherheitsberater Bolton in Washington der Islamischen
Republik Iran eine gnadenlose Reaktion auf jeglichen Angriff an, den
Stellvertreter, die Revolutionsgarden oder die Streitkräfte des Irans
gegen die USA oder ihre Verbündeten vortragen könnten. Bolton sprach
von einer Reihe beunruhigender und eskalierender Indizien und
Warnungen. Gleichzeitig versicherte er, man selbst wolle keinen Krieg
mit dem Iran.

Dem Iran wäre es ein leichtes, die Straße von Hormus zwischen
Persischem Golf und Indischem Ozean zu blockieren. Entsprechende
Drohungen aus Teheran hatte es für den Fall gegeben, daß die
US-Regierung ihre Wirtschaftssanktionen gegen den Iran ausweitet.
Seit Anfang des Monats erlaubt die US-Regierung keinem Land mehr, aus
dem Iran Öl zu importieren. Die US-Regierung unter Präsident Trump
hatte im Mai letzten Jahres das internationale Atomabkommen mit dem
Iran vom Juni 2015 einseitig aufgekündigt und verschärfte Sanktionen
gegen Teheran verhängt. Bis vor wenigen Tagen galt unter anderem für
China und Indien eine Ausnahme. Am Freitag letzter Woche kündigte die
US-Regierung weitere Restriktionen hinsichtlich des zivilen
Atomprogramms des Irans an.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8146: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Bahn frei für Soldaten in Uniform

Der CSU-Landesgruppenchef und Ex-Verkehrsminister Dobrindt hat auf
einer Vorstandssitzung in München kostenlose private Bahnfahrten für
Soldaten in Uniform angekündigt. Eine entsprechende Übereinkunft der
Landesgruppe mit dem Bundesverkehrsministerium sowie dem staatlich
kontrollierten Unternehmen besteht bereits. Einzelheiten müssen noch
geklärt werden. Polizisten und Beamte der Bundespolizei in
Dienstuniform können jetzt schon die meisten Züge des Fern- und
Nahverkehrs kostenlos nutzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8115: Tragisches und Kurioses - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Durch Löwenattacke schwerverletztem Pfleger geht es besser

Dem Tierpfleger, der am Sonnabend im Serengeti-Park Hodenhagen bei
Walsrode von zwei ausgewachsenen Löwen angegriffen und schwer verletzt
wurde, soll es etwas besser gehen. Wie Geschäftsführer Fabrizio Sepe
erklärte, befindet sich der 24jährige nach einer Notoperation weiter
auf der Intensivstation eines Krankenhauses in Hannover.

Bereits gestern stand fest, daß der eigentlich erfahrene Mann den für
die Fütterung der Raubkatzen abgezäunten Teil der Anlage betreten
hatte, ohne zu bemerken, daß die Löwen bereits Zugang zum Futter
hatten. Laut NDR1 Niedersachsen griffen zwei jeweils 280 Kilogramm
schwere Tiere unverzögert an und bissen mehrere Rippen im Brustkorb
des Mannes kaputt.

Erste Gespräche hatten ergeben, daß das Opfer geglaubt hatte, die
Löwen seien noch im Stall gewesen. Zwei mutige Kollegen hatten die
Tiere verscheucht und den Mann aus dem Gehege gezogen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8143: Arbeit, Soziales und Familie - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Tierschützer behindern Schlachthofbetrieb in Düren

In der Nacht auf Montag haben rund 30 Tierschützer und -schützerinnen
den Betrieb des Schlachthofs von Düren unterbrochen. Sie blockierten
die Zufahrt, ketteten sich am Eingang fest und bestiegen das Dach des
Schlachthofs. Polizei, die mit mehreren Hundertschaften vor Ort war,
forderte die Aktivisten auf, ihre Positionen zu verlassen. Die
meisten folgten dem zunächst nicht. Die anderen wurden in Gewahrsam
genommen. Gegen mehrere Personen wurde bereits Anzeige wegen
Landfriedensbruchs erstattet.

In sozialen Internetmedien tauchte ein mutmaßliches Bekennerschreiben
einer autonomen Gruppe auf, welche auf das massenhafte Töten von
fühlenden Wesen und den klimaschädlichen Massenkonsum tierischer
Produkte verwies. Außerdem wird an versteckt aufgenommene Videos
erinnert, mit denen gezeigt werden soll, daß die Tiere in dem
Schlachthof nicht ausreichend betäubt werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8124: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Frösche vom Aussterben bedroht

Frösche, Kröten und Unken sind in Deutschland vom Aussterben bedroht.
Von den 14 einheimischen Arten gelten dpa zufolge lediglich fünf als
ungefährdet, Gelbbauch- und Rotbauchunken sind stark gefährdet, fünf
weitere Arten sind gefährdet. Der Kleine Wasserfrosch bekam die
Kategorie "gefährdet mit unbekanntem Ausmaß". Die Kreuzkröte steht auf
einer Vorwarnliste, so die Bundesregierung auf Anfrage der Grünen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8131: Märkte und Finanzen - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Arbeitsbedingungen in globaler Perspektive

Frauen in Deutschland arbeiten durchschnittlich 266 Minuten am Tag
ohne Bezahlung, indem sie z. B. den Haushalt führen, sich um
Angehörige kümmern oder für Vereine- und Wohltätigkeitseinrichtungen
tätig sind. Männer haben für diese unbezahlten Tätigkeiten 108
Minuten am Tag übrig. Im internationalen Vergleich liegt diese
Diskrepanz im Mittelfeld. Bei der Bezahlung stehen Frauen weltweit
signifikant schlechter da als Männer. Außerdem übernehmen Frauen am
schlechtesten bezahlte Jobs überproportional häufig. Das sind nur
wenige Beispiele aus einer aktuellen Studie der Internationalen
Arbeitsorganisation (ILO) zu den Arbeitsbedingungen in 41 Ländern mit
insgesamt rund 1,2 Milliarden Werktätigen. An der Studie
"Arbeitsbedingungen in globaler Perspektive" war auch die EU-Stiftung
Eurofound beteiligt. Die am Montag in Genf vorgestellte Untersuchung
berücksichtigt die physische Beschaffenheit des Arbeitsplatzes, die
Intensität der Arbeit, die Qualität der Arbeitszeit, die soziale
Umgebung, Qualifikation und Fortbildung, Zukunftsaussichten und
Verdienst in so unterschiedlichen Ländern wie den EU-Mitgliedern,
China, den USA, Südkorea, der Türkei, Argentinien, Chile, Uruguay,
Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, Nicaragua und Panama.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8147: Aus Forschung und Technik - 06.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Google mit neuem Smartwatch-Betriebssystem

Auch wenn man inzwischen häufiger auf Menschen mit einer Smartwatch
trifft, konnten die schlauen Uhren bislang nicht wirklich überzeugen.
Zu eingeschränkt war ihr Tätigkeitsfeld, so daß viele auf den Gimmick
verzichteten. Das soll absehbar anders werden. Denn Google plant laut
giga.de gerade ein Update seines ultramobilen Betriebssystems Wear OS.
Noch vor der Entwicklerkonferenz Google I/O (7. bis 9. Mai 2019) soll
es der Öffentlichkeit vorgestellt werden. Unter anderem bietet es ein
einfaches Feature, das vielen Smartwatch-Besitzern das Leben
vereinfachen wird. So zeigen neue Kacheln verschiedene Dienste wie
das Wetter, neue Nachrichten oder die Herzfrequenz an. Zwischen den
Kacheln kann durch einfaches Swipen gewechselt werden. Zwar ist die
Reihenfolge von Google vorgegeben, doch kann das durch den Nutzer
verändert werden.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





BIOTECHNOLOGIE/178: Finger weg von schwarzen Lebensmitteln - Studierende untersuchen Auswirkungen auf Medikamente (idw)


HBC Hochschule Biberach - 03.05.2019

Finger weg von schwarzen Lebensmitteln: Studierende untersuchen
Auswirkungen auf Medikamente



Burgerbrötchen, Nudeln oder Wasser - schwarze Lebensmittel liegen im
Trend, gerade bei jungen Menschen. Für die Färbung sorgen Zusatzmittel wie
zum Beispiel Aktivkohle, ein Stoff der als naturbelassen und
gesundheitsfördernd angepriesen wird. So soll Aktivkohle den Körper
entschlacken, Haut und Haare entgiften und die Zähne bleichen. Studierende
der Hochschule Biberach wollten genauer wissen, was schwarze
Nahrungsmittel tatsächlich im menschlichen Körper bewirken, etwa im
Zusammenhang mit der Einnahme von Medikamenten.

Konkret hat ein Studententeam der Fakultät Biotechnologie untersucht, was
geschieht, wenn junge Frauen ein Verhütungsmittel wie die Pille zusammen
mit dem schwarzen Trendgetränke einnehmen. Denn Aktivkohle hat eine sehr
große, poröse Oberfläche und wird bei akuten Vergiftungen verabreicht, um
die Giftstoffe zu binden. Isabel Fouquet, Patrick Kopp, Iman Shrimo und
Ramona Walder stellten sich die Frage: Trifft dieser Mechanismus auch auf
die Minipille und den darin enthaltenden Werkstoff Desogestrel zu?
Beeinträchtigt Aktivkohle also die empfängnisverhütende Wirkung? Die
Ergebnisse ihres Experiments sind eindeutig - und "absolut relevant für
die Öffentlichkeit", sagt die betreuende Professorin Dr. Katharina
Zimmermann. Sie rät: "Finger weg von mit Aktivkohle versetzten
Lebensmitteln, wenn gleichzeitig Medikamente eingenommen werden".

Die vier Studierenden gingen systematisch an das Praxisprojekt heran:
Zunächst recherchierten sie, dass mindestens 80 Prozent des Wirkstoffs für
eine verhütende Wirkung aufgenommen werden müssen. Anschließend
untersuchten die NachwuchswissenschaftlerInnen, ob sich die Pille nach der
Einnahme kleiner Mengen schwarzen Wassers überhaupt noch nachweisen lässt
und eine ausreichende Menge Desogestrel für die empfängnisverhütende
Wirkung zur Verfügung steht.

Bei der Testreihe wurde eine handelsübliche Tablette mit 75 Mikrogramm
Desogestrel in 50 Milliliter schwarzem Wasser aufgelöst und die Menge an
freiem Wirkstoff, der nicht an Aktivkohle gebunden ist, bestimmt. Als
Gegenprobe wurde der gleiche Versuch mit reinem Wasser durchgeführt.
Ergebnis: Wenn das Medikament in reinem Wasser aufgelöst wird, ist der
Wirkstoff sehr gut nachweisbar. Bei den Proben, die in mit Aktivkohle
versetztem Wasser aufgelöst wurden, konnte dagegen kein freier Wirkstoff
nachgewiesen werden: Die verbleibende Menge lag unterhalb der
Nachweisgrenze und damit natürlich auch unterhalb der Menge, die für die
verhütende Wirkung notwendig ist.

Die jungen Biotechnologen hatten damit gerechnet, dass weniger Wirkstoff
nachweisbar sein würde, schließlich ist ihnen die Wirkung von Aktivkohle
bekannt "Allerdings haben wir nicht erwartet, dass kein Desogestrel mehr
nachweisbar ist", sagt Isabel Fouquet. "Mit ihrem Experiment haben die
Studierenden eine sehr ernsthafte Problematik aufgedeckt, die für
sämtliche gleichzeitig eingenommene Medikamente, eventuell sogar für
Vitamine eine Rolle zu spielen scheint", sagt Professorin Zimmermann.

Für das gelungene Praxisprojekt hat die Professorin eine Förderung
innerhalb der Programmlinie "HUMUS Plus" (Hochschuldidaktisch Und
Methodisch Unterstützte Selbstinitiierung von Lernprozessen an HAW in
Baden-Württemberg) des Ministeriums für Wissenschaft, Forschung und Kunst
erhalten. Neben dem Projekt der Fakultät Biotechnologie werden, wie schon
2018, zwei weitere Projekte der Hochschule Biberach gefördert: In der
Fakultät BWL wurde der Antrag "Studentische Unternehmensberatung" (Prof.
Dr. Verena Rath, Studiengang Energiewirtschaft) sowie "Agile Service
Learning Projekte mit Design Thinking und externen Praxispartnern"
(Vertretungsprofessorin Dr. Isabell Osann, Studiengang BWL - Bau und
Immoblien) unterstützt. Insgesamt erhält die HBC im Rahmen der
Fördermittel HUMUS Plus rund 10.300 €.


Weitere Informationen unter:

http://www.hochschule-biberach.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution514

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

HBC Hochschule Biberach, 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





GENETIK/258: Wohin genau hüpfen unsere "springenden Gene"? (idw)


Westfälische Wilhelms-Universität Münster - 03.05.2019

Wohin genau hüpfen unsere "springenden Gene"? Neue Studie zeigt, dass
der Zufall regiert.



Was als eine Art Parasit im menschlichen Genom begann, bevölkert
mittlerweile den Großteil unseres Erbgutes - und reguliert sogar dessen
Aktivität: Springende Gene, vor allem sogenannte Retrotransposons, haben
die Eigenschaft, sich zu kopieren und an anderer Stelle wieder zu
integrieren. Dadurch können sie Gensequenzen in Unordnung bringen, sodass
Abschnitte unserer DNA nicht mehr korrekt "gelesen" werden. Ob sich
springende Gene an bestimmten Stellen des Erbgutes einnisten, untersuchte
nun Dr. Liliya Doronina gemeinsam mit einem Forscherteam an der
Medizinischen Fakultät der Universität Münster.

Was als eine Art Parasit im menschlichen Genom begann, bevölkert
mittlerweile den Großteil unseres Erbgutes - und reguliert sogar dessen
Aktivität: Springende Gene, vor allem sogenannte Retrotransposons, haben
die Eigenschaft, sich zu kopieren und an anderer Stelle wieder zu
integrieren. Dadurch können sie Gensequenzen in Unordnung bringen, sodass
Abschnitte unserer DNA nicht mehr korrekt "gelesen" werden - als Folge
drohen Krankheiten, bisweilen sogar Krebs. Ob sich springende Gene an
bestimmten Stellen des Erbgutes einnisten, untersuchte nun Dr. Liliya
Doronina gemeinsam mit einem Forscherteam an der Medizinischen Fakultät
der Universität Münster. Die renommierte Zeitschrift "Systematic Biology"
der "Society of Systematic Biologists" hat die Studie veröffentlicht.

Wie die springenden Gene es in unser Erbgut geschafft haben, weiß niemand
genau. Die Forschung vermutet, dass es sich um "sesshaft" gewordene Viren
handelt, die innerhalb unserer Zellen begannen, sich selbst zu kopieren
und an beliebigen Stellen in das Erbgut zu "quetschen". Damit die
Retrotransposons das menschliche Genom nicht gänzlich unbrauchbar machen,
hat unser Organismus über die Jahrmillionen ein Abwehrsystem entwickelt -
das jedoch nicht alle Sprünge verhindern kann: Die Forschung hat bisher
etwa fünfzig Krankheiten identifiziert, die durch springende Elemente
ausgelöst werden.

Bei der Studie von Dr. Lilya Doronina und ihrem Team wurde nun erstmals
systematisch abgeschätzt, wie häufig die springenden Gene "punktgenau" am
selben Ort im Genom landen. Der Hintergrund: Sollten Stellen im Erbgut, an
denen wichtige Gene liegen, die Retrotransposons magnetisch anziehen,
wären springende Gene ein hoher Risikofaktor für genetische Krankheiten.
Gemeinsam mit ihrem Team analysierte die Biologin bei Primaten das
Sprungverhalten der Retrotransposons auf Regelmäßigkeit - und kann
Entwarnung geben: Unter den hunderttausenden untersuchten Sprüngen
"landeten" nur in einer Handvoll Fälle die Gene am selben Platz.

"Das bestätigt die Annahme, dass Retrotransposons zufällig inserieren und
nur in Ausnahmefällen Krankheiten verursachen", fasst Privatdozent Dr.
Jürgen Schmitz, Koautor und Leiter der Arbeitsgruppe am Institut für
Experimentelle Pathologie, die Ergebnisse der Studie zusammen. Dies
bedeutet zugleich, dass die springenden Gene für die Erforschung der
Phylogenese, also der Stammesgeschichte der Arten, sehr wichtig sind:
Aufgrund der Einzigartigkeit ihrer Position können auch bei besonders
komplizierten Abstammungsverhältnissen gemeinsame Vorfahren zweier
Individuen präzise ermittelt werden.


Originalpublikation:

Doronina L. et al.

True Homoplasy of Retrotransposon Insertions in Primates.

Systematic Biology, Volume 68, Issue 3, May 2019, Pages 482-493,

https://doi.org/10.1093/sysbio/syy076

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution72

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Westfälische Wilhelms-Universität Münster, 03.05.2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/550: Was das Erbgut des Weizens über Kriege verrät (idw)


Helmholtz Zentrum München - Deutsches Forschungszentrum für Gesundheit und
Umwelt - 03.05.2019

Was das Erbgut des Weizens über Kriege verrät



Erst kartierten sie das Genom des Weizens, jetzt rekonstruierten sie seine
Züchtungsgeschichte: Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Helmholtz Zentrums München haben in der "WHEALBI-Studie" gemeinsam mit
anderen Forschenden aus Europa die genetische Vielfalt verschiedener
Weizensorten untersucht. Sie fanden heraus, welche Getreide unsere
Vorfahren kultivierten, woher der heutige Weizen stammt und was der Kalte
Krieg damit zu tun hat. Die Ergebnisse hat das Fachmagazin "Nature
Genetics" jetzt veröffentlicht.

Die Bevölkerung wächst, das Klima verändert sich und Nahrungsressourcen
könnten in Zukunft knapp werden. Angesichts der drohenden Szenarien ist
auch die Landwirtschaft gefragt: Was könnte den Anbau von Nutzpflanzen
ertragreicher machen? Lassen sich bestehende Sorten durch Züchtung
optimieren? Um den Ertrag heute genutzter Sorten weiter zu verbessern, hat
ein internationales Wissenschaftsteam die genetische Vielfalt
verschiedener Weizenarten untersucht - und dabei erstaunliche
Zusammenhänge zur menschlichen Geschichte entdeckt.

Auch Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums
München waren an der groß angelegten und von der Europäischen Union
geförderten "WHEALBI-Studie" beteiligt. Gemeinsam mit Teams aus
Frankreich, Italien, Ungarn, der Türkei und anderen europäischen Ländern
nahmen sie das Erbgut von 480 Weizenarten unter die Lupe, darunter wilde
Sorten, alte Kulturpflanzen und sogenannte Hochleistungssorten. Die
Genexperten fanden nicht nur mehr über die Evolution und Kultivierung des
heutigen Brotweizens heraus, sondern konnten dessen Entwicklung sogar mit
geografischen und geopolitischen Ereignissen der Menschheitsgeschichte in
Verbindung bringen.

So entstand etwa der moderne Brotweizen vor rund 10.000 Jahren im Gebiet
der heutigen Türkei aus einer Kreuzung aus Hartweizen und eines Wildgrases
(Aegilops tauschii), während der uns bekannte Dinkel von kultiviertem
Emmer und verschiedenen Brotweizensorten abstammt. "Das Vorkommen von
Kulturpflanzen ist eng an die Besiedelungsbewegung der Menschen über die
Jahrtausende gekoppelt", so Bioinformatiker Michael Seidel, gemeinsam mit
Daniel Lang einer der Erstautoren der Studie. Beide arbeiten in der
selbstständigen Abteilung Genomik und Systembiologie pflanzlicher Genome
(PGSB) am Helmholtz Zentrum München.

Das Team des PGSB identifizierte in den heute genutzten Brotweizensorten
drei Genpools, die eng mit historischen Begebenheiten zusammenhängen:
einen aus Hochertragssorten, die ursprünglich am nördlichen Rand der
syrischen Wüste wuchsen und im Rahmen der "Grünen Revolution" weltweite
Verbreitung erfuhren, sowie zwei Genpools aus West- und Zentraleuropa.
Letztere lassen sich auf einen gemeinsamen Ursprung zurückführen und
spalteten sich zwischen 1966 und 1985 auf - als Folge der geopolitischen
und sozioökonomischen Trennung während des Kalten Krieges. Als 1989 der
Eiserner Vorhang fiel, vermischten sich die Weizenlinien wieder, wie ihre
Gene verraten.

Sogar die Entstehung und Ausweitung der Europäischen Union lässt sich
heute im Erbgut des Weizens ablesen: Weizenlinien, die vorher vornehmlich
in Zentraleuropa angebaut wurden, finden mittlerweile in ganz Europa
Verwendung. "Diese Beispiele demonstrieren den menschlichen Einfluss auf
die Evolution von Nutzpflanzen", so Bioinformatiker Lang vom Helmholtz
Zentrum München. "Und zwar über ihre eigentliche Entwicklung zur
Kulturpflanze hinaus."

Die genetische Vielfalt des Weizens zu kennen, ist Voraussetzung dafür,
die moderne Weizenzüchtung zu optimieren. Denn nur, wer die für die Zucht
entscheidenden Merkmale kennt, kann zukünftige Sorten produktiver werden
lassen - und so der wachsenden Weltbevölkerung und dem bevorstehenden
Klimawandel begegnen. Zusammen mit Mais und Reis zählt Weizen zu den drei
wichtigsten Grundnahrungsmitteln der Welt. Ihn trotz knapper werdenden
Boden- und Wasserressourcen unter möglicherweise schwierigen klimatischen
Bedingungen anzubauen, könnte in Zukunft überlebenswichtig sein.

Die an der WHEALBI-Studie beteiligten Züchtungsforscher identifizierten
deshalb bis dato unbekannte Gene, die den Ertrag, die Blühzeit, die Höhe
sowie die Standfestigkeit der Weizenpflanzen beeinflussen. Für den
korrespondierenden Autor bei der Studie, Dr. Georg Haberer vom PGSB, ist
das erst der Anfang: "Wir erwarten eine Vielzahl weiterer Arbeiten, die
diese Erkenntnisse für die Züchtungsforschung nutzbar machen werden."


Hintergrund:

Eine wichtige Basis für diesen Teil der WHEALBI-Studie war die
vollständige Sequenzierung des Weizengenoms aus dem Jahr 2018, an der
ebenfalls Wissenschaftler des Helmholtz Zentrums München beteiligt waren.

Original-Publikation:

Pont C. et al. (2019),

Tracing the ancestry of modern bread wheats.

Nature Genetics.

DOI: 10.1038/s41588-019-0393-z

https://www.nature.com/articles/s41588-019-0393-z

Weitere Artikel

16.08.18

Brot für die Welt - Erbgut des Weizens vollständig kartiert

https://www.helmholtz-muenchen.de/aktuelles/uebersicht/pressemitteilungnews/article/44860/index.html

16.11.17

Weizenzucht optimieren - durch Genomvergleich mit natürlichen Vorfahren

https://www.helmholtz-muenchen.de/aktuelles/uebersicht/pressemitteilungnews/article/43088/index.html
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FORSCHUNG/549: Pflanzenzellen reaktivieren Stammzellen-Programm zur Wundheilung (idw)


Institute of Science and Technology Austria - 02.05.2019

Pflanzenzellen reaktivieren Stammzellen-Programm zur Wundheilung

Bereits spezialisierte Wurzelzellen ändern Zellteilungsmodus, um zerstörte
Nachbarzellen mit korrektem Zelltyp zu ersetzen | Studie in Cell
erschienen.



Wird pflanzliches Gewebe verletzt oder zerstört, füllen angrenzende
Zellen die Lücke mit ihren Tochterzellen. Welche Zellen sich jedoch teilen,
um die Wunde zu heilen und wie sie es schaffen, den korrekten Zelltypus des
verletzten Gewebes zu produzieren, war bislang nicht bekannt.
WissenschafterInnen des Institute of Science and Technology Austria (IST
Austria) konnten nun zeigen, dass vorwiegend die Nachbarzellen an der
Innenseite der Wunde kaputtes Gewebe reparieren, indem sie
Stammzellen- ähnliche Eigenschaften annehmen.




[image: Bild: © IST Austria/Lukas Hörmayer]

Die unterschiedlichen Zelltypen einer Wurzelspitze teilen sich
fortwährend und stammen von einigen wenigen Stammzellen in der
Stammzellnische am untersten Ende der Wurzelspitze ab (weiße Zellen).

Bild: © IST Austria/Lukas Hörmayer



Die Gewebe aller pflanzlichen Organe - von den Blättern bis zu den Wurzeln
- erleiden regelmäßig Verletzungen, u. a. verursacht durch mechanische
Kräfte oder Fressfeinde. Während Tiere bei der Wundheilung auf
spezialisierte mobile Zellen setzen können, mussten Pflanzen, deren Zellen
nicht mobil sind, andere Mechanismen entwickeln: Bereits seit mehreren
Jahrzehnten ist bekannt, dass an die Wunde angrenzende Zellen verletztes
Gewebe durch neu produzierte Tochterzellen ersetzen. Ein komplett neuer
Aspekt der pflanzlichen Wundheilung wurde jedoch erst jetzt entdeckt: Das
Forscherteam rund um die ErstautorInnen Petra Marhava, ehemalige
PhD-Studentin, Lukas Hörmayer, aktueller PhD-Student und Saiko Yoshida,
ehemals Postdoc am IST Austria - alle drei in der Gruppe von Jiří Friml -
konnte in der Wurzelspitze einer Pflanze nachweisen, dass verletzte oder
zerstörte Zellen nicht einfach durch gesunde Nachbarzellen vom selben
Zelltyp oberhalb und unterhalb der Wunde ersetzt werden. Stattdessen
reaktivieren die Zellen der innen anliegenden Gewebeschicht ihr
Stammzellen-Programm, um Tochterzellen des korrekten Zelltyps zu
produzieren und so die Lücke im Nachbargewebe zu schließen. Die
ForscherInnen tauften diesen neu entdeckten, auf "restorative Zellteilung"
basierenden Prozess "restorative Strukturbildung".

Wenn der Nachbar fehlt: Gewebelücken lösen "restorative Zellteilung" aus

Mittels eines UV-Lasers entfernten Marhava et al. gezielt einzelne Zellen
oder kleine Zellgruppen in der Wurzelspitze der Modellpflanze Arabidopsis
thaliana. Mithilfe eines Vertikalmikroskops, das bereits in einem früheren
Projekt am IST Austria entwickelt wurde, konnten die ForscherInnen den
Wundheilungsprozess am lebenden Objekt und in Echtzeit mitverfolgen. Dabei
beobachteten sie das Phänomen der restorativen Strukturbildung in
verschiedensten Gewebeschichten: von der Epidermis über den Cortex und die
Endodermis bis zur innersten Schicht perizyklischer Zellen, welche die
Gefäße der Wurzelspitze im Zentralzylinder umschließt. In allen diesen
Gewebeschichten teilten sich die direkt innen angrenzenden Zellen als
Antwort auf eine zerstörte oder fehlende Nachbarzelle. Anders jedoch als
bei der regulären Zellvermehrung lief der Zellzyklus bei dieser Form der
Zellteilung signifikant schneller ab. Zudem beobachteten die ForscherInnen
eine Drehung der neu gebildeten Zellwand um 90° - nur durch diese Drehung
war es den Zellen möglich, sich, anders als beim regulären Längenwachstum,
quer zur Wurzelachse anzuordnen.

Identitätswechsel: Tochterzelle von anderem Zelltyp als Mutterzelle

Weiters konnten die ForscherInnen mittels genetischer Markierung zeigen,
dass die neu produzierten Zellen die an der Seite der Wunde entstanden,
den Zelltyp der zu ersetzenden Zellen annahmen. Galt es zum Beispiel für
eine Endodermiszelle eine benachbarte Cortexzelle zu ersetzen, erwarb die
Tochterzelle den "richtigen" Zelltypus einer Cortexzelle. Demnach sind
diese "Heilungszellen" in der Lage, sich asymmetrisch zu teilen, also
Tochterzellen unterschiedlichen Zelltyps als jener der Mutterzelle zu
produzieren - ein Vorgang, der klassischerweise ausschließlich in der
Stammzellnische der Wurzel vorkommt, jener Region, in der Stammzellen
spezialisierte Zellen hervorbringen.

Die Wurzeln der Neugier: Jungwissenschafter schaut bei Pflanzenwachstum
genauer hin

Wie ein Stammzellen-Programm, also jene Transkriptionsfaktoren und die
zugehörigen Gene, welche die restorative Zellteilung inklusive der Drehung
der Zellteilungsebene steuern, in bereits spezialisierten Zellen aktiviert
wird, ist noch nicht geklärt. Für Lukas Hörmayer jedoch ist die aktuelle
Studie erst der Anfang - und das nicht nur, weil es sich hiermit um seine
erste Publikation im Rahmen seines PhD-Programms am IST Austria handelt:
"Wir sind davon überzeugt, dass wir durch weitere, insbesondere
molekulargenetische Untersuchungen nicht nur Wundheilungsprozesse besser
verstehen werden, sondern auch, wie pflanzliche Organe geformt werden bzw.
wie ihre Form aufrechterhalten wird." Den jungen Wissenschafter, der auf
einem Weinbau in Niederösterreich aufgewachsen ist, hat es die Erforschung
von Pflanzen angetan: "Das ist zwar ein Blick in die ferne Zukunft, aber
allein der Gedanke daran, unser Wissen über die Pflanzenwurzel mit meinen
Entdeckungen erweitern zu können, motiviert mich immens, noch genauer
hinzuschauen", so Hörmayer abschließend.

Die Forschungsarbeit zu dieser Studie wurde gefördert vom European
Research Council unter dem 7. Rahmenprogramm der Europäischen Union
(FP7/2007-2013) / ERC grant agreement n° 742985, einem Marie Curie
Fellowship (Vertrag Nr. 753138) sowie einem Long-Term Fellowship der
Federation of European Biochemical Societies (FEBS).


Über das IST Austria

Das Institute of Science and Technology (IST Austria) in Klosterneuburg
ist ein Forschungsinstitut mit eigenem Promotionsrecht. Das 2009 eröffnete
Institut widmet sich der Grundlagenforschung in den Naturwissenschaften,
Mathematik und Informatik. Das Institut beschäftigt ProfessorInnen nach
einem Tenure-Track-Modell und Post-DoktorandInnen sowie PhD-StudentInnen
in einer internationalen Graduate School. Neben dem Bekenntnis zum Prinzip
der Grundlagenforschung, die rein durch wissenschaftliche Neugier
getrieben wird, hält das Institut die Rechte an allen resultierenden
Entdeckungen und fördert deren Verwertung. Der erste Präsident ist Thomas
Henzinger, ein renommierter Computerwissenschafter und vormals Professor
an der University of California in Berkeley, USA, sowie der EPFL in
Lausanne. www.ist.ac.at


Originalpublikation:

Petra Marhava, Lukas Hörmayer, Saiko Yoshida, Peter Marhav�, Eva Benková
Jiří Friml. 2019.

Re-activation of stem cell pathways for pattern restoration in plant
wound healing.

Cell.

DOI: 10.1016/j.cell.2019.04.015

www.cell.com/cell/fulltext/S0092-8674(19)30401-5
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FORSCHUNG/548: Photosynthese und Chlorophyll wirken viel enger zusammen als bekannt (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 03.05.2019

Photosynthese und Chlorophyll wirken viel enger zusammen als bekannt



Wissenschaftler der Humboldt-Universität zu Berlin (HU) zeigen in der
Zeitschrift "Communications Biology", dass der Stoffwechselweg des
Chlorophylls von einem funktionsfähigen photosynthetischen
Elektronentransport abhängig ist.

Die Photosynthese der Cyanobakterien, Algen und Pflanzen gehört zu den
wesentlichen Prozessen der Energiegewinnung auf unserem Planeten. Sie
ermöglicht das Leben aller höher entwickelten Organismen. Durch sie werden
energiereiche organische Verbindungen mit Hilfe des Sonnenlichts aus
anorganischem Kohlenstoff, dem gasförmigen Kohlendioxid (CO2), produziert.
Alle Lebewesen - auch Menschen und Tiere - sind für ihre Nahrungsaufnahme
direkt oder indirekt auf die durch Photosynthese produzierten organischen
Produkte in Form von Kohlenhydraten und Fetten angewiesen. Aber natürlich
auch auf das lebensnotwendige Nebenprodukt der Photosynthese: den
molekularen Sauerstoff.

Ermöglicht wird die Photosynthese durch das Molekül Chlorophyll. Dieses
Pigment absorbiert Anteile des sichtbaren Sonnenlichtes und kann deren
Energie in biochemische Energie umwandeln. Diese Verknüpfung zwischen den
Photosynthese-Prozessen und dem Pigment Chlorophyll gehört zum
Allgemeinwissen.

Ohne Elektronentransport überleben Pflanzen nicht

Doch nun haben Dr. Pawel Brzezowski und Prof. Dr. Bernhard Grimm gemeinsam
mit Kolleginnen und Kollegen vom Commissariat à l'Energie Atomique et aux
Energies Alternatives (CEA) in Frankreich einen weiteren entscheidenden
und neuen regulatorischen Zusammenhang zwischen der Chlorophyllbiosynthese
und der Photosynthese entdeckt. Sie konnten zeigten, dass die
photosynthetische Elektronentransportkette, die für die Energiegewinnung
erforderlich ist, für eine unverminderte (oder unbeeinträchtigte)
Chlorophyllsynthese unbedingt funktionieren muss, weil ansonsten das
Überleben der Pflanzen gar nicht möglich ist.

Als Forschungsobjekte dienten der Arbeitsgruppe um Bernhard Grimm Mutanten
der Grünalge Chlamydomonas, die einen Defekt in dem Elektronentransfer der
photosynthetischen Elektronentransportkette aufwiesen. Dieser Defekt hemmt
ein entscheidendes Enzym innerhalb der Chlorophyllbiosynthese - die
Protoporphyrinogen Oxidase - und führt zu einer toxischen Photooxidation
der Grünalgenmutante aufgrund von nicht verwertbaren Zwischenprodukten der
Chlorophyllbiosynthese. Diese erzeugen photodynamische (oder:
lichtabhängige) Schädigungen, die die Mutanten im Licht nicht überleben
lassen.

Über 20 Enzyme sind erforderlich, um aus der Aminosäure Glutamat das
komplexe Molekül Chlorophyll zu erzeugen. Viele der Reaktionen der
Chlorophyllbiosynthese sind Oxidationen und Reduktionen, also
Katalyseschritte, die entweder Elektronen benötigen oder Elektronen
abgeben. Die HU-Wissenschaftler bestätigten nun die Hypothese, dass einige
dieser Enzymschritte auf die photosynthetische Elektronentransportkette
als Elektronenspender oder Elektronenempfänger angewiesen sind. Damit
wurde eine gegenseitige funktionelle Abhängigkeit zwischen beiden
Prozessen aufgedeckt: der Photosynthese und dem Stoffwechselweg der
Chlorophyllbiosynthese.

Das bedeutet: Ohne funktionstüchtigen photosynthetischen
Elektronentransport ist keine ausreichende Chlorophyllbiosynthese möglich.
Und natürlich hängt die Photosynthese von der Bereitstellung des
Chlorophylls durch den Syntheseweg ab.


Originalpublikation:

Pawel Brzezowski, Brigitte Ksas, Michel Havaux, Bernhard Grimm, Marie
Chazaux, Gilles Peltier, Xenie Johnson & Jean Alric:

"The function of protoporphyrinogen IX oxidase in chlorophyll biosynthesis
requires oxidized plastoquinone in Chlamydomonas reinhardtii",

veröffentlicht in: COMMUNICATIONS BIOLOGY
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https://doi.org/10.1038/s42003-019-0395-5
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FORSCHUNG/1593: Erster Nachweis von Antimateriewellen mit Interferenz-Experiment (idw)


Universität Bern - 03.05.2019

Erster Nachweis von Antimateriewellen mit Interferenz-Experiment



Einer internationalen Forschungskooperation unter Beteiligung der
Universität Bern ist erstmals anhand eines sogenannten
Interferenz-Experiments der Beweis gelungen, dass sich Antimaterie-Teilchen
nicht nur wie Teilchen, sondern auch wie Wellen verhalten können. Dieser
Erfolg ebnet den Weg zu einem neuen Untersuchungsfeld in der Erforschung von
Antimaterie.




[image: Bild: © LHEP / AEC, Universität Bern]

Das Talbot-Lau-Interferometer der QUPLAS-Kollaboration im
Positronenlabor des Politecnico di Milano in Como.

Bild: © LHEP / AEC, Universität Bern



Gemäss den Gesetzen der Quantenphysik weisen Materie-Teilchen nicht nur
die Eigenschaften von Teilchen, sondern auch diejenigen von Wellen auf.
Dieser Welle-Teilchen-Dualismus wurde bereits 1924 vom französischen
Physiker Louis de Broglie postuliert. Die Existenz des Wellenverhaltens
von Materie (Materiewellen) wurde seither erfolgreich in verschiedenen
Experimenten mit Elektronen und Neutronen sowie auch mit komplexerer
Materie bis hin zu grossen Molekülen nachgewiesen. Auch bei
Antimaterie-Teilchen kann der Welle-Teilchen-Dualismus nachgewiesen werden
- dies gelang bereits mit sogenannten Beugungsexperimenten. Nun schafften
es Forschende der internationalen QUPLAS-Kollaboration jedoch erstmals,
Antimateriewellen auch anhand von einzelnen Positronen (Antiteilchen des
Elektrons) mit einem sogenannten Interferenz-Experiment nachzuweisen. Die
Ergebnisse wurden im renommierten Journal Science Advances publiziert.

Ein Experiment, das bereits Einstein umtrieb

Zur QUPLAS-Kollaboration gehören Forschende der Universität Bern und des
Politecnico di Milano. Um den Welle-Teilchen-Dualismus von einzelnen
Positronen nachzuweisen, führten sie ein Experiment durch, das dem
sogenannten Doppelspalt-Experiment ähnlich ist. Dieses hatten bereits
berühmte Physiker wie Albert Einstein und Richard Feynman als
Gedankenexperiment ins Spiel gebracht; es wird in der Quantenphysik oft
verwendet, um das Wellenverhalten von Teilchen zu demonstrieren. Bei
diesem Experiment werden Teilchen (in diesem Fall Positronen) von einer
Quelle aus auf einen Detektor-Schirm geschossen. Dazwischen befindet sich
eine Platte mit zwei oder mehreren Spalten, durch die die Teilchen
hindurchfliegen können. Wenn sich die Teilchen wie Teilchen verhalten,
zeigt sich auf dem Schirm ein Muster aus Streifen, das der Anzahl Spalten
entspricht. Wenn sich die Teilchen jedoch wie Wellen verhalten, zeigt sich
auf dem Schirm ein sogenanntes Interferenzmuster, bestehend aus mehreren
Streifen (mehr Streifen als Spalten). Dies kommt daher, weil sich die von
der Quelle ausgehenden Wellen gegenseitig überlagern.

Auftreffpunkt auf dem Mikrometer genau

Den QUPLAS-Forschenden gelang es nun erstmals in einem solchen Experiment,
ein Interferenzmuster von Antimateriewellen nachzuweisen. Sie nutzen dazu
einen innovatives sogenanntes Talbot-Lau-Interferometer mit einer
Kernemulsionsplatte als ortsempfindlichen Detektor für die auftreffenden
Teilchen. «Mit der Kernemulsion konnten wir den Auftreffpunkt der
einzelnen Positronen sehr exakt bestimmen und so das Interferenzmuster auf
den Mikrometer - also den millionstel eines Meters - genau
rekonstruieren», erklärt Dr. Ciro Pistillo vom Laboratory for High Energy
Physics (LHEP) und Albert Einstein Center for Fundamental Physics (AEC)
der Universität Bern. Damit konnten die Forschenden zwei grosse
Hindernisse von Antimaterieexperimenten überwinden: den geringen
Antiteilchenfluss und die komplexe Manipulation der
Antiteilchen-Strahlung.

Die Forschenden des LHEP und AEC spielten eine Schlüsselrolle für den
Erfolg des Projekts: Akitaka Ariga, Antonio Ereditato, Ciro Pistillo und
Paola Scampoli waren insbesondere für das Design, den Aufbau und den
Betrieb des Emulsionsdetektors sowie für die Analyse der Auftreffpunkte
der Positronen verantwortlich.

Neues Feld in der Antimaterieforschung

«Unsere Beobachtung der Ennergieabhängngigkeit des Interferenzmusters
beweist eindeutig dessen quantenmechanischen Ursprung und somit das
Wellenverhalten der Positronen », sagt Professorin Paola Scampoli. Der
Erfolg des Experiments ebnet den Weg zu einem neuen Untersuchungsfeld auf
der Grundlage von Antimaterie-Interferometrie. Ein Ziel dabei sind
beispielweise Gravitationsmessungen mit exotischen Atomen wie Positronium,
das aus einem Elektron und einem Antiteilchen (Positron) besteht. Damit
könnte die Gültigkeit des sogenannten schwachen Äquivalenzprinzips für die
Antimaterie überprüft werden. Dieses Prinzip ist die Grundlage der
allgemeinen Relativitätstheorie und wurde noch nie mit Antimaterie
geprüft. Künftige Forschungsfelder auf Basis der
Antimaterie-Interferometrie könnten einst Aufschluss liefern über das
Ungleichgewicht von Materie und Antimaterie im Universum.


Originalpublikation:

S. Sala, A. Ariga, A. Ereditato, R. Ferragut, M. Giammarchi, M. Leone, C.
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First demonstration of antimatter wave interferometry.
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DOI: 10.1126/sciadv.aav7610

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution57
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bern, 03.05.2019
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ENERGIE/1631: Universität Bayreuth - Nachhaltige Energieversorgung im ländlichen Afrika (idw)


Universität Bayreuth - 03.05.2019

Nachhaltige Energieversorgung im ländlichen Afrika: Neues Pilotprojekt
mit Bayreuther Forschern



In Namibia, im Südwesten Afrikas, hat mehr als die Hälfte der ländlichen
Bevölkerung keinen Zugang zu Elektrizität. Es fehlt eine bedarfsgerechte
Infrastruktur für die Energieversorgung. Diese Situation auf der Basis
erneuerbarer Energien nachhaltig zu verbessern, ist das Ziel des Projekts
PROCEED des Bayerischen Forschungsinstituts für Afrikastudien (BRIAS). In
dem neuen Vorhaben kooperiert der Lehrstuhl für Sozial- und
Bevölkerungsgeographie der Universität Bayreuth mit Partnern an der
Technischen Hochschule Ingolstadt und der Hochschule für Angewandte
Wissenschaften Neu-Ulm. Die Forschungsarbeiten werden in den nächsten drei
Jahren vom BMBF mit rund 1,23 Millionen Euro gefördert.

Um die Energieversorgung in abgelegenen Gebieten Namibias zu sichern und
auszubauen, setzen die bayerischen Forscher auf erneuerbare Energien und
auf Inselnetze, sogenannte "Mini-Grids". Dies sind dezentrale, auf
kleinere Gebiete beschränkte Stromnetze, die von lokalen Anbietern
betrieben werden und nicht in ein einheitliches landesweites Verbundnetz
integriert sind. Gemeinsam mit namibischen Partnern sollen dezentrale
Modelle für die Energie-Infrastruktur entwickelt werden, die dem
jeweiligen Strombedarf vor Ort entsprechen, aktuelle technische
Möglichkeiten nutzen und bei der ländlichen Bevölkerung auf Akzeptanz
stoßen. Die Inselnetze sollen wirtschaftlich rentabel und leicht zu warten
sein.

"In unserem interdisziplinär angelegten Vorhaben legen wir großen Wert
darauf, technologische, wirtschaftliche, soziale und ökologische Aspekte
von vornherein zu verknüpfen. Nur so werden wir gemeinsam mit unseren
afrikanischen Partnern Technologien und Dienstleistungen auf den Weg
bringen können, die den Herausforderungen einer nachhaltigen
Energieversorgung im 21. Jahrhundert entsprechen. Unser Ansatz ist
dezentral ausgerichtet, soll sich aber zugleich in eine nationale
Entwicklungsstrategie für Namibia einfügen und diese weiter voranbringen",
sagt Prof. Dr. Eberhard Rothfuß, Inhaber des Lehrstuhls für Sozial- und
Bevölkerungsgeographie an der Universität Bayreuth. "Letztlich arbeiten
wir darauf hin, dass unsere Forschungsergebnisse und Handlungsempfehlungen
in weiteren subsaharischen Ländern aufgegriffen werden. PROCEED soll sich
als Pilotprojekt bewähren, aus dem geeignete Maßnahmen für die
Energieversorgung auch in anderen ländlichen Räumen Afrikas abgeleitet
werden können", betont der Bayreuther Wissenschaftler.

Rothfuß leitet das Teilprojekt "Mini-Grid Community", das in ausgewählten
ländlich-peripheren Regionen die soziokulturellen und geographischen
Voraussetzungen für eine verstärkte Stromerzeugung durch Inselnetze
erkunden soll. Mit Interviews in ausgewählten Haushalten und
Datenerhebungen bei kommunalen Stromerzeugern werden die Forscher vor
allem die gesellschaftlichen Voraussetzungen untersuchen, unter denen die
vorhandene Infrastruktur an neue und nachhaltige Formen der
Energieversorgung angepasst werden muss. Dabei wollen sie auch
herausfinden, in welchem Umfang, an welchen Orten und zu welchen Zeiten
Strom von Haushalten im ländlichen Namibia nachgefragt wird. Aus den
Forschungsergebnissen sollen konkrete Empfehlungen für die Einrichtung von
Inselnetzen erarbeitet werden.

Im Teilprojekt "Mini-Grid Economics" werden Wissenschaftler der Hochschule
Neu-Ulm die wirtschaftlichen Voraussetzungen für eine nachhaltige
Energieversorgung in den Blick nehmen. Im Mittelpunkt steht dabei die
Frage nach einem kostendeckenden Tarif- und Zahlungssystem. Zudem sollen
für Unternehmen in Namibia geeignete Geschäftsmodelle entwickelt werden,
die die erzeugte Elektrizität für gewerbliche Zwecke einsetzen.

Für das Teilprojekt "Mini-Grid Technology" sind wiederum die
Projektpartner an der Technischen Hochschule Ingolstadt verantwortlich,
die auch das Gesamtvorhaben koordiniert. Hier werden alle technologisch
relevanten Aspekte untersucht - von technischen Analysen bestehender
Energiesysteme über die Ermittlung von Verbrauchsprofilen und
Gebäudelasten bis hin zu einer optimalen Gestaltung von Anlagen zur
Stromerzeugung. Im Teilprojekt "Mini-Grid Sustainability" werden
schließlich die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und technologischen
Aspekte einer nachhaltigen Energieversorgung im ländlichen Namibia
zusammengeführt.


Forschungsförderung und wissenschaftliche Partner

Das Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) fördert das
Vorhaben PROCEED aus dem Rahmenprogramm "Forschung für nachhaltige
Entwicklung (FONA)", das u.a. den Förderbereich "Internationale
Partnerschaften für nachhaltige Innovationen (CLIENT II)" umfasst.
Wissenschaftlicher Partner in Afrika ist das Namibia Energy Institute, das
vom namibischen Ministerium für Bergbau und Energie unterstützt wird.
Partner bei der Umsetzung der Ergebnisse in die Praxis sind die Hanns-
Seidel-Stiftung Namibia sowie das SADC Centre for Renewable Energy and
Energy Efficiency - SACREEE mit Sitz in der Hauptstadt Windhoek.

BRIAS: Wissenstransfer mit Partnern in Afrika

Das 2014 gegründete Bayerische Forschungsinstitut für Afrikastudien
(Bavarian Research Institute for African Studies, kurz: BRIAS) beruht auf
einer Zusammenarbeit der Universität Bayreuth, der Universität Würzburg,
der Technischen Hochschule Ingolstadt und der Hochschule für Angewandte
Wissenschaften Neu-Ulm auf dem Gebiet der Afrikastudien. Gemeinsam mit
Partnern in Afrika sollen neue Forschungsideen entwickelt und umgesetzt
werden. Ein wichtiges Aufgabenfeld für BRIAS ist dabei der Wissenstransfer
zu den Entscheidungsträgern in Politik und Wirtschaft. BRIAS arbeitet eng
mit dem neuen Exzellenzcluster "Africa Multiple" der Universität Bayreuth
zusammen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 03.05.2019
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INNEN/3152: Katrin Göring-Eckardt, Anton Hofreiter, Sven Giegold zum Beginn der Frühjahrsklausur


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Mai 2019

Katrin Göring-Eckardt, Anton Hofreiter, Sven Giegold zum Beginn der Frühjahrsklausur



Katrin Göring-Eckardt, Fraktionsvorsitzende:

"Wir beschäftigen uns auf dieser Klausur mit den zentralen,
dringlichen Fragen unserer Zeit, bei denen Handeln angesagt ist.

Wir stehen vor der Situation, dass wir nahe an den Kipppunkten sind,
wo wir die ökologische Entwicklung nicht mehr absehen können und die
Auswirkungen der Klimakrise nicht mehr in den Griff bekommen.

Es sind nicht nur die jungen Leute von Fridays for Future, die uns ins
Stammbuch schreiben, dass wir ein Ende der egoistischen Politik
brauchen.

Wir brauchen eine Bundesregierung, die nicht mehr aussitzt und nicht
mehr so tut, als ob man die Klimakrise verwalten könne. Wir brauchen
eine Bundesregierung, die handelt - und zwar jetzt und konzertiert.

Das zweite große ökologische Problem ist das Artensterben. Dabei geht
es darum, wie wir auf diesem Planeten weiterleben können. Das
Hauptfeld, auf dem gehandelt werden muss, ist dabei die
Landwirtschaft.

Auf unserer Klausur werden wir uns auch mit der sozialen Frage dieser
Zeit beschäftigen: Das ist die Frage des Wohnens. Insbesondere in den
Städten steigen die Mieten immer weiter. Wir wollen, dass wir endlich
verbindliche Mietobergrenzen haben, insbesondere in den
Ballungsräumen. Wir wollen dafür sorgen, dass günstiges Wohnen in
diesem Land selbstverständlich wird, mit einem Grundrecht auf
bezahlbares Wohnen. Wir wissen, dass davon auch der Zusammenhalt der
Gesellschaft abhängt.

Außerdem beschäftigen wir uns mit dem ländlichen Raum. Wir erleben,
dass immer mehr Regionen abgehängt sind. Und deswegen wollen wir dafür
sorgen, dass Daseinsvorsorge im wahrsten Sinne des Wortes, dass die
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in allen Regionen dieser
Republik, selbstverständlich wird. Die Menschen müssen angeschlossen
sein durch Mobilitätsangebote. Sie müssen Zugang haben zu
medizinischer Versorgung, Bildung und Kultur. Wir können uns nicht
mehr leisten, abgehängte Regionen zu haben. Es muss klar sein: dieses
Land gehört zusammen, egal wo man wohnt. Deutschland muss die
Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse garantieren.

All diese Fragen sind Fragen, die man nur zusammen lösen kann. Man
kann sie nur zusammen lösen, wenn sich alle Akteure am Riemen reißen
und wir nicht mehr im Kleinklein des Streites, wie wir es in der
großen Koalition erleben, verharren. Diese Fragen müssen zusammen
gelöst werden: kommunal, in den Ländern, im Bund, aber eben auch
europäisch. Und deswegen sind die Europawahlen, die vor uns stehen,
auch Richtungswahlen: Wollen wir Zusammenhalt? Wollen wir mutige Wege
nach vorn? Oder wollen wir zurück in nationalistisches Alleindenken?
Das wollen wir nicht."

Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

"Die Klimakrise und das drohende Aussterben vieler Tier- und
Pflanzenarten haben das Potenzial, unsere Lebensgrundlagen ganz massiv
zu beschädigen. Wenn wir die Klimakrise nicht endlich als fundamentale
Krise für uns selbst begreifen, droht, dass am Ende die Zivilisation
als solches in Schwierigkeiten gerät. Und deshalb brauchen wir endlich
eine konzertierte Aktion dieser Bundesregierung, damit die Klimakrise
auf allen Ebenen angegangen wird, mit allen Möglichkeiten, die uns zur
Verfügung stehen. Das heißt im Mobilitätsbereich, im Baubereich, im
Landwirtschaftsbereich, im Energiebereich.

Wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie schnell beginnt mit der
Umsetzung des Kohleausstiegs. Sie muss die Krise im Bereich der
erneuerbaren Energien und den Einbruch bei der Windkraft beenden. Und
wir erwarten von der Bundesregierung, dass sie endlich den
Verkehrsminister zum Handeln treibt.

Dabei müssen wir zu einem vernünftigen CO2-Preis kommen. Der CO2-Preis
ist ein marktwirtschaftliches Instrument, das nach dem Motto
funktioniert: Wer viel verbraucht, muss mehr bezahlen. Damit es sozial
gerecht wird, wollen wir dieses Geld an die Bürgerinnen und Bürger
zurückverteilen, beispielsweise in Form eines Energiegeldes.

Unsere Landwirtschaft muss giftfreier werden. Wir müssen dafür sorgen,
dass wir weniger Gülle auf unseren Feldern haben und wir müssen unsere
Meere schützen. Dazu ist es notwendig, dass die Überdüngung, die über
die Flüsse in die Meere eingebracht wird, verringert wird. Und es ist
notwendig, dass wir die Plastikflut bekämpfen. Ich erwarte von der
Bundesregierung, dass sie sofort den Export von Plastikmüll aus
Deutschland in andere Länder beendet."

Sven Giegold, Sprecher der Europagruppe Grüne:

"Das Motto 'Zusammen' passt auch zu dem Verhältnis zwischen der
Europagruppe im Europäischen Parlament und der Bundestagsfraktion,
denn die zentralen Fragen nach der Europawahl werden wir wiederum
gemeinsam behandeln.

Wir erleben gerade einen Frühling, bei dem in vielen Regionen
Deutschlands - und gerade auch hier in Brandenburg - die Böden trocken
sind. Wenn das so weitergeht, erwarten wir einen zweiten Hitzesommer
mit Ernteausfällen und Dürre. Das zeigt, dass der Klimaschutz jetzt im
Zentrum der Politik stehen muss. Alle Teile der Gesellschaft müssen
beim Klimaschutz ernsthaft zusammenkommen. Europa hat den Rahmen für
die Klimaschutzgesetzgebung in den meisten Bereichen gesetzt. Jetzt
muss die deutsche Bundesregierung auch dafür sorgen, dass die
europäischen Klimaziele in Deutschland umgesetzt werden. Und ich kann
eines ankündigen: Wir werden alle Instrumente des europäischen Rechts,
inklusive Vertragsverletzungsverfahren, nutzen, um die Bundesregierung
dazu zu bekommen, sich an das europäische Recht zu halten.

Zum Zweiten gibt es einen großen Bereich, in dem Europa für den
Klimaschutz noch nicht das Nötige gemacht hat: Das ist die
Agrarpolitik. Im Bereich der Agrarpolitik haben Sozialdemokraten,
Christdemokraten und Liberale beschlossen, es soll die nächsten sieben
Jahre im Grunde so weitergehen wie bisher und mit europäischen Geldern
das Insekten- und Vogelsterben subventioniert werden. Anstatt mit
europäischen Geldern die nachhaltig wirtschaftende Landwirtschaft zu
fördern, soll das Geld auch in Zukunft in Naturzerstörung und
industrielle Großbetriebe gehen, mit denen der Arbeitsplatzabbau auf
dem Lande weitergeht. Das wollen wir ändern. Es ist völlig klar: Die
neue Europäische Kommission muss eine andere Agrarpolitik verfolgen,
die eine ökologischere und auch klimafreundlichere Landwirtschaft
betreibt.

Zu guter Letzt habe ich aus der Europafraktion neue Zahlen aus Ungarn
mitgebracht, die wir ermittelt haben. Morgen ist der Tag der
Pressefreiheit. Wir haben Daten über die Medienkonzentration in
Ungarn: 70 Prozent des Fernsehmarktes etwa sind jetzt in der Hand von
regierungsnahen oder direkt regierungsabhängigen Medien. Es sieht
nicht viel besser aus im Bereich des Internets, des Radios und der
Printmedien. Das bedeutet: Der Schutz der Bürgerrechte und Grundrechte
muss jetzt umso zentraler sein für unser Europa. Wir erwarten von
allen Parteien in Europa, dass sie dafür sorgen, dass Grundrechte in
allen europäischen Mitgliedsländern geachtet werden. Der Abbau der
Pressefreiheit, wie wir ihn in Ungarn sehen und in etwas schwächerer
Form etwa auch in Rumänien, in Tschechien, dort mit Sozialdemokraten
und Liberalen, kann so nicht weitergehen. Wer europäisches Geld will,
muss auch dafür sorgen, dass in den eigenen Ländern die Grundrechte
geachtet werden."

 * 
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MEDIEN/454: Pressefreiheit stärken


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Mai 2019

Pressefreiheit stärken



Zum Tag der Pressefreiheit am 3. Mai erklärt Margit Stumpp, Sprecherin
für Medienpolitik:

Presse- und Meinungsfreiheit sind keine Selbstverständlichkeit. In
Deutschland nehmen Angriffe auf Journalistinnen und Journalisten
wieder zu. Das ist besorgniserregend und muss von der Bundesregierung
ernst genommen werden. Gerade in rechtspopulistischen Kreisen ist
pauschale Hetze gegen Medien wieder salonfähig geworden. Dem müssen
alle demokratischen Kräfte entschieden entgegentreten. Überall in
Deutschland und auch im Netz müssen Journalistinnen und Journalisten
ohne Angst ihrer Arbeit nachgehen können.

Auch international wächst der Druck auf die Pressefreiheit. Nicht nur
in autoritär regierten Ländern gibt es immer wieder gewaltsame
Übergriffe bis hin zu Morden an Journalistinnen und Journalisten.
Dabei gibt es konkrete Vorschläge für eine Verbesserung der Situation:
Die Einsetzung eines UN-Sonderbeauftragen zum Schutz von Journalisten
könnte endlich zur effektiven Aufklärung von Gewalttaten führen. Der
Bundestag hat die Bundesregierung schon vor drei Jahren aufgefordert,
sich um die Einsetzung dieses Sonderbeauftragten zu bemühen.
Wenigstens auf EU-Ebene wäre ein ähnlicher Mechanismus denkbar, damit
die Straflosigkeit für Verbrechen an Journalistinnen und Journalisten
endlich beendet wird.

 * 
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RECHT/845: Zivile Seenotrettung endlich würdigen statt vor Gericht stellen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Mai 2019

Zivile Seenotrettung endlich würdigen statt vor Gericht stellen



Anlässlich der Verleihung des Paul-Grüninger-Menschenrechtspreises an
die Crew des Seenotrettungsschiffes IUVENTA erklären Luise Amtsberg,
Sprecherin für Flüchtlingspolitik, und Claudia Roth MdB:

Die Verleihung des Paul-Grüninger-Preises an die Crew der IUVENTA ist
ein ermutigendes Zeichen für ein solidarisches Europa der
Menschenrechte. Unter größtem Einsatz verteidigen die Preisträgerinnen
und Preisträger den humanitären Imperativ der Europäischen Union und
retten Menschenleben im Mittelmeer. Allen Angriffen der
Rechtsnationalisten zum Trotz halten sie die europäischen Grundwerte
hoch - zu einem Zeitpunkt, da andere sie mit Füßen treten.

Zivile Seenotrettungsinitiativen füllen eine Lücke, die das aktive
Nicht-Handeln der europäischen Mitgliedsstaaten seit Jahren aufreißt.
Angesichts brutaler Folter und Misshandlung in einem zunehmend
eskalierenden Bürgerkrieg in Libyen und mangels sicherer Wege aus
dieser Hölle, sehen sich Menschen gezwungen, bei der Flucht über das
Mittelmeer ihr Leben zu riskieren. Indem sich die EU-Mitgliedsstaaten
einer staatlich finanzierten und organisierten Seenotrettung weiter
verweigern, verletzen sie ihre Pflicht zur Wahrung und zum Schutz der
Menschenrechte an den eigenen Außengrenzen.

In Italien beginnt derweil ein politisch motiviertes Verfahren gegen
zehn Mitglieder der IUVENTA-Crew. Auf Grundlage völlig haltloser
Vorwürfe scheint der italienische Innenminister höchstpersönlich ein
politisches Exempel statuieren zu wollen. Es drohen hohe Haft- und
Geldstrafen, der Gerichtsprozess könnte sich über Jahre ziehen. Das
Ziel der Anklage gegen die IUVENTA-Crew ist eindeutig: Letztlich
sollen alle zivilen Seenotrettungsmissionen eingeschüchtert und
lahmgelegt werden.

Wir stehen an der Seite der IUVENTA-Crew sowie aller Seenotretterinnen
und Seenotretter. Wir fordern die Bundesregierung auf, sich mit allen
Mitteln dafür einzusetzen, dass die politisch motivierte
Kriminalisierung ziviler Seenotrettung unverzüglich endet. Dieser
Prozess gegen ehrenamtliches Engagement zur Rettung von Menschenleben
ist eines EU-Mitgliedsstaates unwürdig. Die Bundesregierung darf zu
derartigen Machenschaften eines Matteo Salvini nicht länger schweigen.

 * 
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UMWELT/1838: Artensterben ist die zweite große ökologische Krise unserer Zeit


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. Mai 2019

Artensterben ist die zweite große ökologische Krise unserer Zeit - Grüne Bundestagsfraktion beantragt Aktuelle Stunde



Zum Abschluss und Ergebnis des Welt-Artenschutz-Rates (IPBES) in Paris
erklärt Steffi Lemke, Parlamentarische Geschäftsführerin und
Sprecherin für Naturschutzpolitik:

Der Bericht des Weltartenschutzrats ist dramatisch: Eine Million Tier-
und Pflanzenarten sind vom Aussterben bedroht. Die Bundesregierung
muss das Artensterben endlich als globale Bedrohung ernst nehmen.
Deshalb machen wir den Weltartenschutzbericht zum Thema im Deutschen
Bundestag. Wir haben heute eine Aktuelle Stunde mit dem Titel "Nach
dem globalen Report zur Artenvielfalt - politische Konsequenzen aus
dem verheerenden Artensterben" beantragt. Das Artensterben ist die
zweite große ökologische Krise unserer Zeit. Zum Schutz unseres
lebenswichtigen Ökosystems braucht es entschlossenes Handeln. Abwarten
ist keine Lösung. Der Bericht des Rates ist ein Appell an die
Weltgemeinschaft, aber auch die Bundesregierung, das Artensterben als
globale Bedrohung analog zur Klimakrise endlich ernst zu nehmen.

Es braucht eine Trendwende für den Artenschutz. Die Bundesregierung
muss handeln, bevor der Frühling verstummt und Felder und Wälder leer
sind.

Die bisherigen Maßnahmen der Bundesregierung reichen bei weitem nicht
aus, das Massenaussterben von Tieren und Pflanzen bis 2020 zu stoppen.
Ganz im Gegenteil: die Bundesregierung subventioniert mit Milliarden
die voranschreitende Naturzerstörung. Wir brauchen eine Trendwende im
Artenschutz, die den größten Verursachern des Artensterbens Einhalt
gebietet. Statt hunderte Pestizide ohne Prüfung zuzulassen, braucht es
für den Erhalt unserer Artenvielfalt eine Agrarwende und einen
Ausstieg aus Ackergiften wie Glyphosat und Neonikotinoiden und eine
bessere Umsetzung und Finanzierung des Naturschutzes.

Es darf keine Ausreden mehr geben, nicht zu handeln: mit dem Bericht
von Paris liegt ein wissenschaftlich fundiertes Papier auf dem Tisch,
das zeigt, wie die Weltgemeinschaft an den Nachhaltigkeitszielen, dem
Klimaabkommens von Paris und den Zielen zur Biodiversität scheitern
wird. Der Bericht muss nun wichtiger Wegbereiter für den Post-2020-
Prozess sein und den Verhandlungen um die Nachfolgeabkommen zum Schutz
der Biodiversität den nötigen Schub geben, um ein ehrgeiziges
Folgeabkommen zu ermöglichen.
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UMWELT/1837: Kohleausstiegsgesetz ist keine Zauberei - Greenpeace und Client Earth zeigen, wie es geht


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 2. Mai 2019

Kohleausstiegsgesetz ist keine Zauberei - Greenpeace und Client Earth zeigen, wie es geht



Zum Entwurf eines Kohleausstiegsgesetzes von Greenpeace und Client
Earth erklären Lisa Badum, Sprecherin für Klimapolitik, und Julia
Verlinden, Sprecherin für Energiepolitik:

Greenpeace und Client Earth zeigen ganz eindeutig: Ein Gesetzesentwurf
für den Kohleausstieg ist keine Zauberei. Dass die Bundesregierung
immer noch keinen eigenen Gesetzentwurf vorgelegt hat, kann nur ihrem
politischen Unwillen zugeschrieben werden. Doch der Kohleausstieg und
vor allem die Folgen der Klimakrise warten nicht. Es ist höchste Zeit
zum Handeln.

Auch die jungen Menschen, die sich bei den wöchentlichen Demos für
Klimaschutz einsetzen, bleiben weiterhin enttäuscht. Die Bewegung
Fridays for Future geht in die 20. Woche ihres Streiks, ohne dass die
Bundesregierung irgendeine wirksame Klimaschutzmaßnahme verabschiedet
hat.

Greenpeace und Client Earth sprechen älteren Meilern keine
Entschädigung zu. Und das zu Recht: Warum sollten Konzerne Gelder für
längst abgeschriebene Kraftwerke kassieren? Auch das
Bundesverfassungsgericht hat im Zuge des Atomausstiegs bestätigt, dass
entschädigungsfreie Abschaltungen von Kraftwerken möglich sind.
Darüber hinaus enthält der Gesetzentwurf den konkreten Ausstiegspfad
und betont die Dringlichkeit des schnellen Einstiegs in den Ausstieg
schon bis 2022. Das ist bitter nötig, denn wir müssen bis 2020 nach
dem heutigen Stand 115 Millionen Tonnen CO2 einsparen. Die
Bundesregierung muss außerdem einen früheren und schnelleren
Kohleausstieg als bis 2038 anstreben. Vor vier Jahren hat sich die
Weltgemeinschaft und damit auch die EU und Deutschland bei der 21. UN-
Klimakonferenz in Paris das Ziel gesetzt, die Erderwärmung auf
deutlich unter zwei Grad, möglichst 1,5 Grad, zu begrenzen. Nur wenn
die Bundesregierung jetzt handelt, kann dieses Ziel erreicht werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 2. Mai 2019
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INNEN/3467: Wer in Mehrehe lebt, kann nicht die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2019

Wer in Mehrehe lebt, kann nicht die deutsche Staatsangehörigkeit
erhalten



Zu den aktuellen Medienberichten über einen möglichen Erwerb der
deutschen Staatsangehörigkeit auch für solche Personen, die in
Mehrehe leben, können Sie den innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, wie folgt zitieren:

"Ausländer mit mehreren Ehepartnern müssen von der Einbürgerung
ausgeschlossen werden. Die Mehrehe ist unserem Kulturkreis fremd. Wer
dennoch an ihr festhält, akzeptiert unsere in Deutschland geltenden
grundlegenden Werte offensichtlich nicht. Dann kann er aber auch
nicht die deutsche Staatsangehörigkeit erhalten. Es ist nicht
nachvollziehbar, dass sich die Bundesjustizministerin bislang gegen
eine entsprechende Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes wehrt,
obwohl die Innenminister von Bund und Ländern sie seit längerem
fordern und das Bundesverwaltungsgericht schon vor einem Jahr erklärt
hat, dass eine solche Regelung verfassungsgemäß wäre."

 * 

Quelle:
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UMWELT/817: Die globalen Anstrengungen gegen den Artenschwund verstärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. Mai 2019

Die globalen Anstrengungen gegen den Artenschwund verstärken

Internationale Strategie erforderlich - Auch nationale Defizite
angehen



Der Weltbiodiversitätsrat hat am heutigen Montag seinen Bericht zum
Zustand der Natur veröffentlicht. Dazu erklärt die umweltpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Die Feststellung des Weltbiodiversitätsrates, dass die Artenvielfalt
zurückgeht, kommt nicht überraschend. Diesen negativen Trend
beobachten wir leider seit Längerem. Erschreckend ist allerdings die
Geschwindigkeit und das Ausmaß des Artenschwundes, die der Bericht
aufzeigt. Der Schutz der Biodiversität darf nicht länger im Schatten
des Kampfes gegen den Klimawandel stehen. Wir haben hier zwei globale
Probleme, die eng verknüpft sind und deren Lösung über die Zukunft
unseres Planeten entscheiden wird.

Wir brauchen jetzt dringend eine internationale Handlungsstrategie,
die den komplexen Bedingungen und vielfältigen Aspekten eines
nachhaltigen Artenschutzes Rechnung trägt - vom illegalen
Wildtierhandel, über die Ausweisung und den Erhalt von Schutzgebieten
bis hin zu den Folgen der Urbanisierung und einer weltweit
nachhaltigen Landwirtschaft. Voraussetzung für Lösungsansätze ist
eine internationale Zusammenarbeit bei der Erforschung der komplexen
Ursachen des Artenschwundes.

Auf nationaler Ebene müssen wir die Ziele der Biodiversitätsstrategie
ernst nehmen. Hier gibt es deutliche Defizite bei der Zielerreichung.
Der Schutz der Insekten, den wir mit dem Insektensofortprogramm
angehen, ist ein wichtiges Element. Aber gerade auch die Vernetzung
von Schutzgebieten und das Schaffen von mehr Grün in den Städten
gehören zu einer erfolgreichen Politik für mehr Biodiversität, die
wir konsequenter angehen müssen."

 * 
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AUSSEN/1867: Gewalt in Nahost verurteilen, Frieden aktiv fördern


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Mai 2019

Gewalt in Nahost verurteilen, Frieden aktiv fördern



"Nach der massiven Gewalteskalation zwischen der Hamas im Gazastreifen
und Israel muss die Bundesregierung nun aktiv auf ein Ende der Gewalt
beider Seiten hinwirken. Dazu sind jetzt konkrete Initiativen im
UN-Sicherheitsrat notwendig", sagt Heike Hänsel, stellvertretende
Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Der gezielte Beschuss von Zivilisten in Israel durch die Hamas muss
genauso verurteilt werden wie die Tötung von palästinensischen
Zivilisten bei Militäroperationen. Hauptproblem ist die fehlende
Perspektive für einen gerechten Frieden in Nahost. Dass sich nun auch
die US-Regierung offiziell von der Zwei-Staaten-Lösung verabschiedet,
ist desaströs. Die Bundesregierung muss jetzt aktiv für den Erhalt der
dringend notwendigen Zwei-Staaten-Lösung eintreten.

Der beste Weg zu einer Beruhigung der Lage im Nahen Osten wäre die
Einhaltung und Umsetzung entsprechender UN-Beschlüsse wie der
Resolution 194 über das Rückkehrrecht von Palästinensern, der
Resolution 242 über ein Ende der Besatzung sowie die Aufhebung der
fast vollständigen Blockade des Gazastreifens seit 2007 bei
entsprechenden Sicherheitsgarantien für Israel."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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EUROPA/1711: Europarat verteidigen und stärken, EMRK-Beitritt der EU endlich umsetzen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Mai 2019

Europarat verteidigen und stärken, EMRK-Beitritt der EU endlich umsetzen



"Der Europarat ist die älteste und mit 47 Staaten größte Institution
europäischer Kooperation auf Basis der Demokratie, der
Rechtsstaatlichkeit und der Menschenrechte. In einer Zeit drohender
autoritärer Tendenzen in Ost- und Westeuropa, ist die Überwindung der
gegenwärtigen Krise des Europarates dringend notwendig. Der
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR) in Straßburg ist die
einzige Instanz mit Individualklagerecht auf Basis der
Menschenrechtskonvention (EMRK) für alle Menschen von Lissabon bis
Wladiwostock und vom Mittelmeer bis Spitzbergen", erklärt Andrej
Hunko, Europapolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE im Bundestag
und stellvertretender Vorsitzender der Linksfraktion, in der
parlamentarischen Versammlung des Europarates aus Anlass des 70.
Jahrestags der Institution. Hunko weiter:

"Die gegenwärtige Krise ist unter anderem durch den Entzug der
Stimmrechte der russischen Delegation in der parlamentarischen
Versammlung im April 2014 und die russischen Reaktionen darauf
bedingt. Der Rechtsdienst des Europarates hat die Rechtswidrigkeit
dieses Stimmrechtsentzuges im letzten Jahr festgestellt. Aktuell liegt
mit dem Kox-Bericht ein Vorschlag vor, ein kohärentes Agieren von
Ministerkommittee und Parlamentarischer Versammlung bei künftigen
Krisen zu gewährleisten, der auch eine Rückkehroption für die
russische Delegation darstellt. Die Bundesregierung sollte diesen
Vorschlag beim nächsten Treffen am 16./17. Mai in Helsinki
unterstützen.

Die Europäische Union muss endlich ihren Verpflichtungen nachkommen,
der Europäischen Menschenrechtskonvention beizutreten, wie es in Art 6
Abs 2 der EU-Verträge verbindlich festgelegt ist."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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GESUNDHEIT/1099: Dank an alle Hebammen und Geburtshelfer


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Mai 2019

Dank an alle Hebammen und Geburtshelfer



"Ich bin tief beeindruckt von der hervorragenden Arbeit der Hebammen
und Geburtshelfer, die trotz widrigster Arbeitsbedingungen den
schwangeren Frauen, Gebärenden und den Müttern im Wochenbett und
Eltern zur Seite stehen", erklärt Sylvia Gabelmann, Sprecherin für
Arzneimittelpolitik und Patientenrechte der Fraktion DIE LINKE, mit
Blick auf den internationalen Tag der Hebammen am 5. Mai. Gabelmann
weiter:

"Die enorme Arbeitsbelastung, die durch fehlende Hebammen
hervorgerufen wird, führt zur Unterversorgung von Gebärenden und
Neugeborenen. Dabei hilft auch die im TSVG vorgesehene
Hebammen-Datenbank nicht, denn wo es keine Geburtshelfer gibt, können
auch keine gefunden werden.

Mehr als 98 Prozent aller Kinder werden in Kliniken geboren. Dort
benötigen wir verbindliche Personalvorgaben. Die Entscheidung für oder
gegen einen Kaiserschnitt beispielsweise darf nicht nach ökonomischen
Kriterien getroffen werden.

Die vorgesehene Akademisierung der Hebammenausbildung werden wir im
Gesetzgebungsverfahren konstruktiv im Sinne der Hebammen begleiten,
und wir fordern einen hohen Praxisanteil. Die hohen Haftpflichtprämien
sowie die verzögerte Auszahlung des Sicherstellungszuschlages
erschweren die Arbeit ungemein und schrecken Interessenten ab, die als
freiberufliche Hebammen arbeiten wollen. Wir benötigen ein
'Sofortprogramm Geburtshilfe'."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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SICHERHEIT/1952: US-Säbelrasseln gegen den Iran verurteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. Mai 2019

US-Säbelrasseln gegen den Iran verurteilen



"Die Verlegung eines US-Flugzeugträgers und einer Bomberstaffel in den
Mittleren Osten ist eine dramatische Eskalation gegen den Iran.
Notwendig ist jetzt eine klare und unmissverständliche Botschaft der
Bundesregierung: Deutschland wird einen US-Krieg gegen den Iran nicht
unterstützen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende
und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen
weiter:

"Bundeskanzlerin Angela Merkel und Außenminister Heiko Maas müssen
sich bei ihren Gesprächen mit US-Außenminister Mike Pompeo vom
Säbelrasseln gegen den Iran und von der US-Truppenverlegung in den
Mittleren Osten distanzieren. Die Bundesregierung muss klarstellen,
dass sich Deutschland an möglichen US-Angriffen auf den Iran nicht
beteiligen und den USA dafür auch keine militärische Infrastruktur in
Deutschland zur Verfügung stellen wird.

Die Bundesregierung darf den Aufrüstungsforderungen Washingtons nicht
länger Folge leisten. Die Aufstockung des deutschen Rüstungsetats auf
zwei Prozent des BIP hätte Militärausgaben in Höhe von 85 Milliarden
Euro jährlich zur Folge. Dieses Geld wird im sozialen Bereich dringend
gebraucht. Abrüstung, nicht Aufrüstung ist das Gebot der Stunde."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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BUNDESTAG/8366: Heute im Bundestag Nr. 505 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 505

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.56 Uhr

1. Personal für Digitalisierung

2. Prognose zum Wohnungsbedarf

3. Zeitplan für Bauakademie noch unklar

4. Exportgarantien für Tiertransporte

5. Relevanz der Steinkohlewirtschaft

6. Mehr Transparenz bei Vergleichsportalen



1. Personal für Digitalisierung

Ausschuss Digitale Agenda/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Unter anderem Details zu den Aufgaben von Referaten,
Stäben und anderen Arbeitseinheiten, die sich in den Bundesministerien
mit dem Thema Digitalisierung befassen, sowie zu diesen jeweils
zugeordneten Planstellen und Haushaltstiteln stellt die
Bundesregierung in einer Antwort (19/9710) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8398) dar. Die Liberalen hatten darin den
"Ressourceneinsatz der Bundesregierung bei der Implementierung der
Umsetzungsstrategie 'Digitalisierung gestalten'" thematisiert.

 * 

2. Prognose zum Wohnungsbedarf

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Wohnungsbedarfsprognose des Bundesinstituts für
Bau-, Stadt- und Raumforschung differenziert den zu erwartenden
Wohnungsbedarf nicht nach Herkunftsländern oder Zuwanderungsgründen.
Darauf weist die Bundesregierung in einer Antwort (19/9702) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9215) hin. Die Fraktion hatte
darin unter anderem gefragt, welcher Anteil des von der
Bundesregierung als Ziel ausgegebenen Neubaus von 1,5 Millionen
Wohnungen und Eigenheimen auf Zuwanderung aus Nicht-EU-Ländern
beziehungsweise auf den Zuzug von Asylbewerbern entfällt. Das im
Koalitionsvertrag festgeschriebene Ziel sei Ergebnis politischer
Verhandlungen zwischen den Koalitionsfraktionen, das sich an der
Prognose orientierte, schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Zeitplan für Bauakademie noch unklar

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Für die geplante Wiedererrichtung der Schinkelschen
Bauakademie in Berlin gibt es noch keinen konkreten Zeitplan. Für die
Planung sei die erst im Januar 2019 gegründete und daher noch in der
Aufbauphase befindliche Bundesstiftung Bauakademie zuständig, schreibt
die Bundesregierung in einer Antwort(19/9674) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9104).

Den Vorsitz des Stiftungsrates soll laut Antwort satzungsgemäß die
Vertreterin des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat,
Staatssekretärin Anne Katrin Bohle, übernehmen. Dem Stiftungsrat
werden mindestens neun maximal 14 Mitglieder angehören.

 * 

4. Exportgarantien für Tiertransporte

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung sieht keinen Widerspruch
zwischen Exportkreditgarantien für Tiertransporte und ihrem im
Koalitionsvertrag formulierten Ziel, die Dauer von Tiertransporten zu
verkürzen. Dies geht aus einer Antwort (19/9655) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9073) hervor. Den
Angaben zufolge übernahm die Bundesregierung zwischen dem 1. Januar
2013 und dem 31. März 2019 Exportkreditgarantien für zwei Lieferungen
von Zuchtrindern nach Ägypten in Höhe von insgesamt 3,4 Millionen
Euro. Zudem übernahm sie im selben Zeitraum Exportkreditgarantieren
für 20 Einzeldeckungen für Exporte mit direktem Bezug zu Tierfarmen in
Höhe von rund 124 Millionen Euro.

 * 

5. Relevanz der Steinkohlewirtschaft

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung prüft aktuell, welche Kriterien
und Schwellenwerte herangezogen werden können, um die "erhebliche
Relevanz" der Steinkohlewirtschaft auf Kreisebene im Sinne des
Abschlussberichtes der Kohlekommission bewerten zu können. Eine
endgültige Entscheidung sei noch nicht gefallen, es liefen Gespräche
mit den betroffenen Ländern. Grundsätzlich gelte, dass "die
Steinkohlewirtschaft für die jeweiligen Kreise aus strukturpolitischer
Sicht in der Regel eine geringere Bedeutung hat als die regional
stärker konzentrierte Braunkohle für die Reviere", heißt es in einer
Antwort (19/9489) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/8698).

 * 

6. Mehr Transparenz bei Vergleichsportalen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Vergleichsportale sollen künftig dazu verpflichtet
werden, "nicht nur die wesentlichen Kriterien des Rankings von
Suchergebnissen aufzulisten, sondern auch deren Gewichtung". Dies
schreibt die Bundesregierung in einer Antwort (19/9483) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8860) mit
Verweis auf die politische Einigung der Trilog-Verhandlungen zur
Omnibus-Richtlinie (Ratsdokument 8021/19, 29.3.2019). Keine Mehrheit
fand demnach die Forderung der Bundesregierung, ein "die
Marktabdeckung betreffendes ausdrückliches Transparenzerfordernis" in
der Richtlinie festzuschreiben. Die Grünen hatten in ihrer Anfrage die
Rolle von Vergleichsportalen im Zusammenhang mit der Insolvenz der
Bayerischen Energieversorgungsgesellschaft thematisiert.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8365: Heute im Bundestag Nr. 504 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 504

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.23 Uhr

1. Ursache für Brand an Güterwagen

2. FDP fragt nach Luftverkehrsgipfel

3. FDP fragt nach Ausbau der Saarbahn

4. FDP thematisiert Weltfunkkonferenz

5. Potenzial des Autonomen Fahrens erfragt

6. AfD fragt nach Havariekommando



1. Ursache für Brand an Güterwagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesstelle für Eisenbahnunfalluntersuchungen
(BEU) hat nach Angaben der Bundesregierung die Untersuchungen zur
Ermittlung der Ursachen für den Brand dreier Güterwagen am 6. Februar
2019 gegen 23 Uhr in Unkel am Rhein aufgenommen. Das geht aus der
Antwort der Regierung (19/9469) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/8583) hervor. Derzeit gehe die BEU von einer
während der Fahrt nicht vollständig gelösten Bremse an einem der
brennenden Güterwagen aus, heißt es in der Antwort. Durch den in der
Folge entstandenen Funkenflug und der damit verbundenen hohen
Wärmeentwicklung im Bereich des Wagenunterbodens, habe sich das
Ladegut entzünden können. "Im Übrigen ist das Untersuchungsergebnis
der BEU abzuwarten", schreibt die Regierung.

 * 

2. FDP fragt nach Luftverkehrsgipfel

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Ergebnisse des zweiten Luftverkehrsgipfels
am 28. März 2019 interessiert sich die FDP-Fraktion. In einer Kleinen
Anfrage (19/9494) wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung
unter anderem wissen, welche Ergebnisse die Gespräche geliefert haben
und welche Maßnahmen die Bundesregierung seit dem letzten Treffen in
Hamburg am 5. Oktober 2018 konkret umgesetzt hat.

 * 

3. FDP fragt nach Ausbau der Saarbahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach einem "Ausbau der Saarbahn" erkundigt sich die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9493). Die Bundesregierung
wird unter anderem gefragt, ob bei dem bereits aktiven Vorhaben
"Stadtbahn Saar" die Möglichkeit besteht, dieses um weitere
Ausbaustufen zu ergänzen, so wie es beispielsweise beim
Eisenbahnknoten Köln gehandhabt worden sei.

 * 

4. FDP thematisiert Weltfunkkonferenz

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Deutscher Mittelstand und Weltfunkkonferenz 2019"
lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9425).
Darin machen die Abgeordneten auf die nächste Weltfunkkonferenz
aufmerksam, die vom 28. Oktober bis zum 22. November 2019 in Sharm
el-Sheikh (Ägypten) stattfindet und bei der Entscheidungen zur
künftigen Nutzung von Frequenzbändern vorbereitet oder getroffen
würden. In den vorangegangenen Weltfunkkonferenzen sei unter anderem
entschieden worden, Fernsehfrequenzen dem Mobilfunk zuzuweisen
(Digitale Dividenden 1 und 2), heißt es in der Vorlage. Von dieser
Entscheidung seien auch die Nutzer von drahtlosen Produktionsmitteln
(wie Funkmikrofone) betroffen gewesen, die wie das Fernsehen diese
Frequenzen zugunsten des Mobilfunks hätten räumen müssen.

Die Liberalen fragen nun, mit welchen finanziellen Belastungen für die
Kultur- und Kreativwirtschaft die Bundesregierung rechnet, wenn die
drahtlosen Produktionsmittel nicht mehr im UHF-Fernsehspektrum
eingesetzt werden können und durch Geräte ersetzt werden müssen, die
in anderen Frequenzbereichen arbeiten. Wissen wollen die Abgeordneten
auch, ob die Bundesregierung über Informationen über die Höhe des
Spektrumsbedarfs und des genutzten Spektrums von drahtlosen
Produktionsmitteln in Deutschland verfügt.

 * 

5. Potenzial des Autonomen Fahrens erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welches Potenzial die Bundesregierung im Autonomen
Fahren für Menschen mit Behinderungen sieht, möchte die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/9434) wissen. Gefragt wird auch, ob die
Bundesregierung mit der Automobilindustrie über die Möglichkeiten des
Autonomen Fahrens für Menschen mit Behinderungen im Gespräch ist.

 * 

6. AfD fragt nach Havariekommando

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Vor dem Hintergrund des von der Bundesstelle für
Seeunfalluntersuchung (BSU) vorgelegten Untersuchungsberichts zur
Havarie des Frachters "Glory Amsterdam" am 29. Oktober 2017 vor der
Insel Langeoog hat die AfD-Fraktion eine Kleine Anfrage mit dem Titel:
"Funktionsfähigkeit des Havariekommandos" (19/9432) an die
Bundesregierung gerichtet. Darin wird unter anderem gefragt, wie hoch
die Bundesregierung den finanziellen Aufwand einschätzt, um das
Havariekommando technisch so auszurüsten, "dass es seine Aufgaben
entsprechend dem ,Verkehrssicherheitskonzept Deutsche Küste' erfüllen
kann".

 * 
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BUNDESTAG/8364: Heute im Bundestag Nr. 503 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 503

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.49 Uhr

1. Lage religiöser Minderheiten in China

2. Reform der Psychotherapeutenausbildung

3. Zahl rechtsextremer Demonstrationen

4. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

5. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

6. Förderung des eSports noch ungeklärt



1. Lage religiöser Minderheiten in China

Menschenrechte/Anhörung

Berlin: (hib/AHE) Das Thema "Religionsfreiheit: Die menschenrechtliche
Lage religiöser Minderheiten in China" steht am Mittwoch, 8. Mai,
2019, im Mittelpunkt einer öffentlichen Anhörung des Ausschusses für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe. Zu der Veranstaltung, die um 15
Uhr im Saal E.400 des Paul-Löbe-Hauses beginnt, sind sieben
Sachverständige geladen: Ulrich Delius (Gesellschaft für bedrohte
Völker), Kelsang Gyaltsen (ehemaliger Sondergesandter des Dalai Lama
in Europa), Dolkun Isa (Weltkongress der Uiguren), David Li (China
Organ Harvest Research Center), Wenzel Michalski (Human Rights Watch),
Frank N. Pieke (Mercator Institute for China Studies) sowie Helwig
Schmidt-Glintzer (China Centrum Tübingen).

Interessierte Zuhörer werden gebeten, sich vorab unter Angabe von
Name, Vorname und Geburtsdatum per E-Mail
(menschenrechtsausschuss@bundestag.de) beim Sekretariat des
Ausschusses für Menschenrechte und humanitäre Hilfe anzumelden. Für
den Einlass ist ein Personaldokument erforderlich.

 * 

2. Reform der Psychotherapeutenausbildung

Gesundheit/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/PK) Mit einem Gesetzentwurf zur Reform der
Psychotherapeutenausbildung (19/9770) soll die Versorgung in diesem
Bereich verbessert werden. Künftig soll die Psychotherapie ein
eigenständiges Studienfach sein, das fünf Jahre dauert (Drei Jahre
Bachelor- plus zwei Jahre Masterstudium) und mit einer staatlichen
psychotherapeutischen Prüfung abgeschlossen wird.

Nach bestandener Prüfung wird die Approbation erteilt unter der
Berufsbezeichnung Psychotherapeut. Die inhaltliche Ausgestaltung der
Studiengänge wird in einer Approbationsordnung geregelt, die gesondert
erarbeitet wird. Der neue Studiengang soll erstmals zum Wintersemester
2020 angeboten werden.

Auf das Studium folgt eine Weiterbildung in stationären und ambulanten
Einrichtungen, wobei die Behandlungsleistungen der Psychotherapeuten
in Weiterbildung (PiW) von den Krankenkassen vergütet werden. Mit
Abschluss der Weiterbildung können sich Psychotherapeuten in das
Arztregister eintragen lassen und sich für eine Zulassung im System
der Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) bewerben.

Die künftige Ausbildung zum Psychotherapeuten soll breit angelegt sein
und die Absolventen zur Behandlung von Patienten aller Altersstufen
befähigen. Bisher müssen Psychotherapeuten ein Vollstudium der
Psychologie mit anschließender Ausbildung zum Psychologischen
Psychotherapeuten absolvieren. Für die Behandlung von Kindern und
Jugendlichen gelten gesonderte Vorschriften.

Die Vorlage enthält auch einen Auftrag an den Gemeinsamen
Bundesauschuss (G-BA) zur Ergänzung der Psychotherapierichtlinie. Mit
einer über mehrere Berufsgruppen hinweg verbesserten Koordination soll
eine effektivere Vermittlung von Patienten in eine
psychotherapeutische Versorgung ermöglicht werden.

Der Gesetzentwurf ist im Bundesrat zustimmungspflichtig.

 * 

3. Zahl rechtsextremer Demonstrationen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um rechtsextreme Demonstrationen im ersten Quartal
2019 geht es in einen Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/9761). Unter anderem wollen die Abgeordneten wissen, wie viele
öffentliche Auftritte der extremen Rechten in diesem Zeitraum
stattfanden und bei welchen davon es zu Straftaten kam.

 * 

4. Übergriffe auf Flüchtlingsunterkünfte

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Proteste gegen und Übergriffe auf
Flüchtlingsunterkünfte im ersten Quartal 2019" sind Thema einer
Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9760). Darin erkundigt sie
sich danach, zu wie vielen "Überfällen, Anschlägen,
Sachbeschädigungen, tätlichen Angriffen" auf Flüchtlingsunterkünfte
sowie auf Flüchtlinge außerhalb ihrer Unterkunft es von Anfang Januar
bis Ende März dieses Jahres gekommen ist. Auch möchten sie unter
anderem wissen, wie häufig Kinder Opfer solcher Angriffe wurden.

 * 

5. Rechtsextreme Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Zahl der Musikveranstaltungen der extremen
Rechten im ersten Quartal 2019 will die Fraktion Die Linke erfahren.
Zudem erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/9759) unter
anderem danach, von wie vielen Personen die einzelnen
Konzertveranstaltungen besucht wurden.

 * 

6. Förderung des eSports noch ungeklärt

Sport/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Erörterungen innerhalb der Bundesregierung zu
einer Förderung des eSports sind noch nicht abgeschlossen. Das geht
aus der Antwort der Regierung (19/9442) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8769) hervor. Ob eSport als Sport zu verstehen ist,
sei durch die organisierten Sportverbände zu beantworten, heißt es in
der Antwort. Die Bundesregierung erkenne die autonome Entscheidung des
organisierten Sports an.

Was den Status der Gemeinnützigkeit angeht, so kann laut der Vorlage
ein eSport-Verein durch einen Antrag nach Paragraf 60a der
Abgabenordnung unter Vorlage seiner Satzung diesen beantragen.
Zuständig sei dafür das jeweilige Finanzamt vor Ort und nicht die
Bundesregierung, heißt es in der Antwort.

 * 
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BUNDESTAG/8363: Heute im Bundestag Nr. 502 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 502

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.04 Uhr

1. Unabhängigkeit von Infrastrukturbetreibern

2. Bahn-AG: Züge sicher und betriebsbereit

3. Abfallentsorgung auf Kreuzfahrtschiffen

4. DB Cargo sucht derzeit 300 Lokführer

5. Elektrifizierung regionaler Bahnstrecken

6. Grünbrücken nicht sanierungsbedürftig



1. Unabhängigkeit von Infrastrukturbetreibern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung will die Regelungen zur
Unabhängigkeit von Betreibern der Schienenwege auf Grund der
Neuregelung des 4. Eisenbahnpakets in der Änderungsrichtlinie (EU)
2016/2370 grundlegend neu gestalten. Ein dazu vorgelegter
Gesetzentwurf (19/9738) steht am Donnerstag auf der Tagesordnung des
Bundestages.

Laut der Vorlage muss künftig ein Betreiber von Schienenwegen (EIU)
rechtlich getrennt von Eisenbahnverkehrsunternehmen (EVU) - also den
Anbietern der Dienstleistung - sein. In vertikal integrierten
Unternehmen - wie etwa der Deutschen Bahn AG (DB AG) - muss der
Neuregelung zufolge der Infrastrukturbereich von anderen Bereichen
innerhalb des Unternehmens getrennt sein. Keiner der anderen Bereiche
dürfe einen bestimmenden Einfluss auf die Entscheidungen des
Betreibers der Schienenwege hinsichtlich der wesentlichen Funktionen
ausüben, heißt es in dem Entwurf. "Die Mitglieder des Aufsichtsrates
und des Vorstands des Betreibers der Schienenwege und die ihnen
unmittelbar unterstellten Führungskräfte müssen in
diskriminierungsfreier Weise handeln", verlangt die Bundesregierung.
Die Unparteilichkeit dieser Personen müsse, insbesondere für den Fall
auftretender Konflikte zwischen den Interessen von EVU und EIU, durch
unternehmensinterne Regelungen sichergestellt werden, die zu
veröffentlichen seien.

Kooperationen sollen gleichwohl möglich sein. "Entstehen keine
Konflikte zwischen den Interessen von EVU und EIU und ist die
Vertraulichkeit der Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse gewährleistet,
kann der Betreiber der Schienenwege die Durchführung von Arbeiten und
damit verbundenen Aufgaben hinsichtlich des Ausbaus, der
Instandhaltung und der Erneuerung der Eisenbahninfrastruktur an
Eisenbahnverkehrsunternehmen oder Unternehmen auslagern, die das
Eisenbahnverkehrsunternehmen kontrollieren oder von dem
Eisenbahnverkehrsunternehmen kontrolliert werden", heißt es in dem
Gesetzentwurf.

Zur Begründung führt die Bundesregierung an, ein Abschluss von
Kooperationsvereinbarungen könne zu mehr Effizienz und
Kosteneinsparungen führen. Die Bundesnetzagentur stelle insbesondere
die Diskriminierungsfreiheit sicher. Durch eine Anzeigepflicht sei
sichergestellt, dass die Bundesnetzagentur stets von
Kooperationsvereinbarungen erfährt. Soweit sie bei den Vereinbarungen
Verstöße gegen das Eisenbahnregulierungsrecht feststellt, könne sie
verlangen und durchsetzen, "dass der Rechtsverstoß beendet wird". Wenn
nicht anders möglich auch durch Aufhebung der Vereinbarung.

Was die Verwendung der Einnahmen angeht, so soll es auch nach der
Neuregelung unverändert möglich sei, "dass ein Betreiber der
Schienenwege innerhalb eines vertikal integrierten Konzerns seine
Gewinne zunächst an die Konzernmutter weiterleitet und diese die
Gewinne dann als Dividende an den staatlichen Eigentümer der
Konzernmutter auszahlt". Entscheidend sei, dass keine Gewinne der
Netzbetreibers zur Verfügung stehen dürfen, um die anderen Teile des
vertikal integrierten Unternehmens mitzufinanzieren. Dies sei durch
die Neuregelung gesetzlich ausgeschlossen, heißt es in der Begründung
zu dem Gesetzentwurf.

 * 

2. Bahn-AG: Züge sicher und betriebsbereit

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Bundesregierung sind nach eigener Aussage keine
Fälle bekannt, in denen Züge mit sicherheitsrelevanten Defekten die
Werkshalle verlassen haben und seitens eines
Eisenbahnverkehrsunternehmens in Betrieb genommen worden sind. Das
geht aus der Antwort der Regierung (19/9414) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/8143) zum "ICE-Brand auf der Schnellfahrstrecke
Köln-Rhein/Main bei Dierdorf" hervor. Die Deutsche Bahn AG (DB AG), so
heißt es in der Antwort weiter, habe mitgeteilt, "dass alle von ihr
bereitgestellten Züge sicher sind und für den Betriebseinsatz mit
Fahrgästen bereit".

 * 

3. Abfallentsorgung auf Kreuzfahrtschiffen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die ökologischen Auswirkungen des zunehmenden
Kreuzfahrttourismus liegen der Bundesregierung laut ihrer Antwort
(19/9470) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/8866) keine eigenen Erkenntnisse vor. Flusskreuzfahrtschiffe
müssten den rechtlichen Vorgaben des Übereinkommens über die Sammlung,
Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt
(CDNI) entsprechen, heißt es in der Antwort. Hierzu gehöre das Verbot
des Einbringens oder der Einleitung von Schiffabfällen in die
Wasserstraße. Dies beträfe bei Flusskreuzfahrtschiffen mit mehr als 50
Schlafplätzen auch die Einleitung von häuslichem Abwasser. Anfallende
Schiffsabfälle seien nach den Bestimmungen des CDNI zu entsorgen,
schreibt die Regierung.

Ihrer Kenntnis nach erfolgt die Entsorgung der Abfälle von
Flusskreuzfahrtschiffen "in der Regel ordnungsgemäß". Nur in wenigen
Ausnahmefällen - etwa bei einem Schiff mit defekter Bordkläranlage -
hätten die zuständigen Behörden gemäß CDNI und dem ergänzenden
Binnenschifffahrt-Abfallübereinkommen-Ausführungsgesetz
(BinSchAbfÜbkAG) Sanktionen verhängen müssen.

 * 

4. DB Cargo sucht derzeit 300 Lokführer

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Umsatz der Bahn-Tochter DB Cargo in Deutschland
ist laut Bundesregierung durch einen zunehmenden intra- und
intermodalen Wettbewerb von 3,51 Milliarden Euro im Jahr 2000 auf 3,27
Milliarden Euro im Jahr 2018 zurückgegangen. Das geht aus der Antwort
der Regierung (19/9440) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8396) hervor. Mit fortschreitender Liberalisierung des
Eisenbahnmarktes habe sich der Marktanteil von DB Cargo in Deutschland
von 98,2 Prozent im Jahr 2000 auf 52,2 Prozent im Jahr 2017
verringert, heißt es in der Antwort.

Einen Rückgang gab es laut der Antwort auch beim Personalbestand. Von
20.276 Vollzeitplanstellen im Jahr 2008 habe sich der Personalbestand
auf 17.246 Vollzeitplanstellen im Jahr 2018 entwickelt. Zurzeit laufe
eine Rekrutierungsoffensive insbesondere für betriebliche Mitarbeiter
wie Lokführer, Rangierer und Wagenmeister, schreibt die Regierung.
Derzeit würden 300 Lokführer, 450 Rangierer und 100 Wagenmeister
gesucht.

Nach einem Zukunftskonzept für DB Cargo befragt, antwortet die
Regierung: Der Masterplan Schienengüterverkehr des Bundesministeriums
für Verkehr und digitale Infrastruktur verschaffe den
Schienengüterverkehrsunternehmen Raum für Investitionen. Mit der
"Agenda für eine bessere Bahn" habe die Deutsche Bahn AG Ende 2018
unter anderem ein Konzept für die Sanierung der Güterbahn vorgestellt:
Eine stabilere Produktion, mehr Personal, zusätzliche Investitionen in
neue Loks und Wagen sowie eine Vertriebsoffensive sollen dafür sorgen,
die Wettbewerbsfähigkeit von DB Cargo zu steigern und mehr Güter auf
die Schiene zu bringen, heißt es in der Antwort.

 * 

5. Elektrifizierung regionaler Bahnstrecken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Haushaltstitel für das Elektrifizierungsprogramm
für Schienenstrecken ist gesperrt, "bis ein Förderkonzept vorgelegt
und vom Bundesministerium der Finanzen freigegeben ist". Das geht aus
der Antwort der Bundesregierung (19/9399) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8816) hervor. Auf die Frage nach dem
Finanzierungsbedarf für die Elektrifizierung regionaler Strecken,
heißt es in der Antwort: "Die Bundesregierung geht nicht von einem
fixen Finanzbedarf aus, sondern wird die Projekte im Rahmen der zur
Verfügung stehenden Haushaltsmittel nach fachlichen Kriterien
auswählen."

 * 

6. Grünbrücken nicht sanierungsbedürftig

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Über die Standorte der Grünbrücken entlang der
Bundesautobahnen und Bundesstraßen in Deutschland informiert die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9409) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/8763). Alle Querungshilfen seien
hinsichtlich Standort, Dimensionierung und Gestaltung den örtlichen
Anforderungen entsprechend geplant und umgesetzt worden, heißt es in
der Antwort. Eine weitere Verbesserung der Querungshilfen sei daher
"in der Regel nicht erforderlich". Auch sind der Bundesregierung nach
eigenen Angaben keine sanierungsbedürftigen Querungshilfen bekannt.

Nach dem Bedarf zur Errichtung weiterer Grünbrücken gefragt, antwortet
die Regierung: "Die Notwendigkeit zur Errichtung von Querungshilfen
für Tiere und zur Vernetzung von Lebensräumen ergibt sich aus der
konkreten Situation vor Ort." Im Vordergrund stehe die mögliche
Zerschneidung der Lebensraumverbundsysteme. Vor dem Hintergrund der
Erhöhung der Verkehrssicherheit werde auch die lokale
Wildunfallsituation einbezogen. Ein Abgleich der erst seit kurzem
vorliegenden Daten zu Wildunfallschwerpunkten mit den Lebensraumnetzen
sei noch nicht erfolgt. Die Daten würden derzeit hinsichtlich weiterer
zu ergreifender Maßnahmen ausgewertet, heißt es in der Antwort.

 * 
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BUNDESTAG/8362: Heute im Bundestag Nr. 501 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 501

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.22 Uhr

1. Rolle digitaler Daten bei Strafverfolgung

2. Deutscher im Sinne des Grundgesetzes

3. Erfassung von Kfz-Kennzeichen

4. Asylbewerber in Thüringen

5. Bundesrat zu Integrationsgesetz-Entfristung

6. Bundesratsstellungnahme zu Zensusgesetz



1. Rolle digitaler Daten bei Strafverfolgung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über eine Initiative der rumänischen
EU-Ratspräsidentschaft zu "Novel Actionable Information" berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9701) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/9318). Darin erkundigten sich die Abgeordneten,
was der Bundesregierung über die "Initiative zur besseren Nutzung
,neuartiger verwertbarer Informationen' (,Novel Actionable
Information')" bekannt ist.

Wie die Bundesregierung dazu darlegt, ist ihr die Initiative der
rumänische Ratspräsidentschaft bekannt, mit der diese "insbesondere
die wachsende Bedeutung digitaler Daten für die Strafverfolgung
hervorhebt und den Umgang mit ihnen verbessern will, etwa durch einen
Erfahrungsaustausch der Strafverfolgungsbehörden und Aus- und
Fortbildungsangebote". Weiter führt die Bundesregierung aus, dass sie
zu dem Vorhaben bislang noch keine abgestimmte Haltung habe.

 * 

2. Deutscher im Sinne des Grundgesetzes

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Frage, wer "Deutscher im Sinne des
Grundgesetzes" ist, ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/9672) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8723). Danach
ist "Deutscher im Sinne des Grundgesetzes, vorbehaltlich anderweitiger
gesetzlicher Regelung", wer die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt
"oder als Flüchtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehörigkeit
oder als dessen Ehegatte oder Abkömmling in dem Gebiete des Deutschen
Reiches nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat".
Dies ergibt sich aus Artikel 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, wie die
Bundesregierung ausführt.

 * 

3. Erfassung von Kfz-Kennzeichen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die "Nutzung von Kfz-
Kennzeichenerfassungssystemen durch deutsche Sicherheitsbehörden" geht
es in der Antwort der Bundesregierung (19/9705) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9313). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, werden durch das Bundeskriminalamt in
Einzelfällen Daten, die länderseitig mittels des sogenannten
Kesy-Kennzeichenerfassungssystems erhoben worden sind, für konkrete
deliktsspezifische kriminalpolizeiliche Auswertungen genutzt. Die
Zollverwaltung hat den Angaben zufolge solche Daten in der
Vergangenheit in Fällen strafrechtlicher Ermittlungsverfahren für
Observationszwecke auf Grundlage richterlicher Beschlüsse genutzt.

 * 

4. Asylbewerber in Thüringen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die AfD-Fraktion will von der Bundesregierung
wissen, wie viele Asylbewerber aus welchen Herkunftsländern sich nach
den zuletzt vorliegenden Daten in einem Asylverfahren in Thüringen
befunden haben. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage
(19/9733) unter anderem danach, wie viele noch nicht bearbeitete
Asylanträge in Thüringen vorlagen und wie viele Asylanträge anerkannt
beziehungsweise abgelehnt wurden.

 * 

5. Bundesrat zu Integrationsgesetz-Entfristung

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung (19/9764) liegt die Stellungnahme
des Bundesrates zum Gesetzentwurf der Bundesregierung "zur Entfristung
des Integrationsgesetzes" (19/8692) vor. Darin plädiert der Bundesrat
unter anderem für eine Ergänzung des Gesetzentwurfes, mit dem die
durch das Integrationsgesetz eingeführte Wohnsitzregelung entfristet
und weiterentwickelt werden soll. Nach dem Willen des Bundesrates soll
in dem Gesetzespassus, wonach die Verpflichtung schutzberechtigter
Ausländer zur Wohnsitznahme an einem bestimmten Ost aufgrund
unzumutbarer Einschränkungen auszuheben ist, hervorgehoben werden,
dass eine solche Einschränkung unter anderem besteht, "wenn die
Wohnortverpflichtung eine gewalttätige oder gewaltbetroffene Person an
einen Wohnort bindet".

In ihrer ebenfalls in der Unterrichtung enthaltenen Gegenäußerung
führt die Bundesregierung aus, den Vorschlag des Bundesrates zu
prüfen. Nach ihrer derzeitigen Einschätzung sei die vorgeschlagene
Anfügung allerdings nicht erforderlich, "da bereits die geltende
Rechtslage den Gewaltschutzfällen vollumfänglich Rechnung" trage.

 * 

6. Bundesratsstellungnahme zu Zensusgesetz

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat zu ihrem "Entwurf eines
Gesetzes zur Durchführung des Zensus im Jahr 2021" (19/8693) die
Stellungnahme des Bundesrates als Unterrichtung (19/9766) vorgelegt.
Darin plädiert der Bundesrat unter anderem dafür, in das Gesetz eine
Finanzierungsregelung aufzunehmen, der zufolge sich der Bund an den
Kosten der Länder zur Vorbereitung und Durchführung des Zensus
beteiligt und eine "auskömmliche Finanzzuweisung" leistet. Diesem
Vorschlag stimmt die Bundesregierung in ihrer ebenfalls in der
Unterrichtung enthaltenen Gegenäußerung zu der Stellungnahme nicht zu.

 * 
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BUNDESTAG/8361: Heute im Bundestag Nr. 500 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 500

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.42 Uhr

1. Europäisches Ein- und Ausreisesystem

2. Aufarbeitung des Dersim-Aufstands

3. Entlassungen in türkischen Behörden

4. 130 Millionen Euro für Ertüchtigung

5. Luftüberwachung bei Mittelmeermission

6. Transformation in Nordafrika



1. Europäisches Ein- und Ausreisesystem

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die mit der Einführung des "European Entry-Exit
Systems" (EES) in den Mitgliedstaaten der EU einhergehende wesentliche
Änderung im Bereich des Grenzmanagements wird die elektronische
Erfassung biometrischer Daten (Gesichtsbild sowie in der Regel vier
Fingerabdrücke der rechten Hand) sowie die Ein- und Ausreisedaten von
Drittstaatsangehörigen im Zusammenhang mit dem Grenzübertritt sein.
Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/9572) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8526). Nach der Einführung
des "European Travel Information and Authorisation System" (ETIAS)
komme hinzu, dass von der Visumspflicht befreite Drittstaatsangehörige
bereits elektronisch vor Reisebeginn eine Reisegenehmigung unter
Angabe personenbezogener Daten beantragen. Die Ausschreibung des
EES-Systems auf EU-Ebene ist nach Angaben der Bundesregierung noch
nicht abgeschlossen, die Planungen zum ETIAS-System stehen derzeit
noch am Anfang.

 * 

2. Aufarbeitung des Dersim-Aufstands

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung erkennt das Leid der Opfer und
Nachfahren des Aufstands von Dersim in der Türkei 1937 und 1938 an.
"Der Prozess einer historischen und politischen Aufarbeitung muss
jedoch in erster Linie innerhalb der Türkei erfolgen", schreibt sie in
der Antwort (19/9548) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/8944). Zu weiteren erbetenen Informationen zum damaligen Geschehen
verweist die Bundesregierung auf die "Möglichkeit selbständiger
Informationserhebung aus den Beständen des Bundesarchivs, des
Politischen Archivs des Auswärtigen Amtes und sonstigen, der
historischen Forschung zugänglichen Quellen".

 * 

3. Entlassungen in türkischen Behörden

Berlin: (hib/AHE) Öffentlich zugänglichen Quellen zufolge sind während
des von der türkischen Regierung verhängten Notstands zwischen dem 20.
Juli 2016 und dem 18. Juli 2018 per Verordnung 38.304 Polizeibeamte
entlassen und 24.225 suspendiert worden. "Davon wurden 1.110
entlassene Polizeibeamte wieder eingestellt; bei 3.939 wurde die
Suspendierung aufgehoben", heißt es in der Antwort der Bundesregierung
(19/9550) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8859). Es
seien 11.702 Bedienstete der Justizbehörden einschließlich Richter und
Staatsanwälte entlassen und 739 suspendiert worden. Seit dem 15. Juli
2016 seien außerdem öffentlich zugänglichen Quellen zufolge mindestens
13.121 Polizeibeamte und mindestens 2.848 Richter und Staatsanwälte in
Polizeigewahrsam genommen worden. "Mindestens 9.044 Polizeibeamte und
mindestens 2.310 Richter und Staatsanwälte wurden verhaftet."

Nach Kenntnis der Bundesregierung würden türkische Behörden unter
anderem die Gülen-Bewegung der Manipulation der Strafverfahren durch
ihre mutmaßlichen Vertreter in der Staatsanwaltschaft und der Justiz
beschuldigen. "So werfen türkische Behörden etwa einigen ehemaligen
türkischen Staatsanwälten vor, dass sie als Mitglieder der
Gülen-Bewegung in Kooperation mit Polizeibeamten unter anderem
Beweismittel gefälscht haben sollen." Einem der Staatsanwälte werde
darüber hinaus Medienberichterstattung zufolge vorgeworfen, im Rahmen
der Ermittlungen im Vorfeld der "Ergenekon"- und "Balyoz"-Prozesse mit
falschen Beweisen zur Verhaftung zahlreicher Personen beigetragen zu
haben.

 * 

4. 130 Millionen Euro für Ertüchtigung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung hat im Jahr 2018 im Rahmen der
Ertüchtigungsinitiative Mittel in Höhe von 130 Millionen Euro
bereitgestellt, diese Summe steht auch im laufenden Haushaltsjahr zur
Verfügung. Wie sie in der Antwort (19/9612) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/8592) schreibt, wurden im vergangenen Jahr
mit diesen Mitteln weder Kriegswaffen noch sonstige Rüstungsgüter in
Deutschland oder in den Partnerländern beschafft.

Ertüchtigungsmaßnahmen befähigen laut Bundesregierung ausgewählte
Partnerländer sowie internationale Organisationen und
Regionalorganisationen dazu, eigene Krisenprävention,
Krisenbewältigung und Krisennachsorge durchzuführen. "Die Projekte der
Ertüchtigungsinitiative umfassen grundsätzlich eine effektive
Verknüpfung der Elemente Ausbildung, Beratung und Ausstattung, um die
Befähigung der Partner zur eigenständigen Übernahme von
Sicherheitsverantwortung für die jeweilige Region zu fördern."

 * 

5. Luftüberwachung bei Mittelmeermission

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Intensivierung der Luftüberwachung im
Rahmen der EUNAVFOR MED-Mission im Mittelmeer ("Operation SOPHIA")
erkundigt sich die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/9631). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, ob die
Bundesregierung der Auffassung ist, dass die Mandatsaufgaben zukünftig
auch ohne den Einsatz von Schiffen umgesetzt werden können. Außerdem
soll sie angeben, welche Staaten sich mit welchen luft- oder
seegehenden Einheiten an der EU-Militärmission beteiligen und in
welcher Form die libysche Küstenwache unterstützt wird.

 * 

6. Transformation in Nordafrika

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Die Förderung von Transformationspartnerschaften mit
Ländern Nordafrikas thematisiert die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/9650). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen,
wie viele Projekte zwischen 2011 und 2018 aus Mitteln des Auswärtigen
Amts in der Region in welcher Höhe gefördert wurden und wie hoch der
Anteil der jeweiligen Fördersumme für Personal-, Verwaltungskosten und
Workshops ausfiel.

 * 
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BUNDESTAG/8360: Heute im Bundestag Nr. 499 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 499

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.04 Uhr

1. FDP fragt nach Transport von Fertiggaragen

2. Nationale Plattform Zukunft der Mobilität

3. AfD fragt nach Breitbandanschlüssen

4. Havarien von Windkraftanlagen

5. Rückforderungsansprüche gegen Airbus

6. LNT-Modell im Strahlenschutz



1. FDP fragt nach Transport von Fertiggaragen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) "Die Abschaffung des Garagenerlasses und die
Auswirkungen auf den Transport von Fertiggaragen" lautet der Titel
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/9388). Wie die Abgeordneten
schreiben, sei es bis zum 1. Januar 2017 möglich gewesen,
Fertiggaragen im sogenannten Zug-Verfahren zu transportieren. In
dieser Transportvariante seien zwei Fertiggaragen auf einem
Spezial-Lkw mit Anhänger mit eingebauter Hebevorrichtung transportiert
und fertig am Bauort abgeliefert worden. Grundlage dafür sei ein
sogenannter Garagenerlass gewesen, der Sondergenehmigungen für Firmen
zum Transport von Fertiggaragen per Spezial-Lkw ermöglicht habe,
schreibt die FDP-Fraktion. Seit Beginn 2017 seien dagegen nur noch
Einzeltransporte möglich, die mindestens zwei Lkw und häufig
zusätzlich einen Autokran für den Transport und die Anlieferung von
Fertiggaragen benötigten.

Die Bundesregierung wird nun gefragt, wie sie die zusätzliche
Umweltbelastung durch gesteigerten Lastverkehr seit dem Ende des
Zug-Verfahrens für Fertiggaragen bewertet. Wissen wollen die Liberalen
auch, wie die Bundesregierung den "EU-weiten Wettbewerbsnachteil" für
deutsche Firmen sowie volkswirtschaftlichen Schaden durch die
Abschaffung des Garagenerlasses bewertet, "insbesondere im Hinblick
auf den Erwerb und Unterhalt zusätzlicher Fahrzeuge, die Verdopplung
des Personalbedarfs sowie die gesteigerten Treibstoffkosten".

 * 

2. Nationale Plattform Zukunft der Mobilität

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Aktivitäten der Arbeitsgruppe 1 (AG 1) der
"Nationalen Plattform Zukunft der Mobilität" (NPM) interessiert sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. In einer Kleinen Anfrage (19/9362)
wollen die Abgeordneten von der Bundesregierung unter anderem wissen,
warum die AG 1 der NPM im März 2019 nur einen "Zwischenbericht"
vorgelegt hat und nicht, wie angekündigt, einen Bericht. Gefragt wird
auch, ob die Bundesregierung davon ausgeht, dass die AG 1 einen
Abschlussbericht erarbeitet, "der ein Instrumentenpaket enthält, mit
dem sich die Klimaziele im Verkehrssektor bis 2030 erreichen lassen".

 * 

3. AfD fragt nach Breitbandanschlüssen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Förderung von
Breitbandinfrastrukturprojekten in den Bundesländern Rheinland-Pfalz,
Hessen und Nordrhein-Westfalen interessiert sich die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/9371). Gefragt wird unter anderem, wie viele
Haushalte nach Einschätzung der Bundesregierung durch die Umsetzung
der geförderten Projekte bis 2020 in den erfragten Ländern mit
Breitbandanschlüssen versorgt werden können.

 * 

4. Havarien von Windkraftanlagen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/9476) die "Verhinderung und Bekämpfung schwerer Havarien
von Windkraftanlagen". Von der Bundesregierung will die Fraktion unter
anderem wissen, welche Notfallpläne der Bundesregierung es für den
Umgang mit schweren Industrieunfällen bei Windkraftanlagen gibt.

 * 

5. Rückforderungsansprüche gegen Airbus

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Der künftige Umgang mit dem Entwicklungsdarlehen,
das Airbus für die Entwicklung des A380 erhalten hatte, ist Gegenstand
einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/9642). Von der
Bundesregierung will die Fraktion unter anderem grundsätzlich wissen,
ob sie die Darlehensforderung als gefährdet ansieht.

 * 

6. LNT-Modell im Strahlenschutz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Das "LNT-Modell im Strahlenschutz" ist Thema einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/9647). Von der Bundesregierung
will die Fraktion unter anderem wissen, ob sie das LNT-Modell ("Linear
No Threshold") für übertragbar auf alle Arten von Immissionen und
Expositionen hält.

 * 
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BUNDESTAG/8359: Heute im Bundestag Nr. 498 - 06.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 498

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 6. Mai 2019, Redaktionsschluss: 09.20 Uhr

1. Straftaten gegen Völkerrecht in Syrien

2. Politiker-Treffen des BfV-Präsidenten

3. Zahl der Meldungen zur Entfernung

4. Zahl gewaltorientierter Rechtsextremisten

5. Fragen zum Zustand der Bundesbauten

6. Pläne für elektronische Patientenakte



1. Straftaten gegen Völkerrecht in Syrien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) "Beweissicherung und Dokumentation hinsichtlich
Straftaten gegen das Völkerrecht im Zusammenhang mit dem Bürgerkrieg
in Syrien" ist Thema der Antwort der Bundesregierung (19/9617) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/9142). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, leitete der Generalbundesanwalt beim
Bundesgerichtshof im September 2011 "ein sogenanntes
Strukturermittlungsverfahren gegen unbekannte Täter wegen des
Verdachts der Begehung von Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch
(insbesondere Kriegsverbrechen und Verbrechen gegen die
Menschlichkeit) ein" und beauftragte das Bundeskriminalamt mit der
Durchführung der Ermittlungen. Die Ermittlungen umfassen den Angaben
zufolge auch die Beweissicherung und Dokumentation.

 * 

2. Politiker-Treffen des BfV-Präsidenten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Treffen des Präsidenten des Bundesamtes für
Verfassungsschutz (BfV), Thomas Haldenwang, mit Politikern von im
Bundestag vertretenen Parteien berichtet die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/9619) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/8946).
Danach haben seit dem Amtsantritt Haldenwangs am 15. November 2018
fünf Treffen mit Politikern der CDU/CSU stattgefunden, drei mit
SPD-Politikern und eins mit einem Mitglied der Partei Die Linke. Hinzu
komme mit Stand vom 10. April dieses Jahres ein Gesprächstermin, an
dem mehrere Abgeordnete verschiedener Parteien teilgenommen haben.
Bilaterale Termine mit Politikern von FDP und Bündnis 90/Die Grünen
haben den Angaben zufolge "seit Amtsantritt als Präsident des BfV
nicht stattgefunden".

 * 

3. Zahl der Meldungen zur Entfernung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die von der "Meldestelle für Internetinhalte" an
Internetdienstleister ergangenen "Meldungen zur Entfernung" sind ein
Thema der Antwort der Bundesregierung (19/9623) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/9113). Wie die Bundesregierung
darin ausführt, hat ihrer Kenntnis nach die bei Europol eingerichtete
Meldestelle von 2015 bis zum 1. März 2019 insgesamt 96.166 Meldungen
an Internetdienstleister versandt. Die Meldungen seien an 212 Provider
übermittelt worden. Wie aus der Antwort weiter hervorgeht, wurde den
Meldungen zu 84 Prozent entsprochen.

 * 

4. Zahl gewaltorientierter Rechtsextremisten

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über das gewaltorientierte Personenpotenzial der
Rechtsextremisten berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/9624) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/9099). Danach
ist "die Zahl gewaltorientierter Rechtsextremisten (2017: 12.700) am
gesamten Personenpotenzial der Rechtsextremisten (2017: 24.000)"
weiterhin sehr hoch.

Unter diesen befänden sich auch Rechtsextremisten mit einer
Waffenaffinität, "wobei die Waffen teilweise legal und, wie
regelmäßige Waffenfunde bei Rechtsextremisten belegen, auch illegal
beschafft werden", heißt es in der Antwort weiter. Das Bundesamt für
Verfassungschutz lege einen besonderen Fokus auf Rechtsextremisten mit
legalen Waffen, um hier einen Entzug der Waffenerlaubnis zu erreichen.

 * 

5. Fragen zum Zustand der Bundesbauten

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Den Zustand der Bundesbauten thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/9609). Die Liberalen fragen
die Bundesregierung unter anderem, ob sie dauerhaft über den aktuellen
baulichen Zustand beziehungsweise den Fortschritt von Erhaltungs- und
Reparaturmaßnahmen der Liegenschaften des Bundes informiert ist.

 * 

6. Pläne für elektronische Patientenakte

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Grünen-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/9687) nach den Plänen der Bundesregierung für die
elektronische Patientenakte (ePA). Ab 2021 müssten die gesetzlichen
Krankenkassen ihren Versicherten eine solche Akte anbieten, die ein
wesentlicher Baustein für die Digitalisierung im Gesundheitswesen sei.
Die Abgeordneten fragen nun nach den genauen Zeit- und
Umsetzungsplänen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1852: Regierungspressekonferenz vom 3. Mai 2019 (BPA)




Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 3. Mai 2019

Regierungspressekonferenz vom 3. Mai 2019

Themen: Internationaler Tag der Pressefreiheit, Termine der
Bundeskanzlerin (Besuch der Hamburger Hafen und Logistik AG, Empfang von
Prinz Charles und der Herzogin von Cornwall, Empfang des amerikanischen
Außenministers, Kabinett, Teilnahme an einem Kongress der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Teilnahme an der Jahrestagung der
Fraunhofer-Gesellschaft, informelles Treffen der Staats- und
Regierungschefs der Europäischen Union und Treffen der Kanzlerin mit
Vertreterinnen und Vertretern des Demokratischen Forums der Deutschen in
Rumänien, Empfang des EU-Kommissars Günther Oettinger), D-Day-Treffen in
der Normandie, Aussagen des mexikanischen und des deutschen Außenministers
zur Lage in Venezuela, Aufmarsch von Neonazis in Plauen, Zahl
gewaltorientierter Rechtsextremer, Ermittlungen gegen die Darknet-Plattform
"Wall Street Market", Aussagen von Markus Söder zu einer Steuerreform, Fall
Moncef Kartas, mögliche Einflussnahme Russlands auf Wahlen in Deutschland,
COeuer, Ausrufung des Klimanotstandes in Konstanz, Abschuss von Wölfen in
Deutschland, Äußerungen des EU-Kommissionspräsidenten zu Jens Weidmann,
Reform der Eurozone, Urteil des OVG Münster zu US-Drohneneinsätzen von der
Militärstation Ramstein


Sprecher: SRS'in Demmer, Breul (AA), Petermann (BMI), Steffen
(BMJV), Kolberg (BMF), Eichler (BMWi), Haufe (BMU)

Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRS'in Demmer: Bevor wir zu den Terminen der Kanzlerin kommen, würde ich
gerne etwas zum Internationalen Tag der Pressefreiheit sagen, der ja für
uns alle ein sehr wichtiger Tag ist.

Die Pressefreiheit hat einen hohen Stellenwert und ist ein elementarer
Pfeiler der Demokratie. Die Demokratie lebt davon, dass sich jede und jeder
frei und unabhängig informieren und seine Meinung bilden kann. Für eine
solche offene und öffentliche Diskussionskultur liefern Sie als
Journalisten die Grundlage, indem Sie recherchieren, hinterfragen und
unabhängig berichten. Deshalb ist in Deutschland die Pressefreiheit ja auch
in der Verfassung geschützt - in Artikel 5 des Grundgesetzes.

An dieser Stelle wird Pressefreiheit ganz alltäglich und praktisch gelebt.
Dreimal die Woche kommen wir als Regierungssprecher und Ressortsprecher
hier zu Ihnen, um uns Ihren kritischen und manchmal auch unangenehmen
Fragen zu stellen. Wir kommen auf Ihre Einladung; Sie bestimmen den Ablauf.
Natürlich ist es für mich als Regierungssprecherin nicht immer einfach und
bequem, mich hier von Ihnen "grillen" zu lassen, aber das ist Ihre Aufgabe.
Wir brauchen Journalisten, die die Regierung kritisch hinterfragen und uns
auf den Zahn fühlen.

Journalismus bekommt insbesondere in Zeiten, in denen wir alle einer Flut
von Informationen ausgesetzt sind, in die sich zunehmend auch Lügen, Fake
News und Desinformation mischen, natürlich noch eine weitere große
Bedeutung. Die Pressefreiheit muss also jeden Tag aufs Neue geschützt und
verteidigt werden.

Leider werden immer noch in viel zu vielen Staaten auf der Welt
Journalisten daran gehindert, ihre Arbeit zu machen, oder noch schlimmer:
Sie werden bedroht, bedrängt, müssen um ihr Leben fürchten. Laut "Reporter
ohne Grenzen" sind in diesem Jahr bereits acht Journalistinnen und
Journalisten in Ausübung ihrer Tätigkeit ums Leben gekommen.

Die Bundesregierung setzt sich für die Pressefreiheit ein; dort, wo sie in
Gefahr ist, spricht sie das im Kontakt mit anderen Regierungen an - in
Europa, aber auch darüber hinaus. Die Freiheit unabhängig arbeitender
Journalisten, also Ihre Arbeit, gibt jedem und jeder die Möglichkeit, sich
unabhängig eine Meinung zu bilden. Das ist es, was unsere offene
Gesellschaft stark macht.

Frage: Ich würde mir manchmal eine offenere Bundesregierung wünschen, Frau
Demmer, in Sachen Auskunftsfreude.

Herr Breul, können Sie uns sagen, wie es in der Türkei aussieht? Wie viele
deutsche Journalisten sind aktuell in der Türkei in Haft?

Breul: Wie Sie wissen, kann ich mich hier zu einzelnen Haftfällen nicht
äußern.

Zusatz: Ich will nur eine Gesamtzahl.

Breul: Sie wissen auch, dass wir weg davon sind, Personengruppen zu
benennen, wo die Fallzahlen sehr klein sind, die dann auch Rückschlüsse auf
Einzelne ermöglichen.

Ich kann Ihnen die Haftzahlen in der Türkei insgesamt nennen, wenn Sie das
interessiert: Wir haben im Moment 53 deutsche Staatsangehörige in
türkischer Haft. Daneben sind 45 Fälle von Deutschen bekannt, die aufgrund
von Ausreisesperren die Türkei nicht verlassen können.

Selbstverständlich setzen wir uns auch gegenüber der Türkei für
Pressefreiheit ein, nicht nur bei individuellen Fällen, sondern auch bei
den Rechten von Journalisten, die vor Ort ihrer Tätigkeit nachgehen können
sollen. Das machen wir in bilateralen Kontakten, das machen wir in
unterschiedlichen VN-Gremien. Dazu kann ich gerne noch mehr ausführen; aber
ich glaube, das war nicht der Kern Ihrer Frage.

Zusatzfrage: Liegt die Zahl der politischen Gefangenen denn immer noch im
einstelligen Bereich?

Breul: Korrekt.

SRS'in Demmer: Ich muss mich korrigieren: Laut "Reporter ohne Grenzen" sind
inzwischen in diesem Jahr sogar schon neun Journalisten in Ausübung ihrer
Tätigkeit ums Leben gekommen.

Frage: Hat Herr Breul oder jemand anders Zahlen darüber, wie viele deutsche
Journalisten weltweit in diesem Jahr in Haft sitzen? Gibt es
Vergleichszahlen zum Vorjahreszeitraum? Hat die Inhaftierung zugenommen,
ist es weniger geworden?

Breul: Nein, dazu habe ich keine Zahlen dabei. Das erfrage ich aber gerne
und reiche es nach.

Vorsitzender Mayntz: Dann blicken wir auf die Termine der Kanzlerin in der
nächsten Woche.

SRS'in Demmer: Am Montag, 6. Mai, besucht die Bundeskanzlerin die Hamburger
Hafen und Logistik AG in Hamburg. Die Bundeskanzlerin wird gegen 11 Uhr am
Container Terminal Altenwerder eintreffen. Vorgesehen ist ein Gespräch mit
der Geschäftsführung der Hamburger Hafen und Logistik AG. Bei einem
anschließenden Rundgang über das Gelände wird sich die Bundeskanzlerin über
die Arbeit auf einer der weltweit modernsten Umschlaganlagen sowie über
aktuelle Digitalisierungs- und Nachhaltigkeitsprojekte des Hafenkonzerns
informieren.

Am Dienstag wird die Bundeskanzlerin um 14.15 Uhr Prinz Charles und die
Herzogin von Cornwall zu einem Gespräch im Bundeskanzleramt empfangen.
Neben Berlin werden der britische Thronfolger und die Herzogin bei ihrem
Deutschlandbesuch in Leipzig und auch in München sein.

Am Dienstag um 18 Uhr wird die Bundeskanzlerin den amerikanischen
Außenminister, Mike Pompeo, zu einem Gespräch im Bundeskanzleramt
empfangen. Im Mittelpunkt der Unterredung werden neben den bilateralen
Beziehungen auch aktuelle internationale Fragen stehen. Außenminister
Pompeo wird während seines Aufenthalts in Berlin auch mit Außenminister
Maas zusammentreffen. Vor Beginn des Gesprächs wird es Statements der
Kanzlerin und des Außenministers geben.

Am Mittwoch um 9.30 Uhr tagt wie üblich das Kabinett unter Leitung der
Bundeskanzlerin.

Am Mittwochnachmittag wird die Bundeskanzlerin ab 14.30 Uhr in Berlin an
einem Kongress der CDU/CSU-Bundestagsfraktion teilnehmen. Das Thema lautet
"Globale Gesundheit stärken, UN-Nachhaltigkeitsziel umsetzen". Die
Bundeskanzlerin wird dort eine Rede halten. Das Thema globale Gesundheit
ist der Bundeskanzlerin weiterhin ein großes Anliegen. So war sie im
letzten Jahr Mitinitiatorin der Entwicklung eines globalen Aktionsplans zur
Umsetzung der gesundheitsbezogenen Nachhaltigkeitsziele der Agenda 2030.
Bei dem Kongress wird auch der WHO-Generaldirektor zu Fortschritten bei der
Erarbeitung dieses Plans berichten.

Danach, ebenfalls am Mittwoch, nimmt die Bundeskanzlerin ab 17.30 Uhr an
der Jahrestagung der Fraunhofer-Gesellschaft in den Eisbach Studios in
München teil. Im Rahmen der Veranstaltung soll zugleich das 70.
Gründungsjubiläum der Fraunhofer-Gesellschaft gewürdigt werden. Die
Bundeskanzlerin wird dort die Hauptrede halten. Sie wird darin die
Bedeutung der Fraunhofer-Gesellschaft für die Entwicklung der deutschen
Forschungslandschaft herausstellen und deren Beitrag zur Lösung
gesellschaftlicher Herausforderungen würdigen. Außerdem wird sie das
kontinuierliche Engagement des Bundes für die außeruniversitäre Forschung
hervorheben. Vor der Bundeskanzlerin werden der Präsident der 
Fraunhofer-Gesellschaft, Reimund Neugebauer, und der Oberbürgermeister von München,
Dieter Reiter, sprechen. Insgesamt werden etwa 600 Gäste erwartet.
Am 9. Mai kommen dann die Staats- und Regierungschefs der Europäischen
Union in Sibiu zu einem informellen Treffen zusammen. Das Treffen findet
auf Einladung des Präsidenten des Europäischen Rates, Donald Tusk, und des
rumänischen Präsidenten, Klaus Johannis, statt, da Rumänien ja derzeit den
Vorsitz im Rat führt. Der Gipfel beginnt gegen Mittag - wie üblich mit
einem Zusammentreffen der Mitglieder des Europäischen Rates mit dem
Präsidenten des Europäischen Parlaments, Antonio Tajani. In der
anschließenden Sitzung des Europäischen Rates mit Arbeitsmittagessen und
einer Arbeitssitzung ist von Ratspräsident Tusk die Annahme einer Erklärung
sowie ein erster politischer Meinungsaustausch zu den Prioritäten der
Strategischen Agenda des Europäischen Rates für die Jahre 2019 bis 2024
geplant. Die Strategische Agenda selbst soll vom Europäischen Rat am
20./21. Juni verabschiedet werden.

Im Anschluss an den Gipfel hat die Kanzlerin noch einen weiteren Termin in
Hermannstadt: Sie wird mit Vertreterinnen und Vertretern des Demokratischen
Forums der Deutschen in Rumänien, also der deutschen Minderheit in
Rumänien, zusammentreffen.

Am Freitag, 10. Mai, empfängt die Kanzlerin EU-Kommissar Günther Oettinger
zu einem allgemeinen europapolitischen Austausch im Kanzleramt.

Frage: Zum Besuch des amerikanischen Außenministers am Dienstag: Sie sagen,
es gibt Statements, also keine Fragen. Wird es denn, Herr Breul, beim
Treffen mit Herrn Maas eine Pressekonferenz geben?

Breul: Das kann ich Ihnen noch nicht abschließend sagen. Da sind wir in den
letzten Gesprächen mit der amerikanischen Seite. Sobald wir Gewissheit
haben, werden wir die Einladung verschicken.

SRS'in Demmer: Für Ihren Hinterkopf: Bei Treffen der Kanzlerin mit
Außenministern ist das üblich.

Zusatzfrage: Das ist vielleicht etwas hoffnungsvoll, aber können Sie
vielleicht sagen, ob die Kanzlerin am D-Day-Treffen in der Normandie
teilnehmen wird? Das ist zwar noch eine Weile hin, ist aber ein großer
Termin.

SRS'in Demmer: Wie Sie schon sagen: Das ist noch eine Weile hin. Über
Termine der Kanzlerin berichten wir am Freitag der Vorwoche.

Frage: Herr Breul, ist es im Interesse des Außenministeriums, dass es ein
Pressegespräch mit Herrn Pompeo gibt?

Zweitens: Haben Sie eigene Erkenntnisse darüber, ob das, was Herr Pompeo am
Dienstag erklärt hat, dass nämlich Herr Maduro sozusagen fast nach Kuba
geflohen wäre und ein Flugzeug bereitstand, sich tatsächlich so verhielt
oder ob das ein Stück, sagen wir mal, Propaganda war?

Breul: Zu Ihrer zweiten Frage: Darüber haben wir keine eigenen
Erkenntnisse.

Zu Ihrer ersten Frage: Wie Sie aufgrund der hohen Anzahl von Einladungen
von uns wissen, ist es durchaus üblich, dass es bei Besuchen von
Außenministern hier Pressekonferenzen gibt. Es gibt immer wieder auch
Fälle, in denen es keine Pressekonferenz gibt. Das kann unterschiedliche
Gründe haben, auch logistische Gründe, Termingründe. Wir sind da mit der
amerikanischen Seite in der Abstimmung. Es ist einfach so, dass wir noch
nicht so weit sind wie offenkundig das Kanzleramt. Sobald wir den Ablauf
genau besprochen haben, werden wir informieren und Sie einladen.

Zusatzfrage: Aber wir verstehen Sie nicht falsch, wenn wir annehmen, dass
Sie es gerne hätten?

Breul: Der Regelfall bei eingehenden Besuchen von Außenministern ist, dass
es auch eine Pressekonferenz gibt.

Frage: Zu einem anderen Besuch, dem der Royals: Sie sind ja relativ
intensiv und lange da - ich glaube, vier Tage insgesamt. Sehen Sie das als
eine dringend notwendige Charmeoffensive in Brexit-schwierigen Zeiten?

SRS'in Demmer: Ich werde den Besuch jetzt nicht interpretieren. Wir freuen
uns auf den Besuch. Sie wissen, wie wichtig Großbritannien als Partner auch
in Zeiten der Brexit-Verhandlungen ist. Insofern freut die Kanzlerin sich
auf den Besuch.

Frage: Noch einmal zum Besuch des US-Außenministers: Was genau ist
eigentlich der Anlass dieses Besuchs?

Dann eine Wissensfrage: Gab es schon früher Unterredungen zwischen der
Kanzlerin und dem US-Außenminister?

Können Sie vielleicht noch etwas zu Themen sagen, die da besprochen werden?

SRS'in Demmer: Ich kann Ihnen jetzt nicht sagen, wann und wie oft sie
Pompeo schon getroffen hat. Es geht, wie schon gesagt, um aktuelle
internationale Fragen. Da gibt es genügend Themen, die besprochen werden
können, ohne dass ich jetzt dem Gespräch vorgreifen kann. Die USA waren,
sind und bleiben Deutschlands engster außereuropäischer Partner.

Breul: Ich kann vielleicht noch ergänzen. Es gibt immer großes Interesse
daran, mit dem amerikanischen Außenminister zusammenzutreffen. Es gibt auch
viele Treffen - nicht nur bilaterale, sondern oft auch im Rahmen von
internationalen Konferenzen; so haben die beiden Außenminister zuletzt bei
der Nato-Außenministertagung in Washington miteinander gesprochen. Von
daher bedarf es keines besonderen Anlasses. Auch in diesem Fall gibt es
keinen besonderen Anlass, sondern es ist ein regulärer Arbeitsbesuch und
Teil des kontinuierlichen Dialogs zwischen den beiden Außenministern.

Frage (zu Venezuela): Herr Breul, ich wollte zu den gestrigen Aussagen des
mexikanischen und des deutschen Außenministers kommen. Der mexikanische
Außenminister hat gesagt - ich zitiere -: "Wir würden jede militärische
Intervention in irgendeinem Land in Lateinamerika ablehnen." Herr Maas
sagte lediglich: "Deshalb verfolgen wir nach wie vor das Ziel einer
politischen Lösung und keiner militärischen." Heißt das, dass für Herrn
Maas eine militärische Option doch irgendwann möglich sein könnte?

Breul: Ich möchte mich ungern mit Ihnen in Textexegese ergehen aber in
diesem Falle, denke ich, ist unsere Position klar: Einer militärischen
Intervention erteilen wir eine klare Absage. So ist die Aussage des
Außenministers Maas zu verstehen.

Zusatzfrage: Jeglicher Intervention, auch einer amerikanischen?

Breul: Einer militärischen Intervention erteilen wir eine Absage.

Frage: Frau Demmer, am Mittwoch fand in der Stadt Plauen ein 
Neonazi-Aufmarsch statt, bei dem die Teilnehmer Fackeln und gleichartige Kleidung
und Trommeln im Stile der Hitlerjugend trugen. Die örtliche Polizei sah
keinen Grund, einzugreifen. Gestern hat der Zentralrat der Juden seine
Besorgnis darüber ausgedrückt - sowohl über den Marsch selbst als auch
darüber, dass die Behörden das zugelassen haben.

Mich würde interessieren, ob Sie Verständnis für die zurückhaltende Art der
sächsischen Polizei haben und wie Sie auf den Appell des Zentralrats
reagieren, solche Märsche zu unterbinden?

SRS'in Demmer: Tatsächlich bin ich über den Sachverhalt nicht informiert.
Ich kann deshalb nur ganz grundsätzlich noch einmal betonen, wie wir das
hier immer betonen: Grundsätzlich gilt, dass es in Deutschland keinen Platz
für Extremismus, Fremdenfeindlichkeit, Rassismus, Islamophobie,
Antisemitismus, Intoleranz und jede andere Form gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit gibt. Ganz gleich, von welcher Seite es Hass gibt,
wir akzeptieren das nicht.

Zusatzfrage: Ich möchte nachfragen; vielleicht will auch das
Innenministerium einspringen. In Plauen wurde ein Reporter einer jüdischen
Organisation an seiner Arbeit gehindert. In Duisburg gab es am gleichen Tag
einen Marsch, in dem die Zerstörung Israels gefordert wurde; auch da griff
die Polizei nicht ein. Wann ist denn der Punkt erreicht, an dem die
Bundesregierung da vielleicht einmal mit den Landesbehörden spricht, wo die
Grenzen zu ziehen sind?

SRS'in Demmer: Ich habe Ihnen unsere grundsätzliche Haltung dazu gesagt.
Jetzt kann ich ganz schlecht dazu Stellung nehmen, weil mir der Sachverhalt
nicht bekannt ist.

Petermann: Vonseiten des BMI kann ich der Bewertung von Frau Demmer nur
zustimmen. Welche Maßnahmen eine Landesbehörde trifft, hängt ja auch von
ermittlungstaktischen Gesichtspunkten ab. Deswegen können wir hier an
dieser Stelle diese ermittlungstaktischen Gründe, die für oder gegen ein
Einschreiten sprechen, im Einzelfall weder bewerten noch kommentieren. Das
wäre erstens nicht möglich und zweitens auch von der Sache her nicht
richtig.

Im Übrigen: Rechtsextremismus wird beobachtet, auch im Zusammenwirken mit
den Landesbehörden, gerade der gewaltbereite Rechtsextremismus. Auch wenn
die Zahlen, wie Sie wissen, seit 2017 rückläufig sind, bleibt das
Gefährdungspotenzial hoch; das ist bekannt. Das können sowohl Gruppen, auch
nicht organisierte, als auch radikalisierte Einzeltäter sein. Sie bleiben
zu beobachten.

SRS'in Demmer: Extremismus und Fremdenfeindlichkeit schaden der Demokratie
und gefährden den Zusammenhalt in der Gesellschaft. Die Bundesregierung
geht entschlossen gegen jede Form von Gewalt und Extremismus vor.

Frage: Frau Petermann, zu der Zahl der gewaltorientierten Rechtsextremen
hatten Sie ja eine parlamentarische Anfrage beantwortet: 12 700 von 24 000
Personen. Sie sagen, das ist rückläufig. Können Sie uns einmal den
Höchststand 2017 nennen und sagen, wie das zum Beispiel im Vergleich zu vor
zehn Jahren war, vor der sogenannten Flüchtlingskrise?

Petermann: Wir dürfen hier nicht die Zahl Gewaltorientierter und die Zahl,
die ich nannte - die Zahl der Gewalttaten, die letztlich festgestellt
wurden -, verwechseln. Ich habe jetzt die aktuelle Zahl nicht hier, sie
wurde aber vorgestellt beziehungsweise wird immer im Zusammenhang mit den
Kriminalitätszahlen vorgestellt. Das kann ich gegebenenfalls nachreichen.
Aber diese zwei Sachverhalte sind voneinander zu unterscheiden.

Zusatz: Um die Gewalttaten ging es mir jetzt nicht. Sie hatten ja erklärt,
wie viele gewaltorientierte Rechtsextreme es aus Ihrer Sicht in Deutschland
gibt.

Petermann: In der Anfrage, ja.

Zusatzfrage: Ja. Hat sich die Zahl in den letzten Jahren erhöht, ist sie
rückläufig? Können Sie uns Vergleichszahlen zum Beispiel zu gewaltbereiten
Linksextremisten, Islamisten usw. geben?

Petermann: Nein, das kann ich hier an dieser Stelle nicht tun, kann ich
gerne nachholen.

Frage: In der Antwort, Frau Petermann, argumentiert Ihr Haus auch damit,
dass eine solche gewaltbereite Radikalisierung vor allem dann stattfinde,
wenn monothematisch argumentiert wird, wenn also kein Widerspruch gegen
verbreitete rechtsextreme Weltbilder stattfindet, vor allem in Zeiten der
digitalen Kommunikation - Social Networks. Gibt es eine Strategie, an der
Ihr Haus arbeitet, um diesen Widerspruch sozusagen als Widerstand gegen
Radikalisierung zu befördern und zu entwickeln?

Petermann: Nun, was Sie ansprechen, sind Taten im Cyberraum. Der Cyberraum
ist Tatraum, das wissen wir. Die Sicherheitsbehörden müssen so aufgestellt
sein, dass sie ihren Schutzaufgaben auch in einer vernetzten Welt
nachkommen können. Das wollen wir unter anderem mit der Novelle des
Bundesverfassungsschutzgesetzes verfolgen, damit auch die
Verfassungsschutzbehörden in die Lage versetzt werden - zum Beispiel mit
der Onlinedurchsuchung oder der Quellen-TKÜ -, in der Realität anzukommen
und auch im Netz Straftaten verfolgen zu können.

Zusatzfrage: Den Aspekt hatte ich nicht gemeint, sondern es ging um die
Frage, inwiefern rechtsradikale Orientierung und Radikalisierung sich
verstärken, also vor Straftaten, inwiefern Einstellungen sich zunächst
verstärken. Da argumentiert Ihr Haus in der Antwort auf die Anfrage so,
dass es sagt: Das verstärkt sich, wenn solchen Weltbildern - vor allem im
Netz - nicht widersprochen wird. Es geht also darum: Entwickeln Sie eine
politische Kommunikationsstrategie, die solchen Tendenzen im Netz offensiv
widerspricht - vor der Frage des Strafraumes?

Petermann: Nun, die politische Kommunikation findet zum Beispiel hier
statt, findet aber über die Beteiligung an Sozialen Medien, über Facebook,
Twitter und Instagram auch im Netz statt. Die Möglichkeiten gibt es, dort
auch Kontrapunkte zu setzen, und das wird auch getan.

Frage: Es hat ja einen Zugriff auf das Darknet, auf den "Wall Street
Market", gegeben. Inwiefern sind Sie über die Ermittlungen informiert
beziehungsweise begrüßt Ihr Haus die Ermittlungserfolge der Behörden vor
Ort?

Petermann: Dazu gibt es eine Pressekonferenz der Staatsanwaltschaft in
Frankfurt, des Generalstaatsanwalts, an der auch Herr Münch teilnimmt. Ich
bin jetzt nicht genau über den Zeitpunkt informiert - um die Mittagszeit.
Da können Sie auch Informationen dazu erhalten. Ansonsten begrüßen wir
sehr, dass mithilfe des BKA nach langen Ermittlungen dieser Schlag gelungen
ist.

Frage: Mich interessiert vor dem Hintergrund des Ermittlungserfolgs heute
Ihre Haltung zu der Bundesratsinitiative. Mitte März hat sich der Bundesrat
dafür ausgesprochen, die Strafen für Betreiber illegaler Handelsplattformen
im Darknet zu verschärfen und auch die Ermittlungsmöglichkeiten zu
erweitern. Gibt es dazu schon eine Meinung in Ihrem Hause? Halten Sie das
für nötig, oder zeigt vielleicht gerade der Erfolg heute, dass man das, was
der Bundesrat da gefordert hat, gar nicht braucht? Mich würde die Haltung
des BMJV und des BMI dazu interessieren.

Steffen: Es ist so: Straftaten, die unter Nutzung des Darknets begangen
werden, müssen effektiv verfolgt werden; das ist richtig. Der
Koalitionsvertrag für die 19. Legislaturperiode sieht insoweit vor, dort,
wo Strafbarkeitslücken bestehen, eine Strafbarkeit für das Betreiben
krimineller Infrastrukturen einzuführen - auch das ist richtig -, um
speziell im Internet die Ahndung von Delikten wie zum Beispiel das
Betreiben eines Darknet-Handelsplatzes für kriminelle Waren und
Dienstleistungen zu verbessern.

Die Bundesregierung prüft derzeit, inwiefern konkrete Sachverhalte von der
geltenden Gesetzeslage nicht oder nicht ausreichend strafrechtlich
abgedeckt werden und wie etwaige Strafbarkeitslücken geschlossen werden
können.

Zusatzfrage: Und die erweiterten Ermittlungsmöglichkeiten? Sie haben jetzt,
wenn ich es richtig verstanden habe, nur über die Strafbarkeitslücken
geredet.

Petermann: Ich hatte zunächst schon die Novelle des
Bundesverfassungsschutzgesetzes erwähnt; aber natürlich ist auch das 
IT-Sicherheitsgesetz 2.0 zu nennen, das derzeit in der Ressortabstimmung ist
und Möglichkeiten vorsieht, auch gegen die Betreiber solcher Plattformen
noch besser vorgehen zu können.

Zusatz: Ihren Antworten entnehme ich jetzt aber: Konkret zu der
Bundesratsinitiative vom 19. März haben Sie sich noch keine Position
gebildet, ob Sie die unterstützen oder dem eher ablehnend oder zögernd
gegenüberstehen.

Petermann: Ich kann das im Augenblick von dieser Stelle aus nicht sagen,
weil ich es nicht weiß. Das bedeutet jetzt keine Zustimmung oder Ablehnung.

Steffen: Wenn ich jetzt keinen gravierenden Fehler mache, hat das Kabinett
am 17. April eine Stellungnahme dazu beschlossen. Das müsste
Bundesratsdrucksache 33/19 sein, wenn das richtig ist - wenn nicht, bitte
ich um Verzeihung.

Vorsitzender Mayntz: Den Inhalt der Stellungnahme haben Sie auch?

Steffen: Ich habe ihn hier vorliegen, aber das ist, glaube ich, zu
technisch.

Zusatz: Schaue ich mir an. Danke.

Frage: Frau Steffen, Frau Petermann hatte sich ja kurz mit dem Hinweis auf
die Pressekonferenz geäußert. Wie sieht die Einschätzung Ihres Hauses zu
dem Vorgehen der Ermittlungsbehörden aus? Es waren ja auch
Landesjustizministerien beteiligt. Wie schätzen Sie das ein, wie ist dieser
Zugriff, ohne dass Sie jetzt die Informationen der Pressekonferenz haben,
zu beurteilen?

Steffen: Ich muss gestehen, dass ich weder die Informationen der
Pressekonferenz noch detaillierte Informationen zu dem habe, was da
sozusagen gefunden wurde. Insofern kann ich allgemein natürlich sagen, dass
es zu begrüßen ist, wenn da etwas aufgedeckt wurde. Aber detaillierter kann
ich mich dazu hier gar nicht äußern; tut mir leid.

Breul: Ich hätte noch eine Nachlieferung an den Kollegen, auch wenn sie ihn
wahrscheinlich nicht zufriedenstellen wird - es ist nämlich nicht ganz
einfach, diese Statistik zu erheben. Die Frage war, wie viele deutsche
Journalisten im Ausland in Haft sitzen. Wir betreuen weltweit aktuell ca.
3000 Haftfälle. Wir kategorisieren sie nicht nach Berufsgruppen; das ist
aber wahrscheinlich auch nicht das, was Sie interessiert, sondern das sind
eher die Tatvorwürfe. Wenn ein Journalist wegen eines anderen
Straftatbestands in Haft sitzt, ist das ja für die Zahl, die Sie erfragen,
nicht relevant. Auch bei den Tatvorwürfen ist es schwierig, zu
kategorisieren, weil die in den Ländern natürlich unterschiedlich erfasst
und formuliert werden und vor allem, weil wir auch nicht immer wissen, was
genau vorgeworfen wird, weil wir ja nicht Prozessbeteiligte sind. Da kommt
es also auch darauf an, wie von den Betroffenen informiert wird.

Langer Rede kurzer Sinn: Eine richtig verlässliche Zahl kann ich Ihnen da
nicht nennen. Ich möchte vielleicht ähnlich wie Frau Demmer noch einmal auf
den Barometer der Pressefreiheit der "Reporter ohne Grenzen" verweisen, die
weltweit 174 Journalisten in Haft erfasst haben. Wir können gerne
versuchen, bei uns noch etwas tiefer zu bohren, aber ich fürchte, eine
endgültige Zahl wird sehr schwierig zu erheben sein. Wir bohren.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMF und das BMWi. Der bayerische
Ministerpräsident Söder ist ja derzeit auf einer Auslandsreise in
Österreich. Von dort aus hat er angekündigt, nach den Europawahlen eine
Steuerreform in zweistelliger Milliardenhöhe vorstellen zu wollen. Mein
letzter Stand war, dass das BMF in SPD-Hand ist. Es würde mich aber
interessieren, ob Sie, wenn jetzt aus Teilen der Koalition offensichtlich
neue Initiativen kommen, unter anderem die Unternehmenssteuer deutlich zu
senken, eine Haltung dazu haben.

An das BMWi: Ihr Minister hat ja schon öfter geäußert, dass auch er sich
Steuerreformen vorstellen könnte. Stellt er sich da hinter Söder oder macht
er sich mit diesem Vorschlag noch nicht gemein?

Kolberg: Vielen Dank für die Frage. Wir kommentieren jetzt natürlich nicht
Äußerungen aus dem politischen Raum. Grundsätzlich kann ich sagen, dass
Deutschland ein attraktiver Wirtschaftsstandort ist. Das steuerpolitische
Umfeld ist nicht der entscheidende Faktor für unternehmerische
Entscheidungen. Es kann diese aber beeinflussen; insofern achtet das
Bundesfinanzministerium natürlich darauf, dass der deutsche Standort im
internationalen Vergleich über die richtigen steuerlichen Rahmenbedingungen
verfügt. Unternehmerisches Wachstum soll ermöglicht werden, ohne dass
Spielraum für aggressive Steuergestaltungen besteht.

Außerdem weise ich darauf hin, dass wir in dieser Regierung schon mehrere
Entlastungen beschlossen haben. Wir haben vor, den Solidaritätszuschlag zu
senken. Im Bereich Steuern treffen wir also erhebliche Maßnahmen. Außerdem
ist im Koalitionsvertrag, der die Grundlage für diese Regierung ist,
vorgesehen, dass wir die Unternehmen im Bereich steuerliche
Forschungsförderung entlasten. Da laufen die Arbeiten. Im Übrigen werden
wir uns nicht an einem Absenkungswettlauf beteiligen.

Eichler: Ich kenne die Vorschläge von Herrn Söder nicht und kann sie
deshalb auch nicht kommentieren. Aber ganz grundsätzlich ist es natürlich
so - das hat Herr Altmaier auch schon öfter gesagt -, dass es ihm wichtig
ist, die Wirtschaft, gerade jetzt, wo es etwas langsamer vorangeht, zu
entlasten. Ihm liegt deshalb unter anderem das Bürokratieentlastungsgesetz
III am Herzen. Das ist also die Fährte, die Herr Altmaier im Moment
verfolgt.

Zusatzfrage: Wenn Sie sagen, dass Ihnen das noch nicht vorliegt: Können Sie
es sich vielleicht ansehen und eine Haltung dazu nachreichen?

Steffen: Kann ich gucken; werde ich Ihnen dann sagen.

Frage: Herr Breul, Ihr Kollege hatte am Dienstag schon einmal über den Fall
des Herrn Kartas gesprochen und dabei auf die Uno verwiesen. Dennoch würde
ich ganz gern von Ihnen wissen, ob die Bundesregierung seine Festnahme für
rechtens hält und ob und wie Sie, also die Bundesregierung, mit der Uno
gemeinsam für seine Freilassung arbeiten, zum Beispiel innerhalb des 
Libyen-Sanktionskomitees oder Ähnliches.

Breul: Grundsätzlich gibt es dem, was Herr Burger am Dienstag vorgetragen
hat, nichts hinzuzufügen. Wir kümmern uns um diesen Fall. Wir stehen in
Kontakt mit den tunesischen Behörden und natürlich mit den Vereinten
Nationen, die hier Federführung haben, insbesondere bei der Frage der
Immunitäten. Die Botschaft Tunis bemüht sich nach wie vor um konsularischen
Zugang. Ich kann Ihnen sagen, dass wir das auch mit gewissem Nachdruck
verfolgen. Wir haben schon mehrere Verbalnoten, zuletzt am 02.05., also
gestern, mit Forderung des konsularischen Zugangs abgesandt und dazu auch
ein Gespräch mit dem tunesischen Botschafter hier in Berlin geführt.

Zusatzfrage: Wann war das Gespräch?

Breul: Das genaue Datum müsste ich Ihnen nachreichen. Das liegt mir hier
nicht vor. Aber es war in den letzten Tagen.

Zusatzfrage: Wurde er angerufen oder ins Auswärtige Amt gebeten?

Breul: Wir haben ein Gespräch mit ihm geführt. Darin haben wir diese
Position, die wir auch in den Verbalnoten hervorgebracht haben, deutlich
gemacht, dass wir konsularischen Zugang zu Herrn Kartas wünschen.

Zusatzfrage: Sie können nicht sagen, ob er ins Auswärtige Amt zitiert
wurde?

Breul: Ich kann Ihnen nicht sagen, ob er ins Auswärtige Amt zitiert wurde.
In der Regel finden Gespräche in Berlin im Auswärtigen Amt statt. Also gehe
ich auch hier davon aus. Vielleicht kann ich Ihnen das noch nachreichen.

Aber weil Sie so in diese Richtung bohren: Nein, wir sprechen hier nicht
von einer förmlichen Einbestellung.

Frage: Ich habe ein Thema zu Russland. Ich möchte die Bundesregierung, also
Frau Demmer, fragen: Wie groß ist die Wahrscheinlichkeit der russischen
Einmischung in die Wahlen nach Schätzung der Bundesregierung?

Breul: Mit Wahrscheinlichkeiten ist es immer schwierig zu operieren. Ich
nehme an, Sie nehmen jetzt Bezug auf die bevorstehende Europawahl. Ich
glaube, mit dem, was in Deutschland stattfindet, wäre nicht das Auswärtige
Amt, sondern eher das BMI sprechfähig.

Zuruf: In Bremen wird auch gewählt.

Breul: In Bremen wird auch gewählt. Da ist das Auswärtige Amt noch weniger
betroffen.

SRS'in Demmer: Ich kann vielleicht ganz allgemein sagen, dass wir
grundsätzlich das Thema Desinformation sehr ernst nehmen und da sensibel
sind. Wir sind fest entschlossen zu verhindern, dass staatliche und
nichtstaatliche Akteure unsere demokratischen Verfahren angreifen - egal
von welcher Seite das kommt.

Frage: Frau Petermann, Desinformation ist ja das eine. Aber hat das BMI in
den letzten Jahren nachweisbare Fälle von russischer Einmischung in die
Wahlen in Deutschland festgestellt?

Petermann: Das ist mir nicht bekannt.

Frage: Zum Thema COeuer: Herr Haufe, wie bewertet denn Ihr Ministerium die
Aussagen vom Finanzminister, es gebe noch kein realisierbares
COeuerkonzept? Warum gibt es das noch nicht?

Haufe: Wie wir mit der COpreisung verfahren, wird im Klimakabinett
besprochen. Also ich führe jetzt hier keine Debatte über COeuer auf der
Regierungsbank.

Zusatzfrage: Wie viele Konzepte haben Sie denn dem Finanzminister
vorgelegt? Oder wie viele haben Sie denn in einer Schublade?

Haufe: Die Konzepte werden im Klimakabinett besprochen.

Zusatzfrage: Wann tagt das, Frau Demmer?

SRS'in Demmer: Ich habe den genauen Termin nicht im Kopf. Ende Mai tagt es
das nächste Mal. Da gibt es jetzt einen Rhythmus von allen sechs Wochen.

Haufe: Am 29. Mai tagt das Klimakabinett das nächste Mal.

Frage: Auch zum Thema Klima: Die Stadt Konstanz hat gestern einen
Klimanotstand ausgerufen. Ich wollte fragen, ob das BMU weiß, ob so ein
symbolischer Schritt in Deutschland zum ersten Mal unternommen wurde. Wie
steht die Bundesregierung zu solchen Aktionen?

Haufe: So eine Ausrufung von Klimanotständen hat es ja in einigen anderen
Ländern auch schon gegeben. Konstanz ist jetzt die erste Stadt, die das
hier in Deutschland vollzieht. Das ist natürlich erst einmal eine Aktion,
um noch einmal auf das Problem des Klimawandels aufmerksam zu machen. Wir
schätzen das als wichtig für die Bewusstseinsbildung ein. Für uns ist es
natürlich auch eine Art symbolische Handlung.

Wie es die Bundesumweltministerin zuletzt auch noch einmal deutlich gesagt
hat: Die Zahl für symbolische Handlungen ist eigentlich vorbei. Das heißt,
wenn man das als symbolischen Akt erachtet, dann ist das natürlich deutlich
zu wenig. Wir als Umweltministerium konzentrieren uns darauf, dass wir in
diesem Jahr die Maßnahmen zur Minderung der Treibhausgase zum weiteren
Schutz vor dem Klimawandel forcieren, dass wir konkrete Gesetze, konkrete
Vorgaben und auch ein konkretes Verfahren zustande bekommen, wie wir weiter
mit der COpreisung verfahren. Konkretes Handeln liegt für uns im
Vordergrund.

Was natürlich den Begriff anbelangt, so muss man einerseits sehen: Das ist
auch eine Art Hilferuf, der hier stattfindet, der auch an einem anderen Ort
stattgefunden hat, dass Maßnahmen, die zum Klimaschutz beitragen, eben auch
von der einen oder anderen Seite blockiert werden können. Gleichzeitig muss
man auch sagen, dass das Wort Notstand in Deutschland eine bestimmte andere
Konnotation hat, die wir uns nicht zu Eigen machen. Denn Notstand bedeutet
ja auch, Bürger nicht zu beteiligen und Gesetze möglicherweise außer Kraft
zu setzen.

So verstehen wir die Klimaschutzpolitik auf gar keinen Fall. Für uns ist
die Bürgerbeteiligung eine wichtige Maßgabe. Die Politik des Klimawandels
kann nur ein gesamtgesellschaftlicher Prozess sein und wird natürlich in
dem Rahmen vollzogen, wie die Gesetze es vorsehen.

Aber wie gesagt: Wenn durch das Aussprechen eines solchen Klimanotstandes
ein stärkeres Engagement ausgeht, dann ist das für uns durchaus ein sehr
wichtiges Signal.

Frage: Ich habe noch eine Frage zur COeuer. Herr Haufe, wenn Sie sagen, Sie
möchten die Debatte nicht hier führen: Eine Ministerin und ein Minister
haben sich inhaltlich in der Frage positioniert. Dann antworten Sie doch
bitte auf legitime Fragen.

Ich würde gern von Herrn Kolberg wissen: Ihr Minister Scholz sagt, die SPD -
 namentlich er - werde nur mitmachen, wenn eine COeuer nicht zu einer
realen Mehrbelastung der Leute führt. Würde das, was Frau Schulze
angekündigt hat, man könne Einnahmen aus einer COpreisung an Menschen mit
geringerem Einkommen zurückgeben, das Kriterium "keine reale Mehrbelastung
beziehungsweise Rückgabe" erfüllen? Ist das ein Kriterium, von dem Ihr
Minister sagt: Ja, das ist ein Weg, über den wir nachdenken können?

Kolberg: Genau. Also zunächst einmal stehen die Äußerungen des Ministers
für sich. Ich werde sie jetzt hier nicht noch einmal kommentieren und
auslegen.

Grundsätzlich sehe ich auch keinen Widerspruch, den Sie jetzt hier
versuchen zu konstruieren, zwischen den Äußerungen, die mein Kollege gerade
gemacht hat und den Äußerungen, die wir gemacht haben.

Wir haben die ganze Zeit darauf hingewiesen - auch hier auf Ihre Fragen in
der Regierungspressekonferenz -, dass wir zu diesen Themen im Moment in der
Diskussion sind. Unser Minister hat immer wieder betont, dass Klimaschutz
für ihn eines der wichtigsten Themen unserer Zeit ist. Deswegen haben wir
auch das Klimakabinett, um uns zu diesen wichtigen Fragen auszutauschen.
Den Ergebnissen können wir hier nicht vorgreifen. Wir besprechen uns dazu
gerade. Wir wollen ein gutes und effektives Maßnahmenpaket vorstellen. Dazu
haben wir hier oft gesprochen. Ich verstehe die Ungeduld und dass man jetzt
Ergebnisse sehen will. Nur kann ich keine Ergebnisse verkünden, wenn sie
noch nicht da sind.

Haufe: Also wir arbeiten ja an den Ergebnissen. Wir müssen am Ende ein
Gesamtkonzept vorlegen, dass wir Ihnen heute hier nicht präsentieren
können. Ich sehe es auch so wie der Kollege, dass der eine oder andere
Unterschied, der jetzt hier versucht wird zu betonen, in den Ansichten
innerhalb der Regierung gar nicht so vorliegt. Denn die
Bundesumweltministerin hat immer auch klargemacht, dass eine COpreisung
oder eine Form einer COeuer mit einem sozialen Ausgleich verbunden werden
muss. Es geht auch nicht darum, dass der Staat zusätzliche Einnahmen
generiert, sondern dass ein Signal da ist, dass Treibhausgasemissionen
kosten.

Das ist der Hintergrund dieser Debatte. Wie wir das jetzt konzeptionell
ausgestalten werden, können wir noch nicht sagen. Da sind wir gerade dabei.
Wir können nicht jeden Tag - auch wenn Sie das gern wünschen; wie gesagt,
das verstehe ich - ein neues Signal senden. Das ist der Weg, den wir jetzt
gehen.

Zusatzfrage: Jeden Tag ein neues Signal muss ja nicht sein. Es wäre schön,
wenn überhaupt an einem Tag ein konkretes käme.

Sie gehen also davon aus, dass Konzepte, die Sie entwickeln, die Kriterien,
die Herr Scholz noch einmal angemahnt hat, auch erfüllen werden, nämlich
keine zusätzliche Belastung der Leute durch COeuern?

Haufe: Ich habe das in der letzten Woche genauso ausgeführt. Das war auch
ein Teil meiner Antwort auf die Frage nach der Position der
Bundesumweltministerin.

Ich glaube kaum, dass heute am Erdüberlastungstag, also an dem Tag, an dem
Deutschland seine Ressourcen weitgehend aufgebraucht hat, wenn man das
entsprechend weltweit umlegt, die Bundesumweltministerin ein Zeichen dafür
geben würde, dass sie beim Klimaschutz nachlässt und gerade bei der
Treibhausgasemission weniger Aktivität zeigt - ganz im Gegenteil.

Frage: Herr Haufe, mich würde einmal interessieren: Wenn die Leute nicht
belastet werden sollen, wer soll denn aus Ihrer Sicht überhaupt mit einer
COeuer belastet werden?

Frau Petermann, Frau Friedrich, beteiligen sich Ihre Häuser an der
Konzeption einer COeuer oder vielleicht mit eigenen Konzepten zu einer
COeuer?

Haufe: Es geht nicht darum, jetzt Menschen und Bevölkerungsgruppen zu
belasten, sondern COd andere Treibhausgase so zu bepreisen, dass ihr
Ausstoß entsprechend unattraktiv wird. Das ist die Stoßrichtung, die wir
bei einer zukünftigen Bepreisung haben.

SRS'in Demmer: Vielleicht kann ich einfach noch einmal ganz generell sagen,
um das hier auch abzuschließen: Es ist doch klar, dass es gewaltige
Anstrengungen bedarf, um bis 2030 diese Klimaziele zu erreichen, denen wir
uns verpflichtet fühlen, nämlich die Hälfte der klimaschädlichen
Emissionen, bezogen auf die Zahl von 1990, zu reduzieren. Dazu setzt sich
die Bundesregierung jetzt mit allen betroffenen Ressorts regelmäßig
zusammen, um zu einem Ergebnis zu kommen. Es sind noch keine Entscheidungen
getroffen. Dieser Diskussionsprozess ist noch nicht abgeschlossen. Aber ich
bin sehr zuversichtlich, dass wir da zu einem Ergebnis kommen.

Zusatzfrage: Es gibt eine laufende Klage gegen die Bundesregierung zum
Thema Klimaziele 2020. Frau Demmer, ich weiß nicht, ob Sie die richtige
Ansprechpartnerin sind, die ich jetzt dazu befrage. Aber da hat die
Bundesregierung ja schon zum zweiten Mal vor Gericht eine Verlängerung
beantragt, um auf diese Klage antworten zu können. Warum braucht die
Bundesregierung ein halbes Jahr, um auf diese Klage von drei 
Biobauern-Familien und Greenpeace zu antworten?

SRS'in Demmer: Wie üblich kommentieren wir laufende Gerichtsverfahren hier
nicht.

Haufe: Ich kann dazu noch etwas sagen. Dazu hat sich ja
Umweltstaatssekretär Flasbarth auch geäußert. Es ist so, dass die
Begründung der Klägerseite im März bei uns ankam. Das ist für uns natürlich
auch kein gewöhnliches Klageverfahren. Deswegen brauchen wir einfach etwas
Zeit bei der Erwiderung. Das ist der Hintergrund. Wir haben die Klage, die
Begründung der Klägerseite, recht spät erhalten. Das hat Herr Flasbarth
auch auf seinem Twitter-Account geäußert. Dort können Sie das nachlesen.

Zusatzfrage: Hatte Ihr Ministerium Verständnis für die Klage?

Haufe: Wir haben Verständnis für jede Form von Engagement für den
Klimaschutz.

Frage: Es gab eine Vorabmeldung, dass das Kanzleramt das Thema Abschuss von
Wölfen an sich gerissen habe. Ich wüsste gern von Frau Demmer oder den
beiden beteiligten Ministerien, ob etwas daran ist.

SRS'in Demmer: Da kann ich Ihnen nur sagen: Das Bundesumwelt- und das
Bundeslandwirtschaftsministerium sind da nach wie vor im Gespräch, im Sinne
des Koalitionsvertrags eine gute Lösung zum Thema Wolf zu finden. Es ist
eine komplexe Thematik. Die intensiven Gespräche hierzu dauern an, und die
Ergebnisse warten wir jetzt ab.

Zusatzfrage: Das heißt, das Kanzleramt hat keine neue Rolle?

SRS'in Demmer: Über interne Abstimmungsprozesse geben wir ja hier
grundsätzlich keine Auskunft. Es handelt sich um einen normalen
Abstimmungsprozess, um Meinungsverschiedenheiten auszuräumen. Ich bin
zuversichtlich, dass wir auch hier zu einem guten Ergebnis kommen.

Frage: Ich habe eine Frage an Herrn Kolberg und Frau Demmer. Der 
EU-Kommissionspräsident Juncker hat sich sehr lobend über Herrn Weidmann
geäußert und hält ihn für geeignet als neuen EZB-Chef. Teilt die
Bundesregierung diese Einschätzung?

Kolberg: Wie immer kommentieren wir hier keine Personalfragen.

SRS'in Demmer: Den Worten von Herrn Kolberg schließe ich mich voll
umfänglich an.

Zusatzfrage: Sie sagen noch nicht einmal, ob er geeignet wäre?

SRS'in Demmer: Wir diskutieren hier in der Regierungspressekonferenz keine
Personalfragen.

Frage (zur Reform der Eurozone): Wenn ich so kühn sein darf, die Personalie
Juncker als Teil der Frage aufzunehmen: Herr Juncker hat in einem Interview
kritisiert, dass Deutschland eine Bremserrolle im Euro-System einnähme.
Mögen Sie das kommentieren?

Kolberg: Ich möchte dazu keinen Kommentar abgeben.

Aber allgemein kann ich dazu sagen, dass wir ganz eng mit unseren
französischen Partnern zusammenarbeiten. Bruno Le Maire und Olaf Scholz
haben Vorschläge vorgestellt und sie auch gemeinsam in die laufende Debatte
für die Eurozonenreform eingebracht. Da gab es einige Fortschritte. Die
Arbeiten dauern noch an. Im Juni sollen Vorschläge vorgestellt und dann
beim Europäischen Rat, bei den Regierungscheffinnen und -chefs, besprochen
werden. Wir nehmen eine sehr konstruktive Rolle ein und werden sie auch
weiter einnehmen.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie sind dabei, aus dem Bremserhäuschen
herauszukommen?

Kolberg: Das ist Ihre Interpretation. Ich kann nur sagen, dass wir uns
konstruktiv an diesen Gesprächen beteiligen und auch eigene Vorschläge
einbringen.

Frage: Frau Demmer, hat sich die Bundesregierung schon über das 
Ramstein-Urteil ein eigenes Urteil gebildet?

SRS'in Demmer: Da gibt es keinen neuen Stand.

Freitag, 3. Mai 2019
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WIRTSCHAFT/3049: Altmaier sollte der Wirtschaft zuhören, statt sie lenken zu wollen


FDP-Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

BEER: Altmaier sollte der Wirtschaft zuhören, statt sie lenken zu
wollen



Zum Treffen von Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier mit
Spitzenvertretern der deutschen Wirtschaft erklärt die
stellvertretende FDP-Bundesvorsitzende und Spitzenkandidatin der FDP
zur Europawahl Nicola Beer:

"Heute versucht Wirtschaftsminister Altmaier Vertretern großer
deutscher Unternehmen seine Industriepolitik 2030 schmackhaft zu
machen. Viel Appetit haben sie nicht. Mit den Familienunternehmen,
mit vielen kleinen und mittelständischen Betrieben, hat Altmaier es
sich schon verscherzt. Sie alle lehnen seine gelenkte
Wirtschaftspolitik ab. Denn nationale und europäische Champions zu
züchten, verzerrt nicht nur den Wettbewerb und schadet dem
Verbraucher, sondern kann am Ende auch noch dazu führen, dass
Steuerzahler diese Scheinriesen retten müssen. Die Wirtschaft will
bessere Rahmenbedingungen, keine neuen Staatsbeteiligungen. Die
Freien Demokraten fordern, dass Altmaier sich endlich mit den
bestehenden Problemen seines Ressorts befasst: Von der
Digitalisierung bis zur Energiewende hat er genug zu tun. Mit seinen
etatistischen Plänen auf Kosten des Wettbewerbs hat Altmaier
eindeutig bewiesen, dass er kein Erbe Erhardts ist. Damit ist auch
klar: Altmaier ist keine adäquate Besetzung für einen
Kommissarsposten in Brüssel."

 * 
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WIRTSCHAFT/3048: Bundesregierung wird zur Wachstumsbremse


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 6. Mai 2019

THEURER: Bundesregierung wird zur Wachstumsbremse



Zur Debatte über die Nationale Industriestrategie 2030 erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Der Wirtschaftsminister sollte die vernichtende Kritik an seiner
mittelstandsfeindlichen Industriestrategie ernst nehmen. Durch die
Debatte über eine staatlich gelenkte Wirtschaft, einen Artenschutz
für Großkonzerne und die Einführung von neuen Steuern verunsichert
die Bundesregierung die deutsche Wirtschaft. Sie wird damit selbst
zur Wachstumsbremse. Die Konkurrenten im Standortwettbewerb wie
China, Frankreich und die USA senken die Belastungen für Unternehmen,
während die Bundesregierung über neue diskutiert. Das ist Treibstoff
für eine Rezession. Von Union und SPD sollte nun ein klares Signal
ausgehen: Wir haben verstanden. Der Soli muss vollständig und für
alle abgeschafft werden. Ebenso muss die Gewerbesteuer gestrichen und
die Körperschaftssteuer gesenkt werden. Zudem muss Bürokratie mit
einem neuen Bürokratieentlastungsgesetz entschlossen bekämpft werden.
Ein solcher Impuls könnte das Investitionsklima retten und eine
Rezession verhindern."

 * 
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HAMBURG/4749: Mathe-Abi - Umstrittene Klausur muss überprüft werden (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 6. Mai 2019

Mathe-Abi: Umstrittene Klausur muss überprüft werden



Am vergangenen Freitag verzweifelten viele Hamburger Schülerinnen und
Schüler an den Aufgaben ihrer Matheabiklausur. Und das nicht aufgrund
mangelnder Vorbereitung, sondern weil Inhalt und Umfang wenig mit den
vorausgegangenen Unterrichtsinhalten gemein hatten. Im Nachgang der
Klausur wurden deshalb in mehreren Bundesländern (u.a. Bayern,
Niedersachsen und Hamburg) Online-Petitionen gestartet mit dem Ziel,
die Mathenoten fair anzupassen und die bundesweit zentral gestellten
Aufgaben in Zukunft durch die Fachlehrer_innen gegenprüfen zu lassen.
Der Unwille der Schüler_innen ist groß, was sich an den tausendfachen
Unterschriften ablesen lässt.

Sabine Boeddinghaus, schulpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE
in der Hamburgischen Bürgerschaft, hat Verständnis für das Anliegen
der Schüler_innen: "Der Schulsenator ist nun gefordert, den
Sachverhalt zu prüfen und eine verträgliche Lösung für die
Abiturient_innen zu finden. Es kann nicht sein, dass die
Profilierungsgelüste der Kultusminister_innen mit ihrem Wahn auf
Rankings dazu führen, dass den jungen Menschen Lebenschancen verbaut
werden! Für die Zukunft brauchen wir einen Realitätscheck der zentral
gestellten Aufgaben durch die Fachkräfte vor Ort. Unser gemeinsames
Ziel muss doch sein, dass unsere Abiturient_innen die bestmögliche
Unterstützung bei ihrem Start in ihre Ausbildung erhalten und sie
nicht noch Knüppel zwischen die Beine geworfen bekommen!"

 * 
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HAMBURG/4748: MIETENmove - Tausende wollen Mietenwahn stoppen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Mai 2019

MIETENmove: Tausende wollen Mietenwahn stoppen!



Tausende Hamburger_innen haben gestern trotz Regen- und

Graupelschauern am MIETENmove teilgenommen.

"Die Mieter_innen haben der Mehrheit in der Bürgerschaft gestern
gezeigt, dass sie in einem Luftschloss lebt. Weder der Neubau von
zehntausenden Wohnungen noch die löchrige Mietpreisbremse stoppen den
rasanten Mietenanstieg. Hamburg braucht einen Mietendeckel und muss
gegen die Miethaie verschärft vorgehen", so Heike Sudmann,
wohnungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft. Die Berliner Debatte um Enteignung sei
längst in Hamburg angekommen. Der Versuch, diese als bloße Ideologie
abzutun, werde scheitern. Das Grundgesetz ermögliche Enteignungen,
auch bei Wohnungsunternehmen. "Enteignung findet nicht nur für
Straßen- oder Kohleabbau statt. Viele Mieter_innen fühlen sich
enteignet, wenn ihre Miete den Lohn oder die Rente auffrisst. Deshalb
ist die Enteignung von abzockenden Wohnungsunternehmen die richtige
Forderung." stellt Sudmann fest.

 * 
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HAMBURG/4747: Schulgesundheitsfachkräfte für alle Schulen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 5. Mai 2019

Schulgesundheitsfachkräfte für alle Schulen!



In der Bürgerschaftssitzung am 8. Mai fordert die Fraktion DIE LINKE
mit einem Antrag (Drs. 21/16966), perspektivisch an allen Schulen
Gesundheitsfachkräfte anzustellen. Bisher erfüllen Lehrkräfte immer
wieder gesundheitsspezifische Aufgaben - vor Allem vor dem Hintergrund
der Inklusion. Mit Gesundheitsfachkräften sollen diese entlastet
werden. "Unser Antrag ist ein erster Schritt, die Gesundheit an
Schulen nachhaltig und langfristig zu fördern", erklärt Sabine
Boeddinghaus, bildungspolitische Sprecherin der Fraktion.

Modellversuche in Brandenburg und Hessen hätten gezeigt, dass sich ein
interner schulgesundheitlicher Dienst auf alle Akteur_innen der Schule
gesundheitsförderlich auswirkt. "Angesichts von etwa 77.000 chronisch
kranken Kindern an Hamburger Schulen ist diese Maßnahme längst
überfällig. Kinder und Jugendliche verbringen die Hauptzeit ihres
Tages in der Schule. Gesundheitsfachkräfte arbeiten gemeinsam mit dem
pädagogischen Personal daran, den Lebensort Schule zu einem gesunden,
positiven und förderlichen Ort zu machen", so Boeddinghaus. "Alle
bisherigen Erfahrungen machen deutlich, dass die Arbeit von
Schulgesundheitsfachkräften von allen Beteiligten als Entlastung und
Bereicherung angesehen wird."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 5. Mai 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5127: Klimaschutzkonzept 2.0 - Junge Menschen in den politischen Prozess einbinden (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 03.05.2019

Klimaschutzkonzept 2.0: Junge Menschen in den politischen Prozess
einbinden



Das Umweltministerium ermöglicht jungen Menschen heute mit der
Diskussionsveranstaltung "Klimaschutzkonzept 2.0: Mit unserer Jugend
Zukunft gestalten", Vorschläge für eine zukunftsgewandte
Klimaschutzpolitik einzubringen. Auch Andreas Hartenfels, Sprecher der
GRÜNEN Landtagsfraktion für Umwelt und Klimaschutz, hat an der
Veranstaltung teilgenommen und lobt das Einbinden der Jugendlichen in
den politischen Prozess:

"Klimaschutz geht uns alle an, denn die Klimakrise wirkt sich auf alle
Menschen aus. Besonders junge Menschen werden mit den massiven Folgen
konfrontiert sein, wenn sie den Planeten von uns erben. Dass
Umweltministerin Ulrike Höfken diesen jungen Menschen heute die
Möglichkeit gibt, ihren Forderungen Gehör zu verschaffen und sie in
den politischen Prozess einbindet, ist ein wichtiges und richtiges
Signal. Nur gemeinsam können wir uns der größten Herausforderung
unserer Zeit stellen und die Klimaerhitzung noch aufhalten.

Seit Wochen gehen Schülerinnen und Schüler jeden Freitag auf die
Straße und bekräftigen, wie ernst sie ihre Forderung nach konsequentem
Klimaschutz meinen. Alleine in Mainz waren auch heute wieder mehrere
hundert Teilnehmerinnen und Teilnehmer bei der
'Fridays for Future'-Demonstration dabei. Damit, dass ihre
Demonstrationen auch in den Schulferien stattfinden, strafen sie jene
Lügen, die ihnen unterstellt haben, nur den Unterricht schwänzen zu
wollen. Dieses unermüdliche Engagement ist großartig. Wir müssen diese
Generation ernstnehmen, denn ihre Zukunft hängt von unseren
Entscheidungen in der Gegenwart ab."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Mai 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5126: Gemeinden entscheiden über die Unterhaltung ihrer Straßen (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
30.04.2018

Gemeinden entscheiden über die Unterhaltung ihrer Straßen



Ein wesentlicher Bestandteil der Kommunalen Selbstverwaltungsgarantie
ist die Zuständigkeit der Gemeinden für die Unterhaltung der
Gemeindestraßen. D.h. die Gemeinden entscheiden selbständig, wann sie
welche Straße in ihrem Ortsbereich in welchem Umfang erneuern,
verbessern oder verändern. Nach dem rheinland-pfälzischen
Kommunalabgabengesetz werden die Kosten für die dann notwendigen
baulichen Maßnahmen zwischen der Gemeinde und den Anliegern, d.h. den
Grundstückeigentümern, aufgeteilt.

In Rheinland-Pfalz haben die Gemeinden durch Gemeinderatsbeschluss die
Möglichkeit, selbst darüber zu entscheiden, in welcher Form sie die
Anlieger über Straßenausbaubeiträge an den Kosten notwendiger
Unterhaltungsmaßnahmen beteiligen:


Einmalbeiträge und wiederkehrende Beiträge

Durch Einmalbeiträge, die nur von den Anliegern
(Grundstückseigentümern) der auszubauenden Straße erhoben werden oder
durch wiederkehrende Beiträge, die jährlich von allen Anliegern
(Grundstückseigentümern) in einer Gemeinde (bzw. einer zu bildenden
Straßenabrechnungseinheit) unabhängig von einer konkreten Baumaßnahme
in gleicher Höhe gezahlt werden müssen.


Straßenausbaubeiträge bedeuten Belastung von Bürger und
Verwaltung

Diese Straßenausbaubeiträge stellen für die betroffenen Bürger eine
erhebliche finanzielle Belastung dar. Insbesondere die Einmalbeiträge
können dazu führen, dass sich nicht zuletzt Alleinstehende, Rentner
oder auch junge Familien, die ein Haus erworben haben, zusätzlich zu
bestehenden finanziellen Zwängen mit zum Teil fünfstelligen
Forderungen konfrontiert sehen. Trotz bestehender Regelungen zu
Stundung oder Ratenzahlung kann das dazu führen, dass eine Immobilie
verkauft werden muss. Aber auch wiederkehrende Beiträge summieren sich
über die Jahre zu erheblichen Beträgen, die die Gesamtfinanzierung
belasten. Gerade in alten Ortskernen schreckt zudem die Unsicherheit
über möglicherweise künftig zu zahlende Straßenausbaubeiträge vom Kauf
einer sanierungsbedürftigen Altimmobilie ab.

In der kommunalen Praxis führen die Straßenausbaubeiträge zudem nicht
nur immer wieder zu Auseinandersetzungen bis hin zu Rechtsstreiten
zwischen Bürger und Verwaltung, sondern bedeuten mit Blick auf ihre
Berechnung und Erhebung einen wiederum nicht zu unterschätzenden
kostenträchtigen Verwaltungsaufwand.


Straßenausbaubeiträge abschaffen

Nach dem Vorbild anderer Bundesländer, wie beispielsweise Hessen,
schlagen wir daher die Entlastung der Bürger von
Straßenausbaubeiträgen vor. Die bisher auf die Anlieger entfallenden
Anteile, sollen künftig aus dem originären Landeshaushalt gezahlt
werden. Am finanziellen Anteil der Gemeinden und an ihrer
Entscheidungs- und Planungshoheit ändert sich nichts. In der Praxis
bedeutet das, dass die Gemeinden unverändert selbständig im Rahmen
ihrer finanziellen Möglichkeiten über die Ausführung notwendiger
Unterhaltungsmaßnahmen entscheiden.

Die Umsetzung einer entsprechenden straßenbaulichen Maßnahme bleibt
insbesondere davon abhängig, ob die Gemeinde ihren Eigenanteil leisten
kann. Unser Vorschlag führt also weder dazu, dass sich die
Bautätigkeit der Gemeinden zu Lasten des Landeshaushaltes ausweitet
noch zu einer Begrenzung der Zahl möglicher straßenbaulicher Maßnahmen
gegenüber der bisherigen Rechtslage. Auch ist die Sorge mancher
Gemeinde, der Wegfall der Anliegerbeiträge könne zu einer finanzielle
Mehrbelastung führen, unbegründet, da gesetzlich festgelegt wird, dass
die Anliegeranteile verpflichtend aus dem originären Landeshaushalt zu
zahlen sind.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 30. April 2019
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RHEINLAND-PFALZ/5125: Das Land feiert seine Verfassung, 18.5.2019 (Landtag Rheinland-Pfalz)


Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

Das Land feiert seine Verfassung

18. Mai: Buntes Bürgerfest des Landtags im Mainzer Landesmuseum



Mit einem bunten Bürgerfest feiert der rheinland-pfälzische Landtag in
diesem Jahr im Mainzer Landesmuseum den 72. Jahrestag der
Geburtsstunde der Landesverfassung am 18. Mai. "Gerne öffnen wir auch
in diesem Jahr wieder die Tore des Landtags, um allen Interessierten
von Jung bis Alt einen Einblick in die Arbeits- und Funktionsweisen
der Werkstatt unserer Demokratie zu bieten und zum Mitgestalten zu
motivieren", lädt Landtagspräsident Hendrik Hering die gesamte
Bevölkerung herzlich ein. Noch bis ins zweite Halbjahr 2020 hinein ist
die Steinhalle des Mainzer Landesmuseums das Zwischenquartier der
Volksvertretung. Dann sollen die umfangreichen Sanierungsarbeiten des
eigentlichen Domizils am Rhein, dem historischen Deutschhaus,
abgeschlossen sein.


Unterhaltung, Kultur und Information für Jung und Alt

Rund um den Interimsplenarsaal im Mainzer Landesmuseum wird ab 13 Uhr
bis in die Abendstunden hinein ein abwechslungsreiches und
kurzweiliges Programm aus Unterhaltung, Kultur und Information
geboten. Es finden Führungen durch den Plenarsaal statt, eine
multimediale Ausstellung in der Steinhalle des Museums erläutert die
Aufgaben- und Arbeitsweisen des Parlaments. Auch für Kinder und
Jugendliche gibt es hierzu spezielle Info-Angebote, aber auch ein
Unterhaltungsprogramm. So führt das Mainzer Galli-Theater um 13:15 und
um 15 Uhr das Stück "Der gestiefelte Kater" auf, es wird eine
"Zauberschmiede" und eine "Kinderrallye" angeboten, es gibt einen
Spiel- und Malbereich sowie die Möglichkeit zum Kinderschminken. Auch
die Sanierung des Deutschhauses wird im Rahmen einer kleinen
Ausstellung und mit Kurzvorträgen im Plenarsaal vorgestellt.
Musik für und aus allen Generationen

Im Innenhof des Landesmuseums wird musikalisch für und aus allen
Generationen etwas geboten. Neben dem Landespolizeiorchester
Rheinland-Pfalz spielen die Konzertband des Frauenlob-Gymnasiums in
Mainz "Fabulous League of Gentlemen" sowie die Jazz-Band "Frau Becker
singt", die Bar-Jazz von Billy Holiday bis Tom Waits bietet. Zudem
findet im Plenarsaal eine musikalische Lesung von "Motzki liest, Maier
singt" über Bob Dylan, Leonard Cohen und andere Weggefährten mit Boris
C. Motzki (Staatstheater Mainz, Schauspieler und Regisseur), David
Maier (Das Vereinsheim, Wormser Kulturmanager und Musiker) und
Matthias Schärf (SWR 1 Hits & Stories, Gitarrist) statt.

Ein Stand der Bürgerbeauftragten des Landes Rheinland-Pfalz und der
Beauftragten für die Landespolizei informiert in den Arkaden des
Landesmuseums über deren Tätigkeit. Im Innenhof präsentieren sich
neben mehreren Verpflegungsständen mit kulinarischen Genüssen auch die
Partnerregionen von Rheinland-Pfalz: Burgund-Franche-Comté,
Mittelböhmen und Oppeln. Auch das Landesmuseum und die
Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz beteiligen sich mit
verschiedenen Aktionen am Bürgerfest.


Festvortrag zur Zukunft Europas

Am Vormittag des 18. Mai wird im Plenarsaal eine Festveranstaltung mit
geladenen Gästen zum Thema "Die Zukunft Europas" zur zentralen Rolle
des Europäischen Gerichtshofes mit Blick auf Rechtsstaatlichkeit und
Chancengleichheit stattfinden. Festrednerin ist die Generalanwältin am
Gerichtshof der Europäischen Union, Professorin Juliane Kokott.
Landtagspräsident Hendrik Hering und Ministerpräsidentin Malu Dreyer
werden ebenfalls reden. Die Festveranstaltung wird ab 11:30 Uhr per
Live-Stream über die Homepage des Landtags unter www.landtag.rlp.de
übertragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

Landtag Rheinland-Pfalz
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LATEINAMERIKA/1879: Verschärftes Vorgehen gegen Migrant*innen an Mexikos Südgrenze (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Verschärftes Vorgehen gegen Migrant*innen an Mexikos Südgrenze




[image: Schwer bewaffnete Patrouille auf der Straße - Foto: Desinformémonos]
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(Mexiko-Stadt, 3. Mai 2019, desinformémonos) - Als Antwort auf die
humanitäre Krise an der mexikanischen Südgrenze habe die Regierung des
mexikanischen Präsidenten Andrés Manuel López Obrador (AMLO) nur
"Verfolgung und Kriminalisierung" der zentralamerikanischen
Migrant*innen parat, krisitisierte [1] ein Dachverband von 200
Organisationen und Einzelpersonen. Mit der Festnahme von Kindern habe
die Regierung zudem "schwere Menschenrechtsvergehen" begangen.

Nach Angaben der Organisationen habe es in den ersten Monaten der
Amtszeit von AMLO systematisch Festnahmen und Abschiebungen gegeben;
zudem seien Straßenkontrollen verstärkt und Razzien gegen
Migrant*innen durchgeführt worden. Allein in der ersten Aprilhälfte
seien durchschnittlich 273 Honduraner*innen pro Tag abgeschoben
worden.


"Migration wird kriminalisiert"

Das Kollektiv zur Beobachtung der Menschenrechte im Südosten Mexikos
COMDHSM (Colectivo de Observación y Monitoreo de Derechos Humanos en
el Sureste Mexicano) erklärte, es handele sich um "die gewalttätigste
Migrationspolitik an der Südgrenze der vergangenen Jahre". In jüngster
Zeit habe es einen Anstieg der Festnahmen gegeben, im Beisein von
Grenzbeamt*innen sowie bundesstaatlicher, kommunaler und
Bundespolizei. Das spricht nach Ansicht des Kollektivs für die
Absicht, "die Migration zu kriminalisieren".

Hingegen behauptet die Bundesregierung in ihrem Nationalen
Entwicklungsplan PND (Plan Nacional de Desarrollo): "Mexiko hat seine
Tradition als gastfreundliches Land wieder aufgenommen, das Asyl
bietet und Migration integriert". Doch selbst die Nationale
Migrationsbehörde INM hat am 26. April bekannt gegeben, dass 1.746
Migrant*innen im Aufnahmelager Siglo XXI in Tapachula festgehalten
werden, das nur eine maximale Kapazität für 960 Personen hat. Das
widerspricht dem Migrationsgesetz, das untersagt, mehr Migrant*innen
in ein Lager aufzunehmen, als möglich ist.


Anmerkung:

[1] http://foca.org.mx/blog/condenamos-el-operativo-de-detencion-migratoria-encabezado-por-el-instituto-nacional-de-migracion-y-policia-federal/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/verschaerftes-vorgehen-gegen-migrantinnen-an-mexikos-suedgrenze/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/013: 900 Indigene aus Venezuela nach Brasilien geflohen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

900 Indigene aus Venezuela nach Brasilien geflohen



(Lima, 30. April 2019, servindi) - 900 Pemonen-Indigene aus 14
venezolanischen Gemeinden sollen aus der Provinz Bolívar nach
Brasilien geflohen sein. Das teilte der Indigenen-Beauftragte der
venezolanischen NGO Foro Penal [1], Olnar Ortiz, auf einer
Pressekonferenz mit. Die über 900 Indigenen seien aus Angst und
aufgrund von Bedrohungen geflohen, erklärte Ortiz. Gegenwärtig
befänden sich die Indigenen in einem Camp des
UN-Flüchtlingshilfswerks. Etwa 800 der Vertriebenen befinden sich
demnach in der brasilianischen Siedlung Tarau Peru, während sich die
restlichen 100 auf die Ortschaften Bananal und Sakau Mota aufgeteilt
hätten.

Nach Angaben von Ortiz hat die Flucht der Indigenen über die Grenze
nach den Ereignissen vom 23. Februar zugenommen, als es den Versuch
gab, von der brasilianischen Seite Medikamente und Lebensmittel nach
Venezuela zu transportieren. Bei Auseinandersetzungen rund um diese
Transporte starben sieben Menschen [2] der indigenen Gemeinde
Kumarakapay. Für Ortiz hängt die Flucht der Indigenen nach Brasilien
auch mit bewaffneten Gruppen zusammen, die um die Kontrolle über den
illegalen Bergbau in der venezolanischen Provinz Bolívar kämpfen.


Anmerkungen:

[1] https://foropenal.com/2019/04/24/reporte-especial-represion-politica-contra-habitantes-de-comunidades-indigenas-en-bolivar-venezuela-marzo-2019/

[2] http://caraotalibre.cf/regionales/son-seis-en-total-murio-otro-de-los-pemones-heridos-en-kumarakapay-por-ataques-militares-en-la-gran-sabana/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/900-indigene-aus-venezuela-nach-brasilien-geflohen/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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FINANZEN/534: Gesellschaft für Informatik kritisiert geplante Kürzungen in Bildung und Forschung (idw)


Gesellschaft für Informatik e.V. - 02.05.2019

GI und FTI kritisieren geplante Kürzungen in Bildung und Forschung



Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) und der Fakultätentag
Informatik e.V. (FTI) sehen die geplanten Haushaltseinschnitte beim
Bundesministerium für Bildung und Forschung als fatales Signal für den
Innovationsstandort Deutschland.

Obwohl der Koalitionsvertrag eine Steigerung der Investitionen in Bildung
und Forschung auf 3,5 Prozent des Bruttoinlandsproduktes bis 2025
vorsieht, will das Finanzministerium bereits 2020 Kürzungen in Höhe von
600 Millionen Euro durchsetzen. Der Etat des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung fiele damit von 18,3 auf 17,7 Milliarden Euro. 2023
sollen bereits weitere Kürzungen folgen. Die Gesellschaft für Informatik
und der Fakultätentag Informatik sehen darin ein fatales Signal für den
Wissenschafts- und Innovationsstandort Deutschland.

Prof. Dr. Hannes Federrath, Präsident der Gesellschaft für Informatik:
"Die geplanten Kürzungen stehen nicht nur im Widerspruch zu den im
Koalitionsvertrag gesteckten Zielen, Bildung und Forschung finanziell zu
stärken, um international wettbewerbsfähig zu sein. Sie stehen auch im
Gegensatz zu den enormen Herausforderungen, die wir auf nationaler,
europäischer und globaler Ebene in den kommenden Jahren bewältigen müssen.
Vom demographischen Wandel über die digitale Transformation unserer
Lebens- und Arbeitswelten bis hin zum Klimawandel: Ohne eine
innovationsstarke Forschungslandschaft werden diese Phänomene nicht zu
bewältigen sein."

Prof. Dr. Norbert Ritter, Vorsitzender des Fakultätentags Informatik: "Im
Internationalen Wissenschaftsbetrieb werben wir heute um die
talentiertesten Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Welt. Dafür
brauchen wir hier in Deutschland attraktive und verlässliche
Rahmenbedingungen. Die Kürzung des im Koalitionsvertrag zugesicherten
Etats für Bildung und Forschung steht beidem klar entgegen. Deshalb
unterstützen wir die gemeinsame Forderung von Fraunhofer-Gesellschaft,
Helmholtz-Gemeinschaft, Leibniz-Gemeinschaft und Max-Planck-Gesellschaft:
Die Bundesregierung muss an den zugesicherten Investitionen in Bildung und
Forschung festhalten."


Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste
Fachgesellschaft für Informatik im deutschsprachigen Raum und vertritt
seit 1969 die Interessen der Informatikerinnen und Informatiker in
Wissenschaft, Wirtschaft, öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und
Politik. Mit 14 Fachbereichen, über 30 aktiven Regionalgruppen und
unzähligen Fachgruppen ist die GI Plattform und Sprachrohr für alle
Disziplinen in der Informatik. Die Mitglieder binden sich an die Ethischen
Leitlinien für Informatikerinnen und Informatiker der GI.

Weitere Informationen unter:

www.gi.de.

Über den Fakultätentag Informatik

Der Fakultätentag Informatik der Universitäten in der Bundesrepublik
Deutschland vertritt die gemeinsamen Belange seiner Mitglieder im Hinblick
auf eine Förderung der Zusammenarbeit in allen wissenschaftlichen Fragen
und eine Koordinierung der Ausbildung im Bereich Informatik. Seine
Mitglieder sind Fakultäten oder Fachbereiche von Universitäten und ihnen
gleichgestellten Hochschulen, die Informatikerinnen und Informatiker in
akkreditierten Bachelor- und Master-Studiengängen ausbilden und das Recht
zur Promotion und Habilitation auf dem Gebiet der Informatik besitzen. Er
ist einer der 17 Fakultätentage der deutschen Universitäten, die bei der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK) akkreditiert und im Allgemeinen
Fakultätentag (AFT) zusammengeschlossen sind.

Weitere Informationen unter:

www.ft-informatik.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution484

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft für Informatik e.V., 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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HOCHSCHULE/2280: Hochschulrektorenkonferenz zur Nachfolge des Hochschulpakts (idw)


Hochschulrektorenkonferenz (HRK) - 03.05.2019

HRK zur Nachfolge des Hochschulpakts: Gemeinsame Anstrengung für die
Hochschulbildung



Die Einigung der GWK über die Wissenschaftspakte kommentiert
HRK-Präsident Peter-André Alt heute in Berlin wie folgt: "Ich bin sehr
erleichtert, dass es trotz schwieriger Verhandlungen zu einer Einigung
zwischen Bund und Ländern gekommen ist. Bund und Länder nehmen ihre
gemeinsame Verantwortung wahr. Alle Beteiligten haben Einzelinteressen
zurückgestellt und damit dieses Ergebnis ermöglicht. Der Bundesministerin
gilt der Dank dafür, dass der Bund dauerhaft in die Finanzierung der
Hochschullehre einsteigt. Das ist ein bedeutsamer Schritt, auf den wir
seit der Neufassung des Artikels 91b Grundgesetz vor über vier Jahren
gedrängt haben."

Die Einigung der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK) über die
Wissenschaftspakte kommentiert der Präsident der
Hochschulrektorenkonferenz (HRK), Herr Professor Dr. Peter-André Alt,
heute in Berlin wie folgt:

"Ich bin sehr erleichtert, dass es trotz schwieriger Verhandlungen zu
einer Einigung zwischen Bund und Ländern gekommen ist. Bund und Länder
nehmen ihre gemeinsame Verantwortung wahr. Alle Beteiligten haben
Einzelinteressen zurückgestellt und damit dieses Ergebnis ermöglicht. Der
Bundesministerin gilt der Dank dafür, dass der Bund dauerhaft in die
Finanzierung der Hochschullehre einsteigt. Das ist ein bedeutsamer
Schritt, auf den wir seit der Neufassung des Artikels 91b Grundgesetz vor
über vier Jahren gedrängt haben.

Diese gemeinsame Anstrengung setzt ein wichtiges politisches Zeichen für
die nationale Bedeutung der Hochschulbildung und gibt den heutigen und den
kommenden Studierenden eine klarere Zukunftsperspektive. Die gemeinsam
aufgebrachten Mittel werden in Höhe von jährlich knapp 3,8 Milliarden Euro
verstetigt.

Die Hochschulpakte haben den Hochschulen geholfen, die nötigen
zusätzlichen Studienplätze zu schaffen und zu erhalten. Es war aber über
insgesamt 13 Jahre hinweg eine ständige Fahrt auf Sicht, ein immer neues
Bangen um die stets befristeten Mittel. Der 'Zukunftsvertrag', auf den
sich Bund und Länder nun verständigt haben, schafft hoffentlich die
Grundlage für wesentlich mehr Planungssicherheit in den Hochschulen.

Ein stetiger Aufwuchs der Mittel gleich von Beginn an ist zwar nicht
erreicht worden. Bund und Länder haben jedoch durch die nunmehr
verbindlich festgelegte Erhöhung für das Jahr 2024 grundsätzlich
anerkannt, dass Kostensteigerungen insbesondere durch Inflation und
Tariferhöhung berücksichtigt werden müssen. Wir gehen daher von
regelmäßigen adäquaten Anpassungen des Zukunftsvertrages an die
Kostenentwicklung aus."


Weitere Informationen unter:

http://www.hrk.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution313

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschulrektorenkonferenz (HRK), 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de
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HOCHSCHULE/2279: "Innovation in der Hochschullehre" (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 03.05.2019

"Innovation in der Hochschullehre"

Dauerhafte Förderung zur Weiterentwicklung der Hochschullehre



Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) hat heute die neue
Bund-Länder-Vereinbarung "Innovation in der Hochschullehre" verabschiedet.
Wichtige Ziele der Vereinbarung sind die Förderung der Weiterentwicklung
der Hochschullehre sowie ihre Stärkung im Hochschulsystem insgesamt.
Vorgesehen ist die dauerhafte Einrichtung einer - rechtlich nicht
selbständigen - Organisationseinheit unter dem Dach einer bestehenden
Institution. Sie soll durch entsprechende Förderformate Anreize für
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sowie für Hochschulleitungen
setzen, sich weiterhin verstärkt für Qualitätsverbesserungen in Studium
und Lehre einzusetzen und den Austausch und die Vernetzung relevanter
Akteure unterstützen. Dadurch wird die deutsche Hochschullandschaft in
ihrer Breite adressiert und kontinuierlich die Erneuerungsfähigkeit der
Hochschullehre gestärkt.

Die GWK-Vorsitzende und Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und
Verbraucherschutz der Freien Hansestadt Bremen, Prof. Dr. Eva Quante-Brandt,
betont: "Ein hochwertiges Studium und gute Lehre sind wichtig für
die Weiterentwicklung des Wissenschaftsstandorts Deutschland. Mit dieser
Vereinbarung wird die Möglichkeit dafür geschaffen, dass sich
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sowie Hochschulleitungen noch
besser neuen Anforderungen in Studium und Lehre stellen können und dass
erfolgreiche Projekte über einzelne Fächer und Hochschulen hinaus in die
Breite getragen werden können. Mit dieser Förderung wird die Bedeutung der
Hochschullehre gestärkt. Hochschulen jeder Größe und Art können von
beispielhaften Projekten und dem Wissenstransfer profitieren."

Die stellvertretende GWK-Vorsitzende und Bundesministerin für Bildung und
Forschung, Anja Karliczek, erklärt: "Eine herausragende akademische Lehre
ist die Grundlage für ein starkes Hochschul- und Bildungssystem. Sie muss
sich ständig weiterentwickeln. Dazu wird mit der Bund-Länder-Vereinbarung
Innovation in der Hochschullehre nun eine sehr gute neue Basis geschaffen.
Wir wollen Anreize für die Entwicklung neuer Lehrformen schaffen und dafür
die Hochschullehrkräfte aus ganz Deutschland besser zusammenbringen. Damit
wird die Lehre an den Hochschulen insgesamt gestärkt. Die Gründung einer
Organisation zur hochschul- und länderübergreifenden Förderung und
Entwicklung der Lehre bereichert die deutsche Wissenschaftslandschaft."

Bund und Länder stellen jährlich bis zu 150 Mio. Euro zur Förderung der
Innovation in der Hochschullehre bereit. Die Finanzierung erfolgt in den
Jahren 2021 bis 2023 durch den Bund und ab 2024 gemeinsam, wobei der Bund
110 Mio. Euro und die Länder 40 Mio. Euro jährlich aufbringen werden.

Mit dieser Vereinbarung setzen Bund und Länder ihre insbesondere durch den
Qualitätspakt Lehre begonnenen Anstrengungen zur Förderung und Verbreitung
innovativer Hochschullehre fort. Neben der wissenschaftsgeleiteten
Förderung von Projekten insbesondere zur strategisch-strukturellen
Stärkung der Hochschulen in Studium und Lehre und zu aktuellen,
themenbezogenen Herausforderungen in Studium und Lehre soll auch die
Organisation des länderübergreifenden Austauschs und der Vernetzung sowie
der Wissenstransfer unterstützt werden.

Zur Verwirklichung der Ziele und zur Umsetzung des Aufgabenportfolios soll
eine rechtlich unselbständige Organisationseinheit an einer bestehenden
Trägerinstitution eingerichtet werden. Eine geeignete Trägerinstitution
soll in einem Interessensbekundungsverfahren durch die GWK ausgewählt
werden.

Die von der GWK getroffene Vereinbarung wird den Regierungschefinnen und
Regierungschefs von Bund und Ländern zur abschließenden Entscheidung am
6. Juni vorgelegt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / BILDUNG





HOCHSCHULE/2278: Nachfolge des Hochschulpakts (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 03.05.2019

Nachfolge des Hochschulpakts

GWK bringt neuen "Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken" 
mit dauerhaft 4 Mrd. Euro jährlich auf den Weg



Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) hat heute die neue
Bund-Länder-Vereinbarung "Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken"
verabschiedet. Mit dem Zukunftsvertrag verbessern Bund und Länder
gemeinsam die Qualität von Studium und Lehre und erhalten bedarfsgerecht
die Studienkapazitäten in Deutschland - und zwar ab dem Jahr 2021 auf
Dauer. Von besseren Studienbedingungen und einer höheren Lehrqualität an
allen Hochschulen werden fast drei Millionen Studierende profitieren.

Die GWK-Vorsitzende und Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und
Verbraucherschutz der Freien Hansestadt Bremen, Prof. Dr. Eva Quante-Brandt,
stellt heraus: "Mit dem Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken
ist ein Durchbruch gelungen. Er wird es den Hochschulen erlauben, ihre mit
dem Hochschulpakt 2020 aufgebauten Studienkapazitäten zu erhalten und
zugleich die Verbesserung der Qualität von Studium und Lehre
voranzutreiben. Denn durch die dauerhafte Finanzierung des
Zukunftsvertrags erhalten die Hochschulen langfristige finanzielle
Planungssicherheit. Sie wird es ihnen ermöglichen, die unbefristete
Beschäftigung von wissenschaftlichem und künstlerischem Personal
auszuweiten und gezielt in Qualitätsverbesserungen zu investieren. Die
Länder begrüßen das dauerhafte Engagement des Bundes und sind ihrerseits
neben der Grundfinanzierung der Hochschulen zur hälftigen Mitfinanzierung
des Zukunftsvertrags bereit. Durch geeignete Übergangsregelungen werden
die bestehenden Studienkapazitäten bedarfsgerecht gesichert."

Die stellvertretende GWK-Vorsitzende und Bundesministerin für Bildung und
Forschung, Anja Karliczek, erklärt: "Mit seinem Engagement trägt der Bund
entscheidend zur guten Zukunft des deutschen Hochschulsystems bei. Mit dem
Zukunftsvertrag Studium und Lehre stärken werden wir die hohe Qualität in
Studium und Lehre weiter steigern. Als ein Land, dessen Zukunft von seiner
Innovationskraft abhängt, brauchen wir exzellent ausgebildete akademische
Fachkräfte. Mit dem Vertrag verbinden der Bund und die Länder die
Erwartung, dass die Hochschulen nun mehr unbefristete
Beschäftigungsverhältnisse schaffen, um dem akademischen Nachwuchs größere
Sicherheit zu geben. Dies wird auch die Lehre und die Studienbedingungen
für alle Studierenden weiter verbessern."

Der Zukunftsvertrag gewährleistet den bedarfsgerechten Erhalt der
Studienkapazitäten, eine hohe Qualität von Studium und Lehre sowie
finanzielle Planungssicherheit für die Hochschulen. Durch die dauerhafte
Förderung ab dem Jahr 2021 kann insbesondere der Ausbau unbefristeter
Beschäftigungsverhältnisse des mit Studium und Lehre befassten Personals
an den Hochschulen unterstützt werden. Darin sehen Bund und Länder einen
wesentlichen Faktor für die Verbesserung der Qualität von Studium und
Lehre. Dies ist ein ausdrückliches Ziel des Zukunftsvertrags.

Der Bund stellt von 2021 bis 2023 jährlich 1,88 Mrd. Euro und ab dem Jahr
2024 dauerhaft jährlich 2,05 Mrd. Euro bereit. Die Länder stellen
zusätzliche Mittel in derselben Höhe bereit, sodass durch den
Zukunftsvertrag bis 2023 jährlich eine gemeinsame Milliardeninvestition in
Höhe von rund 3,8 Mrd. Euro und ab 2024 jährlich insgesamt 4,1 Mrd. Euro
zur Förderung von Studium und Lehre zur Verfügung stehen wird.

Die Verteilung der Bundesmittel auf die Länder erfolgt bedarfsgerecht und
transparent anhand von kapazitäts- und qualitätsorientierten Parametern
wie der Zahl der Studierenden, der Absolventinnen und Absolventen sowie
der Studienanfängerinnen und -anfänger. Die Verteilung wird jährlich neu
berechnet.

Durch Übergangsregelungen wird sichergestellt, dass es zu keinem zu
starken Bruch beim Wechsel vom Hochschulpakt 2020 zum Zukunftsvertrag
kommt und die Studienkapazitäten an den Hochschulen bedarfsgerecht
erhalten bleiben. Die Umsetzung der Nachfolgevereinbarung wird der
Vielfalt der Hochschullandschaft Rechnung tragen. Alle sieben Jahre werden
von den Ländern in einem "Konsultationsverfahren" mit dem Bund
länderspezifische Schwerpunkte und Maßnahmen der Umsetzung festgelegt und
dabei auch länderübergreifende Herausforderungen in den Blick genommen.
Der Wissenschaftsrat wird den Zukunftsvertrag regelmäßig evaluieren.

Die von der GWK in der Nachfolge des Hochschulpakts 2020 getroffene
Vereinbarung wird den Regierungschefinnen und Regierungschefs von Bund und
Ländern zur abschließenden Entscheidung am 6. Juni vorgelegt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1368: Pro Asyl fordert Normalisierung des Asylprozessrechts (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

Bundestag: Anhörung des Innenausschusses zum Asylverfahren und zum
Qualitätsmanagement beim BAMF

PRO ASYL fordert Normalisierung des Asylprozessrechts



Bei der heutigen Anhörung im Innenausschuss des Deutschen Bundestages
fordert PRO ASYL-Rechtsexpertin Bellinda Bartolucci ein Ende des
Gesetzgebungsmarathons und eine Normalisierung des Asylprozessrechts.

Der Berg von Asylanträgen aus den Jahren 2015 und 2016 wurde vom Bundesamt
für Migration und Flüchtlinge (BAMF) oft mit katastrophaler
Entscheidungsqualität auf die Verwaltungsgerichte abgewälzt. »Statt die
Gesetzgebungshektik mit noch mehr Gesetzen weiter anzuheizen ist ein
rationaler Ansatz fällig«, fordert Bartolucci. »Es ist falsch, das
Bundesverwaltungsgericht zur inhaltlichen Tatsacheninstanz umzubauen. Wir
brauchen gerade im Asylrecht, bei dem es um den Schutz von bedrohten
Menschen geht, geordnete rechtsstaatliche Verfahren und Gerichtsabläufe«,
so Bartolucci weiter.

Vor diesem Hintergrund ist der Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
für ein umfassendes Qualitätsmanagement beim BAMF zu begrüßen (BT-Drs.
19/4853). Der Gesetzentwurf zum Asylprozessrecht hingegen greift zu kurz
und müsste daher nachgebessert werden (BT-Drs. 19/1319).

PRO ASYL hat hierzu eine umfassende Stellungnahme [1] verfasst, Bellinda
Bartolucci wird die wichtigsten Punkte heute im Innenausschuss erläutern.


Link zur Stellungnahme:

https://www.bundestag.de/resource/blob/640194/c0b3f591b03c88eee9121808d61a5b61/19-4-266-F-data.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. Mai 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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WISSENSCHAFT/1440: Neue Ziele für das Wissenschaftssystem (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 03.05.2019

Neue Ziele für das Wissenschaftssystem:

Fortschreibung des Pakts für Forschung und Innovation



Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) hat heute die Fortschreibung
des Pakts für Forschung und Innovation in den Jahren 2021 bis 2030 auf den
Weg gebracht. Damit setzen Bund und Länder ein klares Signal für die
internationale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wissenschaft und
verbindliche Rahmenbedingungen für Forschung und Innovation in
Deutschland.

Die vierte Fortschreibung des erstmalig 2005 beschlossenen Pakts für
Forschung und Innovation sieht eine jährliche Steigerung der Zuwendungen
an die Wissenschaftsorganisationen in den Jahren 2021 bis 2030 um drei
Prozent vor. Der Pakt für Forschung und Innovation IV sorgt damit für ein
stabiles Wachstum und eine positive Entwicklung der
Wissenschaftsorganisationen. Er gilt für die Deutsche
Forschungsgemeinschaft und die vier großen Forschungsorganisationen:
Fraunhofer-Gesellschaft, Helmholtz-Gemeinschaft, Leibniz-Gemeinschaft und
Max-Planck-Gesellschaft.

Auf Grundlage folgender forschungspolitischer Ziele haben Bund und Länder
mit den Wissenschaftsorganisationen erstmalig Zielvereinbarungen für die
jeweilige organisationsspezifische Umsetzung vereinbart:

1. Dynamische Entwicklung fördern

Forschung bewegt sich an den Grenzen des Wissens und bisweilen an den
Grenzen des Machbaren und ist im positiven Sinne mit Risiken verbunden.
Die Wissenschaftsorganisationen werden für das Aufgreifen risikoreicher
Forschung Freiräume schaffen und passende Instrumente stärken bzw. neu
entwickeln.

2. Transfer in Wirtschaft und Gesellschaft stärken

Ein leistungsfähiges Wissenschaftssystem bildet den Nährboden für
Innovationen und stellt Handlungs- und Entscheidungswissen für die
Bewältigung großer gesellschaftlicher Herausforderungen bereit. Die
Wissenschaftsorganisationen werden dem Transfer und der Nutzbarmachung von
Ideen, Forschungsergebnissen und Wissen durch intensiven Austausch mit
Wirtschaft, Gesellschaft und Politik einen zentralen Stellenwert
einräumen.

3. Vernetzung vertiefen

Die Wissenschaftsorganisationen werden sich untereinander sowie mit
Hochschulen und Unternehmen intensiver vernetzen und gemeinsam mit
Hochschulen, Forschungseinrichtungen, Unternehmen und weiteren Partnern
u.a. mit der Etablierung von integrierten, regionalen Campus-Strategien
einen wesentlichen Schritt in der Entwicklung der Zusammenarbeit aller
relevanten Partner vor Ort gehen.

4. Die besten Köpfe gewinnen und halten

Attraktive Bedingungen über die gesamte wissenschaftliche Laufbahn bieten
zu können, erfordert umfassende und zeitgemäße Konzepte der
Personalpolitik, der Personalgewinnung und der Personalentwicklung. Die
Organisationen werden Entwicklungspfade für den wissenschaftlichen
Nachwuchs anbieten, auch zu Berufsfeldern außerhalb der Wissenschaft. Die
Erhöhung der Repräsentanz von Frauen im Wissenschaftssystem, insbesondere
in Führungspositionen, ist eine Daueraufgabe.

5. Infrastrukturen für die Forschung stärken

Die strategische Planung und nachhaltige Finanzierung von Infrastrukturen
(Bau und Betrieb), deren Öffnung für die Nutzung über die eigene
Einrichtung hinaus sowie professionelles Management sind konstitutive
Elemente der langfristigen Entwicklung von Forschungseinrichtungen. Die
Bedarfe von Hochschulen und ihr wissenschaftlicher Input sollen dabei
künftig besondere Berücksichtigung finden. Um eine datengetriebene
Wissenschaft zu ermöglichen, wird ein integriertes
Forschungsdatenmanagement - auch durch eine aktive Beteiligung an der
Nationalen Forschungsdateninfrastruktur - ausgebaut.

Die Organisationen werden ein wissenschaftsadäquates Controlling
durchführen und der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz regelmäßig die
Erreichung der Ziele nachvollziehbar und anhand aussagekräftiger
Indikatoren darlegen.

Bund und Länder stellen den Forschungseinrichtungen von 2021 bis 2030
allein durch den jährlichen Aufwuchs insgesamt zusätzlich rund 17 Mrd.
Euro zur Verfügung. Unter Nutzung der entstehenden Flexibilität und
Planungssicherheit werden die Wissenschaftsorganisationen entscheidend zur
Spitzenstellung der deutschen Wissenschaft beitragen.

Die GWK-Vorsitzende und Senatorin für Wissenschaft, Gesundheit und
Verbraucherschutz der Freien Hansestadt Bremen, Prof. Dr. Eva Quante-Brandt,
hebt hervor: "Der Pakt für Forschung und Innovation ist eines der
erfolgreichsten Programme zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des
deutschen Wissenschaftssystems und der strategischen Weiterentwicklung der
Wissenschaftsorganisationen. Er ist ein auch international viel beachteter
Garant für Stabilität und zugleich Entwicklungsdynamik der deutschen
Forschung. Mit einem deutlichen Fokus auf die Vernetzung mit Akteuren vor
Ort, mit Hochschulen und regionalen Forschungseinrichtungen ebenso wie mit
Unternehmen und gesellschaftlichen Einrichtungen, bietet der Pakt beste
Voraussetzungen, Mehrwerte bei der Nutzung von Forschungsinfrastrukturen,
dem Transfer oder auch der Verbesserung der Attraktivität für den
wissenschaftlichen Nachwuchs zu schaffen.

Die stellvertretende GWK-Vorsitzende und Bundesministerin für Bildung und
Forschung, Anja Karliczek, erklärt: "Mit der Fortsetzung des Pakts für
Forschung und Innovation schaffen wir eine verlässliche Grundlage für die
Arbeit unserer Wissenschaftsorganisationen. Die deutsche Wissenschaft wird
im internationalen Wettbewerb gestärkt. Bund und Ländern ist es gemeinsam
mit den Wissenschaftsorganisationen gelungen, verbindliche und
transparente Zielvereinbarungen zu schließen. Zielvorgaben und die für die
Wissenschaft notwendige Gestaltungsfreiheit stehen dabei in einer guten
Balance. Der Vernetzung zwischen Wirtschaft und Gesellschaft wird dabei
besondere Bedeutung beigemessen."

Die von der GWK getroffene Fortschreibung wird den Regierungschefinnen und
Regierungs-chefs von Bund und Ländern zur abschließenden Entscheidung am
6. Juni vorgelegt.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), 03.05.2019
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WISSENSCHAFT/1439: Neue Forschungseinrichtungen in der Bund-Länder-Förderung (idw)


Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK) - 03.05.2019

Neue Forschungseinrichtungen in der Bund-Länder-Förderung



Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz hat heute beschlossen, weitere zwei
Einrichtungen in die gemeinsame Förderung der Leibniz-Gemeinschaft
aufzunehmen: das derzeitige LOEWE-Zentrum Sustainable Architecture for
Finance in Europe (SAFE) in Frankfurt/M. sowie das Deutsche Resilienz
Zentrum (DRZ) in Mainz. Zusammen haben diese Einrichtungen einen
jährlichen Mittelbedarf von 10,4 Millionen Euro. Der Entscheidung liegen
entsprechende Empfehlungen des Senats der Leibniz-Gemeinschaft und des
Wissenschaftsrates zugrunde, der die Einrichtungen evaluiert hat.

Das derzeit im hessischen LOEWE-Programm geförderte Zentrum, das nach
seiner Aufnahme in die Förderung als Leibniz-Institut für
Finanzmarktforschung SAFE (LIF-SAFE) firmieren wird, untersucht das
Zusammenspiel, die institutionelle Aufstellung und die Anreizdynamik der
verschiedenen Finanzmarktakteure und analysiert die Effekte
regulatorischer, geldpolitischer und wettbewerbspolitischer Maßnahmen auf
Spar- und Investitionsverhalten, Wachstum sowie Finanz- und
Währungsstabilität. Es will Politik und Wirtschaft bei Herausforderungen
wie etwa der bevorstehenden Neupositionierung des europäischen
Kapitalmarktes vor dem Hintergrund des Brexit oder der Digitalisierung des
Bankgeschäfts forschungsbasiert beraten. (www.safe-frankfurt.de)

Das Deutsche Resilienz Zentrum widmet sich der Erforschung der
Aufrechterhaltung bzw. Wiederherstellung von Gesundheit während oder nach
stressvollen Lebensumständen (Resilienz), einem Forschungsfeld mit hoher
gesellschaftlicher und volkswirtschaftlicher Relevanz. Sein
Forschungsansatz ist einzigartig: Während anderswo erforscht wird, warum
und wie Menschen durch Stress an bestimmten psychischen Störungen
erkranken und wie diese therapiert werden können, geht das Deutsche
Resilienz Zentrum der Frage nach, warum Menschen trotz Stress gesund
bleiben. Resilienzforschung und daraus entwickelte
Interventionsmöglichkeiten sollen dazu beitragen, dass Menschen trotz
steigender Beanspruchung psychisch stabil bleiben.

(www.drz-mainz.de)

Die Leibniz-Gemeinschaft umfasst gegenwärtig 95 außerhochschulische
Forschungs- und Infrastruktureinrichtungen von nationaler Bedeutung und
Alleinstellung. Die Forschungseinrichtungen sind auf Forschungsfeldern
tätig, welche eine langfristig angelegte Bearbeitung erfordern, in der
Regel interdisziplinär ausgerichtet sind und sich wegen ihres Umfangs,
ihrer langfristigen Anlage oder ihrer Inhalte nur außeruniversitär
umsetzen lassen. Bund und Länder fördern die Leibniz-Einrichtungen 2019
mit rund 1,2 Milliarden Euro.

(www.leibniz-gemeinschaft.de)

Die Gemeinsame Wissenschaftskonferenz hat zudem heute der
Max-Planck-Gesellschaft die Zustimmung erteilt, zwei Einrichtungen in die
gemeinsame Förderung aufzunehmen.

In Bochum wird ein Max-Planck-Institut neu gegründet, das sich dem
hochaktuellen Thema Cybersicherheit und Schutz der Privatsphäre widmet.
Dazu wird das Institut wissenschaftliche Expertise auf den Gebieten
Kryptographie, Systemsicherheit, Sicherheit und Privatheit unter
Berücksichtigung des sozialen, wirtschaftlichen und rechtlichen Umfelds
sowie systemische Risiken in komplexen Systemen aller Art zusammenführen.

In Konstanz wird die Vogelwarte Radolfzell, bislang Teil des
Max-Planck-Instituts für Ornithologie in Seewiesen, verselbständigt und zu
einem Max-Planck-Institut für Verhaltensbiologie ausgebaut. Dieses
verfolgt einen neuen Ansatz in der Tierverhaltensforschung, der auf
modernsten Forschungsmethoden basiert und diese gleichzeitig
weiterentwickelt, um Erkenntnisse über die funktionale Komplexität von
Verhalten und Tierbewegungen unter natürlichen Bedingungen zu gewinnen.

(www.mpg.de)




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution337

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gemeinsame Wissenschaftskonferenz (GWK), 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KULTUR/1033: USA - Front entlang der Armutsgrenze ... (SB)




Hegel wußte schon vor 200 Jahren, worauf es in der schulischen Erziehung
ankommt. 1820 dekretierte er in den Grundlinien der Philosophie des Rechts, daß
ein Hauptmoment der Erziehung in der Zucht bestehe, "welche den Sinn hat, den
Eigenwillen des Kindes zu brechen, damit das bloß Sinnliche und Natürliche
ausgereutet werde". Die auf hartes Disziplinarregime setzende Pädagogik der
Aufklärung hatte als ihr Ziel ausgewiesen, der Vernunft auch mit Gewalt zur Geltung
zu verhelfen und mit Stumpf und Stiel auszurotten, was dem humanistischen
Anliegen an Wildwuchs aus sinnlichen Sensationen und körperlichen Empfindungen
entgegenstehen könnte. Was in den Jahren fundamentaler Kritik an den Konzepten
autoritärer Zurichtung Heranwachsender an die Bedürfnisse der kapitalistischen
Gesellschaft unter dem Schlagwort "schwarze Pädagogik" bekannt wurde, blieb
trotz begründeter Einwände gegen die Verherrlichung der Vernunft als staats- wie
überhaupt bürgerliche Tugend auf einen kleinen Kreis intellektueller
SchulkritikerInnen beschränkt.

Heute könnte man zu der Auffassung gelangen, daß die Amputation kindlicher
Neugier und Entdeckerlust im Namen der Vernunft beste Voraussetzungen für die
programmatische Konditionierung der Jugend auf die Anforderungen der
kapitalistischen Leistungsgesellschaft geschaffen habe. Vernünftig ist, wer
frühzeitig die Lektion der Überlebenskonkurrenz verinnerlicht, wer sich auch
unter Qualen anpaßt, um weiterzukommen, wer die Mitschülerin nicht abschreiben
läßt, um selber besser dazustehen, wer die sozialen Bruchlinien, die über
Verelendung oder Erfolg entscheiden, so früh wie möglich erkennt und für die
eigenen Zwecke nutzt. Ganz und gar unvernünftig ist, wer nicht einsieht, auf der
falschen Seite der Straße geboren zu sein, nicht über die elaborierte
Sprachkultur weißer Mittelschichtseltern zu verfügen, bei Klamotten und Gadgets
nicht mit den Kindern reicher Eltern mithalten zu können, und sich auf
streitbare Weise mit den Verhältnissen anlegt. 

Doch junge Menschen müssen nicht einmal aufbegehren, um ins Visier eines
repressiven Zurichtungsregimes zu geraten, dem das privatwirtschaftliche
Eigentumsrecht alles und menschliche Solidarität nichts ist. Es reicht die
Zugehörigkeit zur afroamerikanischen Minderheit, um in einer weißen
Mehrheitsgesellschaft wie den USA mit weit größerer Wahrscheinlichkeit arm zu
bleiben, in den Knast gesteckt oder von der Polizei erschossen zu werden. 
Durchschnittlich drei Schwarze täglich fallen schießwütigen PolizistInnen in den
USA zum Opfer, aber es sind auch ganz normale Bürger, denen der Finger am Abzug
juckt, wenn sie einen schwarzen Jugendlichen im Hoodie sehen. Sie gehören zur
Kerngruppe derjenigen, die delinquente Härtefälle für jede pädagogische oder
strafrechtliche Maßnahme in die Kategorie des jugendlichen "Superpredators"
fassen. Der von John J. DiIulio Jr., einem Politikwissenschaftler und
Regierungsbeamten unter US-Präsident George W. Bush, geprägte Begriff des
"Superraubtiers" betraf, so seine Zuschreibung "radikal impulsive, brutal
reuelose Jugendliche, zu denen immer mehr Jungen kindlichen Alters zählen, die
morden, überfallen, vergewaltigen, rauben, plündern, mit tödlichen Drogen
handeln, sich schußwaffenbewehrten Gangs anschließen und ernsthafte Störungen
der Gemeinschaft bewirken."

Was nicht nur sozialreaktionäre RepublikanerInnen, sondern auch DemokratInnen
wie Hillary Clinton mit quasi biologistischem Wahrheitsanspruch als eine von
Kindern und Jugendlichen ausgehende gefährliche Bedrohung der Gesellschaft an
die Wand malten, hatte zahlreiche Todesopfer unter den meist schwarzen
Jugendlichen zur Folge. Sie gerieten ins Fadenkreuz von polizeilichen wie
kommunalen Sicherheitsstrategien, auch wenn sie keine Waffen trugen, nicht mit
Drogen dealten und keiner Gang angehörten. So wurde der 17jährige Trayvon Martin
2012 in Florida von einem weißen Mann erschossen, nur weil er in dieses Klischee
paßte. Der Täter, der eine Nachbarschaftspatrouille in einer Gated Community in
Sanford befehligte, erschoß den unbewaffneten Jugendlichen angeblich in Notwehr,
die ihm letztlich gerichtlich attestiert wurde, so daß er straffrei ausging.

Nun hat das Abgeordnetenhaus von Florida eine Gesetzesvorlage durchgewinkt, die
LehrerInnen gestattet, eine scharfe Schußwaffe beim Unterricht mit sich zu
führen. Schußwaffen für das Lehrpersonal ist eine seit langem erhobene Forderung
der US-Waffenlobby, die in Florida erstmals verwirklicht werden soll. Zwar
sollen die einzelnen Schulbezirke selbst entscheiden, ob sie zu dieser Maßnahme
greifen wollen, doch 25 der 67 Bezirke des US-Bundesstaates haben sich bereits
positiv zu dem neuen Disziplinarmittel gestellt. Um ein solches handelt es sich,
auch wenn die Pistole oder der Revolver nicht sichtbar getragen wird. Allein zu
wissen, daß das Lehrpersonal zur Schußwaffe greifen kann, verändert die
Beziehungen zwischen SchülerInnen und LehrerInnen fundamental. Der Verweis auf
die immer wieder vorkommenden Schulmassaker, mit denen die Maßnahme begründet
wird, ändert nichts daran, daß mit dem Einsatz potentieller Waffengewalt gegen
SchülerInnen einer Gesinnung entsprochen wird, laut der es dem Menschen
prinzipiell nicht möglich ist, einen gewaltfreien Umgang mit seinesgleichen zu pflegen.

Da es jedoch meist SchülerInnen aus der schwarzen Community sind, die aufgrund
ihrer Dreadlocks, ihrer Vorliebe für aggressiven HipHop und ihrer von den
Straßen des Ghettos geprägten Umgangsformen in die Analyseraster weißer
Sozialpathologien passen, sind sie auch mehr als andere in Gefahr, vom
Lehrpersonal im Unterricht oder in den Pausen auf dem Schulgelände in
vermeintlicher Selbstverteidigung erschossen zu werden. Selbst wenn es zuträfe,
daß sie untereinander in Bandenkriegen verwickelt sind, bleibt die Frage nach
der gesellschaftlichen Verantwortung für das Aufwachsen von Kindern unter
Umständen, unter denen sie sich schon in jungen Jahren gegenseitig erschießen,
weiterhin ungestellt. Indem Schulen, was die langfristige Konsequenz eines auf
Waffengewalt setzenden Sicherheitsdenkens ist, in Hochsicherheitstrakte
verwandelt werden, dürften sich auch die darin entstehenden Sozialkulturen der
brutalen Wirklichkeit in US-amerikanischen Knästen annähern. 

Die Vorstellung, es könne Möglichkeiten geben, positiven Einfluß auf
Heranwachsende zu nehmen, anstatt sie so effizient wie möglich zu unterdrücken
und auf Unterwerfung zu konditionieren, wurde offensichtlich erfolgreich
überwunden. Was bleibt, ist der soziale Krieg, zu dem auch in den Klassenzimmern
aufgerüstet wird. Da die Verhältnisse unter Erwachsenen die Feindseligkeit unter
Kindern und Jugendlichen verschärfen und nicht umgekehrt, liegt es nahe, die
Entstehung sogenannter Superraubtiere auf dem Hochsitz erwachsener Vernunft und
nicht im Unterholz jugendlicher Verwirrung zu verorten.
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REPRESSION/1637: Landespolitik - Grenzsicherheit ... (SB)




Die Sicherung der EU-Grenzen durch Frontex ist elementar wichtig
für die Sicherheit in Nordrhein-Westfalen.

NRW-Innenminister Reul besucht deutsche Polizisten in Griechenland [1]

Der Innenminister von Nordrhein-Westfalen, Herbert Reul (CDU), zu
Hause bekannt als Verfechter einer Null-Toleranz-Politik der Polizei,
will die Sicherheit seines Bundeslandes auch an der nördlichen Grenze
Griechenlands in besten Händen und zuverlässig verteidigt wissen. Wie
das zusammenhängt? "Wenn wir in Europa den Zustand halten wollen, dass
wir keine Grenzen zwischen den Staaten haben, diesen Luxus haben
wollen, dann müssen wir an den Außengrenzen Europa sichern", so Reul,
der als langjähriger Abgeordneter im Europaparlament den Blick fürs
Große und Ganze geschärft hat. Er identifiziert "illegale" Migration
als Sicherheitsproblem, das mit polizeilichen Mitteln weit im Vorfeld
adressiert werden muß. Und das geht so: Deutsche Polizisten sind
befristet für die Grenzschutzagentur Frontex abgestellt, um die
griechischen Kolleginnen und Kollegen zu unterstützen. "Wenn wir es
nicht machen: Die werden das hier alleine niemals hinkriegen. Ist gar
kein Vorwurf, können die gar nicht", so der Innenminister bei seinem
dreitägigen Besuch vor Ort. Was er dort in Erfahrung gebracht hat,
scheint ihn zu begeistern: "Das fand ich toll - und dann habe ich mir
die Zahl angeguckt und gesehen, dass sind sieben Beamte bei Frontex -
und dann habe ich gesagt: Das ist durchaus steigerungsfähig."

Nordrhein-Westfalen stellt das größte Kontingent an Polizeibeamten
aller Bundesländer beim Frontex-Einsatz an der griechischen Grenze zu
Nord-Mazedonien. Reul will das Thema auf der nächsten
Innenministerkonferenz ansprechen, freiwillig mehr Personal schicken,
von aktuell sieben Beamten aus NRW die Zahl rasch auf vierzehn
verdoppeln. Insgesamt sind 52 deutsche Polizisten für die europäische
Grenzschutzagentur in Griechenland, davon 18 im Norden des Landes. Das
scheint nicht viel zu sein, selbst wenn man den deutschen Schäferhund
dazurechnet, den die Bundespolizei zum Aufspüren von Menschen in
Güterwaggons oder Lastwagen entsandt hat: "Und dann sind die Hunde
wirklich so trainiert, dass sie wirklich die Geruchserkennung haben",
faßt ein deutscher Polizeibeamter die Qualitäten des vierbeinigen
Kollegen treffsicher zusammen.

Die deutschen Polizisten sollen ihre griechischen Kollegen
unterstützen und fortbilden sowie eigene Informationen sammeln: "Wir
bestreifen den Grenzzaun zu Nordmazedonien, um da vielleicht Löcher zu
entdecken oder aber andere Feststellungen treffen zu können." Im
Grenzgebiet angetroffene Menschen werden kontrolliert: "Ja, man fährt
dann hin, hält die Leute an, spricht die an: Wohin des Weges? Wer sind
sie? Es müssen ja nicht unbedingt Flüchtlinge sein." An wolkenlosen
Tagen reicht der Blick sogar bis zum Olymp, doch im Fokus sind
mobilere Objekte: "Dann sieht man auch, wo Bewegungen stattfinden und
wo nicht und dann kann man auch andere Streifen einweisen oder wie
auch immer." "Man kann auch da nachts hochklettern und dann schauen,
ob man da was sieht, mit dem Nachtsichtgerät oder Restlichtauflöser.
Sie sehen ja selber, wie weit man hier schauen kann."

Das hört sich doch professionell und unaufgeregt an. Viel ist die Rede
von der personellen Unterbesetzung bei Frontex und der erbärmlichen
Ausrüstung der griechischen Kolleginnen und Kollegen: "Teilweise war
die Uniform in einem desolaten Zustand und darauf angesprochen von
mir, ob er denn nicht die Uniform in der Bekleidungskammer austauschen
könnte, hat er gesagt: So was gibt es in Griechenland nicht. Uniform
ist Privatbesitz, nach den ganzen Einsparmaßnahmen ist auch weniger
Geld in den Kassen." Reul zieht tatsächlich Kleiderspenden in
Erwägung, nachdem er erfahren hatte, daß die Schuhe mancher
griechischer Kollegen lediglich von Sicherheitsnadeln zusammengehalten
werden. [2]

In der Polizeistation Evzoni hängen Kabel aus der Wand, der Putz
bröckelt. Einen Holzofen mußten die Polizisten selbst mitbringen, um
im Winter arbeiten zu können. Nachtsichtgeräte oder Wärmebildkameras
sieht die griechische Dienststellenleiterin Fotini Gkagkaridou zum
ersten Mal. Die deutschen Beamten haben Geländewagen der Bundespolizei
mitgebracht. "Wenn sie das hier sehen", sagt ein deutscher
Polizeibeamter, "wissen Sie wieder, wie gut wir es haben." Es gibt
viel zu lernen, selbst nach einer langen Polizeikarriere im Wach- und
Wechseldienst. Deutschland sei in der glücklichen Lage, keine
EU-Außengrenzen bewachen zu müssen. Seine tapferen Kollegen in Ländern
wie Italien oder Griechenland hätten einfach Unterstützung verdient.
"In der Frage bin ich überzeugter Europäer", sagt er. [3]

Das sieht Herbert Reul genauso. "Wir können nicht nur schlaue Worte
darüber wenden, dass die EU-Außengrenzen gesichert werden müssen,
selbst aber nicht bereit sein zu helfen", so der CDU-Politiker. Er
nahm die Gelegenheit wahr, sich auch einen Eindruck von den Zuständen
im Lager Volvi (Nea Apollonia) zu verschaffen. Zuvor traf er mit der
Vize-Innenministerin für Makedonien und Thrakien, Eleftheria
Chatzigeorgiou, zusammen. Die griechischen Behörden waren in der
Vergangenheit immer wieder wegen der desolaten Zustände in den
Flüchtlingsunterkünften in die Kritik geraten. Bei dem Termin wurden
Hochglanzprospekte mit Fotos der Einrichtungen verteilt, die ein
positives Bild von den Verhältnissen zeichnen, denn die Unterkunft
Volvi gehört zu den Vorzeigeeinrichtungen in Nordgriechenland.

In dem Lager leben rund 1000 Menschen, die überwiegend aus
Afghanistan, Syrien und dem Irak stammen. Mutig und ohne
Berührungsängste begab sich Reul unter diese Flüchtlinge, die ihn
jedoch plötzlich bedrängten, um bei dem prominenten Besucher Gehör zu
finden. Sie drohten damit, die Delegation einzukesseln, falls er nicht
mit ihnen sprechen würde. Reul war natürlich sofort zum Dialog bereit,
und so beklagten die Flüchtlinge die schlechten Zustände im Lager. Die
Gassen seien am Vortag eigens für den Besuch aus Deutschland
aufgeräumt und herausgeputzt worden, was die Insassen anhand von
Handyaufnahmen belegten, mit denen sie die den Zustand des Lagers vor
der Putzaktion dokumentierten. Darauf waren Bilder von Müllbergen und
brennendem Schütt zu sehen. Zudem beklagten die Bewohner die schlechte
medizinische Versorgung und die fehlende schulische Betreuung der
Kinder.

Als aber die Flüchtling nicht von Reul abließen, brachen Vertreter des
griechischen Flüchtlingsministeriums das Gespräch schließlich ab. Der
deutsche Politiker wurde von Sicherheitsbeamten zum Delegationsbus
eskortiert. Da die Situation unübersichtlich wurde, brachte man das
Escape-Car der griechischen Polizei, das für den Notfall stets in der
Nähe des Ministers bereitstand, in Stellung. [4] Das ginge denn doch
zu weit, wenn ein deutscher Politiker vor Flüchtlingen flüchten müßte!

Apropos Flüchtlinge. Die kamen im Medienecho der Stippvisite des
NRW-Innenministers eher nicht vor, es sei denn als einzudämmende
Gefahrenquelle. Man durfte die tapferen griechischen Grenzschützer
samt ihrer erbärmlichen Ausstattung beklagen, die Unterbesetzung bei
Frontex rügen und natürlich das Unwesen der Schleuserbanden aufs Korn
nehmen. Vor allem aber die wohlgerüstete Tüchtigkeit der deutschen
Polizeien und das Engagement einzelner Beamter für Europa und unsere
Sicherheit bewundern. Da verbietet es sich fast von selbst, von
"Menschenjagd" zu sprechen oder gar ernsthaft die Frage zu stellen,
wer für Krieg und Elend verantwortlich ist, vor dem die Menschen
geflohen sind. Herbert Reul hat gar nicht so unrecht, wenn er eine
Verbindung zwischen den Verhältnissen in Nordrhein-Westfalen und jenen
im Norden Griechenlands herstellt. Allerdings interessiert er sich
eher dafür, wie man sich die Leidtragenden des hiesigen
Lebensstandards am effektivsten vom Leib halten kann.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/regionales/nrw/article192803815/Frontex-Einsatz-in-Griechenland-Reul-besucht-NRW-Polizisten.html

[2] www.spiegel.de/politik/ausland/deutsche-polizisten-schuetzen-griechische-grenze-im-grenzbereich-a-1265517.html

[3] www.waz.de/politik/landespolitik/nrw-beamte-schuetzen-eu-aussengrenze-in-nordgriechenland-id217078869.html

[4] www.ksta.de/politik/nrw-innenminister-in-griechenland-fluechtlinge-bedraengen-herbert-reul--32466276
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MELDUNG/022: Türkei greift erneut kurdische Gebiete in Nordsyrien an (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 5. Mai 2019

Türkei greift erneut kurdische Gebiete in Nordsyrien an



Die türkische Armee hat eine weitere Besatzungsoperation gegen die
kurdischen Orte im Norden Syriens gestartet. Seit gestern greift die
türkische Armee gemeinsam mit ihren islamistischen Partnern die Gebiete
Şera und Şehba und im Südosten von Efrîn an. Im Zuge der Angriffe
vermeldeten die türkeitreuen Milizen, dass sie mehrere Dörfer von den
kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) eingenommen haben. Allerdings
mussten sich die Milizen nach andauernden Gefechten wieder aus den Orten
zurückziehen. Die türkische Armee und ihre Partner mussten zahlreiche
Verluste bei den andauernden Kämpfen hinnehmen. So sollen allein in einem
Dorf, das zeitweise von den protürkischen Milizen besetzt wurde, zehn
Mitglieder der Besatzertruppen durch die Explosion eines Sprengsatzes ums
Leben gekommen sein.

Die Angriffe auf die Region begannen gestern kurz nachdem der türkische
Verteidigungsminister Hulusi Akar bekannt gab, dass ein Hauptmann der
türkischen Armee in Kämpfen mit der YPG in Nordsyrien getötet wurde. Die
Angriffe auf Şera und Şehba werden entsprechend als
Vergeltungsschlag in den türkischen Medien dargestellt. Doch die Türkei
beabsichtigt bereits seit der völkerrechtswidrigen Besatzung von Efrîn im
März vergangenen Jahres ihre Kontrolle auf die nun angegriffenen Gebiete
auszuweiten. Bislang erhielt sie hierfür allerdings kein grünes Licht von
Russland, das defacto über die militärische Hoheit in der Region verfügt.
Politische Analysten gehen davon aus, dass der Angriff der türkischen Armee
zum jetzigen Zeitpunkt im Zusammenhang mit der gegenwärtige Offensive des
syrischen Regimes und Russlands in Idlib stehen könnte. Teile der
islamistischen Kräfte in Idlib, gegen die das Regime kämpft, stehen nämlich
unter dem Einfluss Ankaras. Zudem unterhält die Türkei zahlreiche
militärische Kontrollpunkte im Umland von Idlib.

Von besonderer Brisanz sind die Angriffe auf Şera und Şehba auch
deshalb, weil weiterhin zehntausende Geflüchtete aus Efrîn (Afrin) dort
Schutz gefunden haben. Sollte die Türkei ihre Angriffe fortsetzen, müssen
die Bewohner von Efrîn wohl von Neuem vor der türkischen Armee und ihren
islamistischen Partnern flüchten.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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NAHOST/1660: Jemen - im Schatten der Lügen ... (SB)


Jemen - im Schatten der Lügen ...



Eine Auffälligkeit des Krieges im Jemen ist das lange Festhalten der
westlichen Medien an der Zahl von 10.000 Todesopfern. Im März 2015
haben Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate den Krieg
vom Zaun gebrochen, um die pro-iranischen Huthi-Rebellen, die Ende
2014 den jemenitischen Interimspräsidenten Abd Rabbu Mansur Hadi
gestürzt hatten, in die Schranken zu weisen. Bereits nach etwa zwölf
Monaten war die Zahl von zehntausend Todesopfern erreicht, an der man
seither ungeachtet der Tatsache eisern festhält, daß das Hilfswerk der
Vereinten Nationen im Jemen wegen Hungersnot und Cholera-Epidemie
längst die "schwerste humanitäre Krise weltweit" ausgerufen hat. Die
auffällige Weigerung weiter Teile der westlichen Presse und Politik,
das große Abschlachten im Jemen beim Namen zu nennen und die Zahl der
Todesopfer entsprechend des Kriegsverlaufs laufend nach oben zu
korrigieren, kann man nur als Verharmlosung aus Rücksicht auf die
Despoten in Riad und Abu Dhabi verstehen, die in den vergangenen vier
Jahren zu den wichtigsten ausländischen Kunden der Rüstungsindustrien
der USA, Großbritanniens, Frankreichs und Deutschlands avanciert sind.

Verläßlichere, erschreckende Zahlen über das, was sich im Armenhaus
Arabiens abspielt, liefert die 68seitige Studie "Assessing the Impact
of War on Development in Yemen", welche die Universität von Denver,
Colorado, im Auftrag der Vereinten Nationen erstellt und vor wenigen
Tagen veröffentlicht hat. Aus der Studie geht hervor, daß aufgrund der
laufenden Entwicklung bis Ende 2019 die Zahl der Personen, die wegen
des Krieges im Jemen gewaltsam zu Tode gekommen sind, bei 102.000
liegen wird. Die Zahl der Menschen, die indirekt durch den Konflikt
das Leben verloren haben, sei es aufgrund von Hunger, Krankheit oder
schlechter Gesundheitsversorgung infolge der Bombardierung der
staatlichen Infrastruktur durch saudische und emiratische Kampfjets
bzw. infolge der von Riad und Abu Dhabi verhängten Wirtschaftsblockade
des von den Huthis kontrollierten Nordwesten des Jemens, wird 131.000
erreicht haben, so die Studie. Zusammen ergibt sich eine Gesamtzahl
von 230.000 Todesopfern. Somit dürfte der Jemen bis Ende dieses Jahres
0,8 Prozent seiner Bevölkerung von insgesamt 30 Millionen Menschen
infolge des Konflikts verloren haben.

Die Mehrzahl der Todesopfer des Jemenkrieges sind Kinder unter fünf
Jahren. Die Autoren der Studie kommen zu der Schlußfolgerung, daß die
fünf Kriegsjahre für den Jemen einen wirtschaftlichen Schaden von 89
Milliarden Dollar angerichtet haben. Bei der Vorstellung des
Denver-Berichts erklärte UN-Sprecher Stephane Dujarric: "Der laufende
Konflikt im Jemen hat die gesellschaftliche Entwicklung dort bereits
um 21 Jahre zurückgeworfen. Die Studie warnt vor den exponentiell
wachsenden Auswirkungen des Konflikts auf die gesellschaftliche
Entwicklung. Sie prognostiziert, daß der gesellschaftliche
Fortschritt, sollte der Krieg 2022 beendet werden, um 26 Jahre - fast
eine Generation - zurückgeworfen sein wird."

Selbst die Hadi-Regierung, die nach der Vertreibung aus der Hauptstadt
Sanaa vor vier Jahren in der Hafenmetropole Aden residiert, kann nicht
umhin, die verheerenden Folgen des Kriegs zu konstatieren. Am 1. Mai
veröffentlichte Ebthaj Al-Kamal, Ministerin für Arbeit und Soziales,
Zahlen, denen zufolge seit 2015 fünf Millionen Menschen im privaten
Sektor - 60 Prozent der dort Beschäftigten - ihren Arbeitsplatz und
damit ihren Lebensunterhalt sowie den ihrer Familien verloren haben.
Al-Kamal beklagte die Instabilität infolge des Krieges, welche viele
in- und ausländische Unternehmen dazu veranlaßt hat, ihre
geschäftlichen Aktivitäten im Jemen einzustellen. Zu den zahlreichen
Angriffen saudischer und emiratischer Kampfjets auf industrielle und
landwirtschaftliche Betriebe sowie auf staatliche Infrastruktur wie
Klärwerke und Wasseraufbereitungsanlagen äußerte sich die Ministerin
nicht.

Dabei haben am 28. April die Fliegerhelden Riads und Abu Dhabis ihr
Können erneut unter Beweis gestellt. Bei einem Luftangriff in der
Provinz Dhali töteten vermutlich saudische Kampfjets sieben
Zivilisten. Bei den Opfern, darunter Frauen und mindestens ein Kind,
handelt es sich um eine Gruppe Menschen, die nach einem
Einkaufsausflug im Vorfeld des Fastenmonats Ramadan auf der Landstraße
in zwei Autos auf dem Heimweg war. Der Ort des grausamen Geschehens
liegt 165 Kilometer von Sanaa und damit weit weg von der Front, an der
Huthi-Rebellen und Regierungstruppen einander bekämpfen. Ahmed, der
Neffe eines der Todesopfer, beschrieb gegenüber der linken
US-Onlinezeitung MintPress News die schreckliche Szene, welche sich
den Teilnehmern der anschließenden Bergungsaktion bot: "Wir sammelten
das, was von ihren zerstückelten Leichen neben dem Auto übriggeblieben
war. Irgendwelche Lebensmittel wie Reis, Pasta und Nudeln mischten
sich mit dem Blut der Opfer, den Glassplittern und Metallresten."

6. Mai 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / SOZIALES





KIND/193: Über 40 Prozent der Kinder in Argentinien sind arm (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Über 40 Prozent der Kinder in Argentinien sind arm



(Buenos Aires, 2. Mai 2019, anred) - Die Kinderarmut nimmt in
Argentinien kontinuierlich zu. Allein im Jahr 2018 erhöhte sich die
Zahl der von Armut betroffenen Kinder um weitere 600.000. Während die
Grundrechte von Kindern einer immer massiveren Gefährdung ausgesetzt
sind, diskutiert die Regierung über die Herabsetzung der
Strafmündigkeit.


Erschreckende Zahlen

Die Universidad Católica de Argentina (UCA) hat am 29. April eine
Studie [1] zum Thema Armut und Kinderrechte in Argentinien
veröffentlicht. Diese belegt, dass im Jahr 2018 4,7 Millionen Kinder
zwischen 0 und 17 Jahren von Armut betroffen waren, da in ihren
Haushalten keine zur Deckung der Lebenshaltungskosten ausreichenden
Einkünfte erzielt wurden. Als Folge der prekären wirtschaftlichen Lage
leben sie häufig ohne den Schutz der elementarsten Grundrechte.

Die Armutsquote ist insgesamt von 4,1 auf 5,1 Prozent gestiegen, damit
sind auch rund 590.000 Kinder neu von Armut betroffen. Die UCA
arbeitete außerdem mit verschiedenen Indikatoren: So wurde untersucht,
ob die Kinder Zugang zu Nahrung, hygienischen Lebensverhältnissen,
Gesundheitsversorgung, Informationen und Bildung bzw. geistiger
Anregung haben und ob sie an einem festen Wohnort leben. Das Ergebnis:
7,5 Millionen bzw. 63,4 Prozent der Kinder müssen in ihrem Leben
mindestens ohne einen dieser Aspekte auskommen.


Ein halbe Million Kinder und Jugendliche hungern

Am schlechtesten ist es um den Zugang zu Nahrung,
Gesundheitsversorgung und Bildung bestellt. Im vergangenen Jahr waren
es rund 483.000 Kinder, die Hunger litten. Die heftigsten
Grundrechtsverletzungen betreffen Jugendliche zwischen 13 und 17
Jahren.

Derweil wird in Regierungskreisen weiter über die Senkung der
Strafmündigkeit auf 14 Jahre diskutiert. Kinder und Jugendliche werden
verfolgt, als seien sie für die Gefahren auf Argentiniens Straßen
verantwortlich, obwohl tatsächlich sie am stärksten gefährdet sind,
weil die Grundrechte, die sie theoretisch besitzen, sie in der Praxis
nicht schützen.

Verschiedene soziale Organisationen haben bereits für den 8. Mai eine
Demonstration vor dem Minsterium für Soziale Entwicklung angekündigt,
bei der sie ein angemessenes politisches Engagement sowie praktische
Soforthilfe fordern, um der Krise, die das Leben der Kinder und
Jugendlichen so stark beeinträchtigt, etwas entgegenzusetzen.


"Die Politik verschleiert die Krise des Kapitalismus"

In ihrem Statement heißt es: "Wir als sozialpolitisch tätige
Organisationen, die mit armen und entrechteten Menschen arbeiten,
bekommen den Sparkurs, der mit dem Ausverkauf der staatlichen
Maßnahmen einhergeht, in unseren Wirkungsbereichen täglich zu spüren.
Die Politik tut alles, um die Krise des Kapitalismus zu verschleiern
und den Reichen ihre Profite zu sichern. Nicht der Staat garantiert
die Einhaltung der Grundrechte, sondern wir sind es, die Tag für Tag
in den Stadtvierteln arbeiten."

Die Organisationen beklagten, dass sie seit Monaten bei verschiedenen
Stellen des Ministeriums vorgesprochen und die Regierung aufgefordert
haben, etwas gegen die Misere zu unternehmen; bisher hätten sie jedoch
keine Antwort erhalten. Dazu kommt, dass die Stellen im Bereich der
Kinder- und Jugendarbeit permanent von Kürzungen und Stellenabbau
betroffen sind, was die Schutzlosigkeit der jungen Menschen noch
zusätzlich verstärkt.


Anmerkung:

[1] http://wadmin.uca.edu.ar/public/ckeditor/Observatorio%20Deuda%20Social/Documentos/2019/2019-BDSI-DOCUMENTO-INVESTIGACION-POBREZA-INFANCIA-BOLETIN-1.pdf


URL des Artikels:
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DISKUSSION/448: Frankfurt am Main - Römerberggespräche "Ist Europa noch zu retten?", 11.05.2019


Goethe-Universität Frankfurt am Main - 02.05.2019

Römerberggespräche: Ist Europa noch zu retten?

Die ungewisse Zukunft Europas ist Thema der nächsten Intervention der
Frankfurter Römerberggespräche in Kooperation mit dem Exzellenzcluster
"Normative Ordnungen" am Samstag, den 11. Mai, im Schauspiel Frankfurt



FRANKFURT. Zwei Wochen vor der Europawahl wollen die Römerberggespräche in
der "Europastadt Frankfurt" wissen, in welchem Zustand sich Europa
befindet. Was dürfen wir hoffen? Wie müssten die notwendigen Schritte
aussehen? Auch bei der jüngsten Ausgabe der öffentlichen Vortrags- und
Diskussionsveranstaltung am Samstag, den 11. Mai 2019, gehört der
Exzellenzcluster "Die Herausbildung normativer Ordnungen" an der
Goethe-Universität zu den Kooperationspartnern. Von 10 bis 18 Uhr stehen im
Chagallsaal des Schauspiel Frankfurt fünf Impulsreferate und ein
Podiumsgespräch auf dem Programm. Der Eintritt ist frei. Der Titel lautet:
"Last Exit nach dem Brexit - Ist Europa noch zu retten?"

Noch nie stand Europa so unter Beschuss wie jetzt. Wünsche nach einer
Rückabwicklung der Integration stehen im Raum oder haben in einigen
Mitgliedsstaaten der EU auch schon zu konkreten Schritten geführt. Die
Kritik wird begleitet von ganz unterschiedlichen Einschätzungen über die
Versäumnisse und Fehler, die in der Vergangenheit begangen wurden.
Hinzukommt eine mehr oder weniger offen erklärte EU-Feindschaft durch
weltpolitische Akteure wie Trump und Putin. Demgegenüber scheinen die
Kräfte des Zusammenhalts zu schwinden, und die Verteidigung der EU als
politisches Projekt erscheint vergleichsweise schwach. Die europäische
Integration hat viele Feinde, der Nationalismus ist in vielen Ländern
Staatsdoktrin geworden, der Traum eines geeinten Europa scheint hingegen
kaum noch attraktiv. Vor den - wie viele meinen - weichenstellenden Wahlen
geht es den Römerberggesprächen um eine Bestandsaufnahme und mögliche
Zukunftsszenarien - wie immer unter Einbeziehung des Publikums.

Die begrüßenden Worte zur diesjährigen Intervention der Römerberggespräche
spricht Ina Hartwig, Dezernentin für Kultur und Wissenschaft der Stadt
Frankfurt am Main. Die Moderation der Veranstaltung hat Alf Mentzer vom
Hessischen Rundfunk. Vonseiten des Exzellenzclusters gehört Stefan
Kadelbach zu den Teilnehmern. Er ist Professor für Öffentliches Recht,
Europarecht und Völkerrecht an der Goethe-Universität und Direktor des
dortigen Wilhelm Merton-Zentrums für Europäische Integration. Kadelbach
widmet sich dem Thema "'Souveränität Europas' oder zurück zum
Nationalstaat? Mögliche Szenarien für die Zukunft der Europäischen Union".
Sein Beitrag beschäftigt sich mit Entwicklungen, die als krisenhaft
wahrgenommen werden und in politischen Strukturbrüchen in vielen Staaten
Europas, aber auch in der Konstruktion der Europäischen Union selbst ihre
Ursachen haben. Vorschläge zur Neubelebung Europas sind aber immer nur so
aussichtsreich, wie es die Regierungen der Mitgliedstaaten zulassen. Vor
diesem Hintergrund soll diskutiert werden, ob und welche Reformmodelle
hier in Frage kommen.

Die Frankfurter Römerberggespräche bestehen seit 1973 in ununterbrochener
Folge und sind eine feste Institution der Debattenkultur in Deutschland.
Vorsitzender des Trägervereins Römerberggespräche e.V. ist Miloš Vec,
Professor für Rechts- und Verfassungsgeschichte an der Universität Wien
und seit 2013 assoziiertes Mitglied des Frankfurter Exzellenzclusters.

Das Programm im Überblick:

10.00 Uhr

Begrüßung

Ina Hartwig (Dezernentin für Kultur und Wissenschaft, Frankfurt am Main)

10.15 Uhr

Europawahlen als europäische Protestwahlen

Philip Manow (Professor für Vergleichende Politische Ökonomie, Universität
Bremen)

11.15 Uhr

Wo versteckt sich die europäische Öffentlichkeit?

Christine Landfried (Emeritierte Professorin für Politikwissenschaft,
Universität Hamburg)

12.15 Uhr

Europa, werde wesentlich! Ein Plädoyer wider Überspannung und
Moralisierung 

Andreas Rödder (Professor für Neueste Geschichte, Johannes Gutenberg-
Universität Mainz)

13.00 Uhr

Mittagspause

14.15 Uhr

"Souveränität Europas" oder zurück zum Nationalstaat? Mögliche Szenarien
für die Zukunft der Europäischen Union

Stefan Kadelbach (Professor für Öffentliches Recht und Mitglied des
Exzellenzclusters "Die Herausbildung normativer Ordnungen",
Goethe-Universität Frankfurt am Main)

15.30 Uhr

Welche Reformen braucht die Europäische Republik?

Mara-Daria Cojocaru (Schriftstellerin und Dozentin für Philosophie,
Hochschule für Philosophie München) und Ulrike Guérot (Leiterin des
Departments für Europapolitik und Demokratieforschung, Donau-Universität
Krems) im Gespräch mit Alf Mentzer

17.00 Uhr

Am Puls Europas?

Daniel Röder (Rechtsanwalt und Mediator, Mitbegründer von "Pulse of
Europe", Frankfurt am Main)




Weitere Informationen unter:

http://www.roemerberggespraeche-ffm.de

http://www.normativeorders.net/de/roemerberggespraeche

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main - 02.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





ARBEIT/2936: Jeder zweite Beschäftigte würde gerne weniger arbeiten (idw)


IZA - Institut zur Zukunft der Arbeit - 03.05.2019

Jeder zweite Beschäftigte würde gerne weniger arbeiten



Knapp die Hälfte der deutschen Arbeitnehmer wünscht sich eine Reduzierung
der wöchentlichen Arbeitszeit. Jeder fünfte könnte sich dagegen auch
vorstellen, mehr zu arbeiten. Inwieweit Wunsch und Wirklichkeit beim Thema
Arbeitszeit auseinanderklaffen, hängt von den jeweiligen Jobpräferenzen
und Tätigkeitsprofilen ab, aber auch von persönlichen Merkmalen und
Interessen. Das geht aus einer repräsentativen Befragung im Rahmen der
Studie "Arbeiten in Deutschland" hervor, die das IZA gemeinsam mit dem
Karrierenetzwerk XING durchführt.

Demnach würden rund 39% der 2.364 befragten abhängig Beschäftigten ihre
wöchentliche Arbeitszeit trotz entsprechend geringerer Bezahlung um bis zu
zehn Stunden reduzieren, weitere 8% der Befragten sogar um mehr als zehn
Stunden. Bei Männern ist der Wunsch stärker ausgeprägt als bei Frauen, was
die geringere Teilzeitquote bei männlichen Arbeitnehmern widerspiegelt.

Darüber hinaus sprechen die Ergebnisse der repräsentativen Befragung
dafür, dass die Work-Life-Balance bei der jüngeren Generation eine immer
wichtigere Rolle spielt: Beschäftigte unter 35 Jahren wünschen sich im
Schnitt eine Verkürzung der Arbeitswoche um drei Stunden - doppelt so viel
wie ältere Arbeitnehmer über 55 Jahren. Auch mit höherem Bildungsabschluss
wächst der Wunsch nach einer geringeren Wochenstundenzahl.

Flexibilität vs. Eigenverantwortung

Im Durchschnitt würden die Befragten gerne etwa 2,3 Stunden pro Woche
weniger arbeiten. Das individuelle Ausmaß wird durch Jobpräferenzen und
Arbeitsplatzmerkmale beeinflusst. Wer gerne mehr Flexibilität im Job und
die Möglichkeit zum mobilen Arbeiten hätte, bevorzugt eine noch
deutlichere Verringerung der Arbeitszeit.

Dies könnte nach Einschätzung der Forscher auf unerfüllte Bedürfnisse nach
Vereinbarkeit von Familie und Beruf hindeuten, für die noch nicht die
nötigen betrieblichen Rahmenbedingungen gegeben sind. Bietet der
Arbeitgeber bereits Homeoffice-Nutzung, flexible Arbeitszeiten und
Selbstbestimmung über Arbeitsabläufe an, reduziert sich der Wunsch nach
einer Verringerung der Arbeitszeit.

Streben die Arbeitnehmer nach mehr Eigenverantwortung, wären sie im
Durchschnitt bereit, mehr dafür zu arbeiten. Umgekehrt würden
Beschäftigte, von denen eine hohe Eigenverantwortung im Job erwartet wird,
tendenziell lieber etwas kürzer treten.

Mehr Zeit für Familie und Reisen

Aber auch die Freizeitinteressen scheinen eine wichtige Rolle zu spielen,
wenn es um die Arbeitszeitpräferenzen geht. Zusätzlich zur repräsentativen
Befragung wurden 2.257 XING-Mitglieder befragt, von denen 648 in ihren
Profilen auch Informationen über Interessen und Hobbies angeben.

Eine Verknüpfung der meistgenannten Interessen mit den Angaben zur
bevorzugten Wochenstundenzahl legt nahe, dass sich Arbeitnehmer vor allem
dann weniger Arbeitsstunden wünschen, wenn sie ihre Freizeit überwiegend
für Familie oder Reisen nutzen. Wer sich hingegen vorrangig für Sport oder
Politik interessiert, wäre vergleichsweise eher bereit, für einen
entsprechenden Zusatzverdienst mehr zu arbeiten.


Über die IZA/XING-Studie

Die Studie "Arbeiten in Deutschland" wurde Anfang 2017 vom Institut zur
Zukunft der Arbeit (IZA) und dem Karrierenetzwerk XING gestartet. Anfang
2019 wurde bereits die dritte Befragungswelle dieser gemeinsamen
Initiative abgeschlossen, um vor dem Hintergrund des fortschreitenden
Wandels der Arbeitswelt neue Erkenntnisse über die Zukunftsperspektiven
der Bevölkerung in Deutschland zu gewinnen. Die IZA/XING-Studie setzt sich
aus zwei Befragungsteilen zusammen - einer nationalrepräsentativen Online-
Umfrage mit rund 3.000 Teilnehmern sowie einer Online-Befragung von bis zu
6.000 zufällig ausgewählten XING-Mitgliedern.

Bisherige Ergebnisse der Studie unter:

https://newsroom.iza.org/de/archive/tags/xing/


Weitere Informationen und Grafiken unter:

https://newsroom.iza.org/de/archive/news/jeder-zweite-beschaeftigte-wuerde-gerne-weniger-arbeiten/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1155

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

IZA - Institut zur Zukunft der Arbeit, 03.05.2019
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INTERNATIONAL/368: Sanktionskrieg um Iran, Teil 2 (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 6. Mai 2019

german-foreign-policy.com

Sanktionskrieg um Iran (II)



BERLIN/TEHERAN - Berlin und Brüssel kündigen nach der Zuspitzung des
US-Sanktionskriegs gegen Iran neue Bemühungen zur Rettung des Atomabkommens
mit Teheran an. Man werde weitere Anstrengungen unternehmen, um das zu
Jahresbeginn geschaffene Finanzvehikel für die bankenlose Abwicklung des
Außenhandels mit Iran ("INSTEX") endlich funktionsfähig zu bekommen, heißt
es in einer Erklärung, welche die Außenminister der drei stärksten
EU-Staaten sowie die EU-Außenbeauftragte diesen Samstag veröffentlicht
haben. Dazu lade man zudem andere Länder, "auch Russland und China", ein.
Zuvor hatte Washington angekündigt, die "Ausnahmegenehmigungen" für den
Erdölbezug aus Iran nicht zu verlängern und Unternehmen, die weiterhin
iranisches Öl kauften, durchweg mit Repressalien zu belegen. Die
US-Politik, die auf einen Kollaps der iranischen Regierung abzielt, läuft
den Berliner Mittelostplänen zuwider; die Bundesregierung ist daher bemüht,
sie zu unterlaufen und ihren eigenen Vorstellungen zum Durchbruch zu
verhelfen. INSTEX hat sich bislang allerdings als wirkungslos erwiesen.

Sekundäre Sanktionen

"Mit Bedauern und Sorge" [1] haben Außenminister Heiko Maas, seine
Amtskollegen aus Frankreich und Großbritannien sowie die
EU-Außenbeauftragte Federica Mogherini auf die Entscheidung von
US-Präsident Donald Trump reagiert, ab sofort jede Zuwiderhandlung gegen
die einseitig wiedereingeführten US-Sanktionen gegen Iran zu bestrafen.
Washington hatte vor einem halben Jahr acht Ländern, für die Öleinfuhren
aus Iran größere Bedeutung besaßen, eine "Ausnahmegenehmigung" für den
weiteren Bezug iranischen Erdöls erteilt. Diese ist nun abgelaufen und
nicht mehr verlängert worden. Firmen, die dennoch iranisches Öl erwerben,
müssen jetzt mit Repressalien seitens der USA rechnen. Die Androhung der
Zwangsmaßnahmen ist ein eklatanter Verstoß gegen internationales Recht.
Drei der Länder, die "Ausnahmegenehmigungen" erhalten hatten, haben ihre
Ölkäufe in Iran schon beendet - Italien, Griechenland und Taiwan. Japan und
Südkorea haben sie ebenfalls bereits massiv reduziert. Unklar ist, wie
China, Indien und die Türkei vorgehen werden.

Der graue Markt

Wohl am stärksten von den US-Drohungen betroffen ist die Türkei, die im
Jahr 2017 44,6 Prozent ihres Erdöls und 18 Prozent ihres Erdgases aus Iran
bezog. Zwar hat Ankara erklärt, sich seine Handelspartner nicht von
Washington diktieren lassen zu wollen. Beobachter vermuten allerdings, die
Äußerung sei vor allem mit Blick auf das heimische Publikum erfolgt;
tatsächlich könne die türkische Regierung, deren Beziehungen zu den USA
ohnehin stark angespannt sind, sich einen weiteren ernsten Konflikt kaum
leisten und werde deshalb nachgeben müssen. "Insbesondere über Russland und
den Irak ließe sich der Wegfall des iranischen Öls durchaus kompensieren",
wird der türkische Energieexperte Necdet Pamir zitiert.[2] Problematisch
ist die Lage auch für Indien und China. Spekulationen gehen dahin, dass
zumindest China mit Hilfe von Unternehmen, die nicht vom US-Geschäft
abhängen, weiterhin eine gewisse Menge iranisches Erdöl importieren dürfte,
wenngleich weniger als bisher. Iran selbst gibt sich zuversichtlich, große
Volumina über den sogenannten grauen Markt exportieren zu können, macht
allerdings - aus klar ersichtlichen Gründen - keine genauen Angaben
dazu.[3]

INSTEX

Die Außenminister der drei stärksten EU-Staaten und die EU-Außenbeauftragte
haben nun am Wochenende angekündigt, die illegalen US-Sanktionen
unterlaufen zu wollen und "an der Aufrechterhaltung und Pflege der
Finanzströme und Exporte für Iran zu arbeiten".[4] Ziel sei es, "die
Fortführung des legitimen Handels mit Iran zu ermöglichen". Dies soll mit
Hilfe des Finanzvehikels INSTEX ("Instrument in Support of Trade
Exchanges") geschehen. INSTEX, zu Jahresbeginn in Paris gegründet und für
die ersten sechs Monate von dem ehemaligen Commerzbank-Manager Per Fischer
geleitet, funktioniert nach Art einer Tauschbörse; es soll Forderungen
iranischer Unternehmen und Forderungen europäischer Firmen gegeneinander
aufrechnen, um den regulären Zahlungsverkehr der von den US-Sanktionen
bedrohten Banken zu umgehen. Bisher gilt INSTEX als wirkungslos [5], was
nicht nur dadurch bestätigt wird, dass der Handel der EU mit Iran
dramatisch eingebrochen ist: Bereits im November 2018, als die
US-Sanktionen wiedereingeführt wurden, stürzte er um über 66 Prozent
gegenüber dem Vorjahresmonat ab.[6] Darüber hinaus zählten die beiden
EU-Länder unter den acht Staaten, die "Ausnahmegenehmigungen" von den
US-Sanktionen erhalten hatten, zu den ersten, die nun den Bezug iranischen
Öls vollständig stoppten; würde INSTEX sein Ziel zumindest halbwegs
realisieren können, wäre dies nicht passiert.

"Legitimer Handel"

Um endlich Fortschritte zu erzielen, haben die Außenminister der drei
EU-Staaten und die EU-Außenbeauftragte nun angekündigt, ihre Bemühungen
auszuweiten und die "finanziellen Beiträge zum operationellen Haushalt von
INSTEX deutlich zu erhöhen".[7] Man ermutige "alle Länder", "auch Russland
und China" als Unterzeichnerstaaten des Atomabkommens mit Iran, den
"legitimen Handel" mit dem Land "nach Kräften durch konkrete Schritte
weiterzuverfolgen". Für den morgigen Dienstag wird ein Treffen von
Spezialisten in Brüssel angekündigt, die von den Außenministerien
Deutschlands, Frankreichs, Großbritanniens, Russlands, Chinas und Irans
entsandt werden und entschlossen nach Lösungen suchen sollen, den
bilateralen Handel aufrechtzuerhalten bzw. wieder in Gang zu bringen.
Beijing hat in Aussicht gestellt, INSTEX ebenfalls nutzen zu wollen, sollte
das EU-Finanzvehikel dereinst funktionieren.[8]

Innerwestliche Differenzen

Hintergrund der Bemühungen Berlins und Brüssels ist, dass die US-Versuche,
den Kollaps der iranischen Regierung herbeizuführen, der deutschen
Mittelostpolitik offen zuwiderlaufen. Die Bundesregierung strebt danach,
neben den arabischen Märkten auch den iranischen für die deutsche Industrie
zu öffnen sowie dazu eine Art Kräftegleichgewicht zwischen Riad und Teheran
herzustellen (german-foreign-policy.com berichtete [9]). Dies wäre bei
Einhaltung des Atomabkommens möglich gewesen, während die
Trump-Administration darauf zielt, den Mittleren Osten in Kooperation mit
Riad auf proamerikanische Linie zu trimmen. Deshalb geht Berlin in der
Iranpolitik zu Washington auf Distanz und nimmt sogar punktuell eine
pragmatische Kooperation mit Moskau und Beijing in Aussicht, um sich gegen
die Trump-Administration im Mittleren Osten durchzusetzen - bislang
allerdings ohne Erfolg.


Anmerkungen:

[1] E3-/EU-Statement zum Iran-Atomabkommen. auswaertiges-amt.de 04.05.2019.

[2] Volker Pabst: Die amerikanischen Sanktionen gegen bereiten Ankara
Kopfschmerzen. nzz.ch 04.05.2019.

[3] Iran has mobilized all resources to sell oil in "grey market": State
media. cnbc.com 05.05.2019.

[4] E3-/EU-Statement zum Iran-Atomabkommen. auswaertiges-amt.de 04.05.2019.

[5] S. dazu Weltpolitik unter Druck

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7862/

[6] Iran-EU-Handel sinkt im November um 66 Prozent. owc.de 23.01.2019.

[7] E3-/EU-Statement zum Iran-Atomabkommen. auswaertiges-amt.de 04.05.2019.

[8] Gareth Smyth: Iran And China: Between Oil And Trump. lobelog.com
24.04.2019.

[9] S. dazu Eine neue Ära in Mittelost (III)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/6784

und Golfkrieg gegen China

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7690

 * 

Quelle:

www.german-foreign-policy.com

Informationen zur Deutschen Außenpolitik

E-Mail: info@german-foreign-policy.com
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





MELDUNG/241: Grußbotschaft von Kardinal Marx zum islamischen Fastenmonat Ramadan (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 05.05.2019

Grußbotschaft zum muslimischen Fastenmonat Ramadan 2019

"In einer offenen Gesellschaft darf kein Mensch Angst verspüren, wenn er
ein Gebetshaus betritt"



Anlässlich des jetzt beginnenden muslimischen Ramadan hat der Vorsitzende
der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, am Sonntag (5. Mai
2019) in einer Grußbotschaft an die Muslime in Deutschland Segenswünsche
übermittelt. In seiner Botschaft schreibt Kardinal Marx: "Gott, der
Schöpfer und Erhalter dieser Welt, möge Sie durch die Fastenzeit begleiten
und Ihre Gebete erhören!"

Das Fasten, so sei es auch in der Tradition des Christentums, könne helfen,
Wesentliches von Unwesentlichem zu unterscheiden und neuen Freiraum für die
Begegnung mit Gott zu gewinnen. "Die Öffnung des Gläubigen für Gott
erneuert auch den Blick auf seine Schöpfung. Wir tragen Verantwortung für
die Natur, für unsere Umwelt und für unsere Mitmenschen. Den Willen Gottes
zu befolgen bedeutet auch, dieser Verantwortung gerecht zu werden", so
Kardinal Marx.

Er sorge sich zutiefst, dass in jüngster Zeit wiederholt Angriffe auf
Gebetshäuser - Moscheen, Synagogen und Kirchen - verübt und dabei gezielt
Betende ins Visier genommen worden seien. "Die Angreifer sind von zynischem
Kalkül getrieben: Sie wollen möglichst viel Leid verursachen und Schaden
anrichten. Solche Verbrechen sind schändlich und dürfen in keiner Weise
verharmlost werden. Die Täter müssen ermittelt, vor Gericht gestellt und
bei Nachweis der Schuld streng bestraft werden", schreibt Kardinal Marx.
"In einer offenen Gesellschaft darf kein Mensch Angst verspüren, wenn er
ein Gebetshaus betritt. Es ist die Aufgabe der verantwortlichen Behörden,
für Sicherheit zu sorgen. Zugleich ist es Pflicht der gesamten
Gesellschaft, Hass und Hetze zurückzuweisen und sich für ein friedliches
und vertrauensvolles Miteinander einzusetzen." Das gelte besonders für die
Vertreter der Religionen, "denn ohne Frieden zwischen den Religionen und
Kulturen gibt es keinen Frieden in unserer Gesellschaft".

Kardinal Marx forderte dazu auf, gemeinsam daran zu arbeiten, wie sich das
Verständnis von gleichen staatsbürgerlichen Rechten durchsetzt. "Den Wert
des Respektes müssen wir besonders den Jugendlichen vermitteln. Denn sie
werden in der von uns geschaffenen pluralen Gesellschaft noch lange
miteinander arbeiten und leben."


Hinweis:

Die Grußbotschaft zum Fastenmonat Ramadan von Kardinal Marx ist als
pdf-Datei unter www.dbk.de verfügbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 071 vom 5. Mai 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/382: Ein weiterer Akt in der gerichtlichen Verfolgung von Milagro Sala (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 5. Mai 2019

Ein weiterer Akt in der gerichtlichen Verfolgung von Milagro 
Sala






[image: Milagro Sala hält ihre geöffneten Handflächen hoch, die mit den Worten 'Schluß mit politischen Gefangenen' und 'Ja zur Demokratie' (auf spanisch) beschrieben sind - Bild: © Agencia Paco Urondo]

Bild: © Agencia Paco Urondo



Als ob die bereits laufenden Verfahren gegen Milagro Sala nicht
ausreichen würden, hat nun der Richter Pablo Pullen Llermanos einen
bereits 2009 abgeschlossenen Fall zum Tod des sozialen Aktivisten Luca
Arias wieder aufgenommen.

Das argentinische Komitee für die Freiheit von Milagro Sala verurteilt
diese erneute Farce, die vom üblichen Verdächtigen, dem obengenannten
Richter und Freund des Gouverneurs Gerardo Morales ins Leben gerufen
wurde: "Die politische und gerichtliche Verfolgung scheint keine
Grenzen zu haben", sagt das Komitee in einem Schreiben und protestiert
zudem dagegen, dass es den Anwälten der Verteidigung nicht erlaubt
wurde, Zeugen zur Entlastung zu stellen.

Im konkreten Fall, der auf der Grundlage der Zeugenaussage von Juan
Carlos Maidana wiedereröffnet wurde, einer Person, die nichts mit den
Fakten des Falles zu tun hat, und die sich derzeit wegen
Vergewaltigung im Gefängnis befindet, interveniert nun auch die Witwe
des sozialen Aktivisten, Luciana Santillán, und weist darauf hin, dass
ihr Mann an einer schweren Krankheit und nicht wegen der strittigen
Fakten gestorben ist.

In einem Video, das in den sozialen Netzwerken zirkuliert, sagt
Milagro Sala, dass sie sich "hilflos und gedemütigt" fühlt und
erinnert erneut daran, dass immer noch viele andere Mitglieder von
Tupac Amaru im Gefängnis sitzen. Sie weist darauf hin, dass selbst die
Freispruchs-Urteile ohne neue Verfahren einfach aufgehoben wurden.
Sala schließt das Video mit einem Appell an die Zivilgesellschaft, auf
dass diese politische und gerichtliche Verfolgung endlich ein Ende
hat.

Übersetzung aus dem Italienischen von Pressenza München


KURZINFO:

Milagro Sala wurde am 16. Januar 2016 willkürlich ihrer Freiheit
beraubt, während sie an einer friedlichen Protestkundgebung in San
Salvador, Hauptstadt der argentinischen Provinz Jujuy, teilnahm, um
gegen soziale Ungerechtigkeit und den Abbau von Arbeitsplätzen zu
demonstrieren. Seitdem sitzt sie in Haft. 

Weitere Infos gibt es auf der Webseite des deutschen Komitees für die
Freiheit von Milagro Sala:

https://komiteefreiheitmilagrosala.wordpress.com


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/381: Brasilien gefährlichstes Land für Umweltaktivist*innen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Brasilien / Lateinamerika

Brasilien gefährlichstes Land für Umweltaktivist*innen

Von José Díaz



(Lima, 1. Mai 2019, servindi) - Die Situation für Umweltaktivist*innen
in Lateinamerika wird zunehmend unsicherer. In den letzten zehn Jahren
wurden in Lateinamerika insgesamt 1.179 Angriffe auf
Umweltaktivist*innen verzeichnet. Das legt eine kürzlich erstellte
Studie offen. Die Liste der gefährlichsten Länder für
Umweltschützer*innen wird von Brasilien angeführt, gefolgt von Mexiko.
Bislang wurde in nur 50 dieser Fälle ein Urteil gesprochen.

Besonders kritisch ist in der Region die Situation in Brasilien. Seit
der rechtsextreme Jair Bolsonaro die Präsidentschaft übernommen hat,
befindet sich das Land in unruhigen Zeiten. Dazu kommt die Tatsache,
dass Brasilien das gefährlichste Land ist, um sich für den
Umweltschutz einzusetzen.

Laut einer kürzlich erstellten Studie [1] mit dem Titel "Land der
Widerständigen" (Tierra de resistentes) wurden im letzten Jahrzehnt
insgesamt 1.179 Angriffe auf Aktivist*innen verzeichnet, die die
Wälder und Wasserquellen verteidigt haben. Mit 754 Übergriffen ist
Brasilien das Land mit den meisten erfassten Vorfällen, gefolgt von
Mexiko mit 222 und Kolumbien mit 180. Bolivien ist mit nur 18 Fällen
das Land mit den wenigsten registrierten Angriffen.

Die Studie wurden in Bolivien, Brasilien, Kolumbien, Ecuador,
Guatemala, Mexiko und Peru erstellt und mit Mitteln der Gesellschaft
für internationale Zusammenarbeit GIZ finanziert, in Zusammenarbeit
mit der Deutsche Welle Akademie (DW) und der Redaktionsleitung der
Nachrichtenagentur EFE. "Als wir entschieden haben, dass es sich hier
um ein Menschenrechts-Thema handelt, welches auch soziale
Aktivist*innen betrifft, haben wir die Listen der UN hinzugezogen.
Fünf der Länder, die Teil dieses Projektes sind, stehen an den ersten
Stellen, was die Anzahl der Ermordungen von sozialen Aktivist*innen
angeht", erklärte Dora Montero, Vorsitzende der Redaktionsleitung der
Nachrichtenagentur EFE.


Indigene in Gefahr

Bei Angriffen auf indigene und Afro-Gemeinden wurden 177 Angriffe
verzeichnet. Auch hier ist Brasilien mit 35 Angriffen das Land mit der
höchsten Anzahl von Übergriffen in den letzten fünf Jahren. In Mexiko
sind im gleichen Zeitraum 30 Angriffe gezählt worden. Dort war die
ethnische Gruppe der Nahua in den vergangenen Jahren besonders
betroffen.

"Zielscheibe von 56 Prozent der Gewalttaten waren ethnische
Minderheiten. Dies zeigt, dass die Gebiete von Indigenen und Afros
besonders im Zentrum solcher kriminellen Interessen stehen", so der
Bericht. Ein weiteres alarmierendes Detail des Berichtes ist, dass von
den 1.179 im letzten Jahrzehnt verzeichneten Angriffen nur 50 mit
einem rechtskräftigen Urteil endeten. In 274 weiteren Fällen wird noch
ermittelt. Das ist ohne Zweifel ein klarer Hinweis auf die
Straflosigkeit, die meistens auf die Aggressionen gegenüber den
Umweltaktivist*innen in Lateinamerika folgt.


Anmerkung:

[1] https://colombiacheck.com/especiales/tierra-resistentes/es-co/


URL des Artikels:
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Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





INTERNATIONAL/380: Kolumbien - Protestcamp in Bogotá gegen Mordserie an Aktivist*innen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Protestcamp in Bogotá gegen Mordserie an Aktivist*innen



(Medellín, 1. Mai 2019, colombia informa/poonal) - Im Rahmen ihrer
Aktion "Humanitärer Schutz für das Leben" (Refugio Humanitario por la
Vida) haben hunderte soziale Führungspersonen vor dem Gebäude der
Generalstaatsanwaltschaft in der kolumbianischen Hauptstadt Bogotá
eine Mahnwache abgehalten. Am 28. April waren die Aktivist*innen aus
verschiedenen Regionen Kolumbiens in einer sogenannten Karawane nach
Bogotá gekommen, um auf die gravierende Menschenrechtssituation
sozialer Bewegungen aufmerksam zu machen. Insgesamt haben etwa 1.500
Aktivist*innen an dem fünftägigen Protestcamp [1] teilgenommen. Mit
der Aktion klagten sie unrechtmäßige Gerichtsverfahren,
Stigmatisierungen und die Mordserie an, die gegenüber den
Aktivist*innen kein Ende nehmen. Allein in diesem Jahr wurden bereits
147 Morde an Menschenrechtsverteidiger*innen registriert.

Fernanda Mejía von der Vereinigung der Gemeinderäte im Norden Caucas
ACONC (Asociación de Consejos Comunitarios del Norte del Cauca -
ACONC), die die organisatorischen Prozesse von Afro-Organisationen und
Räten schwarzer Gemeinschaften begleitet und stärkt, erklärte: "Der
Protest hat gezeigt, dass die Regierung nicht für die Menschen,
sondern für die Unternehmer und multinationalen Konzerne da ist. Es
ist traurig, das bestätigt zu sehen. Gestern waren wir bei drei
Botschaften, die uns empfangen haben. Aber heute sind wir zur
Generalstaatsanwaltschaft gezogen, doch der Staatsanwalt war nicht
einmal fähig, sich zu zeigen und uns zu begrüßen." Die
Afrokolumbianierin Mejía beklagte zudem, dass Beamt*innen der
Staatsanwaltschaft ohne Begründung Fotos von den protestierenden
Menschen gemacht hätten, die nun deshalb um ihre Sicherheit
fürchteten.


Bereits 147 politisch motivierte Morde in 2019

Einige Stunden zuvor fand im kolumbianischen Kongress die öffentliche
Anhörung statt, die unter anderem Alberto Castilla, Senator der
sozialdemokratischen Oppositionspartei Polo Democrático, einberufen
hatte. Sie hatte zum Ziel, die wirksame Umsetzung einer staatlichen
Politik einzufordern, die die Aktivist*innen schützt.

Patricia Llombart Cussac, Botschafterin der Europäischen Union in
Kolumbien, begrüßte die Initiative des Refugio Humanitario. "Wir sehen
hier nicht die Schwierigkeiten, mit denen die Verteidiger*innen der
Menschenrechte und des Lebens in vielen Regionen Kolumbiens kämpfen
müssen." Cussac versprach, die Mordwelle an sozialen Aktivist*innen in
Kolumbien im Europäischen Parlament zu thematisieren: "Die
Flugblätter, die von einer "sozialen Säuberung" (limpieza social)
sprechen und den Aktivist*innen mit einem "Ausflug ohne Rückkehr"
("paseo sin regreso") drohen sind widerwärtig. Wir dürfen nicht
zulassen, dass dies Normalität wird."


Anmerkungen:

[1] https://colombia2020.elespectador.com/pais/que-lograron-los-lideres-sociales-que-instalaron-el-refugio-humanitario-en-bogota
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06919: Drauflosstrategen (SB)


Es gibt ziemlich unbefangene Geister unter den Großmeistern, welche
die Mühsal der Vorbereitung auf jeden einzelnen Gegner für eine
Platzverschwendung im Kopf halten und daher gelöst und gelassen in die
Turniere gehen, sich vom Augenblick leiten lassen, manchmal auch von
einer Laune, die sich jedoch um nichts in der Welt ängstigen läßt von
Theoriegespenstern, großen und kleinen, echten und falschen. Solch ein
gediegenes Naturell besitzt der englische Großmeister Tony Miles. Er
setzt sich ans Brett, und erst dann beginnen seine Gedanken um die
Fragen zu kreisen, wie eröffne ich, welche Verteidigung wähle ich.
Einschüchtern läßt er sich von keinem noblen Namen. Er spielt wie ein
Springinsfeld und hat mit dieser Drauflosstrategie schon so manchen
Kontrahenten aus dem Konzept gebracht. Im heutigen Rätsel der Sphinx
bereute Miles allerdings seine stolze Unbefangenheit, denn sein
Kontrahent Igor Iwanow hatte sich sehr sorgfältig auf ihn vorbereitet,
und das mit Erfolg. Miles hatte zuletzt 1...f7-f5 gezogen. Diesmal
sollte er in die Grube der Überraschungen fallen, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06919: Drauflosstrategen (SB)]



Iwanow - Miles

Luzern 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Jede Generation fordert ihr Recht, und ihr soll Gerechtigkeit
widerfahren: 1...g7-g6? 2.Sg5xh7! Kg8xh7 3.De2-h5+ Kh7-g8 4.Ld3xg6
f7xg6 5.Dh5xg6+ Kg8-h8 6.Dg6-h5+ Kh8-g8 7.Lc1-h6 Sc6xe5?! - zäher war
7...Tf8-f7 8.Dh5-g6+ Kg8-h8 9.Dg6xf7 Ta8-g8, aber letztendlich nicht
minder aussichtslos - 8.Te1xe5 Tf8-f7 9.Dh5-g6+ Kg8-h8 10.Te5-h5! und
Schwarz gab auf, da das Matt nicht mehr zu verhindern war, zum
Beispiel 10...Tf7-h7 11.Lh6-g7+ Kh8-g8 12.Dg6xh7+ Kg8-f7 13.Lg7-h6+
Kf7-e8 14.Dh7-g8+ Le7-f8 15.Dg8xf8#
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





MELDUNG/046: Literaturhinweis - Historische Studie zeigt, wie Pop die Gesellschaften internationalisierte (idw)


Zentrum für Zeithistorische Forschung - 03.05.2019

Skandal, Zensur, Verbot: Historische Studie zeigt, wie Pop die
Gesellschaften internationalisierte



"Geräuschathleten", "Plünnenheinis", "Schluckauf-Carusos": Diese
Bezeichnungen für normabweichende Musikstars und deren Fans waren in den
1950er-Jahren noch harmlos. Oft war die Kritik an jener neuen Kultur, die
sich kurz nach dem Zweiten Weltkrieg formierte, kulturpessimistisch bis
offen rassistisch. Traditionsbewusste Eliten schockierte nicht nur die
Technisierung der an Kino und E-Gitarre orientierten neuen Massenästhetik,
sondern auch der internationale Charakter der Szene. "Die Jugendpopkultur
war eine Transnationalisierung von unten", sagt Bodo Mrozek. Sein am
Zentrum für Zeithistorische Forschung Potsdam entstandenes Buch bietet
erstmals einen Überblick zur Geschichte der Popkultur.

Für seine Studie hat der Historiker Archivdokumente aus mehr als sechs
Ländern ausgewertet, darunter Frankreich, Großbritannien, die USA und
neben der Bundesrepublik Deutschland auch die DDR. In all diesen Staaten
machte man für ungewohntes jugendliches Verhalten die neuen Sounds der
Rock- und Popmusik verantwortlich - und versuchte mit Zensur, Boykotten
und Polizeiaktionen gegenzusteuern.

Auf mehr als 850 Seiten analysiert Mrozek die Übernahme negativer
Sozialstereotypen aus Literatur und Kino durch Polizei und Politik. Anhand
von "Halbstarken", "Teddy Boys" und weiblichen Beat-Fans zeigt sein Buch,
wie nach tumultartig verlaufenen Film- und Musikaufführungen sich etwa in
England das Klischee des Arbeiterjugendlichen als gewalttätiger
Messerstecher durchsetzte, während man in Frankreich junge Algerier als
gewaltbereite "Blousons noirs" diskriminierte. Jungen Frauen warf man
Verstöße gegen die Sexualmoral vor, wenn sie auf Konzerten lautstark
Emotionen äußerten. Gegen diese Skandalisierungen etablierten sich in den
1960er-Jahren allmählich neue Formate für internationale Popmusik in Kino,
Rundfunk, Fernsehen und auf dem Zeitschriftenmarkt - oftmals auf Druck der
in Fanclubs transnational organisierten Jugendlichen.

Dabei sieht Mrozek Parallelen zu gegenwärtigen Diskussionen. "Die
Ereignisse bei einem Pariser Massenkonzert 1963 ähneln dem, was 2016 nach
der so genannten 'Kölner Silvesternacht' geschah - in beiden Fällen wurden
Einzelfälle pauschalisiert und führten zu politischer Stimmungsmache und
Repressionen." Mrozek versteht seine Ergebnisse daher als historische
Korrektur aktueller Debatten: "Heute wird oft behauptet,
Internationalisierung sei ein Privileg der globalisierten Eliten. Weniger
gebildete Menschen hingegen bräuchten eine nationalkulturelle Heimat.
Meine Ergebnisse zeigen aber, dass die Impulse zu einer internationalen
Kultur jahrzehntelang gerade von den weniger gebildeten Schichten
ausgingen, während die Eliten mit drastischen Maßnahmen eine
Nationalkultur durchsetzen wollten."


Bodo Mrozek ist Historiker. Derzeit ist er Fellow am Berliner Kolleg
Kalter Krieg und assoziierter Wissenschaftler am Zentrum für
Zeithistorische Forschung Potsdam (ZZF), wo sein Buch entstand.

Zum Buch:

https://www.suhrkamp.de/buecher/jugend_pop_kultur-bodo_mrozek_29837.html

Originalpublikation:

Bodo Mrozek:

Jugend - Pop - Kultur. Eine transnationale Geschichte,

Berlin: Suhrkamp 1. Auflage 2019 (=stw 2237). 866 Seiten, 34 Euro.
ISBN: 978-3-518-29837-4

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1252
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zentrum für Zeithistorische Forschung, 03.05.2019
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MELDUNG/362: Wie Stöhnen die Wahrnehmung beim Tennis beeinflusst (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 03.05.2019

Wie Stöhnen die Wahrnehmung beim Tennis beeinflusst

Forschungsteam der Universität Jena analysiert Einfluss von Geräuschen
beim Tennis



Sie können Lautstärken von über einhundert Dezibel erreichen und
konkurrieren so mit dem Lärmpegel von Motorrädern oder Kreissägen:
Stöhn-Geräusche, die manche Tennisspielerinnen und -spieler ausstoßen, wenn
sie gegen den Ball schlagen. Während Fans das effektvolle Ausatmen wahlweise
genervt oder belustigt zur Kenntnis nehmen, sorgt es unter Profis für
kontroverse Diskussionen. Serena Williams offenbarte etwa, dass sie das
Gestöhne der Gegnerin im Eifer des Wettkampfs nicht störe. Demgegenüber
empörte sich die ehemalige Weltranglistenerste Martina Navratilova: Das
laute Keuchen würde das Schlaggeräusch übertönen und damit auf unfaire
Weise die Voraussage des Ballflugs erschweren. Ob diese immer wieder
vorgebrachte Beschwerde gerechtfertigt ist, hat ein Team aus der
Sportpsychologie der Friedrich-Schiller-Universität Jena um Dr. Florian
Müller und Prof. Dr. Rouwen Cañal-Bruland in einer neuen Studie
überprüft.


Experiment mit manipulierten Stöhn-Geräuschen

Für die Studie wurden erfahrenen Spielern Videoausschnitte einer Begegnung
aus dem Profi-Tennis gezeigt. Vom Betrachten der Tennisschläge sollten sie
auf die Flugbahn des Balls schließen und dessen Auftreffpunkt bestimmen.
Unbemerkt von den Probanden manipulierten die Wissenschaftler jedoch die
Lautstärke der Stöhn-Geräusche, die in der Aufzeichnung die Schläge
begleiteten. Die Auswertung des Experiments ergab, dass das Stöhnen
durchaus einen Effekt hat - wenngleich nicht den von Navratilova
behaupteten.

Stöhnen beeinflusst die Vorhersage der Ballflugbahn

Es zeigte sich, dass die Probanden eine umso längere Flugbahn des Balls
vermuteten, je lauter das Stöhnen eingespielt wurde. Diese Reaktion konnte
selbst dann noch beobachtet werden, wenn die Lautäußerungen - wie in
vielen Profi-Spielen üblich - erst nach dem Ballkontakt wahrnehmbar
wurden. Jedoch ließ sich den Erhebungen nicht entnehmen, dass sich die
Spielerinnen und Spieler vom Gestöhne ablenken ließen. Der vermeintlichen
Irritation zum Trotz sagten sie den tatsächlichen Ankunftsort des Balls im
Schnitt treffsicher voraus. "Wir nehmen an, dass Spielerinnen und Spieler
die physiologischen Vorteile berücksichtigen, die das Stöhnen ermöglicht,"
erklärt Müller diese Erkenntnisse des Experiments. Mittlerweile gelte es
als erwiesen, dass starkes Ausatmen von Luft zugleich die Bauchmuskulatur
aktiviert und weitere Kräfte freisetzt, welche zu härteren Schlägen und
höheren Ballgeschwindigkeiten führen. "Dies würde erklären, warum ein
Effekt durch das Stöhnen zwar erkennbar, aber die Fähigkeit zur
Antizipation des Balls nicht eingeschränkt ist."

Wahrnehmung im Sport als Zusammenspiel mehrerer Sinneseindrücke

Das Ergebnis der Studie deutet laut Müller und Kollegen darauf hin, dass
Navratilovas Behauptung überdacht werden sollte. Für die Sportpsychologen
ist es außerdem ein Beleg dafür, dass auch andere Sinneseindrücke als das
Sehen für die Wahrnehmung im Sport von Bedeutung sind und von der
Wissenschaft zukünftig stärker berücksichtigt werden sollten. Auch aus
diesem Grund wollen sie am Ball bleiben und das Phänomen weiter
untersuchen. Um sich den realen Bedingungen anzunähern, sollen Probanden
im nächsten Schritt einen Tennisball in Echtzeit auf dem Touchscreen
abfangen. Am Ende könnte das Experiment sogar nicht nur im Labor, sondern
beim echten Spiel auf dem Tennisplatz stattfinden - gesetzt den Fall, dass
sich in der Nachbarschaft niemand von zu lautem Gestöhne aus der Ruhe
bringen lässt.


Originalpublikation:

Müller F, Jauernig L, Cañal-Bruland R (2019)

The sound of speed: How grunting affects opponents' anticipation
in tennis.

PLoS ONE 14(4): e0214819.

https://doi.org/10.1371/journal.pone.0214819

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution23
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ENERGIE/298: Appell für eine europäische Energiewende (idw)


Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 02.05.2019

Appell für eine europäische Energiewende: Buch "Die Energiewende in
Europa" erschienen



Eine erfolgreiche Energiewende umfasst die Transformation zu einem
vollständig dekarbonisierten, atomenergiefreien sowie sozial- und
wirtschaftsverträglichen Energiesystem. Dass dies machbar ist, belegen
Prof. Dr. Peter Hennicke, Jana Rasch und Judith Schröder vom Wuppertal
Institut sowie Dr. Daniel Lorberg von der Bergischen Universität
Wuppertal in ihrem jetzt erschienenen Buch "Die Energiewende in
Europa" auf Grundlage zahlreicher Studien und Praxisbeispiele.

Wuppertal, 2. Mai 2019: Ende Mai 2019 finden in Europa Wahlen statt.
Ein guter Zeitpunkt, dass die Europäisierung der Energiewende nicht
länger eine Utopie bleiben muss. Sie hat das Potenzial für eine neue
und realistische Fortschrittsvision, die der "europäischen Idee" einen
zukunftsorientierten Inhalt geben kann. Das Ziel ist klar: Bis 2050
muss Europa ohne fossile und nukleare Energie auskommen, um seiner
globalen Verantwortung gerecht zu werden. Vorliegende Studien für die
Europäischen Union und einzelne Mitgliedsländer belegen, dass diese
Vision machbar und mit vielen Vorteilen verbunden ist: mehr Jobs, mehr
Versorgungssicherheit, weniger vorzeitige Todesfälle durch
Luftverschmutzung, Abbau von Ressourcenkonflikten sowie sinkende
Energiekosten.

Das Buch "Die Energiewende in Europa - Eine Fortschrittsvision" zeigt
auf, welche konkreten Schritte diese Vision voranbringen können. Die
Autorinnen und Autoren werfen einen kritischen Blick auf die neuesten
Entwicklungen der europäischen Energiewende, die bestehenden
Problemfelder, vor allem aber auch die Chancen, die mit einer
umfassenden Energiewende verbunden sind. Sie stützen sich dabei auf
eine Vielzahl von Analysen, wie die europäische Politik durch
forciertes Energiesparen, den systematischen Ausbau erneuerbarer
Energien und umweltbewussteres Verhalten umgesetzt werden kann.

Mit dem Buch soll anlässlich der Europawahl eine Diskussionsgrundlage
über neue Ansätze für Europa hinsichtlich der Energiewende
bereitgestellt werden. "Europa ohne Kohle und Uran ist eine
realisierbare Strategie, für die es sich zu kämpfen lohnt", betont
Prof. Dr. Peter Hennicke, Senior Advisor am Wuppertal Institut und
ehemaliger Präsident des Instituts, und ergänzt: "Die Umsetzung einer
Energiewende ist ein langfristiger sozial-ökologischer
Transformationsprozess für den es keine Blaupause gibt. Es handelt
sich damit um ein gesellschaftliches Experimentierfeld für die
Reformfähigkeit einer hochentwickelten Industrieregion im Zeitalter
der Globalisierung."

Eine europäische Energiewende erfordert eine Allianz, die idealerweise
angefeuert ist durch die Nachbarn Frankreich und Deutschland. Viele
hoffen auf Deutschland als Treiber von Atom- und Kohleausstieg. Das
Autorenteam unterstreicht, dass Deutschland aktuell aber den
Erwartungen und eigenen Zielen deutlich hinterherhinkt. Die eigenen
Vorgaben endlich umzusetzen -darauf komme es nun in Deutschland an und
könnte erhebliche Signalwirkung auf Europa und darüber hinaus ausüben.

"Die Dekarbonisierung des Energiesystems ist ohne Zweifel ein
ambitioniertes gesellschaftliches- und energiepolitisches Projekt. Es
ist ein historisch bisher einmaliger Prozess und erfordert vielfältige
Anstrengungen, die mindestens bis zur Mitte des 21. Jahrhunderts
andauern müssen", erläutert Prof. Dr.-Ing. Manfred Fischedick,
Vizepräsident des Wuppertal Instituts, und fügt hinzu: "Ich freue mich
sehr, das mit dem Buch rechtzeitig zur Europawahl wichtige Denkanstöße
gegeben werden, wie eine Umsetzung konkret gelingen kann."

Das Buch entstand in Kooperation mit der Arbeitsgruppe Alternative
Wirtschaftspolitik e. V. (AAW). Das Memorandum 2019 der AAW enthält
eine Kurzfassung des Buches. Ab sofort ist das Buch "Die Energiewende
in Europa" im Handel erhältlich. Finanziert wurde das gemeinsame
Buchprojekt über oekom crowdln, einer Crowdpublishing-Plattform für
innovative Ideen zur Nachhaltigkeit in Umwelt und Gesellschaft.




Weitere Informationen Links

Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik e. V.

https://www.alternative-wirtschaftspolitik.de/de/article/10656220.buchtipp-zur-europawahl-die-europ%C3%A4ische-energiewende-eine-fortschrittsvision.html

Memorandum 2019 der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschaftspolitik e.
V.

https://www.alternative-wirtschaftspolitik.de/de/article/10656249.memorandum-19.html

Originalpublikation:

https://www.oekom.de/nc/buecher/gesamtprogramm/buch/die-energiewende-in-europa.html (Oekom-Website zum Buch)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.youtube.com/watch?v=SOO09LdSZEs

(Youtube-Video zum Buch "Die Energiewende in Europa")

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714902

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution735
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie gGmbH - 02.05.2019
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FRAGEN/009: Energiewende - Populismus ist der Worstcase (idw)


Institute for Advanced Sustainability Studies e.V. - 02.05.2019

Energiewende: Populismus ist der Worstcase



Der Übergang zu einer emissionsfreien Wirtschaft wird Rivalitäten
entstehen lassen und Gewinner und Verlierer hervorbringen. Wie könnten
die Szenarien aussehen? Ein Team von Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern hat im Rahmen des "Geopolitics and Energy
Transformation 2030-Projektes" (GET 2030) der Stiftung Wissenschaft
und Politik untersucht, welche verschiedenen Entwicklungen der
globalen Energiewende denkbar sind und wie sie sich auf die Geopolitik
auswirken könnten. Das Ergebnis hat ein Team um Prof. Andreas Goldthau
in der Fachzeitschrift "Nature" kommentiert. Goldthau erläutert im
IASS-Gespräch die denkbaren Szenarien.

IASS: 
Sie haben im Team vier Szenarien für die globale Energiewende bis
2030 erarbeitet, die sich aufgrund Ihrer Analyse als denkbar
herausstellten. Können Sie das für die Menschheit beste Szenario
skizzieren?

Prof. Andreas Goldthau: 
Ein ideales Szenario sieht etwa so aus: Eine multilaterale
Kooperation trifft auf einen weltweiten politischen Konsens, der die
Notwendigkeit einer schnellen Dekarbonisierung anerkennt. Klare
Politiksignale lösen eine massive Veränderung von privaten und
staatlichen Kapitalflüssen hin zu Erneuerbaren aus. Unternehmen im
Bereich CO2-armer Technologien kapitalisieren sich schnell und nehmen
den Platz an den Börsen ein, den gegenwärtig etwa noch Ölunternehmen
innehaben. Ein generöser - weit über den im Pariser Abkommen bereits
angelegten hinausgehender - Klimafonds federt den Anpassungsdruck für
ressourcenreiche Staaten und vom Strukturwandel betroffene Regionen
ab. Gezielter Technologietransfer versetzt Staaten des Globalen Südens
in die Lage, am Wandel ökonomisch und technologisch teilzunehmen. Das
Ergebnis ist eine Art "grüne Globalisierung" mit hoher Wertschöpfung -
und eine globale Win-win-Situation.

Welches Szenario wäre das schlechteste und warum?

Das Worst-Case-Szenario wird in nicht geringem Maße vom Populismus
angetrieben. Große Demokratien werden von Politikern geführt, die
skeptisch gegenüber Welthandel und Klimapolitik sind und gleichzeitig
eine nationalistische und merkantilistische Wirtschaftspolitik
betreiben. Sie versuchen, ihre heimischen Industrien vor dem Wandel zu
schützen, investieren in vorhandene fossile Energiereserven, um
Importe zu verringern, und ziehen ihre Länder aus internationalen
Foren wie dem Paris-Abkommen zurück. Erneuerbare Energiequellen kommen
durchaus zum Tragen, können sie doch Autarkie fördern. Allerdings
unterbinden zunehmend fragmentierte Weltmärkte die notwendigen
Skaleneffekte für CO2-arme Technologien. Im Ergebnis schreitet der
Klimawandel ungehindert voran. Dürren, Versorgungskrisen und
Migrationsdruck verstärken die populistischen Trends. Ein
Teufelskreis.

Gab es schon vergleichbare Veränderungssituationen in unserer
Geschichte?

Tiefgreifende Veränderungen wie die globale Energiewende gab es in
der Menschheitsgeschichte immer wieder. Sie sind schlicht im
technologischen und sozio-ökonomischen Wandel angelegt. So führte die
Erfindung der Dampfmaschine zur raschen Industrialisierung ganz
Europas und der Vereinigten Staaten. Sie brachte in letzter Konsequenz
weltweite Produktionsketten hervor. Russland und die postsowjetischen
Staaten bewegten sich ab den 1990er-Jahren von der Plan- zur
Marktwirtschaft - mit tiefgreifenden Folgen für die Gesellschaft.
Diese Prozesse laufen nie sanft ab. Im Gegenteil, sie sind von
Friktionen geprägt, sie sind nicht linear und bringen teilweise nicht
beabsichtigte Nebeneffekte mit sich.

Welche Faktoren sind Ihrer Meinung nach die entscheidenden, die
derzeit noch wenig Beachtung finden?


Fallende Kosten für erneuerbare Energien reichen allein bei weitem
nicht aus, um die Dekarbonisierung voranzutreiben. Hier ist die
politische Ökonomie zentral: Wer sind die Gewinner, wer die Verlierer
des Wandels? Kann die Weltgemeinschaft letztere einbinden oder könnten
sie den Wandel aufhalten - beispielsweise über die Mobilisierung der
Gesellschaft oder der Politik? Steht ausreichend Kapital zur Verfügung
und wie sehen die Rahmenbedingungen aus? Dies beeinflusst in starkem
Maße, wie schnell erneuerbare Technologien weltweit ihre Anteile am
Energiemix erhöhen und wie hoch die gesellschaftliche Toleranz
gegenüber dem Wandel bleibt. Wir müssen uns zudem klarmachen, dass
eine Welt mit Null-Emissionen kein Ende der globalen Nullsummenspiele
bedeutet. Sie produziert schlicht neue. Im fossilen Zeitalter
konkurrieren Staaten um den Zugang zu Öl und Gas, was beispielsweise
dem Mittleren Osten seine gegenwärtige globale Bedeutung gibt. In der
Welt der Erneuerbaren geht es um den Zugang zu Spitzentechnologie und
dem Know-how, Erneuerbare in wirtschaftliche Wertschöpfung
umzuwandeln. Kein Staat der Welt wird sich hier industriepolitisch
Wettbewerbsvorteile nehmen lassen - was problematisch ist für die
Länder des Globalen Südens, die hier großen Nachholbedarf haben.

Welche Empfehlung können Sie aussprechen?

Auf den Prozess fokussieren, nicht nur auf das Ziel der
Transformation. Denn der Veränderungsweg entscheidet darüber, wo ein
Land ankommt. Wie unsere Szenarien zeigen, gibt es viele
Möglichkeiten. Nicht alle enden wie gewünscht. So hat uns die 
post-sowjetische Transformation gezeigt, wie der Wandel von Diktatur zur
Demokratie stecken bleiben kann - in diesem Falle in autoritären
Strukturen. Zu guter Letzt müssen wir anerkennen, dass nicht alle
Länder der Veränderungsaufgabe in ähnlicher Weise gewachsen sind.
Deutschland kann einen sozialverträglichen Kohleausstieg
gewährleisten, selbst wenn dies enorme Anpassungsleistungen erfordert.
Nigeria oder Algerien können dies für ihre Ölindustrien nicht. Um die
globale Dekarbonisierung zum Erfolg zu führen, muss sichergestellt
werden, dass solche Staaten adäquate Unterstützung erfahren. Sonst
werden die ressourcenreichen Länder von heute zur Ursache neuer
geopolitischer Instabilität von morgen.

Originalpublikation:

Andreas Goldthau, Kirsten Westphal, Morgan Bazilian, Michael Bradshaw:
Model and manage the changing geopolitics of energy. Nature 569, 29-31
(2019), DOI: 10.1038/d41586-019-01312-5

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714890

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1699
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JUGEND/087: Umweltschutz und Armutsbekämpfung sind EU-Topthemen der Jugend (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 29.04.2019

Umweltschutz und Armutsbekämpfung sind EU-Topthemen der Jugend



Wie stellen sich junge EuropäerInnen ein stärkeres und enger vereintes
Europa vor? Das war das Thema einer Eurobarometerumfrage, für die im
März europaweit über 10.000 Interviews geführt wurden. Ergebnis: Ohne
Umwelt- und Klimaschutz läuft für junge Menschen zwischen 15 und 30
Jahren gar nichts.

Europaweit sind 67 Prozent der Befragten der Ansicht, dass die
wichtigsten Betätigungsfelder der EU in den nächsten zehn Jahren der
Umweltschutz und die Bekämpfung des Klimawandels sein sollten. In
Deutschland sahen sogar 79 Prozent dieses Thema als höchste Priorität
an. Als zweite und dritte Priorität wurden die Verbesserung von
Bildung und Ausbildung (56 Prozent, Deutschland: 63 Prozent),
einschließlich der Freizügigkeit von Studierenden, Auszubildenden und
Schülern, sowie die Bekämpfung von Armut und wirtschaftlicher und
sozialer Ungleichheit (56 Prozent, Deutschland: 69 Prozent) genannt.

43 Prozent der befragten Deutschen gaben laut EU-Kommission an, dass
sie in den letzten zwölf Monaten an Freiwilligentätigkeiten
teilgenommen haben, europaweit lag die Teilnehmerrate an
Freiwilligendiensten bei 34 Prozent.

Das Jugend-Eurobarometer wurde zum Start der Europäischen Jugendwoche
2019 veröffentlicht. Vom 29. April bis zum 5. Mai findet mit
Veranstaltungen in ganz Europa die neunte Europäische Jugendwoche
statt. Dieses Jahr lautet das Motto "Demokratie und ich". [jg]



Pressemitteilung der EU-Kommission

https://ec.europa.eu/germany/news/20190429-umfrage-eu-top-prioritaeten_de

Umfrageergebnisse

http://ec.europa.eu/commfrontoffice/publicopinion/index.cfm/survey/getsurveydetail/instruments/flash/surveyky/2224

 * 

Quelle:

EU-News, 29.04.2019

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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LUFT/627: Saubere Luft? EU-Regierungen bleiben stumm (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 02.05.2019 / Emissionen

Saubere Luft? Regierungen bleiben stumm



Bis April mussten die EU-Mitgliedstaaten Brüssel mitteilen, wie sie
die Ziele der europäischen Luftqualitätspolitik erreichen wollen. Nur
die Hälfte der Regierungen hat bisher jedoch einen Luftreinhalteplan
vorgelegt.

Neben Deutschland verpassten auch Polen, Frankreich, Spanien und zehn
weitere Staaten die Frist, um ein nationales Programm zur Verringerung
der Luftverschmutzung vorzulegen. Darin sollen die Regierungen
beschreiben, mit welchen Maßnahmen sie dafür sorgen wollen, dass
weniger Schadstoffe aus den Bereichen Verkehr, Industrie und
Landwirtschaft in die Luft gelangen. Die Programme sind Teil der
Richtlinie über nationale Emissionshöchstmengen (National Emissions
Ceilings, NEC), die nationale Grenzwerte für Schadstoffe wie
Stickoxide, Ammoniak und flüchtige organische Nichtmethanverbindungen
festlegt und die Luftqualitätsnormen der EU ergänzt.

Für Margherita Tolotto, Expertin für Luftqualität beim Europäischen
Umweltbüro, ist das Verpassen der Frist schockierend und eine Zeichen
dafür, "warum die Kontrolle durch die EU so wichtig ist. Selbst bei
einem so wichtigen Thema wie der Luftverschmutzung - wo die
Öffentlichkeit Maßnahmen weitgehend unterstützt - versagen die
nationalen Regierungen. Wir brauchen die EU, um sie zur Rechenschaft
zu ziehen."

Folgende Länder haben bisher kein Luftreinhalteprogramm im Rahmen der
NEC-Richtlinie eingereicht: Bulgarien, Zypern, Tschechien, Frankreich,
Deutschland, Griechenland, Ungarn, Litauen, Malta, Polen, Rumänien,
Slowakei, Slowenien, Spanien. [km]



Pressemitteilung des EEB

https://eeb.org/most-eu-governments-failed-to-file-air-pollution-plans-by-april-deadline/

Übersicht aller bisher eingereichten nationalen Luftreinhaltepläne


http://cdr.eionet.europa.eu/ReportekEngine/searchdataflow?dataflow_uris=http%3A%2F%2Frod.eionet.europa.eu%2Fobligations%2F753&years%3Aint%3Aignore_empty=&partofyear=&reportingdate_start%3Adate%3Aignore_empty=&reportingdate_end%3Adate%3Aignore_empty=&country=&release_status=anystatus&sort_on=reportingdate&sort_order=reverse&batch_size
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MELDUNG/499: Bericht des Weltbiodiversitätsrates - BUND fordert Kehrtwende (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 6. Mai 2019

Bericht des Weltbiodiversitätsrates - BUND fordert Kehrtwende für
wirksamen Schutz unserer Ökosysteme 



Berlin. Anlässlich des heute veröffentlichten Berichtes zum globalen
Zustand der Biodiversität fordert der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) eine rasche Kehrtwende in der Art, wie wir leben
und wirtschaften. "Die Zerstörung der biologischen Vielfalt bedroht
die Menschheit mindestens so sehr wie die Klimakrise. Wir Menschen
sind abhängig von funktionierenden Ökosystemen - sie sind die
Grundlage unseres Lebens", sagt Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund
für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND). "Die Bundesregierung
muss schnelle und wirksame Maßnahmen umsetzen, um den ökologischen
Kollaps zu verhindern. Es bedarf dringend eines Umdenkens, weg von dem
Wirtschafts-Mantra des ständigen Wachstums, hin zu echter
Nachhaltigkeit."

Der Bericht des Weltbiodiversitätsrates führt erstmals seit 2005 alle
wissenschaftlichen Erkenntnisse über den aktuellen Zustand der
biologischen Vielfalt weltweit zusammen. Eine Kernaussage ist, dass
der fortschreitende Verlust biologischer Vielfalt ein existenzielles
Problem für uns Menschen darstellt. Eine intakte Biodiversität und die
damit verbundenen Ökosystemleistungen seien ebenso wichtig für unser
Leben wie ein stabiles Klima.

"Der Bericht zeigt, dass mehr Arten derzeit vom Aussterben bedroht
sind, als je zuvor in der gesamten Geschichte der Menschheit", so
Weiger. Der dramatische Verlust biologischer Vielfalt mache sich auch
bei uns deutlich bemerkbar, etwa in dem massenhaften Insektensterben.
Eine zentrale Ursache des Problems ist dem Bericht des
Weltbiodiversitätsrats zufolge, dass weltweiter Handel und Konsum den
Druck auf die Natur in den vergangenen Jahrzehnten vervielfacht haben.

"Mit dem neuen Bericht gibt es keine Ausreden mehr. Wir müssen endlich
die Bereitschaft aufbringen, den Ressourcenverbrauch in Deutschland
drastisch zu reduzieren", sagt der BUND-Vorsitzende. "Unser
Ressourcenverbrauch, unser immenser ökologischer Fußabdruck in
Deutschland und in Europa führen zur Zerstörung von Lebensräumen und
zum Aussterben von Arten in der Welt. So ist etwa unser enormer Konsum
an Energie, Fleisch, Palmöl, Papier, Metallen und seltenen Erden für
das Verschwinden ganzer Tropenwälder verantwortlich. Die
Bundesregierung muss den politischen Rahmen für nachhaltiges
Wirtschaften und nachhaltigen Konsum setzen und beispielsweise
umweltschädliche Subventionen in der Agrarpolitik, in der Fischerei
und im Verkehr stoppen."

Deutschland wird zur nächsten UN-Biodiversitäts-Konferenz in China im
Jahr 2020 die EU-Ratspräsidentschaft innehaben, deshalb komme der
Bundesregierung aus Sicht des BUND eine besondere Rolle zu. "Wir
fordern die Bundesregierung auf, sich innerhalb der EU und weltweit
mit Nachdruck für ein ambitioniertes globales Regelwerk für den Erhalt
der biologischen Vielfalt einsetzt, das auf den bisherigen Zielen zum
Schutz der Biodiversität aufbaut und über diese hinausgeht", sagt
Weiger. Um guten Willen zu demonstrieren, müsse Deutschland die
finanzielle Unterstützung zum weltweiten Schutz und zur
Wiederherstellung von Ökosystemen ab 2020 verdreifachen und so mit
gutem Beispiel vorangehen. Weiger abschließend: "Es ist notwendig,
dass reiche Länder den finanzschwachen Ländern beim Schutz von Arten
und Lebensräumen finanziell zur Seite stehen. Die Länder, die durch
ihre Art zu leben, zu produzieren und zu konsumieren entscheidend für
das Artensterben verantwortlich sind, müssen dafür auch finanziell
geradestehen."

Mehr Informationen

Drei Jahre lang haben rund 150 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus mehr als 50 Ländern an den Grundlagen für den
globalen Bericht des Weltbiodiversitätsrates gearbeitet (englisch:
Intergovernmental Science-Policy Platform on Biodiversity and
Ecosystem Services/IPBES). Auf rund 1800 Seiten haben sie in dem
Bericht den weltweiten Wissensstand zur Situation der biologischen
Vielfalt zusammengetragen.

Im Mittelpunkt stehen dabei die Veränderungen der Ökosysteme in den
vergangenen 50 Jahren, die Umsetzung wichtiger internationaler
Verpflichtungen wie das Übereinkommen über die biologische Vielfalt
(CBD) und die Ziele für Nachhaltige Entwicklung (SGDs). Weiterhin
umfasst der Bericht Prognosen zur Entwicklung der biologischen
Vielfalt und der Leistungen der Ökosysteme bis 2050. In der
Zusammenfassung für Entscheidungsträger empfehlen die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Maßnahmen, um den Verlust der
biologischen Vielfalt und der Ökosystemleistungen zu stoppen.

Der Bericht wird heute (Montag, 6. Mai) um 13 Uhr auf Englisch auf der
Website des IPBES veröffentlicht: 

www.ipbes.net

 * 
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RECHT/287: Österreich - "Staatsziel Wirtschaftsstandort" endgültige Absage erteilen (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 6. Mai 2019

GLOBAL 2000 zu geplanter Verfassungsänderung: Klimakrise lösen,
statt Umweltrechte aushebeln

Oppositionsparteien gefordert, dem "Staatsziel Wirtschaftsstandort"
endgültige Absage zu erteilen



Wien, am 6. Mai 2019 - Die österreichische Umweltschutzorganisation
GLOBAL 2000 spricht sich entschieden gegen die Pläne der
österreichischen Bundesregierung aus, den "Wirtschaftsstandort" als
Staatsziel in der Bundesverfassung zu verankern. Der umstrittene
Gesetzesvorschlag, der bewusst darauf angelegt ist, Nachhaltigkeit,
Tierschutz und Umweltschutz in der Verfassung zu schwächen, soll heute
erneut dem Verfassungsausschuss des Parlaments vorgelegt werden.
"Angesichts von Klimakrise und dem anhaltenden dramatischen Verlust
von Artenvielfalt agiert die Bundesregierung fahrlässig, wenn sie
heimischen Umweltschutz entwertet, anstatt ihm den Rücken zu stärken",
sagt Leonore Gewessler, Geschäftsführerin von GLOBAL 2000.

Das Staatsziel über den umfassenden Umweltschutz ist eine Folge der
Auseinandersetzung um den Schutz der Hainburger Au im Jahr 1984. Das
Ziel war und ist es, langfristig Natur, Tiere und Trinkwasserreserven
vor kurzfristigen Profitinteressen zu schützen. "Wenn die
Bundesregierung nun kurzfristige Konzerninteressen als gleichwertiges
Ziel im Verfassungsparagraphen zum Umweltschutz verankern will, ist
das nur als Angriff auf den Umweltschutz zu werten und verstärkt die
aktuelle Schieflage, die Umweltzerstörung vorantreibt, statt den
Schutz unserer Lebensgrundlagen zu garantieren", so Gewessler weiter.
"Falsch betriebene Standortpolitik kostet uns allen Zukunft - deswegen
ist es gut, dass sich Bundeskanzler Kurz gegen grenznahe
Atomkraftwerke in den Nachbarländern einsetzt. Im selben Atemzug ist
aber auch die österreichische Bundesregierung gefordert, ihre Aufgaben
im Umwelt- und Klimaschutz endlich ernst zu nehmen, denn auch
nachhaltige Wirtschaft braucht intakte Natur als Voraussetzung",
betont Gewessler. "Wir fordern alle ParlamentarierInnen auf, dem
missglückten Verfassungsänderungs-Vorschlag endgültig eine Absage zu
erteilen und appellieren an die Oppositionsparteien SPÖ, NEOS und
Liste Jetzt, die Änderungen im Verfassungsrang abzulehnen", sagt
Gewessler abschließend.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.05.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien
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EUROPA/641: EU hält trotz Protest an fossilen Energieträgern fest (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 02.05.2019 / Klima & Energie

EU hält trotz Protest an fossilen Energieträgern fest



Die EU-Kommission will den Import von Flüssiggas (LNG) aus den USA
fördern und lud dazu heute zu einem Lobby-Gipfel nach Brüssel ein.
Umweltorganisationen fordern, den klimaschädlichen LNG-Handel zu
beenden.

Auf dem sogenannten EU-US-Energierat sollen Wirtschafts- und
Regierungsvertreter*innen "weitere Möglichkeiten zur Verbesserung des
transatlantischen LNG-Handels [...] erörtern", so die Kommission. Sie
will mit dem Treffen "ein klares Zeichen für die verstärkte
Zusammenarbeit zwischen der EU und den USA im Energiebereich" setzen.

Dass die Förderung von Flüssiggas umwelt- und klimaschädlich ist,
scheint für die EU-Kommission kein Grund gegen diese Zusammenarbeit zu
sein. Deshalb wendeten sich 200 Umweltorganisationen aus Europa und
den USA im Vorfeld des Gipfels in einem Brief gegen den geplanten
Ausbau der Gas-Infrastruktur und machten auf die klimaschädliche
Bilanz von Erdgas, insbesondere Fracking-Gas aufmerksam. Der
transatlantische Handel mit dem fossilen Energieträger müsse sofort
gestoppt werden, so die unterzeichnenden Organisationen. Sie forderten
den EU-Energiekommissar Canete und den US-amerikanischen
Energieminister Perry dazu auf, sich stattdessen auf den Ausbau
Erneuerbarer Energien zu konzentrieren. "Den Handel von Fracking-Gas
voranzutreiben bedeutet [...] einen großen Rückschritt für den
notwendigen Wechsel zu Erneuerbaren Energien und für unsere
gemeinsamen Bemühungen, diesen Planeten vor einem katastrophalen
Klimawandel zu retten", heißt es im Brief. Bei der Produktion von
Fracking-Gas entstehen hohe Methanemissionen. Zudem benötigt die
Verflüssigung, die für den Transport des Gases notwendig ist, hohe
Mengen an Energie.

Zu den unterzeichnenden Organisationen gehören unter anderem der
Deutsche Naturschutzring, die Deutsche Umwelthilfe, das Europäische
Umweltbüro, Greenpeace und Friends of the Earth Europe. [km]



Offener Brief

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Projektinformation/Fracking/190430_Offener_Brief_Energy_Council_LNG_final.pdf

Pressemitteilung der Deutschen Umwelthilfe

https://www.duh.de/presse/pressemitteilungen/pressemitteilung/eu-und-usa-verhandeln-ueber-fracking-gas-in-europa-deutsche-umwelthilfe-warnt-vor-import-dieser-schm/

Pressemitteilung der EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-19-2313_de.htm

Informationen zum Energiegipfel

https://ec.europa.eu/info/events/1st-eu-us-energy-council-high-level-business-business-energy-forum-2019-may-02_en
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ATOM/093: AKW Mochovce 3 - Bundeskanzler Kurz spricht sich für internationale Kontrollen aus (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 5. Mai 2019

AKW Mochovce 3: Bundeskanzler Kurz spricht sich für internationale
Kontrollen aus


Bundesregierung greift GLOBAL 2000-Forderungen auf. Petition bereits
von 208.000 Menschen unterschrieben - jetzt Schulterschluss und
internationale Kooperation nötig



Wien, am 5. Mai 2019 - 58 Tage vor der ursprünglich geplanten
Inbetriebnahme des Hochrisikoreaktors Mochovce 3 stellt sich in der
heutigen "Kronen Zeitung" Bundeskanzler Sebastian Kurz hinter die
Forderungen der österreichischen Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000
und spricht sich gemeinsam mit Bundesministerin Elisabeth Köstinger
für internationale Untersuchungen des Atomreaktors 3 im slowakischen
Mochovce aus. Der Weiterbau des vor 34 Jahren begonnenen Projekts ist
nach Whistleblower-Informationen und Untersuchungen der Vereinigung
der Atomkraftwerksbetreiber völlig außer Kontrolle geraten.

"Es ist ein großer Schritt gegen die problematische Inbetriebnahme,
dass der österreichische Bundeskanzler Mochovce 3 zur Chefsache macht
und sich selbst für eine Untersuchung unter Beteiligung von
österreichischen ExpertInnen einsetzt", sagt Reinhard Uhrig,
Atom-Sprecher von GLOBAL 2000. "Die von mehreren Ingenieuren mit
langjähriger Erfahrung im Bau und Betrieb von Atomkraftwerken ans
Tageslicht gebrachten Probleme müssen jetzt gründlich untersucht
werden und eine interne Revision der slowakischen Atomaufsicht ist
nötig, die das Bau-Chaos seit zehn Jahren zu verantworten hat. Wir
rufen die Bevölkerung auf, weiter unsere Petition zu unterstützen und
zu teilen, um ein möglichst starkes Zeichen an die
Betreibergesellschaft sowie die Atomaufsicht zu senden."

Slowakei beschwichtigt erneut

Beim Europäischen Nuklearforum ENEF vergangene Woche in Prag sagte der
slowakische Premierminister Peter Pellegrini, dass er über die
"Debatte" zu Mochovce in Österreich "besorgt" sei, die von
"irrationale Fakten" bestimmt wäre, und dass PolitikerInnen sich nicht
in das Bauprojekt einmischen sollten. "Wir sehen es allerdings als
absolut richtig und notwendig, dass die gesamte Bundesregierung sich
hier in die Atom-Projekte im Nachbarland einmischt, da deren
Auswirkungen ebenfalls grenzüberschreitend wären, sowohl durch den
Export von Atomstrom als auch im Falle eines schweren Unfalls, vor dem
die Uralt-Reaktortypen in Mochovce nicht zeitgemäß gesichert sind",
sagt Uhrig. "Entgegen der Mantra artigen Beteuerungen der
Betreibergesellschaft und der slowakischen Regierungsvertreter ist die
Anlage nicht gegen den Absturz eines Verkehrsflugzeugs gesichert,
obwohl sie direkt unter einer viel genutzten Flugroute liegt."

Schulterschluss und internationale Koalitionen können Prüfung
durchsetzen sowie Inbetriebnahme verhindern

Zuletzt gab die Betreibergesellschaft der Reaktoren, Slovenské
elektrárne, eine erneute Verzögerung des Projekts um weitere acht
Monate und eine weitere Kostensteigerung um 270 Millionen Euro auf 5,7
Milliarden Euro bekannt - Reaktor 3 soll jetzt Anfang 2020 ans Netz
gehen. "Diese Kostenschätzungen werden aller Voraussicht nach weiter
steigen, aktuelle technische Probleme von der Baustelle werden uns
berichtet", erzählt Uhrig. "Es ist weiter nicht klar, was bereits
gebaut wurde - und in welcher Qualität, so müssen immer wieder bereits
fertig gestellte Bauteile abgerissen und völlig neu gebaut werden. Die
uns zugespielten Foto- und Videobeweise von der Baustelle belegen eine
mangelhafte Sicherheitskultur und fehlende Koordination beim Bau der
Hochrisiko-Technologie Atomkraft."

GLOBAL 2000 hatte Anfang April auf Basis von Informationen mehrerer
Whistleblower gravierende Bedenken über den Weiterbau von Reaktor 3
öffentlich gemacht. So könnte die Statik der "hermetischen Kammern"
rund um den Reaktordruckbehälter durch tausendfache Kernbohrungen mit
Durchmessern von zehn Zentimetern und einer Tiefe von einem halben bis
einem ganzen Meter in den eineinhalb Meter dicken Stahlbeton
kompromittiert worden sei, da diese "blind", ohne Metallsuchgerät
durch die Stahlblenden hindurch erfolgten. "Anders als die slowakische
Atomaufsicht behauptet, existiert nach Information der Ingenieure
keine lückenlose Dokumentation via Video- oder Foto-Beweis dieser
Bohrungen", sagt Uhrig. "Jetzt gilt es, mit anderen atom-kritischen
Ländern gemeinsam eine Offenlegung der Dokumente und eine Prüfung
durchzusetzen."

 * 
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GENTECHNIK/233: Mit Gene Drives endlich wirklich Gott spielen (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 1/2019

Mit Gene Drives endlich wirklich Gott spielen

Save Our Seeds fordert ein weltweites Moratorium für die Anwendung des
neuen gentechnischen Verfahrens zur Manipulation von Ökosystemen

von Mareike Imken



Gene Drives sind die möglicherweise gefährlichste Anwendung der
Gentechnik in der Umwelt: Einmal in die Natur freigelassen, setzen
gentechnisch veränderte Gene Drive-Organismen unkontrollierbare
gentechnische Kettenreaktionen in der Natur in Gang. Mit dieser
bislang nur im Labor getesteten Technologie lassen sich wildlebende
Tier- und Pflanzenpopulationen ausrotten oder Biowaffen herstellen.
Ihre Ausbreitung lässt sich zumindest derzeit weder zeitlich noch
räumlich beschränken und hätte unabsehbare Folgen für Umwelt und
Ernährungssicherheit. Deshalb fordert Save Our Seeds ein weltweites
Moratorium für die Freisetzung von Gene Drive-Organismen in die Natur.


Im Jahr 2014 ist es Forschern in den USA erstmals gelungen, das
Funktionieren von synthetischen Gene Drives im Labor an Fruchtfliegen
zu demonstrieren. Seit seiner ersten Erprobung wurde dieser Effekt im
Labor erfolgreich an Hefen, Bakterien, Mücken und Mäusen getestet.
Versuche in der Natur haben noch nicht stattgefunden, werden jedoch
durch das 'Target Malaria'-Projekt in Burkina Faso derzeit schon
vorbereitet.

CRISPR/CAS macht's möglich

Der gentechnische Mechanismus zur Herstellung von synthetischen Gene
Drives basiert auf der Fähigkeit des eingesetzten gentechnischen
Werkzeugs CRISPR/Cas, spezifische DNA-Sequenzen zu erkennen und die
DNA an dieser Stelle zu zerteilen. Mit Hilfe der dadurch ausgelösten
zelleigenen Reparaturmechanismen können dabei punktuelle Veränderungen
vorgenommen oder neue DNA-Sequenzen ins Erbgut eingefügt werden.

Ein Gene Drive entsteht dann, wenn auch eine Bauanleitung für das
CRISPR/Cas-Konstrukt selbst in die DNA einbaut wird. Bei jeder
Fortpflanzung des Gene Drive-Organismus wiederholt CRISPR/Cas dann
seine Suche und Genveränderung inklusive des Einbaus seiner eigenen
Bauanleitung auch in der vom Fortpflanzungspartner eingebrachten DNA.
Dieser Vorgang erzwingt, zumindest theoretisch, eine 100-prozentige
Vererbung der gentechnisch veränderten Eigenschaft, statt der
natürlicherweise bestehenden 50-prozentigen Chance. Diese Umgehung der
natürlichen Vererbungsregeln hat zur Folge, dass sich eine neue
Eigenschaft nach einigen Generationen in fast allen Individuen einer
Population durchsetzt.

Mit Gene Drives beginnt eine neue Ära der Gentechnik

Während bislang die Auskreuzung von gentechnisch veränderten Tieren
und Pflanzen mit wilden Artverwandten um jeden Preis verhindert werden
sollte, gilt bei Gene Drive-Organismen das Gegenteil: Ihr erklärtes
Ziel ist eine möglichst totale Auskreuzung. Ihre Freisetzung löst
unkontrollierbare gentechnische Kettenreaktionen in der Natur aus,
deren Reichweite kaum zu begrenzen ist.

Mit Gene Drives lassen sich unliebsame Tiere und Pflanzen ausrotten.
Die durch Gene Drives ermöglichte Turbo-Vererbung von Genen, kann auch
dazu genutzt werden, Unfruchtbarkeit zu verbreiten oder nur noch
männliche Nachkommen zu erzeugen. Diese Möglichkeit hat
unterschiedlichste Hoffnungen und Anwendungsphantasien geweckt. Die
Bandbreite der Forschungsvorhaben, die Art der GeldgeberInnen und die
von einem der Gene Drive-Entwickler, Kevin Esvelt, erstellte
Patentschrift[1] geben einen ersten Überblick.

Gene Drives als neue Wundermittel der Agrarindustrie?

Das in Zukunft größte Anwendungsgebiet könnte in der Landwirtschaft
liegen. Vor allem US-amerikanische ForscherInnen und
Anbau-Vereinigungen hoffen, in Zukunft mit dieser Technologie Insekten
wie die Kirschessigfliege, Blattläuse oder den Mehlkäfer dezimieren zu
können. Auch die Überwindung von Herbizid- und Pestizidresistenzen in
ertragsmindernden Beikräutern oder Insekten steht auf der Wunschliste
sowie die räumliche und zeitliche Steuerung von Bestäubungsinsekten.
All diese Anwendungen würden die industrielle Landwirtschaft weiter
zementieren und wirklich nachhaltige Alternativen, wie den Ökolandbau
und agrarökologische Ansätze in der Landwirtschaft unterminieren.

Gene Drives als Biowaffen

Gene Drives könnten als Biowaffen gegen Pflanzen, Tiere und Menschen
eingesetzt werden und dabei auch nur auf bestimmte Ethnien abzielen.
Das Forschungsinstitut des US-amerikanischen Militärs (DARPA) ist
einer der größten Finanziers der Gene Drive-Forschung.

Das bislang am weitesten fortgeschrittene Projekt zur Nutzung von Gene
Drives wird von der Bill & Melinda Gates Stiftung finanziert. 'Target
Malaria' hat das Ziel, mit Gene Drives die malariaübertragende
Anopheles-Mücke auszurotten. In das Projekt involvierte ForscherInnen
hoffen, in 5 bis 10 Jahren Gene Drive-Mücken in Malariagebieten wie
Burkina Faso im Freiland testen zu können. Die möglichen Risiken
dieses Versuchs an Mensch und Natur sind bislang weder abzusehen, noch
ansatzweise ausreichend erforscht.

Mit Gene Drives invasive Arten stoppen?

Die Naturschutzorganisation 'Island Conservation' hingegen hofft, mit
Gene Drives endlich eine Handhabe gegen invasive Nagetiere gefunden zu
haben, welche den Artenreichtum auf Inseln bedrohen, auf die sie
eingeschleppt wurden. Auch in Neuseeland wird die Anwendung der
Technologie innerhalb des nationalen Artenschutzprogramms erörtert.
Angesichts dessen warnen sogar die Gene Drive-Erfinder vor
vorschnellen Freisetzungen und der Anwendung von Gene Drive-Organismen
im Naturschutz. Gene Drive-Systeme seien höchst invasiv und es mangele
aktuell an Kontrollmechanismen, warnt selbst Kevin Esvelt.[2] Ein
einziges Versuchstier, das aus einem Forschungslabor entkommt, könnte
sich weltweit verbreiten, seine Artgenossen ausrotten oder
gentechnisch verändern - mit unabsehbaren ökologischen Folgen.

Mangels Kontrollmöglichkeiten und Rückholbarkeit sind Gene
Drive-Organismen nicht vereinbar mit dem Vorsorgeprinzip, das die
Grundlage für weltweites, europäisches und auch deutsches
Naturschutzrecht ist. Die Idee, Gene Drive-Organismen für den
Naturschutz zu nutzen, ist nun jedoch in der Welt und stellt die
Naturschutzszene vor grundsätzliche Fragen. Sie werden seit einigen
Jahren in der Weltnaturschutzorganisation IUCN kontrovers diskutiert.

Gene Drives auf der globalen Agenda

Auch die Biodiversitätskonvention der Vereinten Nationen (CBD) berät
das Thema bereits seit Jahren. Auf ihrer Vertragsstaatenkonferenz im
November 2018 gehörten Gene Drives zu den umstrittensten Themen.
Angesichts nicht zu überwindender Meinungsverschiedenheiten konnten
sich die Delegierten auf der 14. Vertragsstaatenkonferenz (COP 14)
nicht auf ein globales Moratorium einigen. Die letztendlich im
Beschluss geforderte Anwendung des Vorsorgeprinzips, die vorherige
Erstellung von Risikobewertungen sowie die Berücksichtigung und
Einbindung "möglicherweise betroffener" lokaler und indigener
Gemeinschaften ist zu begrüßen. Die nur für diese Gruppen geforderte,
vorherige informierte Zustimmung (Prior Informed Consent) müsste
jedoch für alle möglicherweise betroffenen Menschen und Nationen für
jede einzelne Anwendungsform verbindlich vorgeschrieben werden.

Kampagne für ein Gene Drive-Moratorium

Save Our Seeds und andere NGOs fordern ein weltweites Moratorium für
die Freisetzung von Gene Drives. Denn Gene Drives betreffen
grundsätzlich die ganze Menschheit. Einmal in die Natur freigesetzte
Gene Drive-Organismen setzen gentechnische Kettenreaktionen in der
Natur in Gang, die nicht mehr der menschlichen Kontrolle unterliegen.
Mit Gene Drives wird die Natur zum Gentechniklabor, denn das
gentechnische Werkzeug CRISPR/Cas, das bei jeder Fortpflanzung
mitvererbt wird, funktioniert längst nicht so präzise, wie anfänglich
erhofft. Unbeabsichtigte ökologische Folgen, durch entstehende
Resistenzen und Mutationen, durch die Auskreuzung in verwandte Arten
oder durch unerwartete Effekte auf Nicht-Zielarten, wären
voraussichtlich irreversibel. Das widerspricht den Prinzipien von
Vorsorge und Rückholbarkeit. Ihr zusätzliches Potenzial, aus
Leichtsinn oder aus ökonomischen Interessen missbraucht oder als
Biowaffen genutzt zu werden, macht Gene Drives zur bislang
gefährlichsten Anwendung von Gentechnik in der Umwelt.

Save Our Seeds will eine breite, kritische Diskussion über diese
Technik in die Gesellschaft tragen und EntscheidungsträgerInnen sowie
WissenschaftlerInnen auf nationaler, europäischer und globaler Ebene
dafür gewinnen, sich für einen Anwendungsstopp dieser Technologie in
der Natur einzusetzen, bevor die ersten Exemplare ausgesetzt werden.
Gleichzeitig werben wir für einen respektvollen, agrarökologischen
Umgang mit der Natur, der die Vielfalt erhält und nutzbar macht -
anstatt einzelne Arten zu bekriegen oder für kurzfristige Zwecke auf
solch totalitäre Weise zu manipulieren.

Wer diese Kampagne unterstützen will, kann auf www.saveourseeds.de
unsere Petition unterschreiben und sich über unseren Aktionsnewsletter
über weitere Mitmach-Aktionen und Fortschritte der Kampagne
informieren lassen.


Autorin Mareike Imken ist Campaignerin für gentechnikfreie
Landwirtschaft und Saatgutvielfalt bei Save our Seeds, einer
Initiative der Zukunftsstiftung Landwirtschaft.


Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz
für Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten
der deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.



[1] https://patentimages.storage.googleapis.com/5e/5a/58/1a228f9f49053d/WO2015105928A1.pdf

[2] Kevin M. Esvelt/Neil J. Gemmell (2017): Conservation demands safe
gene drive. PLoS Biol 15(11).
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GENTECHNIK/232: Europa - Zulassung von Gentech-Pflanzen wird transparenter (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 30.04.2019

Europa: Zulassung von Gentech-Pflanzen wird transparenter



Gefährdet eine gentechnisch veränderte (gv) Pflanze Gesundheit oder
Umwelt? Wer dazu etwas wissen will, kann diverse Informationen zur
behördlichen Risikobewertung vom kommenden Jahr an in einer
öffentlichen Datenbank einsehen, entschied kürzlich das Europäische
Parlament. Diese Transparenz endet allerdings dort, wo die Industrie
darlegt, dass die Veröffentlichung bestimmter Angaben ihren
wirtschaftlichen Interessen erheblich schaden könnte.

Solche heiklen Informationen können etwa den Herstellungsprozess
betreffen, heißt es in der neuen Verordnung, welche die Zulassung von
gv-Pflanzen und -Tieren, Pestiziden und Lebensmitteln für die Bürger
nachvollziehbarer machen soll. Als Beispiel nennt sie technische
Innovationen oder betriebliche Besonderheiten, die auf Antrag in der
Veröffentlichung geschwärzt werden können. Das gelte jedoch nicht für
Angaben, die erforderlich sind, um die Sicherheit eines Produkts zu
bewerten.

Bei gv-Pflanzen war umstritten, ob die Agrarkonzerne Informationen zu
DNA-Sequenzen zurückhalten dürfen. Nach der Verordnung ist das nun
möglich, solange die Sequenzinformationen nicht nötig sind, um die
gentechnische Veränderung der Pflanze zu identifizieren, nachzuweisen
oder zu quantifizieren. Auch Zuchtstrategien und -profile können
danach geheimgehalten werden. Das sei ein Wunsch der EU-Kommission
gewesen, erklärte der grüne EU-Abgeordnete Martin Häusling. Er hätte
das gerne verhindert, fand dafür aber keine Mehrheit im Parlament.
Auch der Geschäftsführer der Organisation Testbiotech, die im Vorfeld
ein Rechtsgutachten dazu erstellen ließ, sieht die Regelung kritisch:
"Für die Beurteilung der Risiken ist es zwingend notwendig, dass
genaue Daten darüber veröffentlicht werden, was genau in den
jeweiligen Organismen gentechnisch verändert wurde", sagte Christoph
Then.

Generell können laut Verordnung Informationen zur Zusammensetzung von
Stoffen sowie zu wirtschaftlichen Verbindungen zwischen den Akteuren,
zu Marktanteilen oder Geschäftsstrategien zurückgehalten werden. Sind
jedoch öffentliche Gesundheit, Tiergesundheit oder Umwelt betroffen,
oder muss schnell gehandelt werden, müssen die Hersteller auch diese
Informationen offenlegen, erläuterte Häusling.

Nach der massiven öffentlichen Kritik an personellen Verflechtungen
und Abhängigkeiten zwischen Industrie, wissenschaftlichen Gutachtern
und Behörden, müssen nach der neuen Verordnung auch Informationen zu
diesen Themen publik gemacht werden. So muss die europäische
Lebensmittelbehörde EFSA ihre Entscheidungsprozesse transparent
machen, indem sie Tagesordnungen, Teilnehmerlisten, Protokolle des
Verwaltungsrates, von Ausschüssen und Arbeitsgruppen veröffentlicht.
Hat die EFSA eine Studie publiziert, können externe Wissenschaftler
damit beauftragt werden, diese mit anderen Daten abzugleichen.

"Es ist uns gelungen, ein angemessenes Gleichgewicht zwischen
Transparenz und den Interessen der Industrie zu finden, um die
Innovation im EU-Nahrungsmittelsektor weiter zu fördern", zitierte das
Portal Euractiv die konservative spanische Europa-Abgeordnete Pilar
Ayuso. Sie hatte das Amt der Berichterstatterin für die Verordnung von
der CDU-Abgeordneten Renate Sommer übernommen, die es - empört über
den "populistischen Kommissionsvorschlag" und eine angebliche Gefahr
für Innovation und Arbeitsplätze in Europa - im Dezember niedergelegt
hatte.

Der Parlamentsbeschluss "markiert einen wichtigen Moment in der
Geschichte der EFSA und gibt uns eine Rechtsgrundlage, um unsere
Wissenschaft transparenter und nachhaltiger zu machen", lobte dagegen
Bernhard Url, geschäftsführender Direktor der EFSA, gegenüber
Euractiv. Zugleich mahnte er an, dass seine Behörde jetzt auch
genügend Kapazitäten brauche, um die Neuerungen umzusetzen.
EU-Gesundheitskommissar Vytenis Andriukaitis begrüßte es, dass die
EU-Gremien sich am Ende einig wurden. Er erinnerte daran, dass der
Verordnungsvorschlag auch eine Folge der Europäischen Bürgerinitiative
"Stop Glyphosate" war. Mit 1,4 Millionen Unterschriften hatte die
Initiative nach dem Glyphosat-Debakel 2017 gefordert, die Zulassung
von Pestiziden zu reformieren. "Der immense öffentliche Druck hat
gewirkt und macht die Veröffentlichung aller Studien vor der
Zulassungsentscheidung über giftige Stoffe wie Glyphosat zum Gesetz",
freute sich Martin Häusling. Nun muss der Verordnung - pro forma -
noch der Europäische Rat zustimmen. [vef]



Änderungsantrag des Europäischen Parlaments zur Verordnung über die
Transparenz und Nachhaltigkeit der EU-Risikobewertung im Bereich der
Lebensmittelkette (10.4.2019)

http://www.europarl.europa.eu/doceo/document/A-8-2018-0417-AM-171-171_DE.pdf

EURACTIV.de: Viel Lob für verbesserte Lebensmittelsicherheit in der EU
(18.4.2019)

https://www.euractiv.de/section/gesundheit-und-verbraucherschutz/news/viel-lob-fuer-verbesserte-lebensmittelsicherheit-in-der-eu/

Martin Häusling: Briefing zur zukünftigen EU-Verordnung über
'Transparenz und Nachhaltigkeit der EU-Risikobewertung im Bereich der
Lebensmittelkette' (12.02.2019)

https://www.martin-haeusling.eu/images/themen/GFL_ENVI_Abstimmung_27112018.docx.pdf

Testbiotech: EU-Parlament für Transparenz und Nachhaltigkeit der 
EU-Risikobewertung im Bereich der Lebensmittelkette (17.4.2019)

https://www.testbiotech.org/aktuelles/eu-parlament-fuer-transparenz-und-nachhaltigkeit-der-eu-risikobewertung

Renate Sommer auf Facebook: Brief aus Straßburg Dezember 2018
(14.12.2018)

https://www.facebook.com/notes/dr-renate-sommer-mdep/brief-aus-stra%C3%9Fburg-dezember-2018/1828283443965538/

Martin Häusling - Lebensmittelrecht: Transparenzlücke bei Zulassung
von Pestiziden und Gentechnik geschlossen (17.4.2019)

https://www.martin-haeusling.eu/presse-medien/pressemitteilungen/2286-lebensmittelrecht-transparenzluecke-bei-zulassung-von-pestiziden-und-gentechnik-geschlossen.html

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33681/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Aktionäre verweigern dem Bayer-Vorstand die Entlastung, 27.04.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33677/

Verbände: Baysanto schadet Mensch und Umwelt, 25.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33674/

Europa: Ist Crispr-Cas nach der Wahl keine Gentechnik mehr?,
18.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33663/
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GENTECHNIK/231: Europa - Ist Crispr-Cas nach der Wahl keine Gentechnik mehr? (Informationsdienst Gentechnik)


Informationsdienst Gentechnik

Nachrichten - 18.04.2019

Europa: Ist Crispr-Cas nach der Wahl keine Gentechnik mehr?



Angesichts sinkender Erträge bei der Weizenernte will
Bundesagrarministerin Julia Klöckner (CDU) künftig stärker auf
gentechnisch veränderte Pflanzen setzen. Sie nennt sie allerdings
nicht so. Wenn das Erbgut von Pflanzen mit der Crispr-Technologie
verändert werde, sei das eine "neue Züchtungsmethode", sagte sie heute
in einem Interview mit der Funke-Mediengruppe.

Die grüne Gentechnik - also ihr Einsatz in der Landwirtschaft - werde
in Deutschland nicht akzeptiert, konstatierte die Ministerin. "Das
muss man hinnehmen." Mit dem Crispr-Verfahren, auf das sie große
Hoffnungen setze, könne man das Erbgut von Pflanzen aber gezielter und
schneller positiv beeinflussen, als das durch klassische Züchtung
gehe, behauptete die Ministerin. Die Interviewer wunderten sich: "Der
Europäische Gerichtshof (EuGH) stuft auch das als Gentechnik ein",
hielten sie der Ministerin entgegen. Darauf Klöckner: "Damit müssen
wir umgehen."

Damit umschreibt sie, was sie von dem Urteil der obersten europäischen
Richter hält: nichts. Bereits im September 2018 hatte sie es als
"sachlich falsch" bezeichnet, die Crispr-Technologie mit der
Gentechnik "in einen Topf zu werfen", wie es der EuGH im Juli getan
hatte. Schon damals sprach sie davon, dass Gesetze geändert werden
könnten, und wollte die Diskussion auf europäischer Ebene
vorantreiben. Dass sie das jetzt kurz vor der Europawahl tut, ist
vermutlich kein Zufall. Wobei sich die CDU in ihrem EU-Wahlprogramm
nicht zum Thema Gentechnik positioniert. Klöckner bläst damit aber ins
gleiche Horn wie der sozialdemokratische EU-Gesundheitskommissar
Vytenis Andriukaitis. Er hatte Ende März gesagt, die "neuen
Pflanzenzüchtungstechniken" brauchten eine neue EU-Gesetzgebung,
welche die neuesten Technologien berücksichtige. Gegenüber dem
Nachrichtenportal Euractiv ergänzte Andriukaitis, dass sie von der
neuen Europäischen Kommission nach den EU-Wahlen im Mai geregelt
werden sollten.

Auch der stellvertretende Vorsitzende des Agraraussschusses im
Europäischen Parlament erwartet in der nächsten Legislaturperiode eine
solche Diskussion. "Das nächste Parlament wird bald feststellen, dass
nach dem Urteil des EuGH eine erneute Gesetzgebung zu diesem Thema
erforderlich sein wird", prognostizierte Paolo De Castro, der nicht
mehr kandidieren will. Der genetische Schutz von Pflanzen werde in der
Landwirtschaft der Zukunft immer wichtiger werden - wichtiger als die
Chemie, so der Sozialdemokrat gegenüber Euractiv.

Wie Ministerin Klöckner ist er der Ansicht, dass neue Technologien wie
Crispr-Cas dazu beitragen könnten, den Einsatz von Pestiziden zu
reduzieren. So könnten auch die Umweltauswirkungen der Landwirtschaft
eingedämmt und damit der Klimawandel verlangsamt werden.
Umweltschützer in Parteien und Verbänden glauben das nicht. "Julia
Klöckner, wie immer in holder Eintracht mit dem Bauernverband,
verbreitet nun auch die Nebelkerze der Gentech-Industrie, dass
Crispr-Pflanzen die Landwirtschaft klimafreundlicher machen",
twitterte der grüne Europaabgeordnete Martin Häusling. Er hält das für
"Unsinn" und verweist auf eine Studie im Auftrag der Grünen zum
"Mythos der klimasmarten Landwirtschaft", die im Oktober 2018
vorgestellt wurde. Wie der Informationsdienst Gentechnik berichtete,
weisen auch andere Forschende immer wieder darauf hin, dass
Gentechnikbefürworter seit 30 Jahren versprechen, klimaangepasste
Pflanzen zu entwickeln. Bis heute stammen diese jedoch fast
ausschließlich aus konventioneller Zucht. [vef]



EURACTIV.de - Vytenis Andriukaitis: Neue Pflanzenzüchtungstechniken
brauchen neue Rahmenbedingungen (29.3.2019)

https://www.euractiv.de/section/landwirtschaft-und-ernahrung/interview/vytenis-andriukaitis-neue-pflanzenzuechtungstechniken-brauchen-neue-rahmenbedingungen/

EURACTIV.de: 'Die Genom-Bearbeitung wird ganz oben auf der nächsten
Tagesordnung des Parlaments stehen' (28.3.2019)

https://www.euractiv.de/section/landwirtschaft-und-ernahrung/news/die-genom-bearbeitung-wird-ganz-oben-auf-der-naechsten-tagesordnung-des-parlaments-stehen/

Presseinfo Martin Häusling - Neue Studie: Vom Mythos der klimasmarten
Landwirtschaft (19.10.2018)

https://www.martin-haeusling.eu/presse-medien/publikationen/2130-studie-vom-mythos-der-klimasmarten-landwirtschaft.html

Infodienst - Klöckner: neues Gesetz für Genome Editing? (06.09.2018)


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33381/

Infodienst - Gentechnik: 30 Jahre leere Versprechen? (11.09.2018)


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33384/

Infodienst - Europawahl und Gentechnik: Ein Blick in die Wahlprogramme
(01.04.2019)

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33644/

Link zu diesem Beitrag beim Informationsdienst Gentechnik

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33663/


weitere Nachrichten des Informationsdienstes Gentechnik: 

Europa: Zulassung von Gentech-Pflanzen wird transparenter,
30.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33681/

Aktionäre verweigern dem Bayer-Vorstand die Entlastung, 27.04.2019


https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33677/

Verbände: Baysanto schadet Mensch und Umwelt, 25.04.2019

https://www.keine-gentechnik.de/nachricht/33674/
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INITIATIVE/176: Die-In von Fridays For Future Aktivist*innen in der Ludwig-Maximilians-Universität München (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 5. Mai 2019

Die-In von Fridays For Future 
Aktivist*innen in der Ludwig-Maximilians-Universität München



Am Samstag, dem 4. Mai gegen 13:00 haben sich spontan Protestierende
von Fridays, Doctors [1] und Scientists [2] For Future München im
Lichthof des Hauptgebäudes der Ludwig-Maximilians-Universität zu einem
Die-In eingefunden. Zum Zeichen des zu erwartenden Leids durch
Umweltzerstörung und Klimawandel warfen sich die Aktivist*innen zu
Boden, um auf die Toten und Bedrohten der Klimakrise aufmerksam zu
machen.

"So eine 'Die-in' Aktion ist wie eine Beatmungsmaßnahme in der
 Universität. Wir sollten viel öfter mal konstruktiv 'unterbrochen'
 werden." - Harald Lesch, Professor für Physik und TV-Moderator



Zeitgleich fand in der LMU im Rahmen des Tags der offenen Tür der
Fakultät Physik eine Ausstellung mit Info-Ständen zum Thema "Physik
des Klimawandels" statt. Die Protestierenden forderten konkrete
Handlungen aller Gesellschaftselemente zum Klimaschutz und ein Ende
der Inaktivität. Dazu nehmen wir auch die Wissenschaft in die Pflicht,
die dramatischen Folgen des Klimawandels im gesellschaftlichen Diskurs
zu vertreten. Gegen Klimaleugner und Fake-News ist die Wissenschaft
eine ebenso starke Waffe wie für den Aufbau klimafreundlicher
Technologien.

"Wir fordern die Bekämpfung des durch die Klimakrise verursachten
 Leidens von hunderten Millionen Menschen heute und die Bekämpfung
 der Zerstörung unserer zukünftigen Lebensgrundlage. Es hat 12
 geschlagen, die Zeit der Untätigkeit ist vorbei." - Felix
 Burckhardt, Fridays For Future Aktivist



Die Aktion wurde von den Ausstellungsgästen und Standbetreuern mit
Applaus aufgenommen.


Aktuelle News rund um's Thema:

Erfolg für "Parents for Future": Klimaschutz-Petition schafft es in
den Bundestag [3]

Aufruf zum Globalen Klimastreik am 24. Mai zur Europawahl [4] von
Fridays For Future Germany (mit interaktiver Karte aller Streiks in
Deutschland) #Klimawahl #ActNow #voteclimate

Neue Petition: "Klimanotstand auch in Deutschland ausrufen!" [5]
gerichtet an die Abgeordneten des Deutschen Bundestages nach dem
Vorbild von Großbritannien [6]


Anmerkungen:

[1] https://www.pressenza.com/de/2019/03/die-klimakrise-ist-ein-medizinischer-notfall-gesundheitsberufe-unterstuetzen-den-schuelerinnen-streik/

[2] https://www.pressenza.com/de/2019/03/scientists4future-die-anliegen-der-demonstrierenden-jungen-menschen-sind-berechtigt/

[3] https://www.t-online.de/nachrichten/deutschland/innenpolitik/id_85695892/klimaschutz-petition-schafft-es-in-den-bundestag.html

[4] https://fridaysforfuture.de/24mai/

[5] https://www.change.org/p/deutscher-bundestag-klimanotstand-auch-in-deutschland-ausrufen-climateemergency-overshootday-extinctionrebellion-erdueberlastungstag-fridaysforfuture-fff-klimakrise

[6] https://www.pressenza.com/de/2019/05/vereinigtes-koenigreich-unterhaus-beschliesst-ausrufung-des-notstands-zur-klimakrise/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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EUROPA/441: EU-Kommission will Pestizidgrenzwert für US-Importe anheben (GLOBAL 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 2. Mai 2019

Global 2000 fordert Fairness für Erdäpfelbauern und Bienen

EU-Kommission will Pestizidgrenzwert für US-Importe anheben -
EU-Parlament erhebt Einspruch - Mitgliedstaaten am Zug



Global 2000 fordert Fairness für Erdäpfelbauern und Bienen
Wien, Brüssel, am 2. Mai 2019 - Die Umweltschutzorganisation GLOBAL
2000 appelliert an Landwirtschaftsministerin Köstinger, die Anhebung
des EU-Grenzwerts für das Insektizid Clothianidin in Erdäpfeln zu
verhindern. Clothianidin ist eines von drei Neonicotinoiden, die im
April des Vorjahres, aufgrund der unmittelbahren Gefahr für Bienen, in
der gesamten EU verboten wurden. Mit dem Vorschlag zur Anhebung des
EU-Grenzwertes reagiert die Europäischen Kommission auf einen Antrag
aus den USA für eine Einfuhrtoleranz. Der EU-Grenzwert soll von 0,03
mg/kg auf 0,3 mg/kg angehoben werden, da in den USA, ebenso wie in
Kanada, Clothianidin noch immer in der Erdäpfelproduktion Einsatz
findet. Doch im März 2019 hatte sich überraschend das Europaparlament
in einer Resolution gegen die vorgeschlagene Grenzwert-Anhebung
ausgesprochen. Darin erinnert das Parlament daran, dass Clothianidin
deshalb verboten wurde, weil es Bienen und andere Bestäuber "auf einer
globalen Skala" schädigt und fordert die Kommission auf, ihren
Vorschlag zurückzuziehen. Als erster Mitgliedsstaat hat nun Frankreich
die mögliche Anhebung der Einfuhrtoleranz eines EU-weit verbotenen und
für Bienen giftigen Neonicotinoids als "völlig inakzeptabel"
bezeichnet.

"Es ist nicht fair, wenn von europäischen Bauern hohe Umweltstandards
verlangt werden und gleichzeitig für Importware die Standards
abgesenkt werden. Damit wird die umweltschädlichste Form der
Landwirtschaft jeweils belohnt. Doch das Artensterben kennt keine
Landesgrenzen ", sagt Helmut Burtscher-Schaden, Umweltchemiker von
GLOBAL 2000: "Die Ministerin hat eine historische Chance, gegen
unfaire Wettbewerbsbedingungen und zugleich für den Schutz der
Artenvielfalt einzutreten!"

Hintergrund: Internationale Handelsabkommen und Europäisches
Recht

Für Pestizidanwendungen, die in der Europäischen Union nicht (mehr)
zugelassen sind, wird die zulässige Rückstandshöchstmenge gemäß
EU-Höchstgehalte-Verordnung auf einen Minimalwert, die sogenannte
Bestimmungsgrenze, abgesenkt. Wenn Drittländer, in denen die
Verwendung des betreffenden Pestizids erlaubt ist, diesen Minimalwert
nicht einhalten können, haben sie im Rahmen von WTO-Vereinbarungen die
Möglichkeit, eine höhere Rückstandshöchstmenge zu beantragen. Solche
"Einfuhrtoleranzen" können, auch das regelt die
EU-Höchstgehalt-Verordnung, gewährt werden, um den "Erfordernissen des
internationalen Handels gerecht zu werden", sofern eine
Risikobewertung ergibt, dass das betreffende Lebens- oder
Futtermittel, auch bei der beantragten Rückstandshöchstmenge, sicher
für den Verzehr ist. Auswirkungen auf die Umwelt in den
Herkunftsländern wurden bisher nicht berücksichtigt.

Da Clothianidin nicht wegen Risiken für die Gesundheit, sondern wegen
Risiken für die Umwelt verboten wurde, könnte das Beharren auf dem
niedrigen EU-Grenzwert (Bestimmungsgrenze) zum Präzedenzfall für
zukünftige Fälle werden , die ähnlich gelagert sind. "Angesichts der
globale Dimension des Bienensterbens und der daraus resultierenden
Bedrohung für die Welternährung, hätte die EU im Falle einer
Anfechtung vor der WTO überzeugende Argumente, um ihre Entscheidung zu
rechtfertigen.", so Burtscher-Schaden abschließend.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 02.05.2019

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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WALD/244: Verheerend für Mensch und Natur - Naturschutzverbände gegen Einsatz von Karate Forst (NABU BB)


NABU Landesverband Brandenburg - Pressedienst Naturschutz aktuell,
3. Mai 2019

Naturschutzverbände gegen Einsatz von Karate Forst

NABU und BUND prüfen Rechtsmittel



Potsdam - Mit einer Allgemeinverfügung hat der Landesbetrieb Forst
nunmehr angekündigt, das Totalinsektizid "Karate Forst flüssig" aus
Hubschraubern zu versprühen. Die Bekämpfungsmaßnahme gilt vornehmlich
der Nonne, einer Tagfalterart, deren Raupen sich von den Nadeln der
Kiefern ernähren. Betroffen sind mehrere tausend Hektar
Kiefernforstfläche in den Kreisen Potsdam-Mittelmark und
Teltow-Fläming. Für Waldbesitzer, die Wälder vor dieser
Vergiftungsaktion schützen wollen, sind schon Bußgelder bis zu 100.000
Euro angekündigt worden.

Besonders die Anwohner in den Waldsiedlungen um das zu behandelnde
Gebiet sowie betroffene Privatwaldbesitzer machen nun mobil und wollen
diese Maßnahme nicht so einfach über ihre Köpfe hinweg über sich
ergehen lassen. Der NABU Brandenburg unterstützt sie dabei und hatte
das Besprühen der Waldflächen im Beteiligungsverfahren zum Gifteinsatz
in Teltow-Fläming und Potsdam-Mittelmark abgelehnt. Gemeinsam mit dem
BUND hat der NABU nun einen Rechtsanwalt beauftragt zu prüfen, ob
Rechtsmittel gegen die Vergiftungsaktion eingelegt werden können.

Die Rechtfertigung, mit dem Einsatz die ökologische Funktion des
Waldes aufrecht zu erhalten, halten die Naturschützer für fraglich.
Der Einsatz des Totalinsektizides führt zu einem erheblichen Eingriff
in das Ökogefüge des Waldes. Tatsächlich gehe es um den Erhalt des
Waldes als Wirtschaftsfaktor. "Angesichts des Insektensterbens und mit
dem Hintergrund des vom Landwirtschafts- und Umweltministeriums
einberufenen Insektengipfels Ende März scheinen die Bemühungen des
Landes um eine insektenfreundlichere Ausrichtung ad absurdum geführt,"
sagt Ökotoxikologe und NABU Waldexperte, PD Dr. Werner Kratz. "Man
kann nicht glaubhaft vermitteln, dass einerseits mit Blühstreifen dem
Insektenrückgang entgegengewirkt werden soll, und andererseits auf
Forstflächen Totalinsektizide in Größenordnungen zur Anwendung kommen,
um Holzerträge zu sichern." Auch durch die aktuelle Volksinitiative
"Artenvielfalt retten - Zukunft sichern" der Naturschutzverbände hat
sich in Brandenburg das Bewusstsein auch für den massenhaften Verlust
an Insekten erweitert.

Das Pestizid hat verheerende Auswirkungen auf Mensch und Natur. Als
Totalinsektizid vernichtet es nicht nur die Nonnenraupen, sondern alle
weiteren im Gebiet vorkommenden natürlichen Bestäuber, Gegenspieler
der Schädlinge und letztendlich die Nahrungsgrundlage für Vögel oder
Fledermäuse. Auch für den Menschen selbst kann keine Unbedenklichkeit
des Mittels bescheinigt werden. So gehört das in Karate Forst
enthaltene Lambda-Cyhalothrin zu einer Wirkstoffgruppe, die auch das
menschliche Nervensystem angreift. Noch mindestens drei Wochen nach
dem letzten Sprüheinsatz dürfen keine Waldfrüchte, Kräuter und Pilze
in den Wäldern gesammelt werden.

"Klar ist: Abhilfe vor Massenvermehrungen durch Schädlinge werden die
geplanten Sprüheinsätze nur kurzfristig bringen. Es gilt, das
natürliche ökologische Gefüge durch schnellen Waldumbau
wiederherzustellen um damit langfristig den Wald zu schützen. Jetzt
muss das Ministerium zeigen, wie ernst es ihm mit dem Schutz der
Insekten ist", so Kratz abschließend.

Hintergrundinformationen: 

Der Einsatz des Mittels "Karate Forst flüssig" ist nicht nur für die
Insekten, sondern auch für Säugetiere und Menschen nicht unbedenklich.
So weist der Hersteller selbst auf die akute inhalative Toxizität für
Kleinsäuger bei geringen Mengen hin, die für Ratten bereits belegt
ist. Wie sich dieser Sprühnebel bestehend aus dem Wirkstoff und
diversen Formulierungsmittel wie 1,2 Benzisothiazol-3(2H) und
Toluoldiisocyanat auf den Menschen und andere geschützte Tierarten wie
beispielsweise Waldvogelarten und Fledermäuse auswirken, ist noch
nicht abschließend erforscht. Erste Hinweise aus Forschungsvorhaben
lassen aber daraus schließen, dass durch das Abtöten der Insekten
zumindest Vögeln die Nahrungsgrundlage entzogen wird. Und das in einer
Zeit, wo für die Aufzucht der Jungen erhöhte Nahrungsmengen gebraucht
werden. Da das Mittel durch den darin enthaltenen Wirkstoff
Lambda-Cyhalothrin auch für den Menschen giftig ist, hat das Bundesamt
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit am 18. Januar 2019
die Anwendung von Karate bei Teekräutern, Salat und Dill verboten.

 * 

Quelle:

Pressedienst, 03.05.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Brandenburg

Lindenstraße 34, 14467 Potsdam
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Internet: www.brandenburg.nabu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / LEBENSRÄUME





MELDUNG/406: Living Lakes-Konferenz in Valencia - Druck auf Wasserökosysteme wächst (GNF)


Global Nature Fund - 6. Mai 2019

Druck auf Wasserökosysteme wächst - starke Partnerschaft zum Schutz
von Seen und Feuchtgebieten

200 Delegierte aus über 40 Ländern diskutieren vom 7. bis 9. Mai 2019
bei der 15. Internationalen Living Lakes-Konferenz im spanischen
Valencia über aktuelle Herausforderungen und Lösungen für den Schutz
von Seen und Feuchtgebieten. Sie fordern verstärkte Maßnahmen von
Wirtschaft und Politik zum Schutz dieser einzigartigen Ökosysteme -
auch im Kampf gegen den Klimawandel.



Radolfzell, 6. Mai 2019: Seen und Feuchtgebiete versorgen Millionen
von Menschen mit Wasser und Nahrung, sichern vielen Menschen ihren
Lebensunterhalt, bieten Lebensraum für eine beeindruckende
Artenvielfalt und speichern mehr Kohlenstoff als viele andere
Ökosysteme. Gerade im Hinblick auf den Klimaschutz erhält der Schutz
von Seen und Feuchtgebieten eine immer größere Bedeutung. Deren
ökonomischer Wert wird auf rund 70 Milliarden USD jährlich geschätzt.
Trotzdem ist seit 1990 weltweit mehr als die Hälfte der Seen
verschwunden oder stark degradiert, und ihr immenser Wert bleibt bei
Politik und Entscheidern noch weitgehend unberücksichtigt. Alleine in
Deutschland sind über 50 Prozent der Gewässer in einem schlechten
ökologischen Zustand. Im Jahr des 20-jährigen Bestehens des Netzwerks
"Living Lakes" sind die Herausforderungen größer denn je.

Vom 7. bis 9. Mai 2019 treffen sich rund 200 Seenschützer, politische
Entscheider und Unternehmensvertreter aus über 40 Ländern in Valencia.
Unter anderen werden Francisco Rilla von der Ramsar Convention on
Wetlands und Bernd Neukirchen vom Bundesamt für Naturschutz Einblicke
in Erfolge und Herausforderungen beim Seenschutz geben. Die Konferenz
steht ganz im Zeichen der Partnerschaft der 140 Mitglieder des Living
Lakes-Netzwerks, die aktuell 111 Seen vertreten. "Mit der Konferenz in
Valencia feiern wir 20 Jahre Living Lakes. Das bedeutet 20 Jahre
unermüdlicher Einsatz vieler Organisationen und Freiwilliger auf der
ganzen Welt, um unsere wertvollen und einzigartigen Seen und
Feuchtgebiete zu schützen. Die Living Lakes-Konferenz ist eine
ausgezeichnete Gelegenheit, um Erfahrungen auszutauschen und
gemeinsame Projekte auf den Weg zu bringen", sagt Marion Hammerl,
Präsidentin des Global Nature Fund.

Staaten und Umweltschutzorganisationen können die zahlreichen
Umweltprobleme nicht alleine lösen. Auch Unternehmen tragen große
Verantwortung beim Umgang mit knappen Ressourcen und beim Schutz
unserer Ökosysteme. Bei der Living Lakes-Konferenz stellen sich
Unternehmen wie Kärcher, Sika, Nestlé und Sekisui der Diskussion zur
unternehmerischen Verantwortung beim Schutz dieser Ökosysteme und im
Umgang mit der kostbaren Ressource Wasser. "Seit 20 Jahren suchen wir
den Dialog mit Unternehmen, stellen Forderungen und bieten
Unterstützung, um gemeinsam Seen und Feuchtgebiete zu renaturieren, zu
schützen und die nachhaltige Nutzung voranzubringen", so Hammerl
weiter.

Gastgeber der Konferenz sind die spanische Organisation Fundación
Global Nature und der Global Nature Fund (GNF). Das Seenschutznetzwerk
Living Lakes wurde 1998 von der Umweltstiftung Global Nature Fund mit
Sitz am Bodensee ins Leben gerufen. Mittlerweile ist Living Lakes ein
weltumspannendes Netzwerk zum Schutz von Seen, Feuchtgebieten und
Süßwasserreserven. In den letzten 20 Jahren ist das Netzwerk auf 111
Seen und 140 Mitglieder angewachsen.

Programm und weitere Informationen:

www.livinglakes2019.org


Global Nature Fund und das Living Lakes-Netzwerk 

Der Global Nature Fund (GNF) ist eine unabhängige Stiftung für Umwelt-
und Naturschutz. Der GNF wurde 1998 gegründet und hat Büros in
Radolfzell, Bonn und Berlin. Eine der zentralen Initiativen des GNF
ist das Living Lakes-Netzwerk - ein globales Netzwerk von
Organisationen, die sich für den Schutz von Seen und Feuchtgebieten
einsetzen. Das Netzwerk umfasst derzeit 111 Seen auf der ganzen Welt.

Fundación Global Nature

Die spanische Organisation Fundación Global Nature wurde 1993 mit dem
Ziel gegründet, sich für die Erhaltung von Lebensräumen und Arten als
auch für die Förderung der nachhaltigen Entwicklung im privaten Sektor
einzusetzen. Die Renaturierung und die nachhaltige Bewirtschaftung von
Feuchtgebieten war in der Vergangenheit eine der Hauptaufgaben der
Stiftung.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.05.2019

Global Nature Fund (GNF)

Öffentlichkeitsarbeit

www.globalnature.org
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ATOM/454: CO2 - Energieversorgung Atom ... (SB)




Die französische Regierung hat angekündigt, daß sie ihr Ziel, den
Anteil der Atomenergie am Strommix auf 50 Prozent zu verringern, um
zehn Jahre von 2025 auf 2035 verschieben wird. Begründung: Man will
die CO₂-Emissionsziele vom Klimaschutzübereinkommen von Paris
einhalten. In dieser Entscheidung Frankreichs zeigt sich ein
allgemeiner Trend der Staaten mit Atomkraftwerken, sich unter dem
Eindruck der prognostizierten drastischen Klimaveränderungen
verstärkt der Atomenergie als vermeintlich unverzichtbar zuzuwenden.
Die Akw-Betreiber werben sogar dafür, daß Atomkraftwerke an dem
milliardenschweren Fonds für Klimaschutzmaßnahmen partizipieren
dürfen.

Am 30. April hat der französische Umweltminister François de Rugy dem
Kabinett Präsident Emmanuel Macrons einen Gesetzentwurf zur Energie-
und Klimapolitik vorgelegt, der darauf abzielt, Frankreich bis Mitte
des Jahrhunderts klimaneutral zu machen [1]. Demnach sollen die
fossilen Energieträger bis 2030 um mindestens 40 Prozent und nicht
mehr wie bisher um 30 Prozent reduziert werden. Bestandteil des
Entwurfs ist ebenfalls, daß die Kohleverstromung im französischen
Kernland im Jahr 2022 beendet wird. Mit dem Argument, daß man sich
realistische Ziele zum Umbau des Energiesystems setzen muß, sollen
jedoch neun Kernkraftwerksblöcke nicht in sechs, sondern erst in 16
Jahren abgeschaltet werden. Damit folgt Rugy dem Strategiepapier zur
Energiewende (pluriannuelle de l'énergie - PPE), das Macron am 27.
November 2018 vorgelegt hat.

Frankreich generiert gegenwärtig mehr als 70 Prozent seines
elektrischen Stroms in 72 Kernreaktoren. Noch unter dem Eindruck des
Super-GAUs im japanischen Atomkomplex Fukushima Daiichi im Jahr zuvor
hatte der damalige sozialistische Präsident François Hollande 2012
beschlossen, den Atomstromanteil Frankreichs auf 50 Prozent bis 2025
zu verringern und das in die Jahre gekommene Akw Fessenheim bis
spätestens 2017 zu schließen. Das ist nicht geschehen, zumindest
Block 2 des nur einen Kilometer von der deutschen Grenze entfernt gelegenen,
als marode einzuschätzenden Akw läuft nach Unterbrechungen weiter.
Als Hollande von Emmanuel Macron an der Spitze Frankreichs abgelöst
wurde, hatte dieser noch zugesagt, die Ziele seines Vorgängers
hinsichtlich der Atompolitik zu respektieren, ohne allerdings dabei
die nationale Energiesouveränität aufgeben zu wollen.

Sicherlich spielt Frankreich aufgrund seines äußerst hohen Anteils an
Atomenergie sogar noch innerhalb der Atomenergiestaaten eine
Sonderrolle. Nichtsdestotrotz zeigt sich in seinem Hinauszögern der
Akw-Abschaltung, daß die Behauptung, Atomkraftwerke seien
klimafreundlich, weil sie während des Betriebs kaum
CO₂-Emissionen abgeben, verfängt. So erlebt die Branche
gegenwärtig zwei gegenläufige Trends, sowohl den Ausstieg aus der
Atomenergie als auch ihre Renaissance als angeblich kleineres Übel
gegenüber dem Klimawandel. Völlig außen vor bleibt bei solchen
Rechnungen, daß Atomkraftwerke "Kollateralschäden" verursachen -
siehe Windscale 1957, Harrisburg 1979, Tschernobyl 1986, Fukushima
Daiichi 2011 -, die zu beheben gewaltige Mengen an Energie erfordert,
für die selbstverständlich Treibhausgase emittiert wurden und teils
heute noch werden. Nähme man die Schadensbehebung von Unfällen in
Akws in die Klimabilanz auf, ließe sich die Behauptung von ihrer
Klimafreundlichkeit nicht mehr aufrechterhalten.

Anstatt radikale Wege zur Verringerung des Energieverbrauchs
einzuschlagen, die allerdings fundamental das von wirtschaftlicher
Wachstumsnot, privater Profitaneignung, externalisierten
Umweltschäden und Verknechtung des für Lohn arbeitenden Menschen
geschmierten Gesellschaftsmodells in Frage stellen würden, gewinnt 
unter der akuten Bedrohung durch den Klimawandel ausgerechnet eine
zentralistische, mit hohem Proliferationspotential ausgestattete
Energieform an Attraktivität. Wurde bei ihrer Einführung noch
behauptet, es käme statistisch nur einmal in einer Million Jahren zu
einer unkontrollierten Kernschmelze mit Strahlenfreisetzung in die
Umwelt, hat die Praxis gezeigt, daß man rund alle 20 bis 25 Jahre
damit rechnen muß. Insofern ist es durchaus sicherheitsrelevant, wenn
Frankreich einen kleinen Teil seiner Atomkraftwerke zehn Jahre später
abschaltet als ursprünglich vorgesehen.


Fußnote:

[1] http://www.world-nuclear-news.org/Articles/French-bill-delays-nuclear-reduction-by-ten-years
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RESSOURCEN/232: Meeresboden - ein fauler Kompromiß ... (SB)




Vor zwei Jahren haben die Cookinseln ihre gesamte Ausschließliche
Wirtschaftszone zu einem der größten Meeresschutzgebiete der Welt
erklärt. Das war von Jacqueline Evans initiiert worden, die dafür vor
wenigen Tagen mit dem renommierten Goldman Environmental Prize
ausgezeichnet wurde. Zugleich wirbt das aus 15 Inseln bestehende Land
inmitten des Pazifiks um Investoren für den Meeresbodenbergbau, der
ebenfalls in seiner Ausschließlichen Wirtschaftszone stattfinden
soll. Da der Abbau von Manganknollen, die hier reichlich vorkommen,
ein eklatanter Widerspruch zum Meeresschutz ist, sollen die
Bergbauaktivitäten nur in ausgewiesenen Blöcken stattfinden und nicht
eher beginnen, als bis die notwendigen Umweltauflagen erfüllt sind
und die lokale Bevölkerung zugestimmt hat.

Die Umweltfolgen des Meeresbodenbergbaus werden zwar gegenwärtig noch
intensiv erforscht, aber schon jetzt ist klar, daß beispielsweise das
Einsammeln oder Einsaugen von Manganknollen vom Meeresboden teils
Jahrzehnte anhaltende Störungen in den marinen Ökosystemen
verursachen kann. Das hat unter anderem das Projekt DISCOL (1988-93)
gezeigt, im Rahmen dessen im Südostpazifik Manganknollen vom
Tiefseeboden eingesammelt wurden. Abgesehen von der direkten
Vernichtung von Lebensformen, haben sich einige Arten erst nach
sieben Jahren "erholt", andere gar nicht. Daß damals Eingriffe in das
marine Ökosystem vorgenommen wurden, ist bis heute an der
Zusammensetzung der Biodiversität abzulesen.

Zudem sind die Manganknollen ihrerseits beispielsweise von Schwämmen
besiedelt. Ein Abbau wäre somit auf jeden Fall ein zerstörerischer
Eingriff, und es stellte sich dann die Frage, die stets die gleiche
ist: Zu welchem Preis stimmen ein Staat oder eine Bevölkerung solch
einem destruktiven Vorhaben zu?

Fünf Jahre lang hatten sich Jacqueline Evans und andere für die
Einrichtung eines Meeresschutzgebiets engagiert. Schließlich, am 13.
Juli 2017, stimmte das Parlament der Cookinseln dem Vorschlag zu.
Das Marae Moana genannte Meeresschutzgebiet umfaßt eine Fläche von
rund 1,9 Mio. Quadratkilometern. Hier darf durchaus weiter Fischfang
und Meeresbodenbergbau betrieben werden, sofern dabei
Nachhaltigkeitskriterien eingehalten werden. Darüber hinaus wird
jedoch um jede der 15 Inseln der Cookinseln herum eine Zone im
Abstand von jeweils 50 Seemeilen gezogen, in der weder
industrieller Fischfang noch Bergbau betrieben werden darf.

Das Meeresschutzgebiet umfaßt flache Atolle, eine Vulkaninsel, eine
Sandinsel und höhere Kalksteininseln. In den Gewässern leben über 130
Korallen- und mehr als 600 Fischarten. Auch Wale, Delphine, Haie und
Meeresschildkröten finden sich hier.

Die Fläche, auf der "erntereife" Manganknollen in einer Menge von
mehr als 5 Kilogramm pro Quadratmeter vorkommen, beträgt 750.000
Quadratkilometer. Die Manganknollen, die in einer Wassertiefe von
3500 bis 5000 Meter vorkommen und deren abbauwürdiges Gesamtvolumen
auf über zehn Mio. Tonnen geschätzt wird, haben einen vergleichsweise
hohen Anteil von Kobalt, berichtete der Leiter der National Minerals
Seabed Authority (NMSA), Paul Lynch, 2013 bei einem Workshop in Kiel.
Bei seinem Vortrag betonte Lynch die Bedeutung eines Regelwerks,
damit der Meeresbodenbergbau auch unter Einhaltung von
Umweltkriterien betrieben werden kann. [2]

Falls das jemals gelingt, stellt sich die Frage, welche Kompromisse
dabei gemacht wurden. Abgesehen von den Studien, die zur Zeit eine
Reihe von Staaten im sogenannten Manganknollengürtel des äquatorialen
Ostpazifiks zwischen Hawaii und Mexiko, in der sogenannten
Clarion-Clipperton-Zone durchführen, kann man sagen, daß die
verheerenden Zerstörungen am Meeresboden durch die Ernte von
Manganknollen denen der Schleppnetzfischerei ähneln. Dabei wird die
Oberfläche des Meeresbodens abrasiert, und es entstehen
Sedimentfahnen, die aufgrund der Strömungen teils viele Kilometer
davongetragen werden und dabei weitere marine Ökosysteme schädigen.

Kobalt ist ein wichtiger Rohstoff für die Elektromobilität und
Digitalisierung. Auch andere Elemente wie Titan, Nickel und Yttrium
sind begehrt. Weil die Cookinseln neben Tourismus kaum über
nennenswerte Wirtschaftszweige verfügen, über die Devisen ins Land
kommen, besteht ein erheblicher Reiz, man könnte auch von Druck
sprechen, sich die "Naturschätze" am Tiefseeboden verfügbar zu
machen. Die Entscheidung der Cookinseln, ihre Ausschließliche
Wirtschaftszone zum Meeresschutzgebiet zu erklären, tat niemandem
weh.


Fußnoten:

[1] https://www.goldmanprize.org/blog/introducing-the-2019-goldman-environmental-prize-winners/

[2] http://schattenblick.de/infopool/umwelt/report/umrb0050.html
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BILDUNG/3342: Internationaler "Fascination of Plants Day" - Tag der offenen Türen in Malchow, 18.5.


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
03.05.2019

Internationaler "Fascination of Plants Day": Tag der offenen Türen
in Malchow



Am Samstag, den 18. Mai öffnet das Leibniz-Institut für
Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung (IPK) für die
interessierte Öffentlichkeit in Malchow auf der Insel Poel seine
Türen. Unter dem Motto "Schätze im Norden" lädt die Teilsammlung Nord
des IPK nach Malchow/Poel ein. Öl- und Futterpflanzen finden im Norden
Deutschlands an diesem Tag eine beachtenswerte Bühne.

Pflanzenforschende in aller Welt begehen am 18. Mai den "Fascination
of Plants Day", den "Aktionstag Pflanze". An diesem Tag steht unsere
Lebensbasis - die Pflanze - im Fokus der weltweiten Aufmerksamkeit.
Das IPK öffnet von 10 bis 14 Uhr für Besucherinnen und Besucher an dem
Tag an einem der zwei Standorte in Mecklenburg-Vorpommern die Tore und
präsentiert eine Schatzkammer voll pflanzengenetischer Ressourcen.

Die Standorte Groß Lüsewitz bei Rostock und Malchow auf der Insel Poel
beherbergen die Sortimente von Kartoffeln sowie von Öl- und
Futterpflanzen der bundeszentralen Ex-situ-Genbank. Mit seiner Arbeit
trägt das Leibniz-Institut zum Erhalt, zur Erforschung und damit zur
besseren Nutzung der Vielfalt unserer Kulturpflanzen bei. Über 14.000
Muster an Gräsern, Öl-und Futterpflanzen sowie 6.000 Muster von Wild-
und Kulturkartoffeln werden an den Standorten in
Mecklenburg-Vorpommern erhalten. Die Besucher können sich selbst von
der Vielfalt und den sehr unterschiedlichen Nutzungsmöglichkeiten von
Pflanzen überzeugen lassen. Anhand von Präsentationen können die Gäste
mehr über die Forschung am IPK erfahren. Bei Rundgängen wird gezeigt,
wie viele Arbeitsschritte notwendig sind, bis das Saatgut auch im
"ewigen Eis" auf Spitzbergen für nachfolgende Generationen gesichert
werden kann.

Ein besonderer Höhepunkt wird der Festvortrag von Prof. Dr. Bettina
Eichler-Löbermann von der Universität Rostock. Die "Agrobiodiversität
im 250. Geburtsjahr von Alexander von Humboldt" steht im Zentrum ihrer
Gedanken an diesem besonderen Tag der Pflanzen.

Ein buntes Programm lädt Besucher zum Verweilen ein. Verschiedene
Stände bieten selbstgefertigte Produkte zum Verkauf oder zur
Verkostung an.




https://plantday18may.org

Weitere Informationen finden Sie unter

https://offene-tueren.ipk-gatersleben.de/18-mai-fascination-of-plants-day-malchow/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714988

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2011

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung - 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3341: Mehr biologische Vielfalt im Garten - NABU-Naturgarten in HH-Alsterdorf am 12.05. geöffnet


NABU Landesverband Hamburg - 6. Mai 2019

NABU ruft auf: Gönn dir Garten

Für mehr biologische Vielfalt in unseren Gärten / Schaugarten des NABU
in HH-Alsterdorf am 12.5. geöffnet



Jeder kann etwas für die Artenvielfalt tun, gerade im eigenen Garten
oder auf dem Balkon. Im NABU-Naturgarten können die Besucher am
Sonntag, den 12. Mai von 11-17 Uhr über naturnahes Gärtnern
informieren, viele praktische Tipps von den Experten erhalten und sich
vor Ort anschauen, wie man diese Tipps praktisch umsetzen kann, dmait
Vögel, Bienen, Igel und Co. ein Zuhause finden. Auch wer noch keine
Vorstellung davon hat, wie sein Stück Grün aussehen könnte, der kann
auf www.NABU.de/gartenvielfalt herausfinden, was individuell zu ihm
und seinem "grünen Wohnzimmer" passt. Ob für Genießer, Naschkatzen
oder Deko-Freunde - für jeden Hobbygärtner und jede Hobbygärtnerin ist
etwas dabei.

"Durch die zunehmende Flächenversiegelung und die Intensivierung der
Landwirtschaft verschwinden Hecken, Säume und blütenreiche Wiesen, die
Vögeln und Insekten Lebensraum und Nahrung bieten. Die Zahl der
Insekten hat in Deutschland seit den 90er Jahren rapide abgenommen.
Und gerade Gärten können zu wichtigen Rückzugsräumen für Tiere und
Pflanzen werden, wenn sie naturnah und vielfältig gestaltet sind",
sagt Michael Kasch vom Naturgarten-Team des NABU Hamburg.

Als Alternative zum Einheitsgrün aus Rasen, Bambushecke und
Kirschlorbeer empfiehlt der NABU vor allem heimische Pflanzen, die mit
Pollen, Nektar und Beeren Vögel und Insekten anlocken. Außerdem rät
der NABU zu einer Vielfalt an kleinen Biotopen und zum Verzicht auf
Pestizide, torfhaltiger Erde und chemischen Dünger. Auch bei der
Pflege lässt sich Arbeit sparen, wenn man weniger aufräumt, sondern
gezielt lenkt - und Nützlingen die Arbeit überlässt.

"Wer glaubt, dass Naturschutz im Garten anstrengend ist und Unordnung
ver-ursacht, liegt falsch", sagt Michael Kasch. "Schon mit kleinen
Handkniffen lassen sich tolle Erfolge erzielen, die Freude machen und
für Entspannung sor-gen." Ein buntes Beet aus heimischen Wildstauden
etwa oder eine Igel-Ecke, an der auch Kinder Spaß haben. Essbare
Wildkräuter können im Garten bleiben und den Speiseplan ergänzen.
Gleichzeitig liefern sie Blüten für Hummeln und Schmetterlinge, über
die wir uns im Garten freuen. "Vielfalt fördert auch das
Naturerlebnis. Gerade Tiere zu beobachten, geht nirgendwo leichter als
im ei-genen Garten", so Kasch.

Auch für Vögel können wir viel im Garten tun. Sie finden in der freien
Landschaft immer weniger Nahrung und wandern in die Siedlungsräume.
Für jede Art lässt sich im Garten etwas verbessern: Bäume und
Sträucher sind wich-tig als Nistplätze, zum Schutz und als
Nahrungsquelle. Vor allem Standvögel wie Grünfink und Rotkehlchen, die
in unseren Breiten verweilen, benötigen Beeren und Sämereien
heimischer Sträucher wie die des Holunders als Nahrung im Winter.

Wichtig für Insekten und damit auch für Vögel ist der Verzicht auf
chemische Schädlingsbekämpfung. Zudem hilft den Tieren räumlich- und
zeitversetztes Mähen sowie mehr Handarbeit als laute Maschinen. Wer
zusätzlich zu Bäumen und Sträuchern Vögeln gezielt Nistmöglichkeiten
anbieten möchte, sollte auf artspezifische Besonderheiten achten:
Höhlenbrüter wie Kohlmeise, Sperling, Star oder Trauerschnäpper
bewohnen beispielsweise Höhlenkästen.

Der NABU-Naturgarten ist am Sonntag, den 12. Mai 2019 von 11 bis 17
Uhr geöffnet. Er befindet sich (Parzelle 185) im Kleingartenverein
"Birkenhain", Bebelallee / Ecke Braamkamp bzw. Deelböge (etwa 3
Gehminuten von der U1, Haltestelle Lattenkamp) und wird von der
NABU-Gruppe Bramfeld/Ohlsdorf/Barmbek betreut. Der Eintritt am Tag der
offenen Gartenpforte ist frei, Spenden sind herzlich willkommen. Und
wer selbst Lust auf naturnahes Gärtnern bekommt, ist bei der Gruppe
herzlich willkommen.

Weitere Informationen unter:

www.NABU.de/gartenvielfalt

sowie zum Naturgarten des NABU Hamburg unter

www.NABU-Hamburg.de/naturgarten

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 51/19, 06.05.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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TAGUNG/1839: Rostock, 7.5. - Öffentliche Podiumsdiskussion "Weidetiere im Visier des Wolfes?"


Universität Rostock - 03.05.2019

Weidetiere im Visier des Wolfes?



Der Wolf breitet sich immer mehr aus auch in Mecklenburg-Vorpommern.
Seit kurzem ist ein Wolfsrudel in der Nähe von Rostock bestätigt
worden. Welche Wege im Umgang mit dem Wolf können beschritten werden,
um in einer Region mit Wolfsvorkommen Weidewirtschaft sicher zu
betreiben? Wie lassen sich Gefahren für beide Seiten abwenden und ein
Ausgleich der Interessen vornehmen?

Am 7. Mai 2019 findet eine Podiumsdiskussion zum Umgang mit dem Wolf
in Mecklenburg-Vorpommern statt. Daran nehmen unter anderem Dr. Till
Backhaus (Minister für Landwirtschaft und Umwelt), Ingo Stoll
(Vorstandsmitglied Landesschaf- und Ziegenzuchtverband M-V), Dr.
Volker Böhning (Präsident des Landesjagdverbandes M-V) und Stefan
Schwill (Vorsitzender des NABU M-V) teil. Mit der Veranstaltung wird
das Ziel verfolgt, alle betroffenen Seiten zu hören.

Veranstaltet wird das Podiumsgespräch von der jungen Deutschen
Landwirtschaftlichen Gesellschaft (DLG) - Team Rostock, gebildet von
Studierenden der Agrar-und Umweltwissenschaftlichen Fakultät der
Universität Rostock.

Öffentliche Veranstaltung

Podiumsgespräch "Weidetiere im Visier des Wolfes?"

Großer Hörsaal der Agrar- und Umweltwissenschaftlichen Fakultät der
Universität Rostock, Justus von Liebig Weg 8

Der Eintritt ist frei.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uni-rostock.de/universitaet/aktuelles/veranstaltungen/detailansicht/n/weidetiere-im-visier-des-wolfes-45231/

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news714975

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock - 03.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TOUR/557: "Reise ins Innere der Erde" am 11.5., 15.6., 1.7., 6.8., 15.9., 3.10. (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 4. Mai 2019

"Reise ins Innere der Erde" - Geologische Exkursion am Samstag, 11.
Mai 2019

Mit dem Diplom-Geologen Carsten Pohle unterwegs



Altenau-Torfhaus. Sind Sie neugierig, wie es im "Inneren der Erde"
aussieht? Teilweise stehen wir auf Jahrmillionen alten Gesteinen, ohne
es zu wissen. Carsten Pohle öffnet den Wanderern den Blick für die
Geheimnisse, die zwischen den Kristallen, Mineralen und Gesteinen
lauern. Am Ende verstehen wir, warum man Teile des Harzes die
Klassische Quadratmeile der Geologie nennt und was unter dem Kreislauf
der Gesteine zu verstehen ist.

Die Zeitreise folgt einem Rundweg über die Wolfswarte und den
Clausthaler Flutgraben. Ein wenig Trittsicherheit und eine normale
Grundkondition sind erforderlich.

Mit diesem geologischen Angebot kommt das Besucherzentrum seiner
Funktion nach, die es als offizielles Geopark-Informationszentrum
neben der Nationalparkarbeit seit 2011 ebenfalls erfüllt.

Termine 2019: 

11. Mai 10 Uhr | 15. Juni 10 Uhr | 1. Juli 13 Uhr | 6. August 13
Uhr | 15. September 13 Uhr | 3. Oktober 10 Uhr

Dauer: 

ca. 3,5 Stunden

Anerkennungsbeitrag: 

Kinder 5 Euro, Erwachsene 10 Euro, Familien 20 Euro (2 Erwachsene und
Kinder bis 16 Jahre)

Treffpunkt: 

Wandertreff hinter dem Nationalpark-Besucherzentrum TorfHaus

Anmeldung erforderlich unter

post@torfhaus.info oder Tel. 05320-331790

Hintergrundinformationen

Nationalpark Harz

Der Nationalpark Harz ist seit 2006 der erste
bundesländerübergreifende Nationalpark in Deutschland und gleichzeitig
der größte Waldnationalpark Deutschlands. Hier werden auf etwa 250 km²
die einheimischen Fichten-, Misch- und Buchenwälder geschützt. Bereits
auf etwa 62% der Fläche gilt das Motto "Natur Natur sein lassen". In
manchen Bereichen werden Waldentwicklungsmaßnahmen durchgeführt, um
eine naturnahe Entwicklung der ehemaligen Nutzwälder zu unterstützen.

Geopark Harz - Braunschweiger Land - Ostfalen

Der UNESCO Global Geopark Harz - Braunschweiger Land - Ostfalen
erstreckt sich vom Mansfelder Land im Osten bis zur Gemeinde Kalefeld
im Westen über Teile der Länder Niedersachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen. Er umfasst den gesamten Harz, seine unmittelbar
angrenzenden Vorländer und das weiter nördlich davon gelegene
Braunschweiger Land. Zwischen Harz und Flechtinger Höhenzug befindet
sich eine besondere geologische Struktur mit Salzstöcken sowie
Eisenerz- und Braunkohlelagerstätten. Der Harz mit seinen Vorländern
bietet Sedimente, Gesteine vulkanischen Ursprungs und
Karstlandschaften. Besondere Bedeutung hat die 6.000 Jahre
zurückreichende Bergbaugeschichte. Als "Klassische Quadratmeile der
Geologie" ist international eine Gegend am Nordharzrand bekannt, die
mit ihrer Aufrichtungszone Einblicke in die Sedimentablagerung der
riesigen Zeitspanne von vor 65 bis vor 250 Millionen Jahren gewährt.

Nationalpark-Besucherzentrum TorfHaus

Das Nationalpark-Besucherzentrum TorfHaus ist eine der zentralen
Einrichtungen der Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit des
Nationalparks Harz. Betrieben wird es federführend vom
BUND-Landesverband Niedersachsen in einem Trägerverbund mit der
Gesellschaft zur Förderung des Nationalparks Harz und der Berg- und
Universitätsstadt Clausthal-Zellerfeld. Seit 2011 ist es auch
Geopark-Infozentrum.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 04.05.2019

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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MARKT/4179: Herten - Blumenmarkt am 11. Mai 2019


Stadt Herten

Hertener Blumenmarkt im Mai

"Neustart Innenstadt" und Arbeitskreis "Grüne Stadt" mit eigenem Stand



Herten. Blumen soweit das Auge reicht - am Samstag, 11. Mai, und
Sonntag, 12. Mai, verwandelt sich die Hertener Innenstadt beim 
Blumen- und Gartenmarkt von 10 beziehungsweise 11 bis 18 Uhr wieder in 
ein buntes Blumenmeer. Zum bundesweiten "Tag der Städtebauförderung" an
dem Samstag präsentieren sich das Projekt "Neustart Innenstadt" sowie
der Arbeitskreis "Grüne Stadt" an einem gemeinsamen Stand auf dem
Markt.

Das Projekt "Neustart Innenstadt" informiert dabei über alle geplanten
"grünen" Projekte und wird im Vorfeld des vorgesehene
Planungsverfahren für den öffentlichen Raum Interessierte nach ihrer
Meinung zu den Straßen, Gassen und Plätzen in der Innenstadt fragen.

Der Arbeitskreis "Grüne Stadt" bemüht sich bereits seit 2014 mit
unterschiedlichen Maßnahmen und Aktionen, die biologische Vielfalt zu
fördern und das Leitbild "Grüne Stadt Herten" zu unterstützen. Zum
Blumenmarkt wird der Arbeitskreis über seine Arbeit informieren,
Broschüren auslegen, ein Quiz zu Vögeln und Insekten anbieten sowie
Samentütchen mit bienenfreundlichem Biosaatgut verteilen. Darüber
hinaus können Interessierte Leckereien aus Wildkräutern wie zum
Beispiel Wildkräuterpesto und Löwenzahngelee probieren und tolle
Rezepte zum Nachkochen mitnehmen. Der Arbeitskreis möchte mit seinem
Stand auch auf seine Arbeit aufmerksam machen und interessierte für
eine Mitarbeit begeistern.

Darüber hinaus stellt sich das Projekt "Naturbezogene Bildung" vor. Es
kümmert sich seit Anfang des Jahres darum Kindern aus der Innenstadt
die Themen "Natur" und "Umwelt" näher zu bringen. Ziel des Projektes
ist es, dass die Kinder wieder mehr Naturerfahrungen erleben und
Freiräume in der Stadt nutzen und gestalten. Im Rahmen des
Blumenmarktes können Kinder sogenannte "Seedbombs" (Samenbomben)
basteln und mit diesen eigenständig ihre persönliche Umgebung bunter
gestalten. Darüber hinaus können sie kreative Buttons herstellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. Mai 2019

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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MARKT/4178: Braunschweig - Fahrradversteigerung am 11. Mai 2019


Stadt Braunschweig

Fahrradversteigerung am 11. Mai - Vorbesichtigung am Dienstag



Braunschweig. Etwa 200 Damen-, Herren- und Kinderfahrräder, die als
Fundsache dem Fundbüro übergeben wurden und deren gesetzliche
Aufbewahrungsfrist abgelaufen ist, werden am Samstag, 11. Mai, ab 9
Uhr, gegen Höchstgebot versteigert. Die Versteigerung findet im
Fahrradlager des Fachbereichs Bürgerservice, Öffentliche Sicherheit,
Richard-Wagner-Straße 1, statt. Die Bezahlung muss sofort in bar
erfolgen.

Eine Gewährleistung für den Wert sowie mögliche Mängel der
versteigerten Gegenstände wird nicht übernommen. Die Fahrräder können
am Dienstag, 7. Mai, in der Zeit von 14 Uhr bis 16 Uhr sowie am
Samstag, 11. Mai, vor Versteigerungsbeginn, in der Zeit von 8 Uhr bis
8.55 Uhr besichtigt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 3. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7420: Hanau - Stadtführung "Knigge auf Stippvisite in der Brüder-Grimm-Stadt" am 11. Mai


Stadt Hanau

Knigge auf Stippvisite in der Brüder-Grimm-Stadt

Eine Stadtführung der Tourist-Information Hanau am Samstag, 11. Mai



Kein Geringerer als Freiherr Adolph von Knigge entführt am Samstag,
11. Mai, im Auftrag der Tourist-Information Hanau in die Welt des
Anstands und Benimms. Für einige Stunden schlüpft Stadtführer
Alexander Bork in Gehrock und weiße Puderperücke und nimmt seine Gäste
mit auf eine Tour durch Hanau.

Im historischen Kostüm begleitet er all diejenigen, die neben
Benimmregeln auch etwas über das wahre Leben des Freiherrn sowie die
Freimaurerei in Hanau erfahren wollen. Zudem weiß Knigge eine Menge
über das Leben in Hanau gegen Ende des 18. Jahrhunderts zu erzählen.
Drei Jahre lang weilte er in der Stadt und war in dieser Zeit als
Maitre de Plaisir am Hof des Erbprinzen Wilhelm IX tätig, bis er die
Hanau im Jahr 1780 wieder verließ.

Entlang der Strecke, die von der Altstadt über die Rosenstraße zum
Endpunkt am Brüder-Grimm-Denkmal führt, berichtet Stadtführer Bork
Geschichten aus dem Leben des Freiherrn. Natürlich gibt es auch
praktischen Unterricht und die Teilnehmer der Führung erfahren
beispielsweise, wie man einen korrekten Handkuss gibt und erhalten
Tipps für den neuzeitlichen Umgang mit Geschäftspartnern und ihren
Visitenkarten.

Treffpunkt für die Veranstaltung der Tourist-Information Hanau ist um
14 Uhr vor dem Congress Park Hanau am Schlossplatz. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist dringend erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird.

Anmeldung bei der Tourist-Information im Hanauer Rathaus unter Telefon
06181-295 739 oder per E-Mail an touristinformation@hanau.de oder beim
Hanau Laden am Freiheitsplatz 3, Telefon 06181-427 78 99 . Weitere
Informationen über diese und andere Stadtführungen unter
www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 29. April 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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